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Der Staatsrat 
des Kantons Wallis 
an den 
Grossen Rat

Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren A bgeordnete

W ir beehren uns, Ihnen gemäss A rtike l 54 der 
Kantonsverfassung den V e rw a ltu ng sb e rich t des 
Staatsrates fü r  das Jahr 2003 zu unterbre iten.

W ir benützen diesen Anlass, um Ihnen, sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
A bgeordnete, die Versicherung unserer ehrerbietigen 
Hochachtung zu erneuern und Sie samt uns dem 
M achtschutz Gottes zu em pfehlen.

Sitten, im März 2004.

Der Präsident des Staatsrates:
Jean-Jacques Rey-Bellet

Der Staatskanzler:
Henri v. Roten
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ENLEITUNG VON HERRN JEAN-JACQUES REY-BELLET 
STAATSRATSPRÄSIDENT

Das vergangene Jahr g ilt scheinbar als das Jahr der Ungewissheiten.

Die W eltw irtscha ft erlebt eine Periode der Stagnation, deren Aus- 
mass und Dauer sich insbesondere auf das Abendland fixieren.

Die Liberalisierung des Handelsverkehrs w ird  sogar inm itten der 
W elt-Handelsorganisation angefochten.

Die Bekäm pfung des internationalen Terrorismus fü g t sich einer 
neuen und riskanten D oktrin der präventiven Intervention.

Die Erweiterung der Europa-Union nach Osten schwächt den helve
tischen diplom atischen W eg der bilateralen Abkom m en.

Die Verschuldung unserer ö ffentlichen Gemeinwesen erreicht eine 
Schwelle, die strukture lle  Sparmassnahmen aufdrängt.

Der neue Finanzausgleich zwischen dem Bund und den Kantonen, 
dem Besorgnis erregende Sparmassnahmen vorausgingen, lässt 
bezweifeln, dass die Entlastung der A ufgaben des Bundes dazu bei
träg t, die Solidarität in zahlreichen Bereichen auf ihrer derzeitigen 
Stufe zu bewahren.

Die neue Regionalpolitik tend ie rt dazu, die zentral gelegenen 
Gebiete m it starker W ohndichte  auf Kosten der Randgebiete zu 
bevorzugen.

Das Gesundheitsnetz Wallis ist in die grossen Anpassungen verwi 
ekelt, die eine Koordination und A ufte ilung  der effiz ienten A u fga 
ben erfordern.

Die Hochschulen sind sich im Klaren, dass ihre A m bitionen zu 
Anpassungen neigen.

Der ö ffen tliche  Strassen- und Bahnverkehr gerät in eine Spirale von 
Sparvorschlägen.

Unsere von aussen d ik tierte  W irtschaftsförderung ist in einem stets 
härteren Konkurrenzkam pf verw icke lt und die Verletzbarkeit 
unseres Industrienetzes und unseres Tourismus b le ib t bestehen.

Die Lebensbedingungen im A lpenraum  stehen in Gefahr, teils weil 
sich die Naturgefahren verstärken und teils weil sich der Bund von 
seinen Verpflich tungen frei macht.

Das Jahr 2003 hegt aber auch ein paar Hoffnungsschim m er und 
sogar gewisse erwähnte Besorgnis erregende Themen können posi
tive Aspekte aufweisen. Es w ird  eine internationale w irtschaftliche 
W iederankurbe lung erwartet. Das stabilisierte Europa w ird  erwei
tert. Bund und Kanton unternehm en ihre Finanzsanierungen. Das 
Nachdenken über die Solidaritätsgrundlagen und -le is tungen sowie

über die Prioritäten im Bereich der Forschung, Ausbildung und tech
nischen Einrichtungen w urde eingeleitet.

In einem von Ungewissheiten geprägten Umfeld besteht som it das 
Risiko, dem Pessimismus und der Ängstlichke it zu verfallen. Die 
Logik verlangt unter W ahrung der Gelassenheit, dass man w ieder 
lernt, das W esentliche zu unterscheiden und sein W irken und die 
verfügbaren M itte l gezielt nach den Bedürfnissen abgestuft zu kon
zentrieren.

Unsere Gesellschaft w ar daran gew öhnt, genügend w ohlhabend zu 
sein, um ständig wachsenden und w uchernden Erwartungen nach
zukom m en. In schwereren Zeiten aber schaden die unkontro llierten 
und verzettelten Grosszügigkeiten einer w irksam en Solidarität. Die 
tatsächliche Lage zw ing t uns heutzutage, das W esentliche anzu
steuern, um das W esentliche zu bewahren.

Im Jahre 2003 stehen unser Bewusstsein und unsere Verhaltenswei
sen som it an einem W endepunkt. Die kom m enden Jahre werden in 
den Verwaltungsberichten der Regierung schrittweise die neuen 
Ausrichtungen einer Handlungsweise des Staates widerspiegeln, 
die m it Prioritäten verknüpft und begrenzt sind, bei denen eine Aus
w ahl noch ge troffen werden muss. Es ist kein grosser Verdienst in 
ruhigen Zeiten den richtigen Kurs einzuhalten.

Der S taatsratspräsident
Jean-Jacques Rey-Bellet
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STAATSKANZLEI

ALLGEMEINE VERWALTUNG

PRÄSIDIUM

PERSONALORGANISATION

D ienststelle

Staatskanzlei 
In form ation 
Finanzinspektorat
Zentrum  fü r Verwaltungsm anagem ent 
Total

PARLAMENTARISCHE VORSTÖSSE

A nzahl Etatstellen

17.30
4.00 

16.00
7.00

44.30

6.043 M o tion  der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat Jean- 
Yves Clivaz, betreffend Änderung des Gesetzes über die 
Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons 
und deren K on tro lle  vom  24. Juni 1980 und des 
Reglements betreffend das kantonale Finanzinspektorat 
vom 20. Mai 1981 (10.09.2002)
M o tion  in Form eines Postulats angenommen.
M it diesem Vorstoss w ird  die Abänderung der gesetzlichen 
Bestimmungen vorgeschlagen, so dass aus dem kantonalen 
Finanzinspektorat das kantonale Geschäftsführungs- und 
Finanzhaushaltsinspektorat w ird , dessen Verantw ortlichke it 
auf fo lgende Gebiete ausgew eite t w ird : Verw altungs
abläufe, Informatiksysteme, Personalm anagem ent...

6 .044 M o tion  der SPO-Fraktion, durch Frau Grossrätin Susanne 
Hugo-Lötscher und Hrn. Grossrat Marc Kalberm atter und 
der sozialistischen Gruppe Unterwallis, durch Hrn. Grossrat 
Benoît Curdy, betreffend Informationsgesetz (12.09.2002) 
M o tion  angenom m en
M it dieser M o tion  w ird  der Staatsrat au fgefordert, ein 
Gesetz über die In form ation der Bevölkerung auszuarbei
ten, das die Grundsätze und das Verfahren zur In form ation 
über die Tätigkeit der Behörden und der Verwaltung, 
nam entlich den Grundsatz der Transparenz, das Recht auf 
In form ation und auf Einsicht in Akten regelt. Der Staatsrat 
spricht sich grundsätzlich fü r ein Inform ationsgesetz aus.

6.045 M otion  von Hrn. Grossrat Beat A bgottspon (CVPO) und 
Konsorten be tre ffend A bänderung der massgebenden 
Gesetzgebung bezüglich den A b lau f der Beratungen über 
die Regierungsrichtlinien und den Finanzplan durch den 
Grossen Rat und dessen Kompetenzen (12.09.2002) 
M o tion  in ein Postulat um gewandelt.
M it dieser M o tion  w ird  eine Revision von Spezialgesetzen 
ge fo rd e rt, m it dem Ziel, den Beratungen über die 
Regierungsrichtlinien und den Finanzplan im Grossen Rat 
sowohl fü r diesen selbst als auch fü r die Regierung binden
den Charakter zu verleihen. Der Staatsrat ist allerdings der 
Ansicht, dass die M ehrjahresplanung in erster Linie ein 
Regierungsakt ist und som it in seiner Zuständigkeit liegt.

6 .046 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat Alexis 
Turin, be treffend Transparenz der ö ffentlich-rechtlichen 
oder privaten Gesellschaften, an denen der Staat m ehrhe it
lich oder massgeblich be te ilig t ist (23.05.2002)
Das Postulat w ird  m it Vorbehalt angenommen.
In diesem Postulat w ird  der Staatsrat dazu au fgefordert, a ll
jährlich  einen S onderberich t über die T ä tigke it der 
Gesellschaften, an denen er m ehrheitlich be te ilig t ist, zu 
unterbreiten und darin auf verschiedene Aspekte seiner 
Beteiligung einzugehen.

6.048 Postulat der DC-Gruppe Unterwallis, durch Hrn. Grossrat 
Maurice Tornay, betreffend subventionierte Institutionen - 
Leistungsvertrag (04.02.2003)
Postulat angenommen.
Dieses Postula t z ie lt au f die E in füh rung von 
Leistungsverträgen fü r sämtliche anerkannten Institutionen 
ab, in denen die Zielsetzungen, welche die besagten 
Subventionen rechtfertigen, klar de fin iert werden. Der 
Staat soll also die G rundsätze der neuen
V erwaltungsführung bei seinen Beziehungen m it den sub
ventionierten Institu tionen anwenden.

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN BUND  
UND KANTON

Im Laufe des Jahres 2003 hat der Staatsrat 41-m al in verschiedenen 
Vernehmlassungsverfahren des Bundes Stellung genom m en; diese 
A n tw orten  werden an unsere Vertreter in den eidgenössischen 
Räten überm itte lt und können auch auf der Internetsite des Staates 
Wallis (ww w .vs.ch) konsultiert werden. Der Staatsrat hat zudem 
mehrmals beim Bundesrat zugunsten der Walliser W irtscha ft in te r
veniert.

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEM WALLIS UND DEN ÜBRIGEN 

K antonen K onferenz der Kantonsregierungen (KdK)

Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) ist im Laufe des Jahres 
2003 viermal zu einer ordentlichen Plenarversammlung zusammen
getreten und zwar am 13. März, 20. Juni, 3. O ktober und 12. 
Dezember. Zudem fand am 28. November eine ausserordentliche 
Plenarversammlung statt, die dem Legislaturprogram m 2003-2007 
des Bundes gew idm et war. Der Staatsrat w ar an jeder dieser 
Versammlungen durch eines seiner M itg lieder vertreten. Im Laufe 
dieser Versam m lungen w urden nam entlich fo lgende Themen 
behandelt;
• Legislaturprogram m 2003-2007 des Bundes
• Entlastungsprogramm 2003 des Bundes
• Verwendung der überschüssigen Goldreserven der Nationalbank 

(SNB)
• Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben
• Neue bilaterale Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU
• Kantonsreferendum gegen das Steuerpaket 2001 des Bundes
• Nationale Föderalismuskonferenz

K onferenz der W estschw eizer K antonsregierungen (KW K)

Die Konferenz der W estschweizer Kantonsregierungen tra t im Jahre 
2003 ebenfalls zu vier ordentlichen Sitzungen zusammen und zwar 
am 7. März, 13. Juni, 26. September und 28. November. Am  16. 
Mai fand eine gemeinsame Tagung der KWK und des Espace 
M itte lland in Neuenburg statt. Der Staatsrat w ar an jeder dieser 
Sitzungen durch eines seiner M itg lieder vertreten. Im Laufe dieser 
Sitzungen w urden namentlich fo lgende Themen behandelt:
• Annäherung zwischen der KWK und dem Espace M itte lland
• Sachplan Schiene/Strasse
•  Vernehmlassung über die internationalen Schienenverbindungen
• Verwendung der überschüssigen Goldreserven
•  EuRefKa

R egierungskonferenz der G ebirgskantone

Die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ist im Jahre 2003 zu 
zwei Plenarversammlungen zusammengetreten und zw ar am 19. 
Mai und am 21. November. Der Staatsrat w ar an jeder dieser 
Sitzungen durch eines seiner M itg lieder vertreten. Er vertrat das 
W allis auch anlässlich der Tagung „W asser im Berggebiet - 
Vernetzung von Erfahrung und K om petenz", die am 27. September 
in A ltd o rf sta ttfand . Es g ing dabei nam entlich um fo lgende 
Themen:
• 2003 - UNO-Jahr des Wassers
• Regionalpolitik der Gebirgskantone
• Ö ffnung des Elektrizitätsmarkts

http://www.vs.ch


"CHANŒ LLER'IN":
Ein Q u alitä tsm an agem en tp ro jek t fü r  die Staatskanzlei

Das Projekt Chanceller'in hat zum Ziel, alle Verfahren in der 
Staatskanzlei zu definieren und zu inventarisieren. Im Laufe dieser 
A rbe iten  w urden  rund dreissig V erfahren inne rha lb  der 
Staatskanzlei festgelegt, was einen w ichtigen Schritt im Rahmen 
der Konzeptualisierung der Verwaltung und Klassifizierung der 
Dokum ente darstellt.
In einem zweiten Schritt w urde  ein neues A rbe its instrum ent im ple
m entiert, das die Verwaltung der D okum ente vereinfacht und ver
bessert. Dieses Q ua litä tsm a nag em en tp ro jek t soll es der 
Staatskanzlei m itte lfris tig  erlauben, die ISO-9001-Zertifizierung zu 
erlangen, so w ie  dies schon bei einigen Dienststellen der kantona
len V erw altung der Fall ist.

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER STAATSKANZLEI UND DEM  
PARLAMENTSDIENST DES GROSSEN RATES

In enger Zusamm enarbeit m it dem Parlamentsdienst des Grossen 
Rates ha t die Staatskanzlei un te r anderem  die de ta illie rten  
A ufste llungen der Geschäfte hinsichtlich der Vorbereitung der 
m onatlichen Sitzungen des Büros des Grossen Rates erstellt sowie 
die A ufte ilung  der parlamentarischen Vorstösse hinsichtlich der 
Vorbereitung der ordentlichen Sessionen des Grossen Rates vorge
nommen.
Zudem befasst sich die Staatskanzlei m it der W eiterverfo lgung der 
im Laufe der Legislaturperiode behandelten Botschaften und 
G esetzesentw ürfe  und b e te ilig t sich ak tiv  am Projekt zur 
Inform atisierung der parlamentarischen Vorstösse.

PROTOKOLL

Im Laufe des Jahres 2003 hat der Staatsrat in den staatlichen 
Empfangsräumen, auf Schloss Majorie, Schloss St. Maurice, Schloss 
Mercier, in der Villa de Riedmatten und in verschiedenen staatlichen 
E inrichtungen zahlreiche Persönlichkeiten em pfangen, u.a.:
•  den Botschafter der Ukraine, Hrn. Hevhen Bersheda;
• den Präfekten von Hochsavoyen, Hrn. Jean-François Carenco;
• den japanischen Botschafter, Hrn. Yuji Nakamura;
• den Bundesrat, anlässlich seines jährlichen Ausfluges;
• die Botschafterin der Rebublik Bulgarien, Frau Ivanka Petkova;
• den Botschafter des Grossherzogtums Luxemburg, Hrn. Yves 

Spautz;
•  den italienischen Generalkonsul, Hrn. Renato Castellani;
• den italienischen Botschafter, Hrn. Benedetto Francese;
•  Hrn. Léonard Gianadda, nach seiner A ufnahm e in die „Académ ie 

des Beaux-Arts" im Pariser „In s titu t de France" und der Übergabe 
des Schwerts.

Dieses Jahr, am 29. und 30. April, w urde  der Staatsrat von der 
Regierung von Appenzell Ausserrhoden em pfangen. Am 9. und 10. 
September em pfing er seinerseits die M itg lieder der Regierung des 
Kantons Zug.

VERSCHIEDENES

Am  7. Januar überbrachte der Staatsrat den W alliser Behörden im 
Supersaxosaal seine Neujahrswünsche.

Im Rahmen von zwei Feierlichkeiten in den M onaten Mai und 
November nahm er die Vereidigung von 391 Neubürgerinnen und 
N eubürgern vor.

Ausserdem wurden fü n f neue Notare vereidigt.

Dreimal hat er sich m it den W alliser Bundesparlamentariern in Bern 
ge troffen.

Er verlieh den Rünzi-Preis an Hrn. Luc Fellay fü r seine Beförderung 
zum Chef Heer und fü r seine ausgezeichneten Dienste zu Gunsten 
der W alliser Behörden und der W alliser Bevölkerung bei der 
Bewältigung der Naturkatastrophe vom  Februar/März 1999 als 
Kom m andant der Ter Br 10.

Im Laufe des Jahres hatte unsere Regierung die Ehre und das 
Vergnügen, 9 Personen zu ihrem hundertsten Geburtstag ein 
Geschenk überreichen zu dürfen:
• Frau Blanche Irène Noël-Jaquet, M artigny
• Frau Katharina Bayard, Eischoll
• Frau M arthe Roulet, Sitten
• Frau Hedwig Häuser, Visp
• Frau Catherine Gaist, Vétroz
• Frau Ida Pralong, Salins
• Herrn Luc Gillioz, M artigny
• Frau Madeleine Pot-Clavel, Siders
• Frau Marie-M adele ine Antille , Siders

Die Staatskanzlei hat zwei Empfänge im Grand-Brûlé in Leytron 
organisiert:
• m i t  den s tänd igen Kom m issionen des Grossen Rates, am 

7. November
• m it den Gerichts- und Kirchenbehörden, am 12. November.

Sie zeichnete auch fü r die Organisation der Sitzung der Dienstchefs 
vom 24. November verantw ortlich.

Der W eibeld ienst hat fü r den Staatsrat über 104 '000 km zurückge
legt.

Dank der gu ten  Zusam m enarbe it der Staatskanzlei m it der 
D ienststelle fü r  Hochbau kon n te  der S taatsrat seine 
Empfangsräum lichkeiten in der Villa de Riedmatten beziehen.



Ü bersetzungen der Staatskanzlei fü r  das Jahr 2003

Präsidium Grosser Rat D ep artem ente

Auftraggeber Seiten Gegenstand Seiten Auftraggeber Seiten

S taatsrat 149 Berichte 157 DFLA 42
Kanzlei 26 Vorstösse 128 DGSE
In fo rm a tion 61 Divers 5 DEKS 24
F inanzinspektora t DVIS
ZVM 4 DVBU
Total 240 290 66

•Z irk u la tio n  von 145 Dossiers un te r den M itg lie d e rn  des 
Staatsrates;

• Beglaubigung von 2263 Dokum enten;
• 8 1 8  Rechtskraftbescheinigungen von verschiedenen Verfügungen 

sowie die Rechnungsführung;
• Vorbereitung und Druck des Verwaltungsberichts;
•  V erö ffentlichung von 463 Arbeitsvergaben des Staatsrates im 

Am tsbla tt.

VERÖFFENTLICHUNG KANTONALER ERLASSE

Departemente
11X

Präsidium
40X

Die Gesetzessammlung des Jahres 2003 (ca. 300 Seiten) w urde im 
März herausgegeben. Dank der schnellen A ktualis ierung der 
Gesetze im In te rne t stehen dem Bürger die gew ünschten  
Inform ationen um gehend zur Verfügung und durch leistungsstarke 
Drucker kann die Nachfrage be fried ig t w erden. Es w urden keine 
Nachführungen der gedruckten systematischen Gesetzessammlung 
gelie fert. Seit dem Jahr 2003 kann man das A m tsb la tt auch im 
In ternet konsultieren, wobei erst w enige Rubriken online sind.

RECHTS- UND  
VERWALTUNGSANGELEGENHEITEN

SEKRETARIAT

Im Laufe des Jahres 2003 w urde die Staatskanzlei insbesondere m it 
fo lgenden Aufgaben betraut:
•  W eiterle itung und Behandlung von 2 '702 an den Staatsrat gerich

te ten Schreiben;
• Vorbereitung von 52 Staatsratssitzungen;
• Abfassung des Protokolls der Staatsratssitzungen, was insgesamt 

6 '173  num m erierte Entscheide ausmacht;

VERWALTUNGSBESCHWERDEN

Es w urde ein Rückgang der Verwaltungsbeschwerden verzeichnet, 
was m it dem Fehlen von Massenrekursen erklärbar ist. Dank der 
zur V erfügung  stehenden Ressourcen und der H ilfe von 
Praktikanten (4 Personen fü r eine Dauer zwischen zwei und fü n f 
Monaten) w a r es m öglich, mehr Fälle abzuschliessen als dass neue 
hinzukamen. Die Staatskanzlei hat bei zahlreichen gesetzgeberi
schen Entwürfen ihre M einung abgegeben und w ar in departe- 
mentsübergrelfenden Angelegenheiten involviert. Sie hat auch fü r 
die kantonale Disziplinarkommission sechs Fälle instruiert.

A usteilung der Beschwerden nach Sachgebiet im Jahre 2003

Instanz Übertrag
2002

Eingänge
2003

Total Erledigt Abgeschr. 
(StrE)

Erledigt
Total

Übertrag
2004

DFLA 14 9 23 9 5 14 9

DVIS
Strassenverkehr
Ausländer

109 27
97
59

292 22
50
44

29
44
12

201 91

DGSE 82 20 102 17 9 26 76

DEKS 16 12 28 12 6 18 10

DVBU 46 30 76 19 13 32 44

KBK (Bauten) 144 70 214 58 50 108 106

KStA (Stipendien und 
Ausbildungsdarlehen) 6 11 17 8 8 16 1

TOTAL 2003 
(Total 2002)

417
(393)

335
(443)

752
(836)

239'
(243)=

176
(176)

415
(419)

337
(417)

Beschwerden vor den Gerichten 2002 : KG 55 E ingänge, BG 13 Eingänge
2003 : KG 63 E ingänge, BG 9 Eingänge

*1 Von den 239 im Jahre 2003 m itte ls StrE erledigten Beschwerden w urden 31 gutgeheissen, also 13% 
*2  Von den 243 im Jahre 2002 m itte ls StrE erledigten Beschwerden w urden 22 gutgeheissen, also 9%



INFORMATION

In form ation der M edien

Im Jahr 2003 w urden etwa 500 A4-Seiten in Form von zweisprachig 
herausgegebenen Com m uniqués und Inform ationen verteilt. An 
den im abgelaufenen Geschäftsjahr vom Inform ationschef des 
Staates 35 e inberu fenen Pressekonferenzen und M ed ien 
orientierungen w urden ausserdem gegen 340 Dokum ente in deut
scher und französischer Sprache (2800 Seiten) zur Verfügung ge
stellt. Diese Inform ationen sind an etwa hundert Medien im Wallis 
und in der übrigen Schweiz gerichte t und werden gleichzeitig auf 
der W ebseite des Staates veröffentlicht.

Zusätzlich zu den In form ationen in den Medien hat die Ö ffentlich
keit auf diese Weise die M öglichkeit, sich durch Abfrage der im 
In ternet bereit gehaltenen O rig inaldokum ente ihre eigene Meinung 
über die Tätigkeiten der Behörden zu bilden.

Die eidgenössischen W ahlen im In ternet

Ausser der B erich te rs ta ttung  über die eidgenössischen 
A bstim m ungen vom  18. Mai (9 Vorlagen) und 9. Februar (2 
Vorlagen) w urden  anlässlich der N ationa lra ts- und 
Ständeratswahlen vom 19. O ktober und des zweiten W ahlgangs 
fü r die kleine Kammer vom 2. November grosse Anstrengungen 
un ternom m en. Bei dieser Gelegenheit w urde im ehemaligen 
Swisscom-Gebäude in Sitten, Chemin St-Hubert 1, das sich je tz t in 
Staatseigentum befindet, ein neues M edienzentrum  eingerichtet.

Dank modernster Telekom m unikationseinrichtungen, die in speziell 
auf ihre Bedürfnisse angepassten Räumlichkeiten bereit gestellt 
w aren, fanden rund h u nde rt Journa listen und andere 
Medienschaffende aus der W estschweiz, der Deutschschweiz und 
dem Tessin ideale Arbe itsbedingungen vor. Ihre A ufgabe w urde 
durch die anwesenden Kandidaten und verantw ortlichen Politiker 
erheblich erleichtert.

Die zahlreichen Radioreportagen und D irektübertragungen der 
Fernsehanstalten der drei Schweizer Sprachregionen sowie von 
Canal 9 erlaubten es der Ö ffentlichke it, die Entw icklung des 
Urnengangs während dieser W ahltage fo rtlau fend zu verfolgen.

Im Hinblick au f diese W ahlen w urden auch die Server der W ebseite 
des Staates (w w w .vs.ch), auf der die Wahlergebnisse erscheinen, 
erneuert und stärker gesichert. Die M odernisierung w ar erforderlich 
geworden, um in A nbe trach t der steigenden Nachfrage der 
Internet-Benutzer die Funktionstüchtigkeit des Systems zu gew ähr
leisten.

Ausserdem w urde  der N eugesta ltung derjenigen W eb-Seiten 
besondere Aufm erksam keit gew idm et, die der Verbreitung der 
Inform ationen im Zusammenhang m it den W ahlergebnissen dienen 
und die aus Zahlenreihen, Grafiken, Karten, Tabellen oder Dateien 
zum Herunterladen bestehen. Nach ihrem Eingang und ihrer

Bearbeitung auf dem Zentralrechner w urden diese Angaben rasch 
über die W ebseite des Staates den Medien und der Ö ffentlichkeit 
zur Verfügung gestellt. Diese Dienstleistung w urde sowohl von den 
Medien als auch den politischen Kreisen und der Ö ffentlichke it sehr 
geschätzt.

W eb-Technologie in vollem  Aufschwung

Für die D ienststellen fü r Landw irtschaft, fü r Energie, fü r 
W asserkraft, fü r Industrie , Handel und A rb e it sow ie fü r 
Unterrichtswesen w urden Internet-Seiten geschaffen oder einge
gliedert. Insgesamt w urden som it seit 2002 auf dem N etzauftritt 
w w w .vs.ch  31 spezifische In terne t-S e iten geschaffen. Der 
W ebm aster setzte die A rbe it an den Entwicklungen der M odule fü r 
die A nw endung VS_Platform fo r t und w ar insbesondere fü r die 
Verbesserung der Verwaltungsinstrum ente und der Verwaltung der 
Rechnungen und der Passworte tä tig . Parallel dazu w urden gu t 
dreissig M ita rbe ite rinn en  und M ita rb e ite r als In te rne t- 
A dm inistratoren der jeweiligen Dienststellen ausgebildet.

Das M odul zur Verwaltung der kantonalen Gesetzgebung im 
In te rne t w u rd e  vo llkom m en neu gesta lte t, w odu rch  der 
Verwaltungsvorgang erheblich verbessert werden konnte.

Eine neue, leistungsfähige Suchmaschine, die fü r alle Inform ationen 
der W ebseite des Staates benutzt w erden kann, w urde eingerich
tet. Nach Beendigung der Indexierung der Dokum ente w ird  sie im 
Laufe des ersten Halbjahres 2004 uneingeschränkt zur Verfügung 
stehen.

Ein um fangreiches Extranet-P ilotprojekt w urde Anfang des Jahres in 
Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Hochbau, Denkm alpflege 
und Archäologie e ingeführt. Die Gemeinden Monthey, Chalais, Vex 
und V enthöne sind daran be te ilig t. Es geh t dabei um die 
Vorbereitung der Zählung aller Gebäude des Kantons durch die 
Gemeinden.

Die E inführung des kantonalen Intranets w urde auf Grund der 
Server-Infrastruktur verzögert. Diese erwies sich als ungeeignet, 
solche Anfragen rasch zu verarbeiten. W ie oben erwähnt, ist diese 
Installation nun modernisiert; sie w ird  es ermöglichen, Anfang 
2004 sachdienliche, von der D ienststelle fü r  Personal und 
O rganisation, der D ienststelle fü r  In fo rm a tion  und der 
Steuerverwaltung vorbereitete Inform ationen ins Netz zu stellen 
(die übrigen Dienstellen und Anstalten werden folgen), die von der 
gesamten Verwaltung abgefragt werden können.

Gesetzgebung über die Inform ation und 
die Kom m unikation

Infolge der Annahme der M otion 6.044 betreffend Informationsgesetz 
hat der Staatsrat - in Übereinstimmung m it den entsprechenden 
Richtlinien der Regierungspolitik 2002-2005 - Anfang November eine 
ausserparlamentarische Kommission eingesetzt. Sie hat den Auftrag, 
der Regierung innert nützlicher Frist einen Entwurf fü r ein Gesetz über 
die Information der Bevölkerung und die Kommunikation vorzulegen.

Die neue Gesetzgebung soll die Grundsätze und das Verfahren der 
Information über die Tätigkeiten der Behörden und der Verwaltung, 
insbesondere den Grundsatz der Transparenz, das Recht auf 
Information und den Zugang zu den Dokumenten regeln. Sie w ird sich 
an der einschlägigen Bundesgesetzgebung und an den Bestimmungen 
der Kantone, die auf dem Gebiet schon gesetzgeberisch tätig gewor
den sind, orientieren.

Die Kommission steht unter dem Präsidium von Fernand Mariétan, 
Stadtpräsident von Monthey, und setzt sich zusammen aus Mitgliedern 
des Parlaments, des Kantonsgerichts, der Verwaltung, aus 
Gemeindepräsidenten, M edienvertreten und Experten des 
Medienrechts. Der Informationschef beteiligt sich aktiv an den 
Arbeiten; die Vorbereitungen dazu haben gegen Jahrsende begonnen.

En direct du Centre m édias du canton du Valais

http://www.vs.ch
http://www.vs.ch


ZENTRUM FÜR VERWAL
TUNGSMANAGEMENT

1. A uftrag  des Zentrums für 
Verw altungsm anagem ent

Das Zentrum  fü r V erwaltungsm anagem ent (ZVM) arbe ite t im 
A u ftra g  der Regierung. In seiner M ission als strategisches 
Beratungsorgan der Regierung w urden ihm fo lgende Aufgaben 
übertragen:
•  die Entw icklung des kantonalen Reformkonzeptes der neuen 

Staats- und V erw altungsführung
• die Begleitung und Koordination der operativen Umsetzung der 

Reformprozesse bei allen, an diesem Projekt beteiligten Partnern.

Die strategische Leitung des ZVM ob liegt der fü r die Reformen 
zuständigen Delegation des Staatsrates.

2. Übersicht betreffend die politischen 
Z ie lvorgaben , die strategischen  
Program m vorgaben sowie die opera
tiven Produkvorgaben des ZVM  m it 
der entsprechenden Ressourcenzu
teilung

Im Rahmen seines Auftrages setzte das ZVM seine ihm zur 
Verfügung gestellten Ressourcen w ie fo lg t ein:

P o litische  Z ie lv o rg a b e n  (PZ) S tra te g is ch e  Le is tun gs- und
F in a n z ie ru n g s p ro g ra m m e  (LFP)
s o w ie  o p e ra t iv e  P ro d u k t- un d  P ro je k tv o rg a b e n  (P)

R essourcen
z u te ilu n g  2003
(Vollzeiteinheiten)

Interne, zu verrechnende Leistungen P0001 D irektion ZVM
P0002 Q ualitätsm anagem ent im  ZVM
P0003 Geschäftsführung  /  Ressourcenverwaltung
(inkl. Fortbildung, Ferien, M ilitär, K rankheit u.a.)

1.7

E n tw ic k e ln  des M o d e lls  u n d  d e r  
In s tru m e n te  d e r  n e u e n  S taats  
- u n d  V e rw a ltu n g s fü h ru n g

LFP 11 M o d e ll-  u n d  In s tru m e n te n tw ic k lu n g
P1101 C ontro lling und Qualitätsm anagem ent 
P1102 Periodische Politikevaluation 
P1103 Dokum entations-, Inform ations- und 
K om m unikationsinstrum ent (e-DIKS)

1.6

Experimentelle Umsetzung des 
Konzeptes: «Führen über 
Leistungsaufträge und G lobalbudget» 
auf der politischen, strategischen und 
der operativen Ebene

LFP 12 R e fo rm e n  a u f  R e g ie ru n g s e b e n e
P1201 Regierungscontrolling 
P1202 Unterstützen der Regierungsdelegation 
P1203 Periodische Politikevaluation 
P1204 Regierungsrichtlinien und Finanzplan 
P1205 In form ation und Promotion der Reformen 
P1206 Spezialaufräge der Regierung

2.3

LFP 13 R e fo rm e n  a u f  D e p a rte m e n ts - und  
D ie n s ts te lle n e b e n e
P1301 U nterstützung der P iloteinheiten 
P1302 U nterstützung anderer Dienststellen 
P1303 Inform atisierung der Führungsinstrumente

0 .9

LFP 14  R e fo rm e n  a u f  P a rla m e n ts e b e n e
P1401 Neue politische Führungsinstrumente
P1402 Unterstüzung des parlamentarischen Reformproze;

0 .4

ses

TO TA L Leistungseinsatz 
(in mannjahren) 6.9

3. Kom m entar

Die obige Darstellung zeigt die interne Ressourcenzuteilung im 
Verlauf des Jahres 2003 auf die dem ZVM übertragenen Mandate 
(7 im Organigram m  vorgesehene Vollzeitstellen w ovon eine im 
Verlauf des Jahres neu besetzt wurde).

•  E n tw ic k e ln  d e r  n e u e n  F ü h ru n g s in s tru m e n te
[1.6 Vollzeiteinheiten]

Die Entw icklungsarbeit an den neuen Führungsinstrumenten kon
zentrierte sich im Jahr 2003 vorallem auf die In form ationsp la ttform  
«e-DIKS», welche die Führungs In form ationen auf allen Stufen 
sicherstellt (elektornisches Dokum entations-, Inform ations- und 
Kommunikationssystem). Das ZVM stellte im Verlauf des Jahres 
einen In form atiker an, der in die Dienststelle fü r In form atik in te

grie rt w urde und dank dem die EDV-Entwicklung der neuen 
Führungsinstrumente (e-DIKS) bedeutend rascher vorangetrieben 
w erden konnte. Die ersten M odule konnten im Verlauf des vierten 
Quartals bereits zahlreichen Dienststellen zur Verfügung gestellt 
werden; die weitere Entw icklung ist fü r die Jahre 2004 und 2005 
geplant.

• D ie  R e fo rm u m s e tz u n g  a u f  R eg ie ru n g s e b e n e
[2.3 Vollzeiteinheiten]

Über verschiedene A ufträge konnte das ZVM der Regierung kon
krete Führungs-unterstützung zu geben. So u.a. die Unterstützung 
bei der Defin ition der politischen Zielvorgaben fü r aille Dienststellen 
des Kantons auf der Basis des e-DIKS-Modells (gemäss den vom 
Staatsrat festgelegten Reform-Schwerpunkten in den Regierungs
richtlin ien 2002-2005), die Leitung der in te rdepartem enta len



Arbeitsgruppe «U nw etter 2000» sowie die Unterstüzung bei der 
Projektführung der interdepartm entalen Arbeitsgruppe, welche m it 
der Revision des Katastrophengesetzes beauftragt w urde. Ein 
bedeutender A rbe itsau fw an d  w u rd e  fü r  die Begle itung der 
Evaluation des kantonalen Reformprojektes geleistet. Diese interne 
und die externen Evaluationen haben schlussendlich zum Entscheid 
der Regierung ge führt, die Staats- und V erw altungsführung nach 
dem M odell « Führen über Leistungsaufträge » schrittweise ab 
2005 auf die gesamten Kantonsverwaltung auszuweiten.
Das ZVM hat auch im vergangenen Jahr den Staatsrat beim 
Regierungscontrolling unterstü tzt, so vor allem bei der Begleitung 
des Reformprozesses und bei der K onso lid ie rung des 
Strategierapportes 2003 (zweiter Teil des Geschäftsberichtes). 
W eiter w urden besondere Anstrenungen unternom m en, über die 
Reformen au f der Basis des im Jahre 2002 en tw icke lten  
Inform ationskonzeptes besser und gezielter zu inform ieren (so vor 
allem über das M itte ilungsb la tt Info-Reformen, den W eb-Site und 
gezielte Vorträge)

•  D ie  R e fo m u m s e tz u n g  a u f  d e r  E b en e  d e r D e p a r te m e n te  und  
D ie n s ts te lle n  [0.9 Vollzeiteinheiten]

Die sechs P ilo te inhe iten  (M e lio ra tionsam t, D ienststelle fü r 
Gesundheitswesen, Fachhochschule Wallis; Dienststelle fü r zivile 
und m ilitä rische S icherheit, D ienststelle fü r  Hochbau, 
Denkm alpflege und Archäologie, Dienststelle fü r Strassen- und 
Flussbau) konnten w eiterh in  auf die gezielte U nterstützung des 
ZVM zählen so vor allem bei den verschiedenen Controllingphasen. 
Mehrere Dienststellen der Kantonsverwaltung w urden vom ZVM 
bei der E inführung des Qualitätsmanagementsystems und der sys
tem atisierten D okum entationsverw altung un terstü tz t (Dienstelle 
fü r W ald und Landschaftspflege, Verwaltungs- und Rechtsdienst 
des DVIS, Staatskanzlei, sowie die Dienststelle fü r Personal und 
Organisation...)

•  D ie  R e fo rm u m s e tz u n g  a u f  P a rla m e n ts e b e n e
[0 .4 Vollzeiteinheiten]

Die Begleitung des ZVM bei der Reformum setzung im Parlament 
hat auch im Jahr 2003 einen beachtlichen A n te il des 
Arbeitsaufwandes eingenom m en (Begleitung der Parlamentarier 
bei der Überwachung der P iloteinheiten, E inführung von e-DIKS im 
Parlamentsdienst)

GROSSER RAT - 
PARLAMENTSDIENST

D ie  D a m e n  un d  H e rre n  G ro ssräte  w u rd e n  e in b e ru fe n  zu:

9 ordentlichen Sessionen zu 2, 3 und 4 Tagen

S itz u n g e n  des G rossen R ates

28 Vorm ittagssitzungen 
7 Nachm ittagssitzungen 

V o rb e re itu n g s a rb e ite n

Es wurden gesammelt und in beiden Sprachen verteilt:

59 Botschaften, Abänderungsentw ürfe  der Verfassung, Entwürfe 
von Gesetzen, Dekreten, Entscheiden, Regiementen und 
Beschlüssen fü r die ordentlichen Sessionen;

5 Berichte der Finanzkom m ission, G eschä ftsp rü fungskom 
mission und der Justizkommission .

4 Begnadigungsgesuche 
129 Einbürgerungsgesuche

Der Parlamentsdienst organisierte und/oder lud ein:

31 Arbeitssitzungen fü r das Präsidium und das Grossratsbüro m it 
Abfassung der Protokolle

alle Arbeitssitzungen der thematischen Kommissionen und eine 
Anzahl A rbeitssitzungen der Oberaufsichtskommissionen (Finanz-, 
Geschäftsprüfungs- und Justizkommission).

Der Parlamentsdienst verfasste die Einladungen der Kommissionen 
in beiden Sprachen, welche sich w ie  fo lg t zusammenstellen:

Februar 2003 80
März 2003 48
April 2003 48
Mai 2003 80
Juni 2003 128
September 2003 176
O ktober 2003 112
November 2003 112
Dezember 2003 112 gesam thaft 896 Briefe

M o t io n e n , P o s tu la te , In te r p e lla t io n e n , R e s o lu tio n e n  
s c h riftlic h e  A n fra g e n

un d

H in terleg t:

32 M otionen
41 Postulate
65 Interpellationen

6 Resolutionen
1 Parlamentarische Initiative

57 Schriftliche Anfragen
99 Fragen fü r die Fragestunde

E ntw icke lt:

52 M otionen
46 Postulate
86 Interpella tionen

5 Resolutionen

Behandelt oder gestrichen:

24 M otionen
41 Postulate

9 Interpellationen
1 Resolution

99 Fragen fü r die Fragestunde

W urden bis Ende Dezember 2003 h in te rleg t und  bleiben hängig:

22 M otionen 
29 Postulate 
42 Interpella tionen 

1 Resolution
1 Parlamentarische Initiative

S im u lta n ü b e rs e tz u n g  u n d  G rossratssaal

Die technischen Einrichtungen und die Simultanübersetzung w u r
den jeweils fü r die Sitzungen des Grossen Rates benützt und m ehr
mals D rittpersonen zur V erfügung  geste llt. Die G em einde
verw a ltung Sitten ihrerseits hat den Grossratssaal und den „Saal 
der Verlorenen Schritte" fü r zahlreiche Anlässe zur Verfügung ges
te llt oder verm ietet.

Für den Massenversand wurden 9 '390  Kuverts benötigt.

S itz u n g e n  des P räs idum s, des G rossratsbü ro s  u n d  d e r  p a r la 
m e n ta r is c h e n  K om m iss io n e n



B u lle tin s  d e r  G rossratssess ionen  (M e m o ria l)

Es w urden 7 Sitzungsbulletins abgefasst und verteilt:

Februar 2003 
März 2003 
April 2003 
Mai 2003 
Juni 2003 
September 2003 
O ktober 2003 
November 2003 
Dezember 2003

am 18. März 2003 
am 15. A pril2003 
am 22. Mai 2003 
am 21. Juli 2003 
am 3. September 2003 
am 5. November 2003 
am 13. Dezember 2003 
nach Drucklegung 
nach Drucklegung

Die Akten der Sessionen w urden in beiden Sprachen inventarisiert 
und eingebunden:

-  15 Gesetze, 39 Beschlüsse und 4 Dekrete w urden der 
Staatskanzlei ü b e rm itte lt zur Inkra ftse tzung  und zur 
V e rö ffen tlich ung  im A m tsb la tt. Konzessionen und 
A bänderungen der Kantonsverfassung gab es keine.

— die in A rtike l 59 des Reglementes des Grossen Rates vom 13. 
September 2001 vorgeschriebenen Register sind nachgeführt.

V e rs c h ied en es

-  Das 32. Skirennen der Parlamentarier fand am 15. Februar 2003 
auf der Beialp s ta tt un ter der Leitung des Grossratspräsidenten 
Herrn Caesar Jaeger.

-  Das 51. Jahrestreffen der ehemaligen Grossratspräsidenten fand 
am 12. September 2003 in St. Niklaus unter der Führung von 
Herrn Hermann Fux statt.

-  Am 15. Januar 2003 w urden die Bürom itglieder des Grossen 
Rates des Kantons W aad t durch unser Büro zu einem 
Freundschaftstreffen in St-Maurice eingeladen.

-  Am 4. O ktober 2003 begab sich das Büro des Grossen Rates 
nach A igle zum 40. Treffen der Westschweizer, Berner und 
Tessiner Büros un ter der Führung des Grossratsbüros des 
Kantons W aadt.

-  Am  1. März 2003 w urde Herr Daniel Petitjean, w o h n h a ft in 
Cherm ignon -  Dessous, zum verantw ortlichen In form atiker des 
Parlamentsdienstes ernannt. Er hat das Informatiksystem en t
w icke lt und eingerich tet gemäss unseren Bedürfnissen. Im 
übrigen füh rte  er unseren A u ftr it t  im Internet aus. Jegliche 
In fo rm a tion  be tre ffend  den Grossen Rat und den 
Parlamentsdienst können per Mausklick abgerufen werden : 
w ww . vs. ch/Parlament

-  Am  1. A ugust 2003, ist Fräulein Délia M ariétan, w o hn ha ft in 
A rdon, bei uns als kaufmännische Lehrtochter eingetreten.

-  Die Jahresversammlung der Schweizerischen Gesellschaft fü r 
Parlamentsfragen fand am 19. & 20. September 2003 in A ltdo rf 
statt.
Das Parlament w urde durch Herrn Claude Bumann, Grossrätin 
M argrit Picon-Furrer, Frau Fernande Melly-Fux und Frau Helen 
Schmid vertreten.

-  Am 3. und 4. Juni 2003, nahm Herr Patrice Clivaz, Präsident der 
Sektion Wallis APF, an der Präsidentenkonferenz APF in Jersey 
teil.

-  Vom 5. bis 8. November 2003 nahmen die Herren Roland 
Carron, Johnny Roduit und Frau Fernande Melly-Fux am 26. 
Treffen „Régionale Europe" der APF in Brussel teil.

* Der Parlamentsdienst ist d irek t dem Grossen Rat un terste llt
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EINLEITUNG

Eine stagnierende W irtschaft, die immer grösseren Defizite im 
ö ffentlichen Haushalt des Bundes und gleichzeitig im m er mehr 
neue Leistungen, die durch den Staat gewährle istet w erden sollen, 
prägen das Umfeld der ö ffentlichen Finanzpolitik. Konkret w irk t sich 
dies auch auf das politische Handeln und den finanzpolitischen 
Handlungsspielraum aus. Gerade das Jahr 2003 hat vor diesem Hin
tergrund in den nachstehenden Bereichen viel Bewegung gebracht:

• Neuordnung des interkantonalen Finanzausgleichs
• Sparpaket 2003 des Bundes
•  Steuerreform 2003
• Ausgaben- und Schuldenbremse
• Revision des interkom m unalen Finanzausgleichs
• Sanierung der Gemeinden

R evis ion  des in te rk a n to n a le n  F inanzausg le ich s
Die Umsetzung der NFA geschieht in zwei Etappen. In einem ersten 
Schritt werden die verfassungsmässigen Grundlagen und das neue 
Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich geschaffen. 
Der Bundesrat hat die Botschaft (erste Botschaft NFA) im November 
2001 genehm igt. Das Parlament hat die Beratungen in der Herbst
session 2003 abgeschlossen und die ob ligatorische Volksabstim
m ung kann im Verlauf des Jahres 2004 erfolgen.

Um den Übergang von der ersten zur zweiten Botschaft der NFA zu 
vereinfachen, haben der Bund und die Kantone vereinbart, die 
Arbeiten zu den Ausführungsbestim m ungen (zweite Botschaft) 
bereits im Jahr 2003 zu beginnen.

Die ersten Grundlagen der Ausführungsgesetzgebung sind in Form 
von zw ö lf Zwischenberichten ge lie fert w orden. Diese w urden durch 
die Projektgruppen erarbeitet und durch das politische Steuerung
sorgan genehm igt.

Es w ird  das Ziel anvisiert, dass die parlamentarischen Beratungen zu 
den Ausführungsbestim m ungen im Jahr 2005 beginnen können. 
Parallel dazu w ird  die Konferenz der Kantonsregierungen die 
Fortführung der Arbe iten in den Kantonen beschleunigen.

Die erklärte Zielsetzung ist, dass die Kantone ihre Vorbereitungsar
beiten im Ze itpunkt der Inkraftsetzung der revidierten NFA abges
chlossen haben, dam it letztere integral zur A nw endung gelangen 
kann. Aus heutiger Sicht w ird  dies nicht vor dem Jahr 2007 der Fall 
sein.

S p a rp a k e t 2 00 3
Im Dezember hat das eidg. Parlament das Sparpaket 2003 verab
schiedet. Zur Zeit bereitet die Bundesverwaltung ein zweites Spar
paket vor. Insgesamt müssen im Bund Einsparungen von rund 5,5 
M illiarden Franken erzielt werden. Die in Ausarbeitung befindenden 
Massnahmen werden fü r den Kanton em pfindliche Konsequenzen 
nach sich ziehen, insbesondere in den sensiblen Bereichen der Bil
dung, des Gesundheits- und Sozialwesens. Ausserdem werden 
diese Massnahmen die Kantone noch w e ite r finanziell belasten. 
Interne Schätzungen in den Departem enten haben ergeben, dass 
die vorgesehenen Sparmassnahmen fü r den Kanton eine Reduktion 
der Bundeseinnahmen in der Grössenordnung von 25 bis 40 Mio. 
Franken pro Jahr verursachen könnten, dies ohne die Ertrag
sausfälle, die im Zusammenhang m it dem Rückgang der Anteile an 
den Bundeseinnahmen (40 bis 50 M io. Franken) stehen. In diesen 
Zahlen nicht enthalten sind die Ausw irkungen des neuen Sparpa
kets des Bundes, welches die kantonalen Budgets ab 2005/2006 
belasten w ird.

S te u e rre fo rm  2 00 3
Erstmalig in der Geschichte der Eidgenossenschaft haben die Kan
tone ein Referendum ergriffen. Neunzehn Kantonsregierungen 
haben sich gegen das Steuerpaket 2003 ausgesprochen und elf

kantonale Parlamente haben den Referendumsbeschluss gefasst. 
Die Annahm e dieser Steuerreform hätte fü r die Kantone und 
Gemeinden einen Ertragsausfall von rund 2,5 Mia. Franken zur 
Folge. Für den Kanton Wallis w ird  der Ausfall 132 M io. Franken 
betragen.
Die zur Zeit in Vernehmlassung stehende Unternehmungssteuerre
fo rm  hätte einen weiteren Ertragsausfall von 700 M io. Franken fü r 
die Kantone zur Folge.

A u s g a b e n - un d  S c h u ld e n b re m s e
Der Staatsrat hat im Dezember 2003 den Gesetzesentwurf zur Aus
gaben- und Schuldenbremse genehm igt. Dieses Gesetz w ird  zur 
Zeit im Grossen Rat debattie rt und sollte fü r das Rechnungsjahr 
2005 in Kraft treten. Die Bestimmungen entsprechen grösstenteils 
dem Artike l 25 der Kantonsverfassung, welcher vom Walliser Volk 
angenommen w urde und präzisieren einige Aspekte, namentlich 
die Ausnahmeklauseln.

R evis ion  des in te rk o m m u n a le n  F inanzausg le ich s
Die ausserparlamentarische Kommission, welche m it der Revision 
des interkom m unalen Finanzausgleichs beauftragt war, hat die 
Arbe iten im Herbst 2003 abgeschlossen. Anschliessend ist die Ver
nehmlassung in den Gemeinden angelaufen. Es sei daran erinnert, 
dass dieses Gesetz, welches sich an den interkantonalen Finanzaus
gleich anlehnt, zum Ziel hat, die Ungle ichgew ichte zwischen den 
Gemeinden zu verm indern, die sich aus den Unterschieden bei den 
Ressourcen und Lasten ergeben sowie die Solidarität zu verstärken.

S a n ie ru n g  d e r G e m e in d e n
Der Grosse Rat hat in der Septembersession 2003 ein neues Dekret 
zur Gewährung von Finanzhilfen zur Sanierung von Gemeinden m it 
prekären Finanzen verabschiedet. Das Dekret sieht die Schaffung 
eines Fonds m it 30 M io. Franken vor, d.h. von je 10 M io. Franken fü r 
die Jahre 2003, 2004 und 2005. Aus diesem Fonds hat der Grosse 
Rat erstmals im Herbst 2003 Geld gesprochen, dies im Rahmen der 
Fusion und Sanierung der Gemeinden Greich, Goppisberg und 
Ried-Mörel zur neuen Gemeinde Riederalp.

G e z ie lte r  E in sa tz  d e r  M it te l
Alle Bereiche und staatlichen Tätigkeiten hängen im W esentlichen 
von den verfügbaren M itte l ab. Dies tr i f f t  fü r den Personalbereich, 
die Landw irtschaft und alle anderen Dienststellen im Kanton zu. 
Nicht nur m it Blick auf die bereits verabschiedeten Sparmassnah
men des Bundes und jener die vorbere itet werden, sondern auch im 
Hinblick auf die in unserem Kanton erforderlichen und unabdingba
ren Sparanstrengungen ist der gezielte Einsatz der M itte l unerlässli
cher denn je.

D er V o rs te h e r  des D e p a rte m e n te s  fü r  F in a n ze n , 
L a n d w ir ts c h a ft un d  äussere  A n g e le g e n h e ite n

W ilhelm  Schnyder



ALLGEMEINE VERW ALTUNG

ORGANISATION UND PERSONAL

D ie n s te lle  A n z a h l E ta ts te lle n
Finanzverwaltung 46.50
S teuerverwaltung 136.55
Dienstelle fü r Personal und Organisation 9.00
Kantonale Dienststelle fü r Inform atik 28.75
Rechtsdienst 3.50
Dienststelle fü r Aussenangelegenheiten 
und W irtschaftsrecht 5.90
Dienststelle fü r Vermessung 11.00
Dienststelle fü r G rundbuchäm ter 16.90
-  G rundbuchäm ter 36.70
Dienststelle fü r Landw irtschaft 103.24
To ta l 3 9 8 .0 4

GESETZBEGUNGSARBEITEN 

M otionen

1.394 M otion  der Finanzkommission bezüglich der teilweisen 
Ü bertragung der Befugnisse in Sachen Liegenschaftstrans
aktionen vom Grossen Rat auf den Staatsrat (10.09.2002) 
M o tion  angenom m en
Art. 41 Ziffer 3 der Kantonsverfassung sieht vor, dass der 
Grosse Rat die Ermächtigung zu Liegenschaftstransaktio
nen un ter Vorbehalt der in der Verfassung oder im Gesetz 
vorgesehenen Ausnahmen erteilt. Die beantragten Verein
fachungen, die der Staatsrat voll und ganz unterstü tzt, 
können also m ittels einer Änderung des Gesetzes über die 
Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons 
und deren Kontrolle (FHG) bewerkste llig t werden und 
erfordern keine Verfassungsänderung. Die Gewährung von 
neuen diesbezüglichen Befugnissen an den Staatsrat ents
prich t also dem W illen der M otionäre (Finanzkommission); 
der entsprechende Entw urf w ird  dem Grossen Rat in der 
Januarsession 2004 unterbreitet.

1.395 M o tion  von Frau Grossrätin Susanne Flugo-Lötscher, Flerrn 
Grossrat Rolf Eggel (Suppl.) und Konsorten betreffend klare 
Richtlinien und bessere Koordination bei den staatlichen 
Im m obilien (10.09.2002)
M o tion  m it Vorbehalt angenom m en  
Am 1. Juli 2003 w urde die Dienststelle fü r Flochbau, Denk
malpflege und A rchäologie (DHDA) m it der Liegenschafts
verwa ltung be trau t und som it dem Wunsch der M otionäre 
sowie früherer Forderungen verschiedener Kommissionen 
entsprochen. Was die Liegenschaftstransaktionen an be
langt, so w ird  die Änderung des FFIG (siehe M o tion  1.394 
der Finanzkommission) der Forderung der M otionäre 
gerecht.
Der Staatsrat spricht sich allerdings gegen die Erarbeitung 
von Richtlinien fü r den U nterhalt der Liegenschaften aus. 
Diese Frage muss verwaltungsintern geregelt werden.

1.407 M otion  der DC-Gruppen M itte l- und Unterwallis, durch die 
Flerren Grossräte Gégoire Luyet und Maurice Tornay, 
betreffend AOC+ und Revision der AOC-Verordnung 
(05.1 1.2002)
M o tion  angenom m en
Der E ntw urf zur E inführung einer au fgew erteten AOC, der 
den Vorschlägen des Berufsverbands der Walliser Weine 
Rechnung trägt, w urde bei den betroffenen Kreisen in die 
Vernehmlassung geschickt. Der Staatsrat w ird  ein neues 
Reglement über den W alliser W einbau unterbreiten, das im 
Frühjahr 2004 in Kraft tre ten sollte.

1.378 M otion  der SPO-Fraktion, durch Firn. Grossrat German

Eyer, Frau Grossrätin Emmy Fux-Summermatter, Firn. Gross
rat Marc Kalberm atter und Firn. Grossrat Rolf Eggel, be tre f
fend Überprüfung der Ruhegehalts- und Vorsorgekasse des 
Staats- und des Lehrpersonais (22.03.2002)
M o tion  gegenstandslos
Die aktuellen Kontro ll- und Überwachungsinstrum ente 
(Finanzinspektorat, Aufsichts-behörde in Sachen BVG und 
privater Experte) sind ausreichend und entsprechen den 
Gesetzesanforderungen. Eine zusätzliche Expertise w ürde 
keine neuen Erkenntnisse bringen.

1.413 M otion  von Firn. Grossrat Markus Truffer und Konsorten 
betreffend Abschaffung der A nlaufstufen (03.12.2002) 
M o tion  in Form eines Postulats angenommen
Die Anlaufstu fen w urden ab 2002 schrittweise au fgeho
ben. Die Aufhebung der letzten Anlaufstu fe  von 2%  
e rfo lg t 2004.

1.414 M otion  der Flerren Grossräte René Im oberdorf und Thomas 
Imesch (Suppl.) und Konsorten betreffend Beteiligung der 
Gemeinden am Gehalt des Lehrpersonais (05.02.2003) 
M o tion  abgelehnt
Artike l 235 Absatz 1 des revidierten Steuergesetzes, das am
1. Januar 2001 in Kraft getreten ist, sieht eine Reduktion 
der Gem eindebeteiligung am Gehalt des Lehrpersonais der 
Primarschulen von 10%  auf 8%  vor. Es w urde allerdings 
w iederho lt klar gemacht, dass diese Massnahme erst nach 
Inkrafttreten des neuen interkantonalen Finanzausgleichs 
umgesetzt würde. Überdies sind die Kantonsfinanzen 
bereits durch die rückläufigen Bundeseinnahmen sowie das 
Entlastungsprogramm der Bundesfinanzen arg gebeutelt. 
Es g ilt auch zu beachten, dass die Inkraftsetzung des fra g li
chen Artikels in der alleinigen Befugnis des Staatsrates 
liegt.

1.418 M otion  der DC-Gruppe M itte lwallis , durch die Flerren 
Grossräte Jean Rossier, Grégoire Luyet, Paul-André Roux, 
André Quinodoz und V incent Bonvin, betreffend Subven
tionen (04.03.2003)
M o tion  in Form eines Postulats angenom m en  
O bw ohl nicht alle m it dem Subventionsgesetz vom 13. 
November 1995 angestrebten Zielen vollum fänglich 
erreicht w urden, so konnten doch beachtliche Verbesserun
gen verzeichnet w erden (einheitliche Gesetzesgrundlage, 
w irtschaftlicher und effiz ienter Einsatz der Ressourcen, 
Transparenz bei der Gewährung, Verwendung und Kon
tro lle  der Subventionen). Der Staatsrat w ird  eine Überprü
fung der Gesetzgebung über die Subventionen und ihrer 
A nw endung vornehm en.

1.432 M otion  der radikalen Gruppe, durch Firn. Grossrat (Suppl.) 
Bernard M erm oud, betreffend vorübergehende Ausset
zung des Inkassos der landw irtschaftlichen Abgaben 
(03.06.2003)
M o tion  abgelehnt
Der Vorschlag w iderspricht der neuen liberalen Landw irt
schaftpolitik , die mehr M itte l fü r die Absatzförderung ver
langt. Die betroffenen Berufsverbände haben nie eine 
Änderung oder Abschaffung der landw irtschaftlichen 
Abgaben gefordert. Es w erden verschiedene Schritte un ter
nommen, um unsere Landw irtschaftsstrukturen zu verbes
sern. Diese Massnahmen werden allerdings nur ihre Früchte 
tragen, w enn sie von einer gezielten und w irksamen 
Absatzförderung begleitet werden, welche alleine durch 
die landw irtschaftlichen Abgaben erm öglich t w ird ; die 
Inkassospesen belaufen sich auf gerade mal 3%  der erho
benen Abgaben.

1.434 M o tion  der Flerren Grossräte Georges Mariétan, Beat 
A bgottspon, Fredy FHuber, Maurice Tornay und Grégoire 
Luyet betreffend Steuererleichterungen zugunsten der 
Familien solange die Steuermassnahmen zugunsten der 
Familien und der Ehepaare bei der Bundessteuer nicht in 
Kraft sind (04.09.2003)



M o tion  m it Vorbehalt angenom m en  
Der Staatsrat begrüsst kantonale Steuererleichterungen fü r 
Familien. A u fgrund der unsicheren Entw icklung in Bezug 
auf das rückw irkende Inkrafttreten der Reform der Ehe
paar- und Familienbesteuerung auf den 1. Januar 2004 und 
in Bezug auf den Beschluss des Bundesparlaments be tref
fend den Abänderungsentw urf des Bundesgesetzes vom 
20. Juni 2003 (Inkrafttreten der Reform) sowie hinsichtlich 
der M öglichke it eines erneuten Referendums und dam it 
einer Volksabstim mung ist der Staatsrat der Meinung, dass 
diese Massnahmen nicht vor dem 1. Januar 2005 in Kraft 
gesetzt werden können.

Postulate

ehem. 1.383
6.046 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat Alexis 

Turin, be treffend Transparenz der öffentlich-rechtlichen 
oder privaten Gesellschaften, an denen der Staat m ehrhe it
lich oder massgeblich be te ilig t ist (23.05.2002)
Postulat m it Vorbehalt angenom m en  
Der Staatsrat ist der Ansicht, dass ein jährlicher Sonderbe
richt über die Beteiligungen des Staates nicht vonnöten ist. 
Um die Kontrolle über die Geschäftsführung des Staats
rates wahrzunehm en, verfüg t der Grosse Rat über den Ver
w altungsbericht, die Rechnung sowie der Geschäftsprü- 
fungs- oder der Finanzkommission erteilte Auskünfte. Jede 
Dienststelle, der die Verw altung von Beteiligungen obliegt, 
lie fert in ihrem Verw altungsbericht sämtliche Inform ationen 
bezüglich der Zweckmässigkeit, der Strategie und der Kon
tro lle  dieser Beteiligungen.

1.366 Postulat der Herren Grossräte Thomas Lehner, Andreas 
W yden, Bernhard Schwestermann (Suppl.) und Konsorten 
betreffend Kennzahlensystem fü r Gemeinden (29.01.2002) 
Postulat angenom m en
Unter der V ie lfa lt von Indikatoren und Kennzahlen, die eine 
Beurteilung der finanziellen Lage der Gemeinden erm ögli
chen sollen, hat das DFLA jene gewählt, die ihm m om entan 
am geeignetsten scheinen. Diese Indikatoren und Kennzah
len können natürlich im Laufe der nächsten Jahre schritt
weise verbessert w erden. Diese Indikatoren w urden vom 
Staatsrat genehm igt. Eine Inform atikgesellschaft w urde 
dam it betraut, die Indikatoren ins In ternet zu stellen. Die 
Gemeinden werden demnächst in fo rm ie rt und erhalten die 
nötigen Erläuterungen bezüglich der A nw endung der Indi
katoren und der zu liefernden Inform ationen.

1.382 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat Yves 
Bagnoud, be treffend Transparenz in Sachen Verp flich tun
gen des Staates: Beantragung eines Audits über die 
Gesamtverschuldung des Staates (22.05.2002)
Postulat angenom m en
Das Hochschulinstitu t fü r ö ffentliche Verwaltung (HöV), 
vertreten durch Professor Nils Soguel, w urde m it der Dur
chführung einer Studie zu dieser Problematik betraut. Sie 
befasst sich insbesondere m it der D efin ition der Schuld 
(oder des Verschuldungsindikators) au fgrund der verschie
denen Zielsetzungen. Die Ergebnisse dieser Studie werden 
zurzeit ausgewertet. Eine A uflis tung der Verpflichtungen 
des Staates find e t sich bereits in der jährlichen Rechnung.

1.384 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat A lbert 
Bétrisey, betreffend Transparenz in Sachen Renten im 
öffentlichen Dienst (23.05.2002)
Postulat angenom m en
Sowohl die Vorsorgekasse fü r das Personal des Staates W al
lis als auch die Ruhegehalts- und Vorsorgekasse des Lehr- 
personals des Kantons Wallis veröffentlichen alljährlich ihre 
Verwaltungsberichte und ihre Rechnungen, die der Prüfung 
durch das Finanzinspektorat unterliegen. Die In form ation - 
namentlich was die jew eiligen Deckungsgrade anbelangt - 
ist also verfügbar. Der Staatsrat hat einen diesbezüglichen 
Satz von 80%  festgelegt, den es bis 2020 zu erreichen gilt.

1.397 Postulat der CSPO-Fraktion, durch Frau Grossrätin (Suppl.) 
Maria Oester-Ammann, Steuerabzug fü r unheilbar kranke 
Personen (12.09.2002)
Postulat angenom m en
Im Wallis w ird  unheilbar kranken Personen un ter gewissen 
Bedingungen ein Steuerabzug gewährt. Die m omentane 
Lösung ist in sozialer und politischer Hinsicht vertretbar, da 
sie lediglich Steuerzahler m it bescheidenem Einkommen 
begünstig t. Mehrere Kantone haben eine Überprüfung der 
Pauschalabzüge vorgenom m en. Die Ergebnisse dieser 
Überprüfung sollten abgew arte t werden, bevor eine Revi
sion des kantonalen Gesetzes ins Auge gefasst w ird.

1.399 Postulat von Hrn. Grossrat Marcel Mangisch und Konsorten 
betreffend Subventionspolitik bezüglich der Gemeinden 
(12.09.2002)
Postulat im  Sinne der A n tw o r t angenom m en  
Nachdem der Grosse Rat einen Nachtragskredit über 16 
M illionen Franken fü r den Abbau der grössten Zahlungs
rückstände gew ährt hat, sind im Subventionsbereich keine 
bedeutenden Rückstände m ehr zu verzeichnen. Der 
Anhang zur Staatsrechnung en thä lt eine Auflis tung der 
hauptsächlichen Verpflich tungen des Kantons. Der Staats
rat w ill sich an die Kriterien des Subventionsgesetzes hal
ten, die besagen, dass Finanzhilfegesuche, welche nicht 
innert einer Frist von vier Jahren berücksichtigt werden kön
nen, abgewiesen werden.

1.404 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat (Suppl.) 
Alexandre Luy, und der sozialistischen Gruppe, durch Hrn. 
Grossrat Gabriel Bender, betreffend vom Staat Wallis ver
wendete Betriebssysteme und Software (01.10.2002) 
Postulat im  Sinne der A n tw o r t angenom m en  
Die M igration des Inform atikparks des Staates auf W in 
dows XP und Office XP w urde beschlossen, nachdem fest
gestellt w orden war, dass Linux noch nicht als Ersatz fü r die 
auf den PC der Kantonsverwaltung installierten Betriebssys
tem e in Frage kom m t. Anlässlich der nächsten ab 2006 
geplanten M igration w erden Linux und andere Lösungen 
vom Typ Terminal Server erneut geprüft.

1.411 Postulat der SVP-Abgeordneten Oskar Freysinger, Jean-Ber- 
nard Héritier (Suppl.) und Gilles Bellon (Suppl.) betreffend 
Förderung des W einbaus (08.11.2002)
Postulat angenom m en  - bereits verw irk lich t 
Gestützt auf mehrere Studien hat der Staatsrat die Strate
gie in Sachen W einbauförderung festgelegt. Es geht im 
W esentlichen um die Schaffung einer Beobachtungsstelle 
fü r den Schweizer W einm arkt im Jahre 2003, die Unterstüt
zung der Absatzförderung der Schweizer W eine durch den 
Bund im Jahre 2004 und das Zusammenspannen der Kräfte 
im Bereich der Absatzförderung. Was die Synergien m it 
dem Tourismus anbelangt, un terstü tz t der Kanton die 
Schaffung des branchenübergreifenden Labels "Valais 
Excellence".

1.424 Postulat der radikalen Gruppe, durch Hrn. Grossrat René 
Constantin, betreffend Vereinfachung /  Verbesserung der 
Steuerformulare und bessere A ufgabente ilung Gemeinden 
/K a n to n  (07.05.2003)
Postulat angenom m en
Das neue von der Ad-hoc-A rbe itsgruppe erarbeitete For
m ular b ring t eine Reihe von Vereinfachungen: Format, 
Zusammenfassung des Einkommens nach Kategorien und 
nur eine Kolonne fü r Einkommen und Abzüge. Die Zusam
m enarbeit zwischen dem Kanton und den Gemeinden ist 
Gegenstand eines Pflichtenhefts. Zu regeln b leib t das 
Gesuch der Gemeinden um finanzielle Beteiligung.

1.421 Postulat der DC-Gruppe M itte lw a llis  durch die Herren 
Grossräte Grégoire Luyet, André Quinodoz, V incent Bon- 
vin, Paul-André Roux betreffend: Präsentation des Voran
schlags (06.03.2003)



Postulat angenom m en
Der Staatsrat ist sich durchaus darüber im Klaren, dass 
unsere Kom m unikations-, Führungs- und Kontrollinstru- 
m ente im Bereich des Finanz- und Leistungsmanagements 
angepasst w erden müssen. Aus diesem Grund m öchte er 
die D efin ition der Leistungsstrukturen e-DIKS (e lektro
nisches Dokum entations-, Inform ations- und Kom m unika
tionssystem) sowie die E inführung der diesbezüglichen Ins
trum en te  vorantreiben, um so fü r eine allfällige vom 
Grossen Rat beschlossene Ausw eitung der V erw altungsfüh
rung über Leistungsaufträge und G lobalbudgets gerüstet 
zu sein.

DIREKTION UND STEUERUNG DER 
INFORMATIONSSYSTEME

DER DELEGIERTE FÜR IN FO R M A TIK F R A G E N

Die Tätigkeiten des Delegierten fü r In form atikfragen können fü r 
2003 auf die beiden Hauptgebiete w ie  fo lg t au fge te ilt werden:

1. B e g le itu n g  v o n  w ic h t ig e n  P ro je k te n

Das In form atikpro jekt der Walliser Spitäler (INFOVAL) ist in die 
Schlussphase getreten. Umfangreiche Aktiv itä ten mussten erledigt 
werden, um die technische In frastruktur (Rechenzentrum, Telekom
m unikation) und die Entw icklung und Parametrierung der A pplika
tionen zu gewährleisten. Eine spezielle Herausforderung stellte das 
pünktlich auf den 1. Januar 2004 zur Verfügung gestellte Inform a
tionssystem des Spitals Sitten (SIAD) dar.

Das geografische Informationssystem Wallis hat seinen produktiven 
Betrieb aufgenom m en. Das Kom petenzzentrum  in der Rolle des 
Koordinators von geografischen Daten w ird  von den meisten 
Dienststellen anerkannt und in Anspruch genom m en. Nebst der 
Beschaffung der zentralen Referenzdaten beim Eidgenössischen 
A m t fü r Topographie w urde der Schwerpunkt auf die Erarbeitung 
von Richtlinien betreffend die Verw altung der Grundbuchrechte 
sowie der Naturgefahren gelegt. Die technische Infrastruktur 
(Daten-, File- und Kartenserver) w urde in Zusamm enarbeit m it der 
kantonalen Dienststelle fü r In form atik realisiert.

Das Projekt der Inform atisierung des W alliser Parlamentes w urde 
1999 lanciert. W ährend der Entwicklungsphase w urden die Funktio
nalitä ten dem Benutzer etappenweise zur Verfügung gestellt. Die 
letzten M odule  w urden im Jahre 2003 in Betrieb genom m en. Der im 
September erstellte Schlussbericht wies speziell auf die erfüllten 
Benutzerbedürfnisse und die Einhaltung des G lobalbudgets hin. Das 
ausbaufähige System sieht in weiteren Etappen den A blauf von 
Arbeitsprozessen und die D okum entenverwaltung vor. Die techni
schen Einrichtungen (Server, Te lekom m unikation) sind im Rechen
zentrum  der Dienststelle fü r In form atik untergebracht und werden 
von dieser gewarte t, was zu Synergieeffekten und dem entsprechen
den Einsparungen füh rt.

2. S p ez ifisch e  Dossiers fü r  d e n  S ta a ts ra t

A u f Begehren der Geschäftsprüfungskom mission (GEKO), alle Infor
m a tiktä tigke iten zu zentralisieren, hat der Staatsrat eine Arbe its
gruppe eingesetzt. Diese hat ihren Bericht abgegeben, der fü r die 
von der GEKO gesteckten Zielsetzungen Lösungsvorschläge au f
zeigt. M it seinem Entscheid vom 18. Juni hat der Staatsrat diesen 
genehm igt und fü r die Umsetzung grünes Licht gegeben.
Eine Analyse über die Entw icklung der Inform ationstechnologie in 
der Privatw irtschaft und der ö ffentlichen Verw altung sollte darüber 
Aufschluss geben, ob es sinnvoll wäre, Inform atikle istungen zu pri
vatisieren. Weil zum heutigen Ze itpunkt noch keine definitiven 
Schlüsse gezogen w erden können, ist eine detailliertere Studie no t
wendig.

Die A ktion  Internet fü r die Schulen w urde an mehreren Anstalten 
des Kantons realisiert. An spezifischen Fachtagungen w urden diese 
Aktionen meistens m it der Installation von Fachlösungen koordin iert

und haben so zu Einsparungen auf zu bewilligenden Investitionen 
geführt. Dieses Projekt w urde parallel m it dem Präsidium der 
Gruppe Swisscom -  Staat Wallis geleitet. Die Verhandlungen m it 
dem Ziel, A rbeitsplätze zu erhalten oder neue zu schaffen, erfolgten 
in Zusamm enarbeit m it dem Delegierten fü r W irtschaftsfragen.
Die EDV-Koordination innerhalb der kantonalen Verwaltung und der 
para-staatlichen Organisationen nehmen eine erhebliche Zeit in 
Anspruch. Im W eiteren ist der Delegierte M itg lied von mehreren 
Organisationen w ie  dem Kom petenzzentrum  IS Net der HES-SO, 
VSNet, Schweizerische Inform atikkonferenz sowie deren Sektion der 
Westschweiz.

FINANZVERWALTUNG
HAUPTBUCHHALTUNG

Bei den durchgeführten Arbeiten im Verlauf des Jahres 2003 han
de lt es sich namentlich um:
- Abschluss der Rechnung 2002,
- Erstellung der Rechnung 2003,
- Beteiligung an der Erarbeitung des Budgets 2004 und des Vier- 

Jahresplanes,
- Verwaltung der Trésorerie,
- Verwaltung der Verwaltungsschuld,
- Interne Kontrolle und Freigabe von Zahlungsaufträgen der 

Dienststellen,
- Verwaltung der Kreditoren und Debitoren,
- Zahlungsverkehr,
- Verwaltung der Verpflichtungskredite und der Subventionen,
- Berichte und Vorm einungen zu Dossiers unter dem Blickwinkel der 

Finanzbuchhaltung,
- Entw icklung von Reformprojekten der Finanzbuchhaltung,
- Ausbildung und Betreuung der Benützer vom M odul SAP Finan

zen.

A bschluss d e r  S ta a ts re ch n u n g

Der Abschluss des Jahres 2002 w urde zum vierten Mal m it SAP 
gemacht. Die E inführung von Abschlussdossiers m it den au fge füh r
ten und zu tätigenden Aufgaben brachte eine merkliche Verbesse
rung m it sich und stellte die fristgerechte Erarbeitung des Berichtes 
und der Rechnung sicher.

V e rw a ltu n g  d e r Tréso rerie

A u f dem K ontokorrent des Kantons sind im Jahr 2003 Transaktio
nen im Gesamtwert von 6,227 Mia. Franken ausgeführt w orden.

V e rw a ltu n g  d e r V e rw a ltu n g s s c h u ld

22 kurzfristige Anleihen sind zu einem m ittle ren Satz von 0,3150 % 
und fü r einen Gesamtbetrag von rund 620 M io. Franken abges
chlossen w orden. W ährend des Jahres w urden 28 kurzfristige Anle i
hen zurückbezahlt, dies fü r einen Betrag von 624 M io. Franken und 
zu einem m ittleren Satz von 1,3567 % . Die Verwaltungsschuld am 
31.12.2003 betrug 510 M io. Franken, im Vergleich zu 514 Mio. 
Franken am 31.12.2002. Die Zinsen fü r das Jahr 2003 machten den 
Betrag von 1,463 M io. Franken aus, was einem m ittleren Satz von 
0,67 %  entspricht.

V e rw a ltu n g  d e r  k o n s o lid ie r te n  Schuld

Im Verlauf des Jahres 2003 sind 2 Festgeldanleihen m it einem 
Gesam twert von 110 M io. Franken abgeschlossen w orden. Die 
neuen Anleihen sind fü r die Dauer von 6 bis 10 Jahren zu einem 
m ittleren Zinssatz von 2,6571 % abgeschlossen w orden. Im glei
chen Zeitraum w urden 3 Anleihen im Gesamtbetrag von 165 M io. 
Franken zurückbezahlt. Die vertraglich festgelegten Am ortisationen 
betrugen 0,55 M io. Franken.

Die konsolid ierte Schuld ging von Fr. 1'4 7 9 '9 0 0 '0 0 0 .-  auf Fr. 
1 '4 2 4 '3 5 0 '0 0 0 .— zurück. Die Zinsbelastung machte 55,119 M io. 
Franken aus, was einem m ittleren Zinssatz von 3,8539 % entspricht.



V e rw a ltu n g  d e r  Schuld  d e r  S p itä le r

Es ist festzuhalten, dass dies die Anleihen fü r Investitionen be trifft, 
welche vor dem 31.12.1989 bew illig t w urden und fü r welche der 
Kanton im Sinne des Gesetzes vom 17.11.1988 über die Subventio
nierung der Spitäler die jährlichen Zins- und Amortisationskosten 
übernim m t.

Am 31.12.2003 be läuft sich der Gesamtbetrag dieser Schuld -nach 
Berücksichtigung der Zinsen von 8,043 M io. Franken und der A m or
tisation von 11,237 M io. Franken fü r das Jahr 2003- auf 197,440 
M io. Franken. Die gewährten Darlehen des Kantons an die Spitäler 
belaufen sich auf 197,040 M io. Franken, was 99,8 % der vom Kan
ton  verwalteten Schuld der Spitäler entspricht.

Z a h lu n g s v e rk e h r

Die Sektion Zahlungen nahm die interne Kontrolle und die Validie
rung von rund 198 '000 Zahlungsaufträgen im Betrag von m ehr als 
1,659 Mia. Franken vor. M it einbezogen ist die Bearbeitung von 
Zahlungsaufträgen fü r Gehälter und andere Honorarleistungen, die 
Zahl der Tansaktionen m it DTA belaufen sich auf 311 '917  im Betrag 
von 2,235 Mia. Franken.

R e fo rm p ro je k te  d e r  F in a n z b u c h h a ltu n g

Die Im plem entierung von Bereichseinheiten in die SAP-Umwelt ist 
fo rtg e fü h rt w orden, insbesondere die Verwaltung der Finanzen 
beim Zivilstandswesen und der internen Buchhaltung der Höheren 
Handelsschule von Martigny. Um Doppelerfassungen zu vermeiden, 
ist eine Schnittstelle zur W iederverwendung der Daten bei der Soft
ware der Verwaltung des Unterhalts der Nationalstrassen eingerich
te t w orden. Im Rahmen des Anstiegs der Version der Software SAP 
ist ein vollständiger Wechsel des Budget-M oduls vorgenom m en 
w orden.

Die Hauptbuchhaltung hat die Einführung der elektronischen Doku- 
m entenverw altung der Belege fortgesetzt. Diese Dokum entenver- 
w a ltung  w ird  m it der Software iXOS realisiert. Das H ilfsm ittel 
erlaubt die Belege zu scannen und aufzubewahren. Dieses Instru
m ent bietet die M öglichkeit, die D okum ente von jedem Arbeitsplatz 
aus zu konsultieren. Nachdem in einer ersten Etappe die Belege des 
Hauptbuches 2002 eingelesen w urden, w erden die Belege des Zah
lungsverkehrs des Rechnungsjahres 2003 erfasst (im Gang).

V e rw a ltu n g  d e r  Schuld  d e r  G e s e lls c h a ft S anag  L e u k e rb a d  A G

Die H auptbuchhaltung hat einerseits in der Arbeitsgruppe, welche 
m it der Erarbeitung des Entwurfs und der Botschaft be treffend die 
Sanierung der M unizipalgem einde Leukerbad beauftrag t wurde, 
teilgenom m en, anderseits in der Arbeitsgruppe, welche beauftragt 
w ar die Fortsetzung des Aktionsplans zu koordinieren, dies im Hin
blick auf den Abschluss des Sanierungsvertrages und die 
Zurverfügungste llung des Fonds zur Zahlung der Dividende vor dem 
31. Dez. 2003. A ufg rund  des Beschlusses des Grossen Rates vom 4. 
Dez. 2003 hat der Staat die Verhandlungen ge führt und auf Rech
nung der Gesellschaft Sanag Leukerbad AG zwei langfristige Anle i
hen im Betrage von Total 17 M io. Franken und einem m ittle ren Zins
satz von 2 ,9792 % und einer kurzfristigen Anleihe von 7 M io. 
Franken zu einem Zinssatz von 0,57 % abgeschlossen. Die Garantie 
des Staates be träg t 28,8 M io. Franken.

A M T FÜR STATISTIK

W ie jedes Jahr hat das A m t fü r Statistik im Verlauf des Jahres 2003 
verschiedene Dokum ente erarbeitet: das quartalsweise erschei
nende Bulletin Statistische Berichte sowie das Wallis in Zahlen, 
welches durch die Walliser Kantonalbank finanziert w ird . Die A rbe i
ten zur Vorbereitung des Statistischen Jahrbuchs 2004 sind ange
laufen. Das A m t bete ilig te sich auch an der Erarbeitung des quar
talsweise veröffen tlich ten M em ento des Conseil du Léman m it dem 
Titel Chiffres clefs de l'Espace lémanique, dies in Zusammenarbeit 
m it den Kantonen W aadt und Genf sowie m it der INSEE Rhône 
Alpes, ebenso bete ilig te sich das A m t an der m onatlichen Publika

tion  der W irtschaftsindikatoren der Walliser Kantonalbank und der 
quartalsweise erscheinenden Publikation des Créa der Universität 
Lausanne. Zudem stellte das A m t die A ufarbe itung der Internetsite 
des Espace-Mittelland sicher, zusammen m it den anderen M itg lie 
derkantonen und Organisationen.

Die Schwerpunkte im 2003 waren die Prüfung der komplexen 
Resultate der eidg. Bevölkerungszählung 2000 einerseits sowie der 
eidg. Betriebszählung 2001 anderseits. A u fg rund  der fehlenden Zeit 
im 2003 konnten noch keine statistischen Daten auf die Internetsite 
geladen werden. Die A ufarbe itung dieser Site w ird  eine der Prioritä
ten des Amts im Jahr 2004 sein.

Das A m t w ird  o ft von der Kantonsverwaltung, den Banken, Versi
cherungen und insbesondere von Studenten und Schulen um Doku
m entationen, Daten und Graphiken ersucht. Es macht auch in ver
schiedenen Sitzungen und Arbeitsgruppen m it, welche durch das 
Bundesamt fü r Statistik (BFS), den Verband Schweizerischer statisti
scher Ä m te r (VSSA) und der Gruppe der statistischen Ä m ter der 
Romandie und des Tessins (CORT) organisiert werden. Das A m t prä
sentiert jeweils an den Sitzungen des Centre romand d'observation 
et d ’ in fo rm ation  sur la situation économ ique (CROISE) die Lage der 
W alliser Konjunktur.

GEMEINDEFINANZEN

In te rk o m m u n a le r  F in an zau sg le ich

Es sei daran erinnert, dass der Grosse Rat im Mai 2003 erneut bes
chlossen hat den Fonds des interkom m unalen Finanzausgleichs fü r 
die Jahre 2003 und 2004 auf 18 M io. Franken zu begrenzen. A u f 
Vorschlag des Staatsrates hat der Grosse Rat gleichzeitig beschlos
sen, den ordentlichen Beitrag pro Gemeinde auf maximal Fr. 
3 2 5 '0 0 0 .-  festzulegen.

Im Jahr 2003 sind 53 Gemeinden in den Genuss eines Beitrages aus 
dem ordentlichen Finanzausgleichsfonds im Gesamtbetrag von 
14.1 M io. Franken gekommen. Der Spezialfonds ist bestim m t fü r 
Gemeinden m it misslichen Finanzverhältnissen und be träg t 3.9 M io. 
Franken (inklusive die Zahlungen fü r Gemeindefusionen und 
Finanzcoachings von Gemeinden). Diese Spezialhilfe ging an 42 
Gemeinden und werden nachfolgend auf Ersuchen der Geschäfts
prüfungskom m ission des Grossen Rates veröffen tlicht:

Goms : Emen -  Fiesch -  G ra fs c h a ft-L a x -
Obergestein -  Oberwald - Ulrichen 

Oestlich Raron : Filet -  Mörel
Brig : Eggerberg -  Ried-Brig
Visp : Grächen -  Saas-Almagell -  Saas-Balen -

Saas-Grund -  Staldenried 
W estlich Raron : Ausserberg -  Eischoll -  Ferden -  Kippel -

Niedergestein -  Unterbäch 
Leuk : Bratsch -  Guttet-Feschel
Sierre : A y e r-C h a n d o lin -G r im e n tz -S t-J e a n -

St-Luc - Vissoie 
Hérens : Vernamiège
Sion : G r im is u a t-Salins
C onthey : Nendaz
M artigny : B o v e rn ie r-Saxon -  Trient
Entremont : Bourg-St-Pierre
St-Maurice : Collonges
M onthey : C h a m p é ry -S t-G in g o lp h -V a l d 'llliez

R evis ion  des in te rk o m m u n a le n  F inanzausg le ich s

Am 24. April 2002 hat der Staatsrat die Schaffung einer ausserpar- 
lamentarischen Kommission, un ter der Leitung von Herrn Edouard 
Delalay beschlossen, welche m it der Revision des interkom m unalen 
Finanzausgleichs beauftragt w urde. Die Kommission und die Unter
kommissionen, fü r welche die Sekretariatsarbeiten durch unsere 
Sektion gewährle istet wurden, hatten sich im Verlauf der Jahre 
2002 und 2003 mehrfach ge troffen. Die Arbeiten w urden fris tge
recht abgeschlossen und die Kommission h interlegte anfangs O kto
ber dem Staatsrat den Entw urf zur Revision des interkom m unalen



Finanzausgleichs. Der Staatsrat hat diesen Revisionsentwurf in sei
ner Sitzung vom 15. O ktober 2003 zur Kenntnis genom m en und 
beschlossen, diesen den M unizipalgem einden und Interessierten 
zur Vernehmlassung zu unterbreiten. Nach der A ufarbe itung des 
Revisionsentwurfes anfangs 2004 w ird  die Vorlage durch den 
Staatsrat geprü ft und alsdann in den Grossen Rat zur Beratung w e i
tergeleite t.

D ekret be tre ffend  d ie G ew ährun g  von F inanzhilfen zur 
Sanierung von G em einden m it prekären Finanzen

A ufgrund der sehr schwierigen finanziellen Situation von gewissen 
W alliser M unizipalgem einden und der A ngelegenheit der 
Gemeinde Leukerbad hat der Staatsrat beschlossen ein Dekret zu 
erarbeiten, welches der Grosse Rat am 4. Sept. 2003 genehm igte. 
Das Dekret erm öglich t die Gewährung von Finanzhilfen zur Sanie
rung von Gemeinden m it prekären Finanzen. Das Dekret erlaubt die 
gerechte und rationelle Verwendung von 30 M io. Franken, die dem 
Staatsrat von 2003 bis 2005 (10 M io. Franken pro Jahr) zur Sanie
rung der Finanzen von W alliser Gemeinden zur Verfügung stehen 
und erm öglich t gleichzeitig die Förderung von Fusionen von 
Gemeinden m it finanziellen Schwierigkeiten.

Neues G em eindegesetz

Die M ita rbe ite r der Gemeindefinanzen haben sich an der Erarbei
tung  des neuen Gemeindegesetzes beteiligt, welches ab dem 1. Juli 
2004 das Gesetz über die Gem eindeordnung vom 13. Nov. 1980 
ersetzt. Die Arbeiten bezogen sich hauptsächlich auf den finanzie l
len Bereich des neuen Gesetzes, insbesondere auf die Erarbeitung 
der neuen Vorgaben zur Führung des Finanzhaushalts einer 
Gemeinde. Die zw eite Lesung dieses Gesetzes ist fü r den Februar 
2004 traktand iert.

G em einderechnungen

Die Erfassung der Verwaltungsrechnungen 2002 erlaubt w ie  jedes 
Jahr die Erstellung einer Finanzanalyse nach Gemeinden, nach 
sozio-ökonom ischen Regionen, nach Gemeindegrössen und nach 
der Gesamtheit aller W alliser Gemeinden. A ufg rund  der Prioritäten 
im Jahr 2003 in diesem Bereich w ird  die Erfassung der Verw altung
srechnungen nicht vor Ende des ersten Quartals 2004 erfolgen. Es 
ist festzuhalten, dass diese Daten eine Finanzanalyse fü r jede 
Gemeinde m it rund dreissig Kennziffern e rm itte lt, welche auf eidg. 
und kantonale Anforderungen in diesem Bereich A uskun ft geben.

A b g estu fte  S ubvention ierung

A ufg rund  der neuen Fiskalperiode sind die abgestuften Subventio
nen fü r die Investitionen und die laufenden Verwaltungsausgaben 
im Jahr 2003 gemäss dem Reglement vom 3. Mai 1978 neu berech
net w orden. Auch wenn dieses System noch einige Jahre angew en
det w ird , sei an dieser Stelle festgehalten, dass die Revision des 
interkom m unalen Finanzausgleichs vorsieht, die abgestufte Sub
ventionierung zu Gunsten der Verstärkung des direkten Finanzaus
gleichs an die Gemeinden zu streichen.

FINANZPLANUNG UND  
VERPFLICHTUNGSKREDITE

Gegenüber 2002 hat die Zahl der Dossiers, die au fgrund von A rt. 34 
des FHG geprü ft w urden (Gesetze, Dekrete, Beschlüsse, Regie
m ente und andere dem Grossen Rat und dem Staatsrat unterbrei
tete Projekte) le icht zugenom men.

Die überprüften Dossiers verteilen sich w ie  fo lg t:

- Departem ent fü r Volksw irtschaft, Institutionen
und Sicherheit 118

- Departem ent fü r Verkehr, Bau und U m w elt 578 
Total 1 '238

IH -D arlehen und A nleihen

137
503

V 280

- Behörden und Staatskanzlei
■ Departem ent fü r Finanzen, Landw irtschaft 

und äussere Angelegenheiten
■ Departem ent fü r Gesundheit, Sozialwesen 

und Energie
• Departem ent fü r Erziehung, Kultur und Sport

2002 2003
28 42

168 276

117 87
229 235

Rund 90 Dossiers von öffentlich-rechtlichen Körperschaften oder 
von Privatunternehm ungen sind zu Planden des Vorstehers des 
Departementes fü r Volksw irtschaft, Institutionen und Sicherheit 
gemäss A rt. 3 des FHG geprü ft w orden. Gleichzeitig w urde zu rund 
siebzig Gesuchen von Gemeinden und Bürgerschaften zu Anleihen, 
Bürgschaften, Garantieleistungen oder Darlehen die Vorm einung zu 
Händen des Staatsrates unter dem Gesichtspunkt der finanziellen 
Lage abgegeben.

IMMOBILIENVERWALTUNG, 
VERSICHERUNGEN UND ÖKONOMAT

Die w ichtigsten Aktiv itä ten dieser Sektion im Verlaufe des Jahres 
betrafen:

- im Bereich der Im m obilientransaktionen; es ist der Erwerb des 
Contact-Centers der SBB in Brig durch den Kanton im M ite igen
tum  m it der Stadtgemeinde Brig-Glis hervorzuheben. Das 
Gebäude w a r Eigentum der Swisscom Imm obilien AG. Der Grosse 
Rat hat beschlossen, dass der Staat Wallis zur Hälfte m it der Stadt
gemeinde Brig-Glis diese Imm obilie erw irb t. Die E igentumsüber
tragung erfo lg te  am 1. Okt. 2003;

- im Bereich der Reorganisationen; dass die Aktiv itä ten der Im m obi
lienverwaltung des Verwaltungsvermögens zusammen m it einem 
Teil des verantw ortlichen Personals in die Dienststelle fü r Hoch
bau, Denkm alpflege und Archäologie transferiert w urden. Diese 
Restrukturierung w urde vom Staatsrat an der Sitzung vom 26. 
März 2003 beschlossen und tra t am 1. Juli 2003 in Kraft.

Es ist zu bemerken, dass das Finanzvermögen, dessen Verwaltung 
m it dem Gesetz über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt 
des Kantons und deren Kontrolle vom 24. Juni 1980 dem Departe
m ent fü r Finanzen, Landw irtschaft und äussere Angelegenheiten 
übertragen ist, n icht von dieser Reorganisation be troffen ist. Diese 
Verm ögenswerte, insbesondere die beiden Gebäude von der Swiss
com Im m obilien AG in Sitten und Brig-Glis bleiben bei der Sektion 
Im m obilienverw altung, Versicherungen und Ökonom at.

SEKTION GEHÄLTER

Der Landesindex der Konsumentenpreise erreichte Ende Dezember 
2002 den Stand von 102.2 Punkten, was einer Zunahme von 0.9 
Punkten gegenüber der gleichen Periode im vorhergehenden Jahr 
entsprach. Die effektive Teuerung belief sich demnach auf 0 .9% . In 
seiner Sitzung vom 15. Jan. 2003 entschied der Staatsrat die effek
tive Teuerung von 0.9%  auszuzahlen.

Die durch die Sektion Gehälter im verflossenen Jahr ausbezahlten 
B ruttogehälter betrugen Fr. 66 3 '306 '2 20 .8 5  was einer Erhöhung 
um Fr. 12 '464 '260 .40  gegenüber 2002 entspricht. Die Massnah
men zur Förderung der Vorpensionierung w urden w eitergeführt. 
Die Kapita labfindung w urde jedoch von Fr. 3 0 '0 0 0 .-  im Jahre 2002 
auf Fr. 2 8 '0 0 0 .~  ab dem 1.1.2003 pro Jahr gesenkt. Von dieser 
Massnahme haben 52 Personen, 11 Beamte und 41 Lehrpersonen 
Gebrauch gemacht. Der Totalbetrag be läuft sich auf Fr. 2 '55 2 '020 .-

Zusätzlich sind noch die 8 '43 4  Zahlungen an die Mandatsträger fü r 
einen B ruttobetrag von Fr. S '482 '555.-- (8 '354  Zahlungen fü r 
Fr. 8 '3 8 3 '7 8 4 .-  im Jahre 2002) zu erwähnen.

Im verflossenen Jahr w urde ferner ein Versionswechsel des SAP-Sys- 
tem  vorgenom m en, was zusätzliche um fangreiche Tests und Kon
tro llen zur Folge hatte.



STEUERVERWALTUNG
DIREKTION

Die D irektion bereitete fü r den Staatsrat fo lgende Entwürfe vor:

• Ergreifung des Kantonsreferendums gegen das Steuerpaket 2001 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und Einreichung einer 
Standesinitiative zur Ehepaar- und Familienbesteuerung bei der 
direkten Bundessteuer;

• Ausführungsverordnung zum Bundesgesetz über die Verrech
nungssteuer und zur eidgenössischen Verordnung über die pau
schale Steueranrechnung;

• Änderung des Reglements über die Katastertaxen (Anpassung der 
Steuerwerte);

• Änderung des Beschlusses betreffend den Gebührentarif der kan
tonalen Steuerverwaltung.

Für die Treuhänder, die Vertreter der kom m unalen S teuerverwaltun
gen und das Personal der kantonalen Steuerverwaltung erarbeitete 
sie allgemeine Hinweise und praktische Anw endungsfä lle  zur ein
jährigen Postnumerandobesteuerung. Zuhanden der Gem einde
verwaltungen erstellte sie W eisungen zur einheitlichen Vornahme 
des Steuerbezuges (Anzahlungen und Zinsen).

Sie bereitete fü r den Staatsrat nachfolgende eidgenössische Ver
nehmlassungen vor oder unterstü tzte andere Departem ente dabei:

•  Vereinfachung des Nachsteuerverfahrens bei Erbschaft und Selbst
deklaration;

•  Besteuerung der M itarbeiterbete iligungen;
• Verordnung über den Abzug der Prämien fü r die obligatorische 

Krankenversicherung und zur Verordnung über den Abzug der 
Kosten fü r die K inderbetreuung durch Dritte;

• V oren tw urf zur Revision des Stiftungsrechts (parlamentarische Ini
tia tive Fritz Schiesser).

PERSONAL

Die kantonale S teuerverwaltung hat gemäss Organigram m  einen 
Personalbestand von 136,55 Einheiten, was gegenüber dem Vorjahr 
einer Zunahme von sieben Einheiten entspricht. Es handelt sich 
dabei um Verschiebungen innerhalb der Kantonsverwaltung. 
Anlässlich der U m wandlung der Sektion Inkasso in das kantonale 
Inkassoamt fü r Betreibungs- und Konkursverfahren w urden 2,5 Ein
heiten um gete ilt, weitere 4 ,55 Einheiten erhielt die KSV von der 
Dienststelle fü r Landw irtschaft und der landw irtschaftlichen Haus
haltungsschule.

Vier Personen haben uns im Laufe des Jahres verlassen. Sie arbeiten 
jedoch w eiterh in  bei der öffentlichen Hand.

Zw ö lf Personen wurden als Aushilfen beschäftigt, was, auf das 
ganze Jahr gesehen, 3,5 Vollzeitstellen entspricht.

Bei einer Reorganisation w urde eine Sekretärinnenstelle in einen 
Posten Einschätzerin II um gewandelt.

KATASTERSCHATZUNGEN

Die Katasterschatzungen haben w ie fo lg t zugenom m en : 

Bebaute Liegenschaften (ohne die ö ffen tlichen Bauten)

2001 2002 2003

Oberwallis 161 '417 '80 0 .— 1 4 2 '3 9 6 '8 0 0 .- 17 3 '5 0 5 '9 0 0 .-
(24,64 %) (23,05 % ) (23,50 % )

Unterwallis 4 9 3 '5 3 0 '0 0 0 .- 47 5 '314 ' 300.— 5 6 4 7 0 6 '6 0 0 .~
(75,36 %) (76,95 % ) (76,50 % )

Total 65 4 '9 4 7 '8 0 0 .— 6 1 7 7 1 1 '100.~ 7 3 8 '2 12' 500.—

Industrielle G ebäude und Anlag en

2001 2002 2003

Oberwallis 1 5 4 '9 17 ' 146.— 1 1O'719'OOO.- 94 '7 9 5 '3 0 0 .~

Unterwallis 184' 114 '4 6 0 .~ 109 '7 0 6 '0 0 0 .~ 105 '4 3 5 '5 0 0 .—

Total 339'031 606 .— 2 2 0 '4 2 5 '0 0 0 - 20 0 '2 3 0 '8 0 0 .—

SEKTION EINSCHÄTZUNG 
DER NATÜRLICHEN PERSONEN

2003 ist das Jahr der Bemessungslücke und des Übergangs vom 
System der zweijährigen Vergangenheitsbemessung zum System 
der einjährigen Gegenwartsbemessung. In diesem Übergangsjahr 
hatten die Veranlagungsbehörden vor allem fo lgende Aufgaben zu 
erfüllen:

• Erfassung und Veranlagung von ausserordentlichen Einkommen;
• Überprüfung der ausserordentlichen Aufw endungen;
• Zw ischenveranlagungen 2001/2002 un ter A nw endung des fü r 

den Steuerpflichtigen vorte ilhafteren Rechts.

Ausgeführte Veranlagungen per 31. Dezember 2003:

• 132'059 unselbständig erwerbende S teuerpflichtige von tota l 
144'429 oder 91,43 %

• 10 '805 selbständig erwerbende S teuerpflichtige von to ta l 17 '179 
oder 62,59 %

Die Situation bei den Beschwerden und den provisorischen Veranla
gungen der 1999/2000 vorangegangenen Perioden sieht w ie fo lg t 
aus:

• Beschwerden 238
• provisorische Veranlagungen 157

SEKTION EINSCHÄTZUNG 
DER JURISTISCHEN PERSONEN

Von den der Sektion zur Verfügung stehenden elf A rbe itskräften 
befassen sich deren neun m it Veranlagungs- und zwei m it Sekreta
riatsarbeiten.

Sie überprüfen und veranlagen rund 12 '100 Steuerpflichtige, davon 
7 '900  Kapitalgesellschaften.

Die Zahl der juristischen Personen nahm um 620 zu. W ährend der 
gleichen Zeitperiode w urden 228 Gesellschaften im Handelsregister 
gelöscht. Die Nettozunahm e beträgt som it rund 400 Gesellschaf
ten.



SEKTION SPEZIALSTEUERN

Die B ruttoeinnahm en bei der Quellensteuer beliefen sich auf 47,8 
M io. Franken. Von diesem Betrag kom m en der Gemeindeanteil und 
einige Umbuchungen in Abzug. Die Zahl der unterste llten A rbe itge
ber ist von 5 '680 im Jahr 2002 auf 6 '057  im Jahr 2003 gestiegen.

Im Bereich Grundstückgew innsteuer überprüfte  die Sektion 14 '848 
Im m obilientransaktionen (14 '232 im Jahr 2002). Sie eröffne te 
6 '463 Veranlagungen (6' 133 im Jahr 2002) und erzielte dabei 
Steuereinnahmen von gesam thaft 10,9 M io. Franken (11,5 Mio. 
Franken im Jahr 2002).

Im Bereich Erbschafts- und Schenkungssteuer w urden 491 Veranla
gungen eröffne t, d.h. 257 fü r die Erbschaftssteuer und 234 fü r die 
Schenkungssteuer. Die Steuereinnahmen betrugen gesam thaft 
14,6 M io. Franken.

SEKTION VERRECHNUNGSSTEUER

Diese Sektion überprüfte  89 '042 W ertschriftenverzeichnisse und 
erstellte 29 Gutschriften betreffend den Steuerrückbehalt USA und 
die pauschale Steueranrechnung. Das Total der angerechneten oder 
zurückerstatteten Verrechnungssteuern ist auf 94,7 M io. Franken 
angestiegen.

Die Sektion e rö ffne te  75 Steuerbussen fü r ungefähr 1,4 M io. Fran
ken, d.h. 0,6 M io. fü r den Kanton, 0,5 M io. fü r die Gemeinden und 
0,3 M io. fü r die direkte Bundessteuer.

Die Sektion bewertete die Aktien von 1 '843 Aktiengesellschaften.

KANTONALES INKASSOAMT FÜR BETREI- 
BUNGS- UND KONKURSVERFAHREN

Die Sektion Steuerinkasso übernahm  die Betreibungs- und Konkurs
verfahren fü r eine Anzahl w eiterer Dienststellen, die bisher von die
sen selbst oder vom Rechtsdienst des Finanzdepartements behan
de lt w urden. Diese Übernahme füh rte  auch zur Umbenennung in 
das kantonale Inkassoamt fü r Betreibungs- und Konkursverfahren.

Die Zahl der Betreibungen fü r die Kantonssteuern und die direkten 
Bundessteuern nahm um rund 7 % zu. Sie stieg von 1 9 7 7 3  auf 
21 '249. Die Rechtsöffnungs-, Fortsetzungs- und Verwertungsbe
gehren nahmen ebenfalls zu.

Die Verluste (wertlose Ausstände, Erlasse, Verlustscheine) stiegen 
bei den natürlichen Personen auf 9,8 M io. Franken (8,9 M io. Fran
ken im Jahr 2002) und gingen bei den juristischen Personen auf 1,9 
M io. Franken zurück (2,1 M io. Franken im Jahr 2002).

RECHTSDIENST

Der Rechtsdienst erstellte 170 Vorm einungen zuhanden der 
Beschwerdeinstanzen (KRK, KG und BG).

Es w urden ebenfalls 141 Einspracheentscheide be treffend Ord- 
nungs- und Steuerbussen erö ffne t sowie 136 Steuerdomizile festge
setzt.

SEKTION INFORMATIK

Die Stabsstelle fü r In form atik hat sich insbesondere m it fo lgenden 
Aufgaben befasst:

•  Detailanalyse und Anpassung der Programme fü r den Übergang 
zur einjährigen Gegenwartsbesteuerung;

• M igration des Netzwerkes von Token Ring a u f’ Ethernet und 
Anpassung der Arbeitsplätze;

• M igra tion säm tlicher A rbeitsplätze von W indow s 95 auf W indow s 
XP;

» Vernetzung der Drucker;
•  Start des Projektes Fristenverlängerung über Internet in Zusammen

arbeit m it der KDI;
•  Detailanalyse zum Einscannen der W ertschriftenverzeichnisse und 

deren elektronische Archivierung;
• Anpassung der Internet-Seite der Steuerverwaltung m it der neuen 

Software VS-Platform;
• Archive: Vernichtung von 18,5 Tonnen Papier.

STEUERINSPEKTORAT

Das S teuerinspektorat nahm 336 Buchprüfungen vor, die zu fo lgen
den Aufrechnungen führten:

•  A ufrechnungen steuerbare Einkommen 42,3 M io. Franken
• A ufrechnungen steuerbare Vermögen 16,8 M io. Franken

DIENSTSTELLE EUER 
PERSONAL UND 
ORGANISATION

Die Dienststelle fü r Personal und Organisation ist verantw ortlich  fü r 
die tägliche Personalverwaltung von rund 10'OOO Lohnbezüger. 
Neben dem operativen Tagesgeschäft wurden im Jahre 2003 die im 
Rahmen der Verw altungsreform  (Teilprojekt 4: Personal, Organisa
tion  und U nternehm ungskultur) neudefin ierte Personalpolitik m it
tels diverser Projekte und Massnahmen um gesetzt und w e ite r
ge führt. Anschliessend w ird  kurz der Stand einiger Arbeiten 
aufgezeigt:

UMSETZUNG DER NEUDEFINIERTEN PERSONALPOLITIK 

M odern isierung der A rbeitszeiten
Das Reglement über die Arbeitszeit, welches am 1. Januar 2002 ein
ge füh rt w urde, w ird  w eiterh in  unverändert angewendet. Verm ehrt 
wählen Dienststellen, Büros/Sektionen die Jahresarbeitszeit. Diese 
Variante erm öglich t eine noch grössere Flexibilität und Anpassung 
der A rbeitszeiten an das Arbeitsvolumen.

Aus- und W e ite rb ildu ng  
S em inarangebot und Teilnahm e
Im Verlaufe des Jahres 2003 w urden 82 Seminare m it einer Dauer 
von einem, zwei oder drei Tagen angeboten. Die Dienststelle fü r 
Personal und Organisation arbeitet fü r die D urchführung des inter
nen Aus- und W eiterbildungsangebotes m it 46 Trainerinnen und 
Trainern zusammen. G esam thaft (ohne Inform atikausbildung) 
machten m ehr als 1000 M ita rbeite rinnen und M ita rbe ite r vom 
internen A ngebo t Gebrauch. Es w urden fü r die Abdeckung der 
Nachfrage 147 Kurstage durchgeführt. Die Organisation der in ter
nen Aus- und W eiterb ildung ist m it einem hohen organisatorischen 
und adm inistrativen A ufw and verbunden.

Sprachenlernen
Projekt: Espace-Mittelland - Tandem
Das im Herbst 2002 gestartete Pilot-Projekt stiess bei den 32 M ita r
beiterinnen und M ita rbe ite rn  der kantonalen Verw altung auf ein 
reges Interesse und konnte im Verlaufe des Jahres 2003 positiv 
abgeschlossen werden. Dieses Sprachausbildungsprogramm wurde 
m it Hilfe einer externen Person, zusammen m it den teilnehmenden 
Personen evaluiert. Bei der defin itiven Einführung, welche im 
Anschluss an die positiven Rückmeldungen zu diesem Pilotprojekt 
entschieden wurde, w erden kleinere Anpassungen vorgenom m en,



um den Sprachlernfortschritt noch zu verbessern.
Dank der A uswertung des Projektes Tandem I w urde auf den Bedarf 
nach einer Fortführung und W eiterentw icklung dieser Sprachlern- 
m ethode aufmerksam gemacht.
Die Dienststelle fü r Personal und Organisation erarbeitete ein neues 
Konzept fü r ein P ilotpro jekt Tandem II, welches m odernste Inform a
tionstechnologie m it dem Sprachlernmodell Tandem verbindet. In 
diesem Sprachlernmodell, fü r welches sich w iederum  18 Personen 
eingeschrieben haben, werden die P ilo tpro jektteilnehm er m it Hilfe 
eines C om puter-unterstü tzten Sprachlernprogramms ihre aktiven 
und passiven Sprachkenntnisse verbessern und diese zusätzlich im 
Tandem-Modell m it ihrem Sprachlernpartnern verfeinern.
Zusätzlich werden die Lernenden pädagogisch-didaktisch von einer 
auf Sprachenlernen spezialisierten Trainerin begleitet.
Ebenfalls dieses Projekt w ird  im Rahmen des Espace M itte lland 
durchge füh rt werden.

In tensiv-Sprachkurse
Zusätzlich zu den obigen Projekten hat die Dienststelle fü r Personal 
und Organisation die bisherige Form der Sprachausbildung der 
M ita rbeite rinnen und M ita rbe ite r der kantonalen Verw altung über
p rü ft und ein neues Sprachenlernkonzept erstellt. Anstelle der 
bisherigen Abendkurse werden durch einen privaten Anbieter, 
welche über grosse Erfahrung im Sprachen-Iernen verfügt, Intensiv
kurse angeboten. Dam it sollen die Lernenden schnellere Fortschritte 
erzielen und m otiv ie rter werden.

Projekt: Bonus-Plus
Seit der E inführung des Projektes Bonus Plus, welches darauf 
abzielt, dass M ita rbeite rinnen und M ita rbe ite r der kantonalen Ver
w a ltung  verm ehrt vom Ausbildungsangebot der Walliser Beruf
sschulen Gebrauch machen, haben sich 25 Personen fü r die Absol
vierung eines Kurses eingeschrieben.

Projekt: Zusam m enarbeitsvereinbarung m it den W alliser 
G em einden und Bürgerschaften
Dank einer Vereinbarung zwischen der Dienststelle fü r Personal und 
Organisation sowie den W alliser Gemeinden und Bürgerschaften 
konnten die M ita rbeite rinnen und M ita rbe ite r derselben seit dem 
vergangenen Jahr dieselben Seminare w ie  die Staatsangestellten 
besuchen. Gesamthaft machten 71 M itarbeiterinnen und M ita rbe i
ter W alliser Gemeinden und Bürgerschaften vom Seminarangebot 
der kantonalen Verw altung Gebrauch.

Q u a litä t in der Rekrutierung - Personalselektion
Der Selektionsprozess, w ie  er im Personalmanagement-Handbuch 
beschrieben ist, w urde vom Staatsrat genehm igt und als Richtlinie 
erklärt. Auch im Jahre 2003 w urden eine steigende Anzahl an 
Dienststellen (rund 60% ) bei der Personalrekrutierung methodisch 
un terstü tz t um alle Kandidaten denselben Bedingungen zu unters
tellen und ein M axim um  an O bjektiv itä t zu gewährleisten.

Lohnpolitik
Am  6. Novem ber 2002 hat der Staatsrat un ter anderem entschie
den, die Löhne fü r die öffentlich  Bediensteten an die Teuerung (0,6 
%) anzupassen, einen Koeffizienten von 1.1 bzw. 1 anzuwenden, 
die Anlaufstu fen um 2%  zu reduzieren, den 13. M onatslohn zu 
100%  zu bezahlen sowie die Kapita labfindung bei 28 '0 00 .— fest
zulegen.

Personalinform ationssystem  (SAP HR)
Das Jahr 2003 w ar gekennzeichnet durch einen SAP R/3-System- 
wechsel von der Version 4.6 zur Version Enterprise (4.7). Ansonsten 
gab es fü r die A nw ender keine grossen Änderungen. Neue Pro
gram m m öglichke iten werden zurzeit gep rü ft und sollen in naher 
Zukunft en tw icke lt werden.
Im Bereiche der Organisationsverwaltung konnten verschiedene 
Programme en tw icke lt werden, welche die Daten bei Personalmuta
tionen automatisch à jo u r halten.

Q u alitä tsm an agem en t und éDIKS
Die Dienststelle fü r Personal und Organisation hat im Jahre 2003 die 
ersten Vorbereitungen unternom m en, um ein Qualitätsmanage
mentsystem einzuführen, welches eine qualitative Anw endung 
sämtlicher Personalmanagementprozesse durch die Kantonsverwal
tung  garantieren soll. Die Leistungen und deren Nutzniesser w urden 
de fin iert und anschliessend die Leistungsstruktur vervollständigt. 
Die entsprechenden Arbeitsprozesse w urden teilweise erarbeitet 
und die ersten Schritte in Richtung elektronischem Dokum enta- 
tions-, Inform ations- und Kommunikationssystem (e-DIKS) w urden 
ebenfalls bereits unternom m en.

Personalm arketing
Im Jahre 2003 konnte die Dienststelle fü r Personal und Organisation 
rund 170 profilgerecht strukturie rte  Stellenausschreibungen erstel
len und die Publikation im A m tsb la tt, Walliser Boten, Nouvelliste, in 
weiteren Zeitungen sowie in der Stellenbörse im Internet 
www.vs.ch fristgerecht gewährleisten. Dank einem neuen Layout in 
den Stellenausschreibungen im Nouvelliste, im WB und im A m ts
b la tt sowie dank der Auflis tung der Vorzüge des Arbeitgebers Staat 
Wallis konnte das Image der W alliser Kantonsverwaltung und die 
Konkurrenzfäh igkeit auf dem A rbe itsm arkt verbessert werden. M it 
diesen Massnahmen sollen ebenfalls mehr potentie lle  Kandidaten 
zur Bewerbung au fgefordert werden.

Personaleinführung
Die Personaleinführung ist äusserst w ich tig , dam it sich der neue 
M ita rbe ite r rasch in die S truktur und Kultur seiner neuen Arbeitss
telle eingliedern kann. A u f diesem H intergrund w urde der ganze 
Prozess der Personaleinführung analysiert und gegliedert. Seit 
Januar 2003 hat die Dienststelle fü r Personal und Organisation 
jedem neuen M ita rbe ite r schon vor dem Stellenantritt ein M erkb la tt 
und die gesetzlichen Grundlagen zugesendet und dam it ihren Bei
trag fü r eine optim ale Inform ation und E inführung sichergestellt.

Lehrlingsm anagem ent und K B M -Praktikanten
M it dem Beginn des Schuljahres 2003/2004 konnten 33 Schu- 
labgängerinnen und 20 Schulabgänger (41 französisch- und 12 
deutschsprachig) ihre Lehre in den verschiedenen Dienststellen der 
Kantonsverwaltung aufnehm en. Seit A ugust 2003 werden die 
kaufmännischen Lehrlinge gemäss der neuen KV-Reform ausgebil
det. Die Dienststelle fü r Personal und Organisation in ihrer Rolle als 
Lehrlingskoordinatorin und Lehrlingsausbildnerin hat im Laufe des 
Jahres 2003 verschiedenste Massnahmen ergriffen, dam it diese KV- 
Reform in Zusamm enarbeit m it den zuständigen Stellen optim al in 
der Walliser Kantonsverwaltung umgesetzt werden kann.
Die Walliser Kantonsverwaltung b ietet neben 160 Lehrstellen auch 
viele Praktikumsmöglichkeiten an. So können un ter anderem jähr
lich 15 junge Leute ein KBM-Praktikum absolvieren.

M ita rb e ite ru m fra g e
Gemäss Staatsratsentscheid vom 18. Dezember 2002 hat die 
Dienststelle fü r Personal und Organisation eine zweite M ita rbe ite
rum frage durchgeführt um die M ita rbe ite rzufriedenheit zu über
prüfen und zu verbessern. Diese Umfrage erlaubt ebenfalls: eine 
Überprüfung der W irksam keit der seit der ersten Umfrage ein
ge führten Massnahmen; eine Einführung bzw. Anpassung beste
hender Massnahmen im Personalmanagement; Kenntnis der 
aktuellen Trends beim Einsatz des Führungsinstruments der M ita r
be iterbefragung; Institutionalisierung der M ita rbe ite rum frage als 
Führungsinstrument in der kantonalen Verwaltung sowie Erfahrung 
zu gew innen in der A nw endung neuer Umfrageverfahren (Online- 
Evaluation)

Telearbeit
In A nbetrach t der Entw icklung der Inform ationstechnologien in der 
heutigen A rbe itsw e lt und dem verm ehrten W unsch der M ita rbe ite
rinnen und M ita rbe ite r Familie und Beruf besser in Einklang zu brin
gen, entschied der Staatsrat auf Antrag der Dienststelle fü r Personal
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und Organisation ein P ilo tpro jekt zu lancieren, welches alle no tw en
digen Elemente berücksichtigt, um eine E inführung der Telearbeit in 
der kantonalen Verw altung zu ermöglichen. Ein Steuerungsaus
schuss un ter der Leitung der Dienststelle fü r Personal und Organisa
tion  erarbeitet zurzeit in Begleitung von externen Spezialisten und 
einem Projektteam an verschiedenen Fragestellungen. Es ist vorge
sehen, dass im Frühjahr 2004 ca. 10 Telearbeitsplätze als Pilotver
such in der kantonalen Verw altung e ingefüh rt w erden können.

Chancengleichheit
Ebenfalls im Bereiche der Chancengleichheit blieb die Dienststelle 
fü r Personal und Organisation nicht tatenlos. Insbesondere konzi
pierte sie zusammen m it dem Gleichstellungsbüro im Verlaufe des 
Jahres 2003 ein W eiterb ildungsprogram m , welches es interessierten 
Frauen erm öglichen sollte, ihrer beruflichen Laufbahn neue Impulse 
zu geben.
Des W eiteren arbeitet eine A rbe itsgruppe an einem Bericht zuhan
den des Staatsrates, welcher die Situation bezüglich der möglichen 
E inführung einer K inderkrippe in A nbe trach t der bereits bestehen
den Institutionen, überprüfen soll.

M ita rb e it im Rahm en der übrigen Teilpro jekte der V erw a l
tungsreform  2003
Die Dienststelle fü r Personal und Organisation ist auch in den übri
gen Teilprojekten in verschiedenen Bereichen zur Umsetzung der 
neuen V erw altungsführung und -ku ltu r tä tig . Insbesondere ist an 
dieser Stelle die M ita rbe it am Projekt e-Diks, welches die neuen Füh- 
rungs- und Verw altungsinstrum ente des Kantons Wallis systemati
siert und in tegriert sowie die Evaluation der Verwaltungsreform  zu 
erwähnen.

PERSONALVERWALTUNG 
UND ORGANISATION

Im Bereiche der Personalverwaltung und Organisation w urden im 
Jahre 2003, 5033 Bewerbungs-Bestätigungsschreiben erstellt, 1920 
Vorm einungen zu Händen des Staatsrates abgegeben und 1612 
schriftliche Anfragen behandelt. Für das Jahr 2003 können noch 
fo lgende Tätigkeiten verm erkt werden:

Klassifizierungskom m ission
In 10 Sitzungen hat die Klassifizierungskommission m ehr als 170 
Gesuche zu Händen des Staatsrates geprü ft und ihre Vorm einung 
abgegeben. Als Grundlage fü r diese Analysen dienen die Kriterien, 
welche im Gesetz vom 12. Nov. 1982 betreffend die Besoldung 
de fin iert sind, die überarbeiteten Pflichtenhefte, die S tellungnah
men der Vorgesetzen, die Endergebnisse der Funktionsbewertung, 
die Begutachtungen des Arbeitsplatzes, die vergleichenden Lohns
tud ien und die Endergebnisse der Arbeitsgruppe.

Vergleichbare Lohnstudie
M it der im m erwährenden Sorge, ein attraktiver A rbe itgeber auf 
dem Arbe itsm arkt zu bleiben, hat sich der Staat Wallis, in Zusamme
narbeit m it einer spezialisierten Unternehm ung, an einer ausge
dehnten Lohnvergleichsstudie in den ö ffentlichen Kantonsverwal
tungen und der Bundesverwaltung bete ilig t. Diese Studie wurde 
erstmals im Jahre 2002 durchge füh rt und w urde im Jahre 2003 
noch verfeinert. Die Dienststelle fü r Personal und Organisation 
n im m t w eiterh in  an diesen Lohnvergleichen teil. Es ist zu erwähnen, 
dass das Resultat dieser Umfrage eine w ertvo lle  Inform ationsquelle 
fü r die Lohnpolitik  des Staates darstellt.

A rbeitsgruppen und Kom missionen
Die M ita rbeite r/innen der Dienststelle haben un ter anderem in fo l
genden A rbe itsgruppen und Kommissionen m itgew irk t: Überprü
fung  der S ituation der beiden Pensionskassen ; Anpassung und Har
monisierung verschiedenster Entschädigungen ; Massnahmen zur 
Chancengleichheit ; A nw endungsbedingungen und Harmonisie
rung des Personals der kantonalen Spitäler und des Walliser 
Gesundheitsnetzes ; Evaluation der Reformen ; Anpassung des

Gesetzes über das Messwesen ; Überprüfung einer möglichen 
Berücksichtigung der Freiw illigenarbeit bei der anfänglichen Lohn
festlegung; Gruppe „L oka litä te n"; Disziplinarkommission und die 
Klassifizierungskommission fü r das Lehrpersonal.

O rganisation
Die Dienststelle fü r Personal und Organisation hat in den Organi
gram m en/ Organisationseinheiten der verschiedenen Dienststellen 
verschiedenste Änderungen vollzogen. Insbesondere wurden Stel
len geschaffen, Stellen um gew andelt, Stellen aufgehoben sowie 
mehrere Transfers durchgeführt. Im weiteren w urden im Bereich der 
Organisations-, Arbeits- und Teamentwicklung verschiedenste 
Dienststellen methodisch bei deren Reorganisation unterstützt, 
dam it die A ufbau- und Ablauforganisation optim al gestaltet w e r
den kann.

DAS BÜRO FÜR SOZIALBERATUNG

Das Jahr 2003 w ar gekennzeichnet durch die Kündigung von Frau 
Eva-Maria M illius-Im boden. Für die Sozialberatung des deutschspra
chigen Teils der M ita rbe ite r und M itarbeiterinnen des Kantons 
w urde neu Frau Hilda Theler zu 40%  angestellt.
Die Problemkreise im persönlichen Bereich beinhalteten im Jahr 
2003 vor allem gesundheitliche und finanzielle Schwierigkeiten. Im 
beruflichen Bereich waren es A rbe itskonflik te  und Stress am 
Arbeitsplatz.
Die Sozialberatungsstelle richtete ihr Augenm erk im 2003 verm ehrt 
auch der Vorbeugung von sozialen Problemen in Zusammenarbeit 
m it internen und externen Fachstellen. So w urde beispielsweise ein 
Handbuch fü r die halbgeschützten Arbeitsplätze beim Staat Wallis 
erstellt. Zudem w urde über die Ausarbeitung von erklärenden 
Dokum enten betreffend psychische und physische Belästigung am 
Arbeitsplatz sowie A lkohol am Arbeitsplatz reflektiert.

KANTONALE DIENSTSTELLE 
FÜR INFORMATIK
M it dem Jahr 2003 hat die kantonale Dienststelle fü r In form atik ihr 
Jugendalter erreicht. Vieles ist im Fluss und es ist unabdingbar, diese 
vorhandene Energie zu bündeln und die bewährten Arbeitsprozesse 
zu konsolidieren und in zukunftsweisende Wege zu lenken.

Das prägende Ereignis des Jahres fü r die Dienststelle w ar sicher die 
Gewährung eines Zusatzkredites durch den Grossen Rat, der die 
W eiterführung der Arbeiten an den Dienstlokalen ermöglichen 
w ird . M it grosser Befriedigung haben die M ita rbe ite r diesen Ent
scheid zur Kenntnis genom m en, der es ihnen ermöglichen w ird , in 
Zukun ft in Lokalen zu arbeiten, die den heutigen Standards in 
Bezug auf Arbeitsbedingungen und Sicherheitsvorschriften genü
gen.

M it der Realisierung des kantonalen Komm unikationsnetzes konnte 
ein w ichtiges Projekt beendet werden, das es kün ftig  den Gemein
den erlauben w ird , m it den kantonalen Dienststellen zu kom m uni
zieren. Diese Datenautobahn der ö ffentlichen Verwaltungen ist m it 
derjenigen unseres Kantonsnachbars W aadt verbunden. Die Koordi
nation und die In form ation e rfo lg t über den Verband der Walliser 
Gemeinden.

Fast unbem erkt fü r die Benutzer ging die M igration des Betriebssys
tems W indow s 95 auf W indow s XP fü r ungefähr 1800 Arbe its
plätze vor sich. Dieser Quantensprung w urde m ehrheitlich m it in te r
nen Ressourcen und un ter E inhaltung der vorgegebenen Zeit 
durchgeführt. Im Rahmen dieses Projektes w urde der Maschinen
park w eitgehend vereinheitlicht, was eine effiz ientere Adm inistra
tion  gewährleisten w ird.

Die hauptsächlichsten Aktiv itä ten können nach Sektionen w ie  fo lg t 
zusammengefasst werden:



ADMINISTRATION

Die In form atik ist nach w ie  vor eine Lieblingsbeschäftigung bei den 
Jungen. So w und e rt es nicht, dass die Dienststelle ihrem ersten 
M ediamatiker-Lehrling zum Abschluss gratulieren konnte. Im W ei
teren haben 3 Studenten der Berufsfachschule Wallis im Rahmen 
ihrer Ausbildung bei unserer Dienststelle eine Stage absolviert.
Die H aupttä tigke it im Jahre 2003 be traf die Vorbereitung der Dos
siers im Zusammenhang m it den neuen Lokalitäten der Dienststelle, 
die 2004 zur V erfügung stehen sollten.

INFORMATIKSICHERHEIT

Die w ichtigsten Tätigkeiten können w ie fo lg t zusammengefasst 
werden:
• Empfehlungen betreffend die Viren Sobig.F und Nachi (vor allem 

laufende M utationen der Unterschriftenverzeichnisse sowie die 
automatischen Installationen der kritischen Korrekturen auf den 
PC, Netzwerkservern und portablen PC).

• Grundsätzliche Vorschriften der Inform atiksicherheit gemäss ISO 
17799, hinsichtlich der Erarbeitung von Benutzerrichtlinien.

• A ud it betreffend Hackerangriffe via Internet sowie Empfehlungen 
zur Verbesserung von potenziellen Schwachpunkten.

• Um wandlung der „In te rne tkoord ina tionsg ruppe" in „In te rn e t
koordina tion und Inform atiksicherhe it" m it m onatlichen Sitzun
gen.

SEKTION DPSI ( D irektion und Steuerung  
der Inform ationssystem e)

P ro je k t le ite r  N o rm e n  u n d  S ta n d a rd s
• Führen verschiedener Gruppen und Ausschüsse (Ausschuss fü r 

Sicherheit der Informationssysteme, Internet Koordination und 
operationeile Sicherheit, ...)

• Schaffung einer Gruppe fü r Normen und Standards in der M ikro- 
Inform atik

• Koordination Inform atikpro jekte, Teilnahme und Beratung an ver
schiedenen Projekten fü r Projekt-Management.

• Redaktion von 70 Vorm einungen
• Teilnahme in der neu geschaffenen A rbe itsgruppe "ICT Planer“ 

der SIK (Schweize-rischen Inform atikkonferenz)
• Sekretariat des Ausschusses " Regroupement des affaires in fo rm a

tiques"

P ro je k t le ite r  "F ilières"
•  Adm inistrative und logistische Führung der “ Filière" SAP
• Projektleiter des Releasewechsels zu SAP 6.20 Enterprise
• Schaffung des Steuerungsausschusses SAP
• Studie fü r die Zentrale Verw altung der Adressen (m it CC SAP und 

Finanzverwaltung)
• Start der Projekte "V erw a ltung der W erksta tt Ronquoz" und 

" Begleitm andat ECM (Enterprise C ontent M anagem ent)

CC SAP
• Schnittstellen SAP fü r LISA, OPALE, e-DICS, AS400
• A nw endungsentw icklungen : Verw altung der Zuschüsse fü r Jagd 

und Fischerei, Abrech-nung der Vorauszahlungen und Zahlung 
der Subventionen fü r die Schuldirektoren

• Entw icklung neuer Funktionalitäten: Abschluß der Zahlungsauf
träge fü r die Verp flich tungs-erm ächtigungen, Abrechnung der 
provisorischen Pässe usw..

•  Elektronische Verw altung der Dokum ente fü r die Bestellung und 
Zahlung von Inform atik-m ateria l

SEKTION ENTWICKLUNG

Nebst den täglichen Support- und W artungsaufgaben können die 
hauptsächlichsten Tätigkeiten nach den Entw icklungsplattform en 
w ie fo lg t zusammengefasst werden:

C lien t/S erveur
Erweiterung der Entwicklungsstandards; Anpassung der Datenban
ken betreffend die M igration Netware; Verw altung der Dossiers der 
Staatsanwaltschaft; Anpassung der Dossierverwaltung bei der Kan
tonalen Baukommission; Ersatzlösung fü r die Eidgenössischen 
Wahlen; Kontrolle der W einernte; E-DICS; Straf- und Massnahmen
vollzug; Arbeitnehm erschutz.

BS2000
Zentrales Inkasso der Quellensteuer; Kantonale Subvention im 
W ohnungswesen; Kontingentsverw altung fü r ausländische Arbe its
kräfte; Verwaltung der Patente; Landwirtschaftliche D irektzahlun
gen; Einjährige Steuereinschätzung m it Gegenwartsbemessung; 
Ausserordentliche A ufw ände und Erträge der Bemessungslücke; 
Zentrale Verwaltung des Eingangs und der Fristen der Steuererklä
rung über das Internet; Anpassungen fü r die Projekte CARI und 
FAB ER der A utom ob ilkon tro lle ; Verwaltung der Fahrauswei
sentzüge.

SEKTION BENUTZERSUPPORT

Am 1. Januar 2003 w urde SAP fü r die Verwaltung des Bestellwe
sens e ingeführt. Insgesamt w urden im vergangenen Jahr 1174 Bes
te llungen ge tätig t. Diese Bestellungen generierten bei unseren Lie
feranten einen Umsatz von CHF 7.932 M io. 568 neue PC's und 79 
neue Notebooks w urden letztes Jahr im Rahmen der M igra tion des 
neuen Betriebssystems W indow s XP installiert. Für Toner und Tin
tenpatronen w urden letztes Jahr CHF 4 1 8 7 8 3 .-  ausgegeben.

2003 w urden insgesamt 128 Inform atikkurse organisiert. Diese 
Kurse fanden an 224 Halbtagen statt. 32 dieser Kurse mussten als 
Folge feh lender Einschreibungen annullie rt werden. Insgesamt 
haben sich 811 M ita rbe ite r fü r einen oder mehrere Kurse einges
chrieben.

Die Zusamm enarbeit m it der Höheren Fachschule fü r W irtschafts in
fo rm atik  im Bereich Inform atikausbildung w urde per Anfangs Juni 
um ein weiteres Jahr verlängert.

SEKTION RZ und Systeme

1. N euinstalla tionen H ardw are
• Installation von 2 WebTA Servern Solaris Primepower 250 m it 2 

CPU à 1.1 GHz und 4 GB Speicher.
• Speichererweiterung fü r SX130; Partition fü r SAP.
• Installation von 300 Lizenzen fü r W ebTA fü r die Kantonale Steuer

verwaltung
• Installation Solaris Primepower 450 als Ersatz fü r den älteren 

Oracle Datenbankserver
• Installation Solaris Primepower 450 als Ersatz fü r den älteren Ent

wicklungsserver
• Installation Server RX450 m it VM w are fü r die einfachere Handha

bung und Adm in istra tion der W indows-Server. (Mehrere virtuelle 
Server auf einem Server)

• Installation W indow s Server fü r Projekt SIT Valais
• Beschaffung einer neuen zentralen Datenhaltungsanlage 

(DMZ1000) m it dem Ziel der Spiegelung der Daten zwischen dem 
alten Rechenzentrum ("Palais" m it Symmetrix 8530) und dem 
neuen Rechenzentrum ("Les M ayennets" m it DMX1000).

2. H au p ttä tig ke iten
• A dm in istra tion und Überwachung der Betriebssysteme SAP; W in 

dows; UNIX/SOLARIS und BS2000
• Upgrade SAP auf die neue Enterprise Version
• Upgrade div. Oracle Tabellen von Version 8 auf Version 9
• Installation D prin t fü r die P lattform en SAP; BS2000 und 

UNIX/SOLARIS
• Adm in istra tion und Überwachung sämtlicher Oracle und Sesam 

Datenbanken
• Integration neuer Tabellen in Oracle und Sesam
• Adm in istra tion und Überwachung der zentralen Sicherungen 

sämtlicher P lattformen m it Hilfe der Software Networkers



•  Planungsarbeiten fü r neues RZ
• Umstellen auf GrossVKIeinschreibung im BS2000
•  Vorbereiten und Testen auf neues Portal WebTA fü r den Zugriff 

der Gemeinden und Treuhandbüros auf die A pplikationen der 
Kantonalen Steuerverwaltung

• Ausbildung auf Lasersoft
• M ith ilfe  Operating
• Support an Entw icklung und Endbenutzer
• Upgrade auf neue SESAM/SQL Version 3.1
• Pikett-Dienst und dessen Überwachung; Planung der Produktion

sarbeiten im RZ

3. D ru ck  u n d  V ersand
• Drucken 7 M io. Formulare /  Kuvertieren und Versand von 

1 'SOO'OOO Formularen

SEKTION TELEKOM

Die w ichtigsten Aktiv itä ten des Jahres waren die folgenden:
• Installation des Switch G iga-Ethernet in den POP M onthey und 

StMaurice und Inbetriebnahm e des FO-Netzes (11 Gebäude);
• Installation und Inbetriebnahm e der VPN Technologie;
• Vorbereitung und Inbetriebnahm e der Konfiguration der 7 POPs 

auf dem kantonalen Netzwerkbackbone fü r die Erschliessung der 
Gemeinden;

• Inbetriebnahm e und Netzwerkverbund der neuen Standesämter 
(13 von 15); Projekt INFOSTAR;

• Netzwerkverbund via CW DM Technologie der POPs M onthey; St. 
Maurice und Siders;

• Transport und Versand von ZO'OOO SMS; 31 '000 Fax; Internet 3.5 
TByte

Analyse und Überarbeitung der internen Firewall-Architektur.

SEKTION MICRO INFORMATIK

Die Zahlen und die w ichtigsten Ereignisse
• M igra tion des Inform atikparks auf W indow s XP
• U nterhalt des Inform atikparks von 1700 PCs und 2800 Benutzern; 

welcher sich auf den ganzen Kanton erstreckt.
• 2600 Interventionen (Reparaturen und Installationen) von unseren 

Technikern.
• Zentralisierung und Konsolidierung der Novell Netware Server. Die 

Zahl der Server hat sich von 76 nach 52 verringert.

Die neuen inform atisierten Standorte
• Zivilstandsämter in 11 Bezirken des Kantons
• Gefängnis von M artigny; Sion; Pramont und Brig
• Denkm alpflege und Archäologie in M artigny
• Crealp Sitten (Zentrum fü r A lp ine U m w eltforschung)

Die w ichtigsten Netzwerk Projekte
•  Zentralisierung der Server dank Glasfaserverbindungen.
•  M igration der Server von Netware 4.11 und 5.1 auf die Version 6.
• M igration der Mail-Server Groupwise auf die Version 6.5
• Konsolid ierung der Verzeichnisdienste Novell (eDirectory)
• Kom plette Entfernung des IPX Kom m unikations Protokolls. W ir 

sind nun auf „IP -O nly".
•  Installation eines Clusters von 2 Servern in Siders.
•  Anbindung der Server an das Speichersystem EMC2.
• Installation eines SUS Servers (M icrosoft Software Update Ser

vices).

Die anderen Projekte
• Projekt CUT2002 (Examens-Räume fü r die DSUS in St-Maurice; 

Sitten und Visp)
•  Teilnahme und Support der A bstim m ungen und Wahlen.
• Piquetdienst.

RECHTSDIENST
Die Tätigkeit des Rechtsdienstes g liedert sich in drei Hauptgebiete, 
nämlich den eigentlichen Rechtsdienst des Departementes, das 
Sekretariat der kantonalen Steuerrekurskommission und die Inkas
soaufgaben.

RECHTSDIENST DES DEPARTEMENTES

Der Rechtsdienst ist beauftragt, die allgemeinen Aufgaben und 
Rechtsprobleme zu behandeln, sich an der Gesetzgebungsarbeit zu 
beteiligen, schriftliche und mündliche Gutachten zu erstellen, 
Rechtsauskünfte zu erteilen, die vom Departem ent anzuwendende 
Gesetzgebung zu studieren und auszulegen, den Staat m it oder 
ohne Beizug von Anw älten vor Gericht zu vertreten usw. Dabei 
arbeitet der Rechtsdienst insbesondere m it der Dienststelle fü r Per
sonal und Organisation sowie m it der kantonalen Finanzverwaltung 
zusammen.

Die wesentlichen Aufgaben, welche die Dienststelle ausführte, oder 
an deren Ausführung sie eng m itw irk te , sind folgende:

Staatspersonal

* Änderung vom 29. April 2003 der Verordnung über die Besol
dung des Lehrpersonais der Primär-, Orientierungs- und M itte l
schulen. Diese Änderung b e trifft die Gewährung von Spezialur
laub an Lehrpersonen, welche eine ö ffentliche Funktion ausüben.

* Bericht vom 28. März 2003 zur Ruhegehalts- und Vorsorgekasse 
des Lehrpersonais (RVKL). Dieser Bericht behandelte aus rechtli
cher Sicht im wesentlichen fo lgende Fragen:

- Identitä t des Arbeitgebers des Personals, dass der RVKL anges 
chlossen ist,

- Identitä t des Garanten fü r die Verpflich tungen der RVKL,
- Um fang der Garantie dieser Verpflichtungen.
* Analyse der verschiedenen Spesenentschädigungen der kantona

len Verw altung und Erarbeitung von Anpassungsvorschlägen.
* M ita rbe it in der interdepartem entalen Arbeitsgruppe 

(DFLA/DEKS) zur Überprüfung der Situation in den beiden kanto
nalen Vorsorgekassen des ö ffentlichen Dienstes (VPSW und 
RVKL). Der A uftrag dieser vom Staatsrat am 25. Juni 2003 einge
setzten A rbe itsgruppe geht insbesondere dahin, einen Synthese
bericht zu erstellen zu den no tw endigen Massnahmen zur Ver
besserung des Deckungsgrades der beiden Vorsorgekassen und 
Massnahmen zuhanden des Staatsrates vorzuschlagen.

* Entw urf der Richtlinien über die Einführung der Telearbeit in der 
kantonalen Verwaltung als Pilotversuch.

*  Eingehende Untersuchung sowie Erarbeitung der Entwürfe zum 
Staatsratsentscheid und zur Vernehmlassung ans Kantonsgericht 
betreffend zwei Mobbing-Fälle (psychologische Belästigung).

*  Erarbeitung von über 40 Gutachten, Berichten oder Entscheiden 
zuhanden des Staatsrates, der Dienststelle fü r Personal und Orga
nisation oder anderen Dienststellen.

Sozialberatung

*  M itw irku ng  im Beratungsteam der Sozialberatung.
*  Erarbeitung eines Präventionskonzeptes „A lkoho l und andere 

Drogen am Arbe itsp la tz".

W alliser K antonalbank

*  Prüfung des spezifischen Berichtes des Bankrevisors vom 2. April 
2003.

*  Bericht des Staatsrates vom 29. April 2003 zum Geschäftsjahr 
2002 der WKB. Dieser Bericht en thä lt die Beurteilung des Staats
rates zur Strategie des Staates als A ktionär und Garant, sowie die 
Beurteilung zum spezifischen Bericht des Bankrevisors.

* In form ationen an die Geschäftsprüfungskom mission über juris
tische Aspekte im Zusammenhang m it der Rolle des Grossen 
Rates gegenüber der WKB.



A ffä re  Leukerbad

* M itw irkung  in der juristischen Arbeitsgruppe, welche die verwal
tungsexternen Vertreter bei der Interessenwahrung im Rahmen 
der beim Bundesgericht eingeleiteten zivilrechtlichen Verfahren 
unterstü tzte. Diese M itw irku ng  endete m it den Urteilen des Bun
desgerichts vom 3. Juli 2003, m it denen die Klagen abgewiesen 
w urden.

* Beschluss des Grossen Rates vom 4. Dezember 2003 zur Sanie
rung der M unizipalgem einde Leukerbad. Die Dienststelle hatte 
das Präsidium der A rbe itsgruppe inne, welche den dem Staatsrat 
und dem Grossen Rat unterbre iteten Entw urf erarbeitete.

Finanz- und Im m o bilienan ge legenh eiten  sow ie H aftungsfä lle

* Dekret vom 4. September 2003 betreffend die Gewährung von 
Finanzhilfen zur Sanierung von Gemeinden m it prekären Finan
zen.

* Entw urf zur Ä nderung des Gesetzes über die Geschäftsführung 
und den Finanzhaushalt des Kantons, der dem Grossen Rat in der 
Januarsession 2004 in erster Lesung un terbre ite t wurde.

* Gesetzesentwurf über Ausgaben- und Schuldenbremse, der dem 
Grossen Rat in der Februarsession 2004 in erster Lesung un ter
bre itet w ird.

* Gesetzesentwurf über den interkantonalen Finanzausgleich.
* Erstellung von mehr als 50 Gutachten und schriftlichen Berichten 

zuhanden des Departementsvorstehers, der kantonalen Finanz
verwa ltung und anderen Dienststellen.

* Behandlung von rund 15 zivilrechtlichen Haftungsfä llen des 
Staates, in Zusamm enarbeit m it den direkt be troffenen Departe- 
menten, dem Haftpflichtversicherer des Staates und gegebenen
falls den Berufsvertretern (Advokaten).

* Vertretung der Interessen des Staates Wallis in zwei Erb
schaftsfällen ohne gesetzliche Erben, bei denen es um hohe 
Beträge ging.

Verfahren im Bereich der O p ferh ilfe

* Vertretung des Staates vor den Gerichten im Rahmen von 23 Ver
fahren um Schadenersatz und G enugtuung im Zusammenhang 
m it dem Bundesgesetz vom 4. O ktober 1991 über die Hilfe an 
Opfer von Straftaten (OHG).

SEKRETARIAT DER KANTONALEN  
STEUERREKURSKOMMISSION

Die Dienststelle gewährle istet das Sekretariat der kantonalen 
Steuerrekurskommission. Da es sich bei dieser Kommission um eine 
Gerichtsinstanz handelt, sind die Daten zur Tätigkeit dieser Kommis
sion und ihres Sekretariates seit 2001 nicht mehr im Verwaltungs
bericht des Staatsrates enthalten, sondern in einem eigenen Tätig
keitsbericht der Kommission, der dem Grossen Rat zur Verfügung 
gehalten w ird.

INKASSO

Die Dienststelle tä tig t die Rechnungstellung sowie die Fortsetzung 
des Inkassos fü r die Gerichtskosten, die den Gerichten nicht bezahlt 
wurden.

Die nachfolgende Statistik erg ibt einen Überblick über die aus
geführten Inkassoarbeiten:

A rt der Rechnungen A nzahl Betrag
Eintreibung von Gerichtskosten 1 '388  927 '002 .40

DIENSTSTELLE FÜR AUSSE- 
NANGELEGENHEITEN UND 
WIRTSCHAFTSRECHT

G esetzesvorbereitung
Die Dienststelle hat die Botschaft und die Revision des Gesetzge
bungspakets zur Umsetzung des bilateralen Abkom m ens zwischen 
der Schweiz und der Europäischen Union vorbere itet und das Pro
je k t bis zu seiner Verabschiedung durch den Grossen Rat begleitet. 
Es handelte sich hierbei um das Gesetz betreffend die Anerkennung 
von Berufsausbildungen von Staatsangehörigen der M itg liedstaaten 
der Europäischen Union, das Gesetz über den Beitritt des Kantons 
Wallis zur Änderung der Interkantonalen Vereinbarung über das 
ö ffentliche Beschaffungswesen und das Beitrittsgesetz des Kantons 
Wallis zur Interkantonalen Vereinbarung zum Abbau technischer 
Handelshemmnisse.

A n w en d u n g  des Bundesgesetzes über das bäuerliche Boden
recht und des landw irtschaftlichen Pachtrechts
Im Jahre 2003 sind 2104 Gesuche (2002 waren es 2103 Fälle, 2001 
waren es 1902 Fälle, 2000 waren es 1'858 Fälle, 1999 waren es 
2014 Fälle) in Form von Bewilligungen oder Feststellungsverfügun
gen im Sinne von Art. 83 und 84 BGBB behandelt w orden. Regional 
verteilen sich die behandelten Fälle in 866 Entscheide auf das Ober
wallis (888 Fälle in 2002, 796 Fälle in 2001, 732 Fälle in 2000, 808 
Fälle in 1999) und 1238 Entscheide auf das Unterwallis (1215 Fälle 
in 2002, 1106 Fälle in 2001, 1126 Fälle in 2000, 1006 Fälle in 
1999). Es kann festgehalten werden, dass die Anzahl der Dossiers 
von Jahr zu Jahr nur ganz m inim alen Schwankungen ausgesetzt ist 
und der jährliche Durchschnitt der zu behandelnden Dossiers bei 
zweitausend liegt.
Die Dienststelle fü h rt eine Datenbank über die bezahlten Boden
preise der letzten fü n f Jahre au fge te ilt nach Gemeinden und Natur 
des Bodens. A ufg rund  der aktuellen Rechtsprechung des Kantons
gerichts müssen diese Daten verfeinert erhoben und erfasst werden 
und bilden eine zuverlässige Quelle fü r die Festlegung der höchst
zulässigen Erwerbspreise fü r den Kauf von landw irtschaftlichem  
Boden und Gewerbe.
Die Dienststelle hat als zuständige kantonale Behörde gemäss Bun
desgesetz über die landw irtschaftliche Pacht 7 Einsprachen der 
landw irtschaftlichen Kammer behandelt.

Rechts- und Beschwerdeinstanz
Die Dienststelle hat im Jahre 2003 53 Beschwerden an den Staatsrat 
im Bereiche des W irtschaftsrechts instruiert (33 Beschwerdedossiers 
in 2002, 51 Beschwerdedossiers in 2001) sowie 12 H om ologation
sentscheide von Genossenschaftsstatuten vorbereitet. Als Rechts
dienst fü r W irtschaftsfragen hat die Dienststelle eine Vielzahl von 
Stellungnahmen zu Beschwerden erarbeitet und andere Dienststel
len bei besonders schwierigen Einzelfällen und in Gesetzgebung
sfragen unterstü tzt.
Die Dienststelle beriet die Gemeinden und die Dienststellen der 
Kantonsverwaltung im Bereiche des ö ffentlichen Beschaffungswe
sens.
Die Dienststelle ist m it der juristischen Betreuung des kantonalen 
Veterinäramts beauftragt und hat im Zusammenhang m it der 
A nw endung des Tierseuchen- und Tierschutzgesetzes eine Vielzahl 
von Rechtsfragen geprü ft und die nötigen Massnahmen eingeleitet.

Die Dienststelle hat Strafuntersuchungen in A nw endung des Regle
ments über die W einstatistik durchgeführt, deren Verw altungskom 
petenz beim Kantonschemiker liegt.
Die Dienststelle stellt ebenfalls das Sekretariat fü r die kantonale 
Rekurskommission fü r landw irtschaftliche Beiträge sicher und hat 
61 Beschwerdefälle instru iert (26 Beschwerdedossiers in 2002, 33 
Beschwerdedossiers in 2001).

In terkan ton a le  Zusam m enarbeit
Die Dienststelle bildete 2003 die Verbindungsstelle zur in te rkan to
nalen Region „Espace M itte lla nd " und sicherte in dieser Funktion 
die Zusamm enarbeit m it den Kantonen Bern, Solothurn, Neuen-



burg, Freiburg, W aadt und Jura. M ita rbe ite r der Dienststellen arbei
ten in der Chefbeam ten-, Kom m unikations-, Eurodelegierten- und 
öffentliches Beschaffungs-wesen-Gruppe m it. Die Regierungen der 
M itg liedkan tone des Espace M itte llands haben beschlossen, die 
Zusamm enarbeit intensivieren.
Die Dienststelle ve rtritt den Kanton im interkantonalen Forum fü r 
öffentliches Beschaffungswesen und in der W estschweizer Konfe
renz zum öffentlichen Beschaffungswesen, welches das e lektro
nische Informationssystem SIMAP en tw icke lt hat und dem praktisch 
alle Schweizer Kantone und der Bund als Betriebsorganisation bei
getreten sind.
Die Dienststelle sichert die Interessenwahrung der Nichtuniversitäts
kantone in der Kommission Interkantonale Universitätsvereinba
rung der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdi
rektoren.

Gem einschaftliche In itia tive  „INTERREG"
Im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusamm enarbeit fo lg t das 
Programm INTERREG IIIA seinen Lauf. Ende des Jahres w ar der 
verfügbare Bundeskredit in der Höhenordnung von 85 ,5%  einge
setzt. A u f der französischen Seite (INTERREG-Programm IIIA Fran
kreich-Schweiz) w urde hingegen 50%  des verfügbaren Bundeskre
dits bereits verpflich te t und nur 24%  des Gemeinschaftsfonds 
gebraucht.
A u f Stufe der transnationalen Zusamm enarbeit (INTERREG HIB 
A lpenraum ) sind die Walliser Partner aktiv im Bereiche der na türli
chen Risiken, der Sportereignisse im A lpenraum  und in der S tiftung 
Walser.
Die Programmierung INTERREG MIC (interregionale Zusammenar
beit) beginnt. Das Wallis be te ilig t sich am Projekt RISE, welche durch 
das Espace M itte lland gesteuert w ird.

G renzüberschreitende in stitu tio neile  Beziehungen
Im Rahmen der Versammlung der Regionen Europas (VRE) ist der 
Staatsrat und Vorsteher des DELA, Herr W ilhelm  Schnyder zum 
Vizepräsidenten und Schatzmeister gew äh lt w orden. Seine A ktiv itä t 
konzentrierte sich auf die Erhaltung der höchst möglichen Anzahl 
von Regionsmitgliedern und einer konsequenten Ausgabenverwal
tung.

Ende 2003 hat der Kanton Wallis das Präsidentschaftsmandat des 
Genferseerats abgegeben. W ährend den vergangenen zwei Jahren 
der Präsidentschaft hat Herr Claude Roch, Staatsrat und Chef DEKS, 
Anstrengungen un ternom m en, um A ktionen zugunsten der Jugend 
zu lancieren.

Als Verlängerung des internationalen Jahres der Berge und des Aus
tausches m it dem Königreich Butan hat der Kanton Wallis zwei 
butanische W anderbegleiter w ährend zweier M onate in unserem 
Kanton em pfangen. Diese Austausche sollten durch den Abschluss 
einer Zusammenarbeitsvereinbarung und engeren Kontakten zw i
schen dem Gite de Staint-Jean und dem Tourismusdepartement des 
Butans form alis iert werden.
Die Delegierte fü r grenzüberschreitende und europäische Angele
genheiten verfo lg t ebenfalls die A ktiv itä ten , die im Rahmen der Rats 
W allis-Aostatal en tw icke lt w erden. Die A rbeitsgruppen behandeln 
Bereiche w ie  die Raumplanung, den Verkehr, die W irtscha ft und die 
Kultur.

DIENSTSTELLE 
FÜR VERMESSUNG
A llgem eines

Das Jahr 2003 brachte unserer Dienststelle w ieder viele Veränderun
gen und dam it verbunden auch leider Verzögerungen im Abschluss 
mehrerer Arbeiten.

Ersterhebungen, Erneuerungen, Erhaltung (prov. Numerisierung)

Die in der Leistungsvereinbarung m it dem Bund festgelegten Ziele

fü r die Ersterhebungen konnten vollständig erreicht werden.

Die Arbeiten fü r das Projekt „Landw irtschaftliche N utzflächen" 
LWN wurden öffentlich  ausgeschrieben und konnten bereits im 
Sommer vergeben werden. Das Ziel dieses Projektes ist es, die 
Grundlagen fü r die Überprüfung der D irektzahlungen in der Land
w irtscha ft zu erarbeiten.

Um die H om ogenität der Daten der am tlichen Vermessung im Kan
ton  zu verbessern, w urden w ir durch die Oberaufsicht des Bundes 
au fgefordert, Richtlinien zu erarbeiten. M it der Umsetzung dieser 
Richtlinien sollen die strukture llen und inhaltlichen Inhom ogenitä
ten verschwinden, dam it einem Benutzer, der Daten über mehrere 
Gemeinden benötig t, die Nachbearbeitung der Daten entfä llt.

Diese Richtlinien w urden den betroffenen Geometern im Februar 
vorgestellt. A lle bestehenden und laufenden Arbeiten müssen je tz t 
angepasst w erden. Verzögerungen in der Ablieferung der Arbeiten 
gab es aber n icht nur wegen der E inführung der Richtlinien, son
dern auch deshalb, w eil unsere Dienststelle auf ein neues Inform a
tiksystem gewechselt hat. Dieses System konnte leider erst auf 
M itte  Jahr e ingefüh rt werden, weil gegen die Arbeitsvergabe Eins
prache erhoben w urde. Diese Einsprache w urde nach einigen 
M onaten zurückgezogen. Die ersten Erfahrungen m it den neuen 
Richtlinien und dem neuen Informatiksystem sind sehr positiv, so 
dass man sagen kann, dass in Zukunft die Verifikationen schneller 
und effiz ienter ausgeführt w erden können.

Im Verlaufe des Jahres konnten die Erneuerungsarbeiten in 146 der 
186 te il- und vollnumerischen Operate begonnen werden. Dadurch 
w erden bereits im Jahr 2004 sehr viele Daten im neuen D atenm o
dell DM01-VS verfügbar sein.

Die Änderungen der gesetzlichen Grundlagen auf Bundesebene 
und die no tw endigen Anpassungen der Verfahren an die heutigen 
Gegebenheiten zw ingen uns, dass heute geltende Gesetz über die 
A m tliche Vermessung vom 16. November 1994, vollständig zu revi
dieren. Die Vorbereitungsarbeiten w urden im Verlaufe des Jahres in 
A n g riff genom m en und das revidierte Gesetz kann im Jahr 2004 an 
den Grossen Rat zur Beratung w eite rge le ite t werden.

N achführung der A m tlichen Vermessung

Z.Z. w erden noch alle M u tationen, die innerhalb der Perimeter der 
am tlichen Vermessung ausgeführt werden, zur Kontrolle und Unter
schrift an unsere Dienststelle gesandt. Diese Form der Kontrolle ist 
nicht mehr zeitgemäss und soll, auf W unsch des Bundes, überdacht 
und geändert werden. Die teilweise da für no tw endigen gesetzli
chen Grundlagen müssen zuerst geschaffen werden.

Bei der Abgabe von Daten der am tlichen Vermessung in e lektron i
scher Form müssen die Gebühren auf einem tieferen Niveau verein
he itlich t werden. Im M om ent w ird  durch eine A rbe itsgruppe das 
M odell einer neuen, gesamtschweizerischen Gebührenordnung 
erarbeitet. Die je tz t gü ltige Gebührenordnung vom 11. Oktober 
1995 g ib t einige Schwierigkeiten in der praktischen A nw endung.

GIS-Stelle (Geografisches Inform ationssystem )

Bereits die ersten Kontakte m it den Dienststellen, die m it geogra fi
schen Daten arbeiten, haben gezeigt, dass ein grosser Koordina
tionsbedarf vorhanden ist. Das g rosste Problem ist, dass die Daten 
n icht zentral verwa ltet werden und nicht in einem einheitlichen 
Standard vorliegen.

Das Ziel w ird  sein, dass die Daten zentralisiert w erden und dass den 
Benutzern auch geeignete Programme fü r die Bearbeitung zur 
Verfügung stehen.

Bis die Daten vollständig und in einem einheitlichen Standard zur 
Verfügung stehen, w ird  noch einige Zeit verstreichen.

D am it die gesamten Aufgaben der GIS-Stelle e rfü llt werden kön



nen, müsste mehr Personal vorhanden sein und die gesetzlichen 
Grundlagen müssen in einem Geoinformationsgesetz neu geregelt 
werden.

Fixpunkte

Im Verlaufe des Jahres konnten die Berechnungen fü r die neuen 
LV95-Punkte abgeschlossen w erden und die Koordinaten w urden 
durch den Bund anerkannt.

A lle laufenden Vermessungen werden bereits an diese Punkte 
angeschlossen und im neuen Bezugsrahmen berechnet. Dieses Vor
gehen erlaubt uns, Fixpunktnetze ohne Spannungen zu erstellen 
und som it können auch die Vorteile neuer Messinstrumente (GPS) 
voll genutzt werden.

Übersichtsplan

Der Übersichtsplan liegt als flächendeckende Pixelkarte vor und 
w ird  in den Massstäben 1 : 5 '000  und 1 : lO'OOO ausgegeben. Die 
Nachführung dieser Produkte muss neu geregelt werden, weil der 
A ufw and m it der jetzigen M ethode zu teuer und zu schwerfällig ist.

Planzentrale

Die Nachfrage fü r Planauszüge des Übersichtsplanes in Papierform 
lässt immer m ehr nach. Es wurden 49 Pläne in Papier und 186 in 
dig ita ler Form abgegeben.

LWN (Landw irtschaftliche N utzflächen)

Für die Durchführung des Projektes musste m it dem Bund eine 
Vereinbarung abgeschlossen werden. Anschliessend konnten die 
Gemeinden über das Projekt in fo rm ie rt werden.

Im Dezember 2002 w urde der B ildflug fü r die photogram m etrische 
Ausw ertung der Bodenbedeckung und Einzelobjekte öffentlich 
ausgeschrieben. Im Frühling 2003 w urden die Bildflüge im Unter
wallis ausgeführt und im Frühling 2004 werden die Bildflüge im 
Oberwallis ausgeführt.

Tätig keiten  der Kom missionen  

K antonale N om enklaturkom m ission

Die Kommission kam in den Gemeinden zum Einsatz, in denen am t
liche Vermessungen in A rbe it sind.

Vorm einungskom mission im Falle von Grenzstreitigkeiten zwischen 
Gemeinden

Diese Kommission w urde nicht erneuert, da im M om ent kein Hand
lungsbedarf gegeben ist und die Aufgaben neu de fin iert werden 
müssen.

DIENSTSTELLE FUR GRUND
BUCHÄMTER

1. Grundbuchäm ter

Kennzeichnend fü r die Dienststelle w ar fü r das Jahr 2003 eine 
Zunahme bei den Grundstücksgeschäften. W enn man bis zum 
Sommer noch eine moderate Zunahme verzeichnete, nahmen die 
Grundstücksgeschäfte bis zum Jahresende stärker zu, so dass sich 
im Vergleich zum Vorjahr, eine Steigerung von ungefähr 3,5%  
ergibt.

1.1 T ä tig ke it der e inzelnen G rundbuchäm ter

BRIG LEUK SIDERS SITTEN M ARTIGNY M O NTHEY TOTAL

Eintragungen  
im  Tagebuch 11'183 4'506 1T181 17'838 *  9'517 7'457 6V 68 2

Eingetrums-
übertragungen 3'473 V 982 3'245 4'707 3 ’810 2'015 19’232

Hypothekar-
Einschreibungen V 845 1'079 1 '630 2'223 2'026 T 5 3 6 10'339

* *  G rundbuch
auszüge 9'490 4 '824 S'823 S'889 6'963 8' 195 41 '184

Erhobene
G rundbuch
gebühren 2 '430 '237 995'349 2'420 '535 2 '466 '628 2 '725 '154 1'626'908 12'664'811

Die relativ tie fe  Anzahl Tagebucheintragungen im G rundbucham t M artigny rührt daher, dass dieses G rundbucham t, als Pilotprojekt, das 
Tagebuch info rm atis ie rt füh rt.
Beim G rundbucham t M artigny erklärt sich der Zuwachs durch die starke Zunahme der Grundstücksgeschäfte in der Region Verb ie t

Die relativ tie fe  Anzahl Grundbuchauszüge in den Grundbuchäm tern Sitten, Siders, Leuk und Brig, im Verhältnis zu den Eigentumsüber
tragen und Hypothekareinschreibungen, erklärt sich dadurch, dass das eidgenössische Grundbuch in deren Kreisen nur fü r ein kleines 
Gebiet e inge füh rt ist; man müsste diesen Zahlen m ehr als 15 000 Lastenverzeichnisse h inzufügen betreffend diejenigen Gemeinden, in 
welchen das eidgenössische Grundbuch noch nicht e inge füh rt ist.



1.2 T ä tig ke it der (den G rundbuchäm tern zug ew iesen en) E inregistrierungsäm ter

BRIG LEUK SIDERS SITTEN MARTIGNY M O NTH EY TOTAL

A nzah l Einre
g istrierungen

7'214 2'995 5'871 8333 6'217 4'425 14'204

Erhobene
Einregistrier-
ungsabgaen

8 ’115'341.- 2 '3 2 5 ’355.- 8 '625 '055.- 8 '221 '660 .- 10 '062 '780.- 5 '915 '271.- 43 '265 '462.-

Die Zunahme bei den Geschäften im Im m obilienbereich im Jahre 2003 hat im Vergleich zum Jahre 2002 mehr Fiskaleinnahmen bei den Ein
registrierungsabgaben (ungefähr +5 ,5% ) m it sich gebracht. Der Einnahmenzuwachs im G rundbucham t M artigny ist w esentlich auf die sehr 
hohe Anzahl von Transaktionen in der Region Verbier zurückzuführen.

1.3 S ituation au f dem  Im m o bilienm arkt im Jahre 2003

BRIG LEUK SIDERS SITTEN MARTIGNY M ONTHEY TOTAL

Anzahl
Eingetumsüber-

tragungen

3'473 1'982 3'245 4'707 4'792 2'015 20 '214

Beträge 541 '471 '000 .- 166 '510 '000 .- 619 '007 '000 .- 563 '120 '000 .- 686 '299 '000 .- 357 '518 '000 .- 2 '933 '925 '000 .-

Der Gesamtbetrag be läuft sich im Jahre 2003 auf schätzungsweise über 3 M illiarden Franken, w enn man die Beträge aus den Ü bertragun
gen von Ante ilen an Gesellschaften, welche Grundstücke eignen, und welche nicht in den Statistiken der G rundbuchäm ter figurieren, h in 
zuzählt.

1.4 M in uten in spektio n  bei den W alliser N otaren und Archive 
der N otaria tsm inuten

Die G rundbuchverw alter haben bei ungefähr 250 Notaren M inu
ten - und Schreibstubeninspektionen vorgenom m en. Die G rundbu
chverwalter führen, in Zusamm en-arbeit m it dem Kantonsarchiv, die 
Archive der Notariatsm inuten.

2. G rundbucheinführung

G rundbuchein führungsarbe iten sind in den Gemeinden St-Niklaus, 
Zerm att, Gampel, Grächen, Eischoll, Varen, M ontana, Cherm ignon, 
St-Léonard, Nendaz, Ayent, Conthey, Isérables, Riddes, M artigny- 
Combe, Leytron, Fully, Bovernier, Orsières, Liddes, Finhaut, Salvan 
und S t-G ingolph im Gange.
Das Grundbuch w urde in der Gemeinde Bürchen (teilweise) ein
geführt.
Die Zahl der zur G rundbuche in führung bereiten G rundbuchvermes
sungslose ist sehr gross. Ohne bedeutende, zusätzliche finanzielle 
M itte l fü r Personal und In form atik w ird  dieser Rückstand nicht klei
ner.

3. Inform atisierung der G rundbuchäm ter

Capitastra M artigny
Im ersten Semester 2003 w urden die im Jahre 2002 erfassten Ein
träge der Gemeinde M artigny verifiziert. Es handelte sich hierbei um 
ca. 40 000 Einträge (Anm erkungen, Vorm erkungen, D ienstbarkei
ten und G rundpfandrechte) auf ungefähr 15 000 Grundstücken. 
In zweiten Semester 2003 w urde m it der Inform atisierung der 
Gemeinde Riddes (ungefähr 9000 Grundstücke) begonnen.

Capitastra Sierre
Die Einträge der Gemeinde Veyras (2 '750  Grundstücke) w urden 
verifiziert. Die Ersterfassung der Gemeinde Venthöne (2 '200 G rund
stücke) ist abgeschlossen; gegenw ärtig  w ird  sie verifiziert.
M it der Inform atisierung der Gemeinde Chippis (2 ’ 150 G rund
stücke) w urde  begonnen.

Capitastra Brig
Die Gemeinde Zwischbergen (400 Grundstücke) ist inform atisiert. 
In den Gemeinden Embd (T 0 0 0  Grundstücke) und Simplon (2 '500 
Grundstücke) läu ft die Inform atisierung.
Die Inform atisierung muss gegenwätig m it dem verfügbaren Perso
nal vorangbracht werden. W enn allerdings die Inform atisierung 
gelingen soll, muss unbedingt, vorübergehend, zusätzliches Perso
nal angeste llt w erden, dam it man schneller vorwärts kom m t und so 
von den Vorteilen der teuer angeschafften In form atik profitieren 
kann.

SAP
Das G rundbucham t M artigny verwendet seit April 2003 SAP fü r die 
Fakturierung und die Buchhaltung. Gegenwärtig w arten w ir auf die 
technische Verbindung, dam it auch das G rundbucham t M onthey 
m it SAP ge füh rt werden kann.

4. Erwerb von Grundstücken durch 
Personen im Ausland

Das kantonale G rundbuchinspektorat, als erstinstanzliche Bewilli
gungsbehörde, hat den Eingang vom 909 Gesuchen zu verzeichnen 
und es hat 932 Verfügungen über Erwerbe von Grundstücken 
durch Personen im Ausland im Gesamtwert von Fr. 320 '400 '7 04 .- 
erlassen. Die diesbezüglich erhobenen Kanzleigebühren beliefen 
sich auf Fr. 556 '520 .-.
Die Gesuche haben insgesamt im Jahre 2003 leicht zugenom men; 
in der Region M artigny (Verbier) haben die Gesuche w ieder spürbar 
zugenom men.
Das Inkrafttreten der M o tion  Epiney bew irkte, dass die 2 -jäh rige  
Frist zwischen Gesucheinreichung und G rundbuchein trag erheblich 
gesunken ist; som it ist die Situation wesentlich besser ist als im 
Jahre 2001.

5. W alliser Testam entszentrale

Die Walliser Testamentszentrale hat im Jahre 2003 1289 Testamente 
angezeigt erhalten.
Sie selber hat 519 Anzeigen an Gem einderichter und 610 an Notare



vorgenom m en.
Die Zivilstandsbeamten haben der Zentrale 2525 Todesm itteilungen 
gemacht.
Die Testamentszentrale hat Fr. 28 '065 .- an Kanzleigebühren erho
ben. Dieser Betrag deckt die Kosten dieser Zentrale.

6. Schlussbemerkungen

Die Inform atisierung des Grundbuches w urde im Jahre 2000 in 
Gang gesetzt und im Jahre 2003 fortgesetzt. Diese W eiterentw ick
lung w ird  allerdings dadurch, dass nicht genügend M itte l zur Verfü
gung stehen, gebremst. Dies b e trifft som it ebenfalls die zur G rund
bucheinführung bereit stehenden Vermessungslose.

Es ist im m erhin festzuhalten, dass sich der Betrag der von der 
Dienststelle erhobenen Gebühren auf über
Fr. 1 2 '6 6 4 '0 0 0 .-  beläuft, so dass die Gesamtkosten der Dienststelle 
bei w eitem  gedeckt sind.

Das Total der im Jahre 2003 erhobenen Abgaben (inklusive W ert
stempel) ereicht die Summe von Fr. 56 '000 '000.-.

DIENSTSTELLE 
FÜR LANDWIRTSCHAFT
Die w ichtigsten Tätigkeiten der Dienststelle fü r Landwirtschaft 
haben sich auf fo lgende Bereiche konzentriert:
- W ahrung der Kantonalen Interessen bezüglich der neuen Land

w irtscha ftspo litik  (LP 2007)
- W eite rführung der em pfoh lenen Strategiestudien welche durch 

den Staatsrat in A uftrag  gegeben w orden waren (insbesondere 
Institu t fü r A gra rw irtscha ft an der ETFI Zürich und W einbau 2006)

- A nw endung der Eidgenössischen Gesetzgebung in der Landw irt
schaft

Der A uftrag  der Dienststelle ist die Förderung einer nachhaltigen 
und hochw ertigen Walliser Landw irtschaft, welche den Bedürfnis
sen des Marktes und der U m w elt Rechnung träg t. Die Tätigkeiten 
der Dienststelle fo lgen den Grundzügen der Regierungspolitik 
2002-2005. Gezeichnet haben das Jahr 2003 diesbezüglich fo l
gende Tätigkeiten :

- Enge Zusamm enarbeit m it den Bundesparlamentariern, den ande
ren Kantonen und den Berufsverbänden im Hinblick auf die Inter
essenwahrung des Kantons Wallis bezüglich der neuen Bundesge
setzgebung über die Landw irtschaft (LP 2007).

- Stellungnahme zu 38 Verordnungen welche die Änderung der LP 
2007 m it sich bringt. W ahrung der fü r unseren Kanton w ichtigen 
Punkte w ie  Zulassungsbedingungen zum Erhalt von D irektzahlun
gen und bei S trukturhilfen.

- Entw urf von Leistungsverträgen m it der W alliser Handelskammer 
und der Walliser Obst- und Gemüsebranchenorganisation.

- Entw urf und Vernehmlassung des neuen Reglements über den 
Rebbau und den W ein (vollum fängliche Änderung und Anpas
sung der Kantonalen Gesetzgebung im W einbau), m it einem 
zukünftigen Schw erpunkt auf die Qualitä t der Walliser Weine.

- Erhöhung der D irektzahlungen, welche einen Betrag von 105 M il
lionen Franken erreicht haben (104 M illionen Franken im 2002).

- Umsetzung der Massnahmen in Zusammenhang m it der Trocken
heit, m it dem Ziel mögliche, negative Ausw irkungen zu verhin
dern (Unterstützung fü r den Verkaufspreis beim Fleisch und V ieh
markt).

- Realisation der Kampagne zur Umstellung der W einberge.
- W eiterführung der Kampagne betreffend die Erneuerung der 

Obstgärten m it Sorten, welche ein starkes M arktpo tentia l haben.
- Definitive AOC-Zusage fü r das Walliser Roggenbrot und positiver 

Entscheid des Bundesamtes fü r ein Raclette AOC.
- Gemeinsam m it den anderen W einbaukantonen der Romandie 

organisierte Intervention beim Bundesamt, gegen eine übermäs

sige Liberalisierung der W eißweine seit der A bschaffung des spezi
fischen Kontingents.

- Einführung einer Beobachtungsstelle des Schweizer W einmarktes 
im Wallis.

Die nachfolgenden Kapitel umfassen die Berichte der einzelnen 
Ä m ter der Dienststelle und vervollständigen die oben au fgeführten 
Punkte.

A M T FÜR BETRIEBSBERATUNG

Das kantonale A m t der landw irtschaftlichen Beratung übernim m t 
die W eiterb ildung der bäuerlichen Familien. In enger Zusammenar
beit zwischen Beratern und bäuerlichen Familien werden Lösungen 
betreffend Nachhaltigkeit und Rentabilität des Betriebes gesucht, 
im m er unter Berücksichtigung der A nforderungen des öko log i
schen Leistungsnachweises.

Zudem n im m t die Beratungsstelle am Projekt der dritten Rhonekor
rektur teil, engagiert sich fü r die Schaffung von ökologischen Ver
netzungen und fü r die Bereitstellung eines Instrumentes zur Beo
bachtung der w irtschaftlichen Situation der Walliser Bauernbetriebe 
nach den Erkenntnissen der Studie Lehmann.

A M T FÜR VIEHWIRTSCHAFT

Sektion Tierzucht
Der Versuch über Schafweiden auf den beiden A lpen Niven und 
Vasevay w urde abgeschlossen. Die Resultate w urden publiziert und 
den Schafzüchtern präsentiert. Die Versuchsresultate zeigen, dass 
die Situation auf den Schafalpen keineswegs so problematisch ist, 
w ie  es o ft dargestellt w ird . Der Besatz pro Hektare liegt im vorgege
benen Rahmen und die o ft zitierten Erosionsprobleme sind prak
tisch nicht festgeste llt w orden.
Eine w eiterführende Studie w urde dieses Jahr auf 6 Schafalpen, auf 
welchen die Schafherden durch einen Hirten ge führt w urden, 
durchgeführt.
Der Schafbestand im Wallis entw icke lte sich seit 1995 folgender- 
massen :

1995  2 0 0 0  2 0 0 2  2 00 3
Schafbestand (Mai) 71 '671 69 '155 6 9 7 1 2  7CT909
Gealpte Tiere 59 '832 5 5 7 2 4  55 '457 56'dOO

Sektion Milch
Die Zahl der Verkehrsm ilchproduzenten liegt 2003 bei 799. Seit 
dem Jahr 2000 kann eine durchschnittliche Abnahm e der Anzahl 
Produzenten von 4,5 % pro Jahr festgeste llt werden.
Seit der E inführung der Qualitätssicherung in der M ilchw irtschaft im 
Jahr 1995 unternahm en die Beteiligten grosse Anstrengungen, um 
ihre Einrichtungen den Vorgaben entsprechend anzupassen. Heute 
e rfü llt ein einziger A lpbetrieb die M inim alanforderungen zum Erhalt 
der Zulassungsnummer noch nicht.
Das A m t entw icke lte fü r die Käsereien, die A lpbetriebe eingeschlos
sen, ein Qualitätssicherungskonzept, welches bei korrekter A nw en
dung eine Verbesserung der Qualität der Endprodukte erlaubt. 
Angesichts der Abnahm e der Anzahl M ilchw irtschaftsbetriebe und 
der vom Gesetz bew illig ten Verlängerung der Frist zwischen zwei 
Inspektionen w urde der MIBD-Wallis im Frühling 2003 stark restruk- 
tu rie rt und die Anzahl Stellen von 5,0 auf 3,5 abgebaut.

A M T FUER AGRARKREDITE

Die eingesetzten Geldm ittel zu Gunsten von Investitionskrediten 
und Betriebshilfedarlehen belaufen sich auf 132 M io Franken. Im 
Jahr 2003 wurden 52 Investitionskredite m it einem Gesamttotal von 
Fr. 9.9 M io. gewährt, sowie 9 Betriebshilfedarlehen fü r Fr. 1.4 Mio. 
Die Rückzahlungen belaufen sich auf Fr. 20.8 M io. Der aktuelle 
Kassa-Saldo per 31.12.2003 beläuft sich auf Fr. 37 Mio. fü r die Inves
titionskredite und auf Fr. 7 M io. fü r die Betriebshilfedarlehen. Um 
vermehrt Geld fü r Umschuldungen zur Verfügung zu haben, w urden



Fr. 5 M io. vom Konto Investitionskredite aufs Konto Betriebshilfe
darlehen transferiert. Im Buchhaltungsjahr 2003 musste kein Verlust 
auf bestehende Kreditpositionen verbucht werden.

A M T FUER DIREKTZAHLUNGEN

Die A nw endung der Verordnungen betreffend der D irektzahlun
gen, der Sömmerungsbeiträge, der ökologischen Qualität (ÖQV) 
und Anbaupräm ien, sowie die Einführung des LN-Rrojektes, bilde
ten einen w ichtigen Bestandteil der ausgeführten Arbeiten durch 
die M ita rbe ite r des Amtes.

Die verschiedenen Verordnungen w urden auch als Grundlagen bei 
der Vorbereitung der Inform ationssitzungen der Ackerbaustellenlei
ter der Gemeinden, der Bew irtschafter und der verschiedenen Kon
tro llen in den Gemeinden herangezogen.

Die Verwaltung des Rebregisters be inhalte t die M utationen fü r 
120'000 registrierte Parzellen m it W einbau, au fge te ilt auf 21 '000  
Eigentümer.

Für die Ausrichtung der D irektzahlungen mussten 330 '000  Parzel
len, au fge te ilt auf 4 '50 0  Betriebe, geprü ft w erden, davon waren 
3 '775  Betriebe berechtig t D irektzahlungen zu beziehen.

Präm ien und Beiträge 2002/2003

2002 2003
Pflanzenbau Fr. 166 '030.- Fr. 178 '870.-
Hangbeiträge Fr. 5 '59 4 '866 .- Fr. 5'521 '925 .-
Sömmerung Fr. 7 '2 5 8 '6 0 1 .- Fr. 7 '64 9 '330 .-
RGVE Beiträge Fr. 13 '672 '951 .- Fr. 13 '933 '885.-
TEP Beiträge Fr. 21 '093 '409 ,- Fr. 21 ' 178 '505.-
Rebbau in Steillagen Fr. 5 '866 '925 .- Fr. 5 '91 6 '093 .-
Flächenbeitrag Fr. 4 6 '0 78 '68 6 .- F r .4 5 7 8 0 ‘326.-
Oekologischer Ausgleich
+extenso Fr. 3 ' 195731 Fr. 3 '10 6 '864 .-
BIO Fr. 1 '048 '031 .- Fr. 1 '1 56 '308,-
RAUS Fr. 2 '12 9 '608 .- Fr. 2 '365 '091 .-
BTS Fr. 199 '326.- Fr. 220-431.-
ÖQV Fr. 3 2 4 7 3 0 .- Fr. 362-405.-
Kürzungen -  Nachzahlungen Fr. - 2 '0 2 5 ' 100.- Fr. -1 '595 '458.-

Total 104 '603 '794 .- 105'774 '575 .-

A M T FUER OBSTBAU

Die im Jahr 2002 e ingeführte  D iversifizierung der Kulturen wurde 
auch im Jahr 2003 fortgesetzt. Bisher haben 27 Produzenten die 
finanzielle Hilfe des Kantons (festgelegter Betrag von Fr. 65 0 '000 .—) 
in Anspruch genom m en. Dies hat m itgeholfen die Pflanzung von 13 
Ha Pflaumen- und 4 Ha Kirschenbäume zu unterstützen. Für diese 
A rten hat unser A m t hat auch Demonstrationskurse organisiert.
Die schorfresistente Apfe lsorte Golden Orange ist durch unser A m t 
im Rahmen einer Zusamm enarbeit m it den italienischen Forschung
sinstitu ten (I5F) und dem FVPFL e ingefüh rt w orden. Die ersten im 
Jahre 2002 gepflückten Früchte haben einige Produzenten erm u
tig t, diese V ie lfa lt zu pflanzen, welche den M ethoden biologischer 
und integrierter Produktion angepaßt ist.
A u fg rund  der aufgetretenen Frostschäden an Aprikosenbäum en in 
den Jahren 1997 und 2003 sind Literaturforschungsarbeiten durch
ge füh rt w orden. Ein Frostschutzmittel, das m it Gas betrieben w ird, 
ist in Frankreich entdeckt w orden. Ab dem Jahr 2004 w erden im 
Wallis entsprechende Versuche durchgeführt.

M it der Uni Bologna w urde eine Vereinbarung über eine kün ftige 
Zusamm enarbeit unterzeichnet. Diese hat ein portables, zerstö
rungsfreies Messgerät zur Q ualitätskontrolle der Früchte entw icke lt. 
Diese Vereinbarung ist die Folge von zwei, gemeinsam durchgeführ
ten Versuchen in den Jahren 2002 und 2003.

W EINBAUAM T

W ein berg  und W ein
Seit E inführung des kantonalen Rebbergregisters im Jahre 1990 ist 
es möglich die Entw icklung der Rebbaupflanzung im Walliser Reb
berg zu verfolgen. Der Pinot Noir (34% ) der Chasselas (Fendant) 
(30% ), der Gamay (17% ) und der Rhin (Johannisberg) (4% ) bele
gen 85%  der kantonalen Rebfläche (5209 ha). Die M ehrhe it der 
Rebsorten sind weisse, aber die roten Sorten belegen die grössere 
Fläche (58%  oder 3032 ha).

R ebkataster
W ie im Bundesgesetz vorgesehen ist der Kanton fü r den Rebkatas
ter verantw ortlich . Dieses Jahr w urden 3 Gesuche m it einer Fläche 
von 20 '576  m2 bew illig t.

Um stellung im W einbau
Der benötig te  Subventionsbetrag fü r die im Jahr 2003 eingereich
ten Anträge belief sich auf Fr. 3 '2 0 0 '0 0 .- .  Der vom Bund bereit
gestellte Betrag w ar auf Fr. 2 '0 5 9 '0 0 .-  begrenzt. Der Kantonsbei
trag be läuft sich som it auf Fr. T 2 00 '65 8 .-, dies erlaubt die 
U nterstützung von 423 Eingaben bei der Umstellung im W einbau. 
Die Total um gestellte Fläche im Jahre 2003 beträgt 1 ' 162 '625 m2. 
Die Kampagne fü r die Umstellung 2004 ist eröffnet, die angem eldet 
Fläche be läuft sich auf 698 '565 m2.

Erhalt von W alliser Erbgut
Ersatz von Selektionen (1 '035 Selektionen) in den Reben fü r Edelrei
sern und Anpflanzung von 33 Selektionen Resi auf der Domaine du 
Grand-Brûlé, Selektionen die den virologischen Test nicht bestanden 
haben. Beobachtung und M arkierung von Lafnetscha Selektionen 
im Hinblick einer m öglichen Verwandtschaft m it dem Kompleter 
oder das auffinden seiner Herkunft. Beobachtung und Markierung 
von 119 Selektionen von Sylvaner-Rhin (Johannisberg).

Beratung und Versuche im W einbau
Studie über das Verhalten des Pinot noir in 10 repräsentativen 
Lagen des Walliser Rebberges. 4. V in ifiz ierung der verschiedenen 
Parzellen. Versuch -V in ifiz ierung zur op tim alen Reifebestimmung 
der Rebsorte Pinot Noir in Salgesch bei drei verschiedenen Leseda
ten in Zusammenhang des natürlichen Zuckergehaltes bei(88°OE, 
95°OE und 100°QE). Kontrolle der W üchsigke it und der Gelbsucht 
beim Chasselas-Fendant und Pinot Noir auf 15 Unterlagen in 5 Par
zellen in der Region von Siders-Salgesch bei denen die Böden stark 
Chlorose em pfindlich sind. Interpretation der Bodenanalysen bei 
den V itivalm itglieder, sowie Düngeberatung. M ita rbe it bei der 
Renovation des didaktischen Rebweges beim kantonalen Reb- und 
W einmuseum.

Landgut und S taatskellerei Grand-Brûlé
Die kultiv ierte Fläche des Landgutes be trägt 127 '062 m2 (2 '550 m2 
Jungreben). Die im Ertrag stehenden Reben ergaben m it einem 
Gew icht von 77 '4 20  kg. 0.662 kg/m 2 Trauben. Dies entspricht 
72.1. %  des 10-Jahres Durchschnitts und w a r der geringste Ertrag 
der letzten 20 Jahre. Der Gutsbetrieb beteiligte sich an der Bew irt
schaftung der Parzellen fü r die Edelreiser zur Erhaltung einer geneti
schen V ie lfa lt der Rebsorten im Walliser W einberg. Ebenfalls bete i
lig t er sich beim Unterlagenversuch der Rebsorten Cornalin und 
Syrah sowie der Studie über das Verhalten des Pinot Noir und der 
interspezifischen Rebarten (Regent, Bianca, und Seyval).

A M T FÜR AGRO-OEKOLOGIE

Q uarantäneschädlinge
Keine neuen Feuerbrand-Herde w urden dieses Jahr im Wallis en t
deckt. Das Inventar der anfälligsten W irtspflanzen in hohen Lagen 
w urde tro tzdem  w e ite rge führt.
Zehn befallene Aprikosenbäum e Sharka w urden erneut in Grone 
entdeckt und sofo rt vernichtet.

A ndere Schädlinge und Krankheiten
Im Allgem einen w ar 2003 ein leichtes Jahr, ausgenommen fü r 
- die Resistenz des Apfelw icklers gegen Insektizide



- K rautfäule der Tomate
- Cercospora-Blattflecken der Zuckerrüben
- B lattkrankheiten der Gemüse im Chablais

Integrierte Produktion und biologische Produktion bei den Spezial
kulturen w urden in enger Zusamm enarbeit m it den Berufsorganisa
tionen (Vitival, Cultivai, Biovalais) w eiterh in unterstü tzt. Zunahme 
vor allem im W einbau.
V itival: 880 Mitglieder, die 2 '700  ha Reben bewirtschaften
Cultivai: 330 Mitglieder, die 1 '700 ha Apfel-, Birn- und 

Aprikosenanlagen bewirtschaften 
Biovalais: 22 Mitglieder, die 150 ha Apfel-, und Birnanlagen 

bewirtschaften

U m w eltfreu nd lich e  Bekäm pfungsm assnahm en
- Im W einbau w urden 3 '500  ha m it der Verw irrungsm ethode gegen 

den Traubenwickler behandelt. M ehr als 9000 W inzer sind je tz t 
von dieser kollektiven Bekäm pfung be troffen. Die Resultate sind 
ausgezeichnet. Der Kanton subvention iert durch Fr. 316 '000 .- 
diese um weltfreundliche M ethode.

- Die Verw irrungsm ethode gegen den A pfe lw ickler w urde ebenfalls 
auf 1430 ha angew andt, m it einer kantonalen Subvention von Fr. 
219 '000 .-. Der Erfolg ist hier kleiner, weil bei 70%  der Parzellen 
eine zusätzliche chemische Bekäm pfung nicht verm ieden werden 
konnte.

MELIORATONSAMT

Die nachstehende Tabelle g ib t einen Überblick über die von Kanton 
und Bund zugesicherten Beiträge fü r das Jahr 2003 und bedarf fo l
gender Bemerkungen :

a) Kantonszusicherungen

An neue Strukturverbesserungsprojekte w urden im Jahre 2003 Bei
träge von insgesamt Fr. 4 '1 1 7 '1 8 2 ,6 0  gewährt.
Dabei sind Projekte m it Bundesunterstützung von solchen m it aus
schliesslich kantona ler Hilfe zu unterscheiden.
An Projekte m it Bundesunterstützung w urden Beiträge von beinahe
3,5 M io. Franken ausgerichtet. Nach Abzug der Folgemassnahmen 
zu den Unwetterschäden vom O ktober 2000 sind fü r den Tiefbau 
w ie  fü r den Hochbau inklusive A lpen in etwa gleich hohe Beiträge 
ausgeschüttet w orden.

Die Projekte m it ausschliesslich kantonaler U nterstützung dienten 
hauptsächlich der Anpassung landw irtschaftlicher Hochbauten an 
die Tier- und Gewässerschutzgesetzgebung als Voraussetzung zur 
weiteren Auszahlung der Direktzahlungen.
2003 betrugen die zur Sanierung land- und alpw irtschaftlicher 
Gebäude zugesicherten Beiträge Fr. 557' 181.—.

b) Bundeszusicherungen

Die Bundesbeiträge fü r die Strukturverbesserungen beziffern sich 
fü r das Jahr 2003 auf 
Fr. 4 '5 2 8 '8 7 .~  .

Das Zusicherungskontingent auf Bundesebene konnte nicht vol
lum fänglich ausgeschöpft werden (7.1 M io. Franken).
Die Nichtausschöpfung des Kontingents b e trifft fast ausschliesslich 
die land- und alpw irtschaftlichen Gebäude m it fo lgender Begrün
dung:
• Schwierigkeiten bei der Finanzierung der Projekte: Die Bauherren 

bekundeten M ühe bei der Finanzierung der Restkosten (Bankdar
lehen, Einbusse beim landw irtschaft-lichen Einkommen);

•  Verfahrensverzögerungen: häufigere Beanspruchung der Rechts
m itte l;

•  im m er einschneidendere Auflagen bezüglich N a tu r- , Landschaft- 
und Gewässerschutz.



U j
Co

Zusicherungen 2003
Kanton
Leistungs- &  Finanzierungsprogramm (LFP) An Kosten Z u s i c h e r u n g e n  z u  G u n s t e n
und Produkte (P) zahl voranschlag Gemeinden Genossensch. Private Bürgerschaft Total %

L F P  11 : Konzept
P 1101 Konzeptstudien und Planung des ländlichen Raumes 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 u 0.00
P 1102 Erhaltung des ländlichen und alpwirtsch. Kulturgutes 0 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00
P 1103 Angewandte Forschungsarbeiten 0
P 1104 Vormeinungen und Stellungnahmen
Total LFP  11 0 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00

LF P  12 : Produktionsstrukturen
P 1201 Güterzusammenlegungen 1 26'000.00 0.00 5*700.00 0.00 0.00 5*700.00 0.14
P 1202 Ausstattung der landwirtschaftlichen Nutzflächen 25 5'771 '641.00 l ’ l 80*001.00 478*692.00 51*350.00 0.00 1*710*043.00 41.53
P 1203 Alpverbesserungen 14 3’911 *521.00 0.00 646*125.00 0.00 61*608.00 707733.00 17.19
P 1204 Landwirtschaftliche Betriebsgebäude 29 5'752'500.00 0.00 94*530.00 1*105*223.00 0.00 1*199*753.00 29.14
P 1205 Einrichtungen für die Verwertung landw. Produkte 12 77366.00 0.00 0.00 15*471.00 0.00 15*471.00 0.38
P 1206 Unwetterschäden &  Ereignisse höherer Gewalt 14 1'476'820.60 478*482.60 0.00 0.00 0.00 478*482.60 11.62

Total LFP  12 95 17*015*848.60 1*658*483.60 1*225*047.00 1*172*044.00 61*608.00 4*117*182.60 100.00

Total 1 1 + 1 2 95 17’015’848.60 1*658*483.60 1'225'047.00 1’172’044.00 61*608.00 4*117*182.60 100.00

Bund
Leistungs- &  Finanzierungsprogramm (LFP) An Kosten Z u s i c h e r u n g e n  z u  G u n s t e n
und Produkte (P) zahl voranschlag Gemeinden Genossensch. Private Bürgerschaft Total %

LF P  11 : Konzept
P 1101 Konzeptstudien und Planung des ländlichen Raumes 1 48*000.00 17*300.00 0.00 0.00 0.00 17*300.00 0.38
P 1102 Erhaltung des ländlichen und alpwirtsch. Kulturgutes 0 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00
P 1103 Angewandte Forschungsarbeiten
P 1104 Vormeinungen und Stellungnahmen
Total LF P  11 1 48*000.00 17*300.00 0.00 0.00 0.00 17*300.00 0.38

L F P  12 : Produktionsstrukturen
P 1201 Güterzusammenlegungen 3 673*000.00 0.00 330*800.00 0.00 0.00 330*800.00 7.30
P 1202 Ausstattung der landwirtschaftlichen Nutzflächen 26 5*788*910.00 1*304*985.00 765*851.00 0.00 0.00 2*070*836.00 45.73
P 1203 Alp Verbesserungen 11 2*862*522.00 0.00 643*500.00 0.00 63*000.00 706*500.00 15.60
P 1204 Landwirtschaftliche Betriebsgebäude 9 3*541*200.00 0.00 112*000.00 632*500.00 0.00 744*500.00 16.44
P 1205 Einrichtungen für die Verwertung landw. Produkte 0 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00
P 1206 Unwetterschäden &  Ereignisse höherer Gewalt 14 1*476*820.60 658*937.00 0.00 0.00 0.00 658*937.00 14.55

Total LF P  12 63 14*342*452.60 1*963*922.00 1*852*151.00 632*500.00 63*000.00 4*511*573.00 99.62

Total 11 +  12 64 14'390’452.60 1*981*222.00 1’852'151.00 632’500.00 63*000.00 4*528*873.00 100.00



LANDWIRTSCHAFTLICHE SCHULE 
CHATEAUNEUF

Bei Schulbeginn am 20. O ktober 2003 zählte man 109 Landw irt
schaftsschüler und 18 Schüler besuchten die Lehrausbildung als 
W einküfer (caviste).
Der Schülerbestand hä lt sich konstant auf einem guten Niveau. In 
Bezug der Umbau- und Renovationsarbeiten der Anlage w urde m it 
dem Einbau der Zentralküche eine grössere Etappe durchgeführt. 
BERUFSCHULE FÜR PFLEGE UND HAUSWIRTSCHAFT 
Diese Schule m it Ihren 3 gemeinsamen Ausbildungen, der fam iliä 
ren Hauswirtschaftsschule, der Hauspflegerinnenschule und der 
Schule fü r Pflegeassistenz erfreu t sich einer grossen Nachfrage und 
ist bei Schulbeginn m it 280 Schülern im Jahre 2003 voll belegt. 
Durch Staatsratsbeschluss vom 25. Juni 2003 w urde die Beruf
sschule fü r Pflege und Hausw irtschaft un ter eine einzige Direktion 
gestellt und dem DEKS zugeteilt.
Die Führung des Hauses, der Küche sowie des Aufenthaltsraum es 
w erden durch die landw irtschaftliche Schule sichergestellt.

GUTSBETRIEBE

Das Landwirtschaftsjahr 2003 w ar durch eine Hitzewelle und 
grosse Trockenheit gekennzeichnet. Die aussergewöhnlichen klim a
tischen Verhältnisse haben sich vor allem durch eine Verm inderung 
bei den Erträgen ausgew irkt. G lücklicherweise und dank der M ög li
chke it der Bewässerung w ar die Situation bei uns nicht so gravie
rend w ie  in anderen Regionen unseres Landes.
Die W einernte w ar um 25%  geringer als in einem Durchschnittsjahr 
(0.750 kg/m 2), aber von gu ter Qualität.
Die Obsternte befand sich quantita tiv  auf einem durchschnittlichen 
Niveau aber von gu ter Qualität. Zwei günstige Elemente zu einer 
gerne gesehenen Preiserhöhung.
Der M ilchw irtschaftsektor bekundet w ie  immer M ühe während die 
Fleischproduktion m om entan eine günstigere K onjunktur m it in ter
essanten höheren Preisen als in den vergangenen Jahren erlebt.
Zum besseren Verständnis der Schafshaltung und angesichts der 
grossen Bedeutung derselben, hat sich der Gutsbetrieb von Chä- 
teauneuf m it einem Modelschafstall m it 14 Auen (M utterschafe) 
und einem W idder ausgestattet
Die zur Schule gehörenden Domänen von Chäteauneuf und les 
Barges, erfüllen zur Zufriedenheit ihre Rolle als praktische Betriebe 
im Dienste der Ausbildung w ie  auch m it ihrer Durchführung von 
Versuchen als Referenzstelle fü r die Praktiker.

LANDWIRTSCHAFTSZENTRUM VISP 

Sektion Bildung

U nterrich t und In te rn a t
In gu te r Zusamm enarbeit m it der Schule in Chäteauneuf und der 
Dienststelle fü r Landw irtschaft sind w ir in der Lage, die Bedürfnisse 
der Oberwalliser Landw irtschaft in Fragen der Aus- und W eiterb il
dung abzudecken.
In der Landw irtschaftlichen Orientierungsschule w ird  eine grosse 
Zahl von kün ftigen  Haupt- und N ebenerwerbslandw irten angespro
chen und fü r die zukünftigen Aufgaben in Landwirtschaft, Land
schaftspflege und Tourismus vorbereitet. Erfreulich ist die Tatsache, 
dass 6 Schülerinnen und Schüler aus dem Welschwallis in Visp die 
landw irtschaftliche Orientierungsschule besuchen. Dies trä g t zu 
einem besseren Verständnis der beiden Sprachregionen bei. Die ers
ten Erfahrungen und die sprachlichen Fortschritte sind erfreulich. 
In der Berufsschule fü r Landw irte inkl. Zweitausbildung ist ein 
Aufw ärts trend feststellbar. G egenwärtig besuchen 19 Schüler die 
landw irtschaftliche Ausbildung. Der U nterrichtsstoff w ird  laufend 
den Neuerungen in der A gra rpo litik  und Erkenntnissen der For
schung angepasst und in Etappen (M odulen) verm itte lt. Dies erm ö
g lich t die problem lose Integration der Zweitausbildung in die beste
hende Berufsschule. Dadurch werden Lehrkräfte eingespart. Für 
den landw irtschaftlichen Fachunterricht haben w ir qualifizierte 
Lehrkräfte, welche durch ihre Beratungstätigkeit einen direkten

Bezug zur Praxis aufweisen können. Dies ist eine Stärke unserer 
Schule.
Im Rahmen der Betriebsleiterschule haben w ir m it Erfolg die M odule 
Landw irtschaft und Tourismus, Landtechnik - Arbeitssicherheit, agri- 
TOP-Trainer, Agrarrecht, Volksw irtschaft und Agrarpo litik , M arke
ting  und Versicherungen, Steuern durchgeführt. 5 Kandidaten 
haben die Berufsprüfung geschafft. Der modulare A ufbau der 
Betriebsleiterschule erm öglicht den Teilnehmern laufend Neueins
tieg und Abschluss.
Die Berufsschule fü r Pflege und Hauswirtschaft bietet ab Herbst 
2001 in einem P ilotpro jekt die drei Ausbildungsgänge zur(m) 
Fachangestellte/n Gesundheit, Hauspfleger/in und Hauswirtschaf
ter/in  an. Dies sind dreijährige Lehren m it Voilzeitschulbesuch in den 
ersten zwei Jahren und m it 8 W ochen Praktikum im Sommer. Das 
d ritte  Jahr w ird  nach dem Dualsystem geführt. Die erste Klasse 
besuchen 20, die zw eite Klasse 20 und die d ritte  Klasse 19 Schüler. 
Ab 1.1.04 ist diese Abte ilung dem Departem ent Erziehung, Kultur 
und Sport unterstellt.
Zusätzlich besuchen 12 Frauen die zweijährige berufsbegleitende 
Ausbildung zur Hauspflegerin. Sie schliessen m it dem Eidg. Fähig
keitszeugnis ab.
Für die Erwachsenenbildung organisierte das Landwirtschaftszen
trum  w iederum  ein um fangreiches Programm. Im A ngebot standen 
48 Kurse zur Auswahl und 973 Teilnehmer belegten einen Kurs. Das 
P ilotprojekt N ebenerwerbslandw irtschaft verläuft erfolgreich. 28 
Teilnehmer besuchen den ersten Kurs, 33 den zweiten. Der Besuch 
von mindestens 90 Lektionen ist Pflicht zur Erlangung eines kan to
nalen Ausweises.
Der dreitägige Kurs fü r K leinviehhirt w urde m it Erfolg durchgeführt. 
Die gründliche Kursevaluation dient als Grundlage fü r den neuen 
Kurs im Frühling 2003.
Als erste berufsbildende Schule im Oberwallis w urde das LZV in Visp 
am 17. Januar 2003 ISO 9 0 0 1 :2000 zertifiz iert. Der lange W eg der 
Qualitätssicherung und Qualitätssteigerung dauerte 2 Jahre und 4 
M onate Am 28. Januar 2003 fand die Zertifikatsübergabe in Form 
einer kleinen Feier statt. Staatsrat W ilhelm  Schnyder w ar vor O rt 
und gratu lierte der Belegschaft.

G utsbetrieb
Der Betrieb dient als Übungs- und Dem onstrationsobjekt in der 
landw irtschaftlichen Grund- und W eiterb ildung. 1996 stellte der 
Betrieb auf Integrierte Produktion um. Die M ilchkühe und die Jung
tiere w urden m it Erfolg auf dem Simplon gesommert. Die Schwei
nehaltung ist voll auf Zucht ausgerichtet. Die Mastjager werden im 
Coop Naturaplan abgesetzt. Die Preise waren 2003 recht gut.
Die Bodenhaltung der Hühner w irk t sich positiv auf den Eierabsatz 
aus. 35%  der E ierproduktion konnte im D irektverkauf abgesetzt 
werden.
Die Erträge im Pflanzenbau waren unterschiedlich. Die Roggenernte 
w ar mässig, die Silomaisernte normal hoch. Im W einberg Sonnen
m atte betrug die Ernte rund 750 gr /  m2.
Das Traubengut w a r von gu ter Qualität. (22.6 - 23.4 % Brix)
Im Gartenbau bestätigte sich der Erfolg beim D irektverkauf von Blu
men, Gemüsesetzlingen und Jungbäumen im neuen Verkaufsladen. 
Die Obsternte w ar im Herbst 2003 sehr gering.
Die getä tig ten Investitionen in der Gärtnerei bewährten sich. Die 
letzte Umbau-Etappe „U m gebung Süd m it Bewässerungseinrich
tu n g " konnte 2003 abgeschlossen werden.
Das Eindecken der Gewächshäuser m it neuen Plastikfolien e rfo lg t 
planmässig und im Rahmen des Budgets.
Die Ställe und Einrichtungen auf dem Gutsbetrieb entsprechen der 
gegenw ärtigen Tier- und Gewässerschutzvorschriften. Die A ufzuch t 
der Küken e rfo lg t in Absprache m it den Verantwortlichen ab Ende 
2003 auf dem Gutsbetrieb in Chäteauneuf.
G egenwärtig arbeitet eine A rbe itsgrup pe im A uftrag  der Diensts
telle ein Konzept aus fü r die Umgestaltung und W eiterführung des 
Gutbetriebes. Das Landwirtschaftszentrum  soll gemäss Vorgabe ein 
Kom petenzzentrum  fü r M u tte rkuh- & K leinviehhaltung werden.
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EINLEITUNG

GESUNDHEITSWESEN

Spitalbereich

Ab Beginn des Jahres 2003 hat der Staatsrat einen Entw urf zur 
A bänderung des Dekretes vom  Februar 2002 über das 
G esundheitsne tz e iner Vernehm lassung un terzogen . Dieser 
Entw urf bezog sich hauptsächlich auf die A ufhebung der finanzie l
len Beteiligung der Gemeinden an die Ausgaben der Spitäler einer
seits, auf den Transfer der Kompetenzen der Spitalverbände an das 
GNW  sow ie die unen tge ld liche  zur V erfü gun gs te llun g  der 
Spitalinfrastrukturen andererseits. Diese beiden Bestandteile der 
Reform standen im engen Zusammenhang, indem ein Transfer der 
Kompetenzen von den Spitalverbänden zum GNW  gleichzeitig eine 
A ufhebung der finanziellen Beteiligung der Gemeinden an die 
Spitäler erforderte.
Infolge der Annahm e dieser Abänderungen durch den Walliser 
Grossen Rat, hat der Staatsrat im O ktober 2003 beschlossen, drei 
Spitalzentren (im Ober- M itte l- und Unterwallis) zu schaffen, welche 
alle das gesamte Leistungsangebot im Spitalbereich anbieten. Im 
selben Zusammenhang haben der Staatsrat und der V erwaltungsrat 
des GNW im Dezember 2003 eine neue Organisationsstruktur bes
chlossen, welche die Spitäler ab dem 01.01 .2004 le itet und ver
w alte t.
Überdies erm öglich ten es die im Rahmen des Projektes zur 
Inform atisierung der Spitäler ge führten Arbeiten, in allen Spitälern 
auf den 01 .01 .2004 das einheitliche Informationssystem einzu füh
ren. Im gleichen Sinne hat eine A rbe itsgruppe die M odalitäten fü r 
die E inführung der Fakturation pro Pathologie (APDRG) in allen 
Walliser Spitäler untersucht.

Ü brige Tätigkeitsbereiche

Im Bereich der Pflegeheime fü r Betagte w urden gemäss den 
Staatsratsentscheiden vom 4. Juli 2001 sowie vom 29. März 2003, 
welche den Bau von insgesamt 232 neuen Pflegeheimbetten 
(davon 132 Betten im Oberwallis, 70 im M itte lw a llis  sowie 30 im 
U nte rw allis ) vorsehen, m ehrere Projekte fü r  den Bau von 
Pflegeheimen in itiiert, insbesondere im Oberwallis (Ried-Brig und 
Naters).

Schliesslich hat die interdépartem entale Arbeitsgruppe, welche m it 
der A usarbe itung  eines E ntw urfes des Gesetzes über die 
Organisation im Katastrophenfall sowie des Gesetzes über die 
Organisation des Rettungswesens beauftragt w ird , m it seinen 
A rbe iten im Juni 2003 begonnen. Dabei besteht die Zielsetzung 
darin, m ögliche Varianten fü r die Erstellung eines g lobalen 
Einsatzkonzeptes vorzuschlagen.

SOZIALWESEN

A u f dem Gebiet des Sozialwesens w ar das Jahr 2003 durch die ers
ten Ausw irkungen der Sparmassnahmen des Bundes gekennzeich
net, die Folgen fü r verschiedene Bereiche hatten, in denen die 
Kantone fü r die A usführung zuständig sind:
Das Departem ent und die Dienststelle fü r Sozialwesen haben 2003 
den Schwerpunkt auf strukture lle Massnahmen gelegt, m it denen 
die Bedürfnisse be fried ig t und das Niveau der Sozialleistungen des 
Kantons aufrechterhalten werden können. Die Schwerpunkte lagen 
auf mehreren Gebieten:
- M it der nicht ständigen parlamentarischen Kommission w urde ein 
Gesetzesentwurf über die Plarmonisierung der A ufte ilung  der 
Sozialausgaben zwischen Kanton und Gemeinden vorbereitet, der 
w irksam ere Massnahm en und eine gerechte A u fte ilu n g  der 
Ausgaben zwischen den verschiedenen Gemeinwesen bringen soll. 
W enn der Gesetzesentwurf vom Grossen Rat gutgeheissen w ird, 
verfüg t der Kanton über ein echtes Instrum ent zur Steuerung der

Finanzflüsse zwischen Kanton und Gemeinden; der Gesetzes
e n tw u rf fö rd e r t auch die Zusam m enarbe it zw ischen den 
Einrichtungen.
- Entw icklung: Es w urde m it dem Bau eines neuen Gebäudes fü r 

die Asylbewerber im Berufsbildungszentrum Botza in Vétroz 
begonnen. Um die negativen Ausw irkungen der Kürzung der 
Bundespauschalen im Asylbereich zu m indern , müssen 
M öglichkeiten zur beruflichen Eingliederung der Asylbewerber in 
geeigneten W irtschaftsbereichen en tw icke lt werden.

- Auch im Bereich der beruflichen Eingliederung der Behinderten 
müssen neue Wege gesucht werden, dam it die Qualität der 
Leistung m it der Kosteneffizienz in Einklang gebracht werden 
kann. Diese Eingliederung soll insbesondere dank der Suche der 
sozialen E inrich tungen nach Zusam m enarbe it m it den 
Unternehm en des Primärmarkts zustande kom men. Über die 
Gruppe «Passerelles» w urden verschiedene Projekte in allen 
Regionen des Kantons lanciert. Die ersten Resultate sind erm uti
gend.

W ie in anderen Kantonen, ist die Lage der sozialen Einrichtungen 
im Wallis angespannt. Sie w ird  in den kom m enden Jahren noch 
schlimmer werden. Um dieser Situation zu begegnen, muss das 
Wallis sich auf seine eigenen Qualitäten besinnen, nämlich auf den 
Pragmatismus, die Solidarität und die Innovationsfähigkeit.

ENERGIE

Bei der E lektrizitätsnachfrage w ar das Jahr 2003 einerseits gekenn
zeichnet durch einen europaweiten hohen Stromverbrauch und 
andererseits durch P roduktionsm inderungen bei therm ischen 
Kraftwerken. Die dam it verbundene grosse Elektrizitätsnachfrage 
hat die Bedeutung und den W ert der sicheren W asserkraft einmal 
mehr klar aufgezeigt. Diese Tatsache w irk t sich auch positiv auf die 
im Kanton Wallis produzierenden Wasserkraftgesellschaften und 
die Zukunft der W asserkraft aus.
Die in te rna tiona le  Stellung der schweizerischen E lektriz itä ts
w irtscha ft ist im FHinblick auf die vollständige Ö ffnung des EU- 
S trom binnenm arktes im Jahr 2007 zu sichern.
Bedingt durch die veränderten M arktbedingungen verfo lg t die 
Walliser E lektrizitätsgesellschaft (WEG) w eiterh in  die notwendigen 
Anpassungen. In diesem Zusammenhang w urde vom Departem ent 
der Entw urf zu einem Gesetz über die WEG erarbeitet, welches die 
Position der Gesellschaft w e ite r verbessern w ird.
Bei der W asserkraft, w urden  im Rahmen von Konzessions
erneuerungen verschiedene W erke Gegenstand einer öffentlichen 
Auflage, im w eiteren w urden provisorischen Massnahmen erte ilt 
und ein Vorverfahren eingeleitet. Die A nw endung der Richtlinien 
fü r Gewässersanierungen und fü r Spülungen/Entleerungen w urde 
eingeleitet und ein entsprechender P ilo tbüroauftrag erteilt. Zwei 
w ich tige  Projekte („M in e rve " und „ Synergie zwischen d ritte r 
R honekorrektion  und hydroe lektrischer P ro d u k tio n ") sind in 
Bearbe itung. Ein „In te rre g  P ro jek t" befasst sich m it der 
Sedim entbildung bei Stauanlagen in A lpingebieten.
Im Bereich der rationellen Energienutzung und der erneuerbaren 
Energien läu ft auf schweizerischer Ebene das Aktionsprogram m  
„EnergieSchweiz" im d ritten  Jahr. Die breite Umsetzung des 
„M inerg ie-S tandards" steht dabei im Vordergrund. Die „M inerg ie - 
S trategie" kann als Erfolg gew erte t werden. W eitere Förder
program m e laufen im Bereich der Sonnen- und Flolzenergie- 
nutzung. Ein neues kantonales Energiegesetz w urde in erster 
Lesung im Grossen Rat behandelt.

Der Vorsteher des D epartem ents fü r  Gesundheit, 
Sozialwesen und Energie

Thomas BURGENER





PARLAMENTARISCHE INTERVENTIONEN 

M otionen

2.242 M o tion  des Grossrates André Quinodoz und Konsorten 
be tre ffend  die V ere inhe itlichung der A rbe its- und 
Lohnbedingungen im Gesundheitswesen.
Der Staatsrat n im m t die M o tion  an, indem  er A rbe iten m it 
den betre ffenden Instanzen und Verbänden einleiten wird, 
w o m it eine Vereinheitlichung erm öglich t wird.

2.236 M otion  der DC-Abgeordneten des Bezirks Sitten, durch 
Herrn G roßra t (Suppl.) Pascal Bridy be tre ffend  
Heizkostenabrechnung: w ann und w ie  lange muss man 
w arten.
Die M o tion  w ird  vom Grossen Rat in ein Postulat um ge
w andelt. Das Postulat w ird  un te r dem Hinweis angenom 
men, dass dieses M ie trech t b e tr iff t und  dass es keine kan
tonale Bestim m ung gibt, welche in diesem Bereich Termine 
festlegt.

Postulate

2.235 Postulat der SPO-Fraktion und der sozialdemokratischen 
Fraktion des Unterwallis, durch Herrn Grossratssuppleant 
Joël Delacrétaz, betreffend ein globales Konzept dam it den 
Problemen im Zusammenhang m it der Prostitution gerecht 
w erden kann: fü r einen echten Schutz und eine echte 
Prävention.
D er Staatsrat n im m t das Postulat an, indem  die Regierung 
eine Zusam m enarbe it zw ischen den be tre ffende n  
Dienststellen und Instanzen vorsieht.
Postulat der 2. parlam entarischen Kommission (durch 
H errn G rossrat Thomas Lehner), w elche m it  der 
Untersuchung des Gesetzesentwurfes beau ftrag t wird, 
welcher das Gesetz be tre ffend  die gerichtspolizeilichen  
Dossiers abändert.
Der Staatsrat n im m t das Postulat an, indem  die Regierung 
eine Zusam m enarbe it zw ischen den be tre ffende n  
Dienststellen und Instanzen vorsieht.

2.238 Postulat der SPO-Fraktion, durch Frau Grossrätin Susanne 
Hugo-Lötscher betreffend Förderung des Ökostroms.
Das Postulat w ird  angenom m en. Die Förderung von quali
ta tiv  gu ten Ö kostrom produkten und Produktionsanlagen  
im  Kanton Wallis w ird  als sinnvo ll beurte ilt.

2.231 Postulat von Herrn Grossrat Norbert Brenner (CSPO) und 
Konsorten be tre ffend  Energieversorgung in unserem 
Kanton.
Das Postulat w ird  angenom m en. Im H inblick a u f die Ö ff
nung der Energiemärkte ist eine sichere S trom versorgung 
auch in kleineren Gemeinden und abgelegnen Orten unab
dingbar.

2.233 Postulat der DC-Gruppe Unterwallis, durch Herrn Grossrat 
(Suppl.) Georges Darbellay, betreffend „H ydrogen Valley". 
Das Postulat w ird  in dem Sinne angenommen, dass die 
E n tw ick lung  im  Bereich des W asserstoffs u n d  de r 
Brennstoffzellen aufmerksam verfo lg t w ird  und die von der 
W irtschaft und  der HEVs un terbre iteten Projekten w oh l
w o llend au fgenom m en werden.

DIENSTSTELLE FÜR 
GESUNDHEITSWESEN

Gemäss den Anweisungen des Staatskanzlers vom 2. Dezember 
2003, welche fü r die Piloteinheiten die Zusammenfassung des 
Finanzberichts 2003 sowie des Verwaltungsberichts 2003 in ein ein
ziges D okum ent vorsehen, w ird  der entsprechende Bericht der 
Dienststelle fü r Gesundheitswesen im Rahmen des C ontrollings der 
Regierung präsentiert werden.

KANTONALE ANSTALTEN
PSYCHIATRISCHE INSTITUTIONEN 
DES UNTERWALLIS 

Spital M alévoz

Allgem eines
Im Verlaufe dieses Jahres ist die Zahl der au fgenom m enen Kranken 
w ieder stark angestiegen (+14% ) Die Zunahme ist sogar noch 
beeindruckender im A m bula torium  (+23% ), w o  die Anzahl der 
Konsultationen sich in 4 Jahren verdoppelt hat.
Diese massive Leistungszunahme hat uns in eine noch schwierigere 
Lage gebracht, als w ir es in den letzten Jahren angekündig t hatten, 
in Bezug auf Qualitätserhalt in der Pflege aber auch der Sicherheit 
der Kranken, des Personals und der Bevölkerung. Ohne das anges- 
te llte  Hilfspersonal hätten w ir  verschiedene Stationen schliessen 
müssen.

Trotz drastischer Sparmassnahmen mussten w ir  fü r den Ausgleich 
des Budget 2003 einen Zusatzkredit fü r die dezentralisierten 
A lterpsychiatriestationen von Brig, Siders, St. Maurice und die IPVR 
beantragen; dieser Kredit w urde am 15.1.2004 vom Grossen Rat, 
dem h ierm it gedankt sei, genehm igt.

Seit dem 1.1.2003 werden die Pflegeleistungen m it dem in fo rm ati- 
sierten System LEP erfasst. Im Bereich der Aus- und W eiterb ildung 
der Aerzte w urden die Anstrengungen in Bezug auf die Richtlinien 
der FMH m it der Anerkennung der IPVR in der Kategorie A1 
gekrönt. Dies ist ein beträchtlicher Vorteil beim Ausheben von 
Assistenzärzten, deren Mangel überall bekannt ist.

B ettenbelegung

2000 2001 2002 2003

Freie Betten 120 122 122 120
Bettenbelegung in Prozenten 88 % 97 % 91 % 97 %
Aufgenom m ene Kranke 898 891 976 1108
Krankentage Klinik 39176 43313 40494 42511

Tagesklinik 22 76 78 94
Krankentage in Tagesclinik 2137 4448 7010 8597

Total au fgeno m m ene Kranke 920 967 1054 1202
Total K rankentage 41313 47761 47504 51108



Finanzierung

2000 % 2001 % 2002 % 2003 %

Kosten eines Tages 442.- 100 452.- 100 550.- 100 583.- 100

Kostenentschädigung 
durch Patient /Kranke 
n-kasse 221.- 50 226.- 50 275.- 50 309.- 53

Kostenentschädigung 
durch den Kanton 221.- 50 226.- 50 275.- 50 274 47

A m b ula toriu m

A lte  Fälle Neue Fälle Total K onsultationen und  
Psychotherapien

In terven tio nen  
in den 

In stitutionen

Total der 
ärtzlichen  
Leistungen

1421 1165 2586 12484 513 12997

OBERWALLISER PSYCHIATRIEZENTRUM 
VON BRIG (PZO)

Allgem eines

Das Jahr 2003 w ar das Jahr des 25-jährigen Bestehens des PZO. Aus 
diesem Anlass w urde das Forum „ Psychische Gesundheit im 
O be rw a llis " ins Leben geru fen  und m it e iner ö ffen tliche n  
Podiumsveranstaltung m it Experten, Patienten und Angehörigen 
au f die A n liegen der Psychiatrie h ingew iesen. W eitere 
V eransta ltungen w aren ein „Tag der o ffenen  T ü r", 
W eiterbildungsveranstaltungen, mehrere K inoabende sowie die 
Ausstellung „Irr-W ege -  100 Jahre Geschichte der Psychiatrie im 
W allis".

Auch im Jahre 2003 setzte sich die steigende Inanspruchnahme psy
chiatrischer und psychotherapeutischer Leistungen in den Bereichen 
Bettenstation, Tagesklinik und A m bu la torium  fo rt. Im stationären 
Bereich machte sich das Fehlen einer Rehabilitations- und einer 
Psychotherapie-Station im m er stärker bemerkbar, indem Patienten 
in einem instabilen psychischen Zustand au fgrund m angelnder 
Bettenkapazitäten entlassen werden mussten, was teilweise zu ver
m ehrten  Re-Hospita lisationen fü h rte . Im Bereich der 
Gerontopsychiatrie konnten w ir  erste Schritte zum A ufbau einer 
psychogeriatrischen Tagesklinik un te rnehm en; ein A ngebo t, 
welches die Station entlastet und von Angehörigen sehr gern ange
nom m en w urde. Im Bereich A m bu la to rium  konnte neu eine 
Angehörigen-G ruppe gemeinsam m it der EMERA aufgebaut und 
gestarte t werden.

Zunehm end prob lem atisch ze ig t sich die R ekru tierung von 
Fachpersonal sowohl im ärztlichen w ie  im pflegerischen Bereich. 
Insbesondere das Interesse Schweizer Ärzte an einer Tätigkeit in der 
Psychiatrie scheint w e ite r zu sinken. A u f Ende 2003 waren im 
Bereich des PZO ausschliesslich ausländische Assistenzärzte anges
te llt.
Die trad itione ll gute Zusamm enarbeit m it den Netzpartner w urde im 
2003 w e ite r ausgebaut und vertie ft. Besonders hervorzuheben sind 
die Kooperation m it der EMERA, m it dem St. Joseph-Heim in 
Susten, m it Via Gampel und dem M artins-Heim  in Visp, m it dem 
uns das Projekt des Aufbaus und der fachlichen Begleitung einer 
Demenz-Station verbindet.

Im Rahmen der Integration des Psychiatrie-Zentrums Oberwallis 
(PZO) in das ab 1.1 .2004 bestehende Spitalzentrum Oberwallis 
(SZO) haben die de finitive Platzierung der Psychogeriatrie-Abteilung 
sowie der A ufbau einer Rehabilitations- und Psychotherapie- Station 
aus Sicht des PZO absolute Priorität, um den Leistungsauftrag einer 
vo llum fäng lich en  psychiatrischen und psychotherapeutischen 
Versorgung w eiterh in  gerecht werden zu können.

Zum Ende des Jahres haben w ir erfolgreich intensive Bemühungen 
un ternom m en im Hinblick auf die E inführung des TARMED auf den 
1.1 .2004 und dam it no tw endigen Umstellungen im Bereich der 
In form atik sowie einer Schulung des therapeutischen Personals.

A usw ahl aus der Leistungsstatistik

Bereich 2003 2002 2001

Anzahl Patienten Akustation 323 282 297

Anzahl Patienten PGD-Station 109 89 38

M ittle re  Verweildauer Akustation 27,8 29,3 30,6

M ittle re  Verweildauer PGD-Station 41,4 39,2 -

Anzahl Pflegetage Akustation 8 '979 8'271 8-901

Anzahl Pflegetage PGD-Station 4 '276 3'685 2-086

A nzahl P flegetage gesam t 13'255 12-086 10-995



WALLISER ZENTRUM  
FÜR PNEUMOLOGIE

CVF, S p ezia lis ie rte  K lin ik  fü r  L u n g en k ra n kh e ite n  und  
Thoraxchirurgie

Folgende medizinische Leistungen w urden auf dem Gebiet der 
Pneumologie und der Thoraxchirurgie erbracht:

■ Thoraxchirurgie
• Thorakoskopie
■ Pleurapunktionen +  Pleuradraina
■ Bronchoskopien
■ Polysmnographien
■ Nächtliche Pulsoxymetrien
■ Spirometrien
■ Volum enuntersuchungen

Respiratorische oder kardilogische
■ Ergometrien
• Plethysmographien

36
12
58

224
274
620

3399
204

433
967

Im Rahmen der m it den Genfer Universitätsspitälern getroffenen 
Konvention von 1997, die 2002 vervollständigt wurde, hat sich die 
m edizin ische Leistungsb ilanz, sow ie der spezia lis ierte 
Technologietranfer im Kanton Wallis erfolgreich fortgesetzt. Dank 
der Unterstützung der Universitätsspitäler von Genf fu n k tion ie rt die 
Thoraxchirurgie als Einheitsservice an zwei Standorten. Dies hat 
zahlreichen W alliser Patienten erlaubt im Kanton Wallis behandelt 
zu werden und so einen kostspieligen Spitalaufenthalt ausserhalb 
des Kantons vermeiden können. Ausserdem w ird  der w issenschaft
liche und qualitative Vorstoss auf dem Gebiet der operativen und 
anästhetischen Prozesse durch w issenschaftlichen Publikationen 
von internationalen Niveau fortgesetzt. Das Wallis kann durch diese 
interkantonale Zusamm enarbeit ta tk rä ftig  seinen Beitrag zu der 
dynamischen, medizinischen Forschung in der Schweiz beisteuern. 
A u f dem Gebiet der Pneumologie w urde 2003 das hundertjährige 
Bestehen der Schweizer Lungenliga begangen. Dies gab uns 
Gelegenheit einen Blick auf die Behandlungsweise respiratorischer 
Kranken zu w erfen. Diese hat im Laufe des 20. Jahrhunderts eine 
interessante Entw icklung durchgem acht. Die Schweizer Lungenliga 
und die Pneumologen haben als A n tw o rt auf die Herausforderung 
der Tuberkulose des 19. Jahrhunderts, m it Hilfe ihrer langen 
Arbe itserfahrung , den atem insuffiz ienten Patienten ein Pflegenetz 
entgegenstellen können, das über hochentw icke lte und ständig 
verbesserte Technologien verfügt. Dadurch werden kostspielige 
Spitalaufenthalte bei chronisch erkrankten Patienten vermieden. 
Eine solche therapeutische, ständig erneuerte Behandlung kann 
nicht ohne eine lokale Liga durchgeführt werden. Die W alliser Liga 
fü r Lungenkrankheiten und Prävention ve rfüg t über eine lange 
Erfahrung ihre Patienten an O rt und Stelle, sei in den Städten oder 
Dörfern des Kantons Wallis, zu unterstützen.
Im Jahr 2002 w urde die W alliser Klinik fü r Lungenkrankheiten dem 
W alliser Gesundheitsnetz eingegliedert. Diese kleine spezialisierte, 
kantonale Krankenanstalt w ird  auch hier, der von den Behörden 
erstreb ten  E ntw ick lung zur Verbesserung der m edizin ischen 
Synergien im Kanton Wallis Folge leisten können.

Die W allis er K lin ik  fü r  L u n g en k ra n kh e ite n , e ine  
K rankenansta lt der R ehabilitation

Im Rahmen des Abkom m ens zwischen der C linique Romande de 
Réadaption ( SUVA-Care) und der W alliser K lin ik fü r 
Lungenkrankheiten sind Synergien geschaffen w orden, sowie eine 
sinnvollere Verwaltung der durch das KVG versicherten Patienten, 
e in g e fü h rt w orden . Dadurch können die b e w illig te n  
Budgeten tw ürfe  respektiert werden. Das erste Resultat fä llt positiv 
aus, sowohl in medizinischer als auch in adm inistrativer Hinsicht. 
Das Wallis ist gu t beraten auch hier seine Kompetenzen, im Hinblick 
auf den nutzbringenden Beitrag der SUVA, zu koordinieren.

A ndere Tätig keiten

Das Team der Walliser Klinik fö rdert aktiv die postgraduierte 
W e ite rb ildun g  der B erufstätigen im Gesundheitswesens. Der

Walliser Pneumologentag vom 30.10.2003 hat einen grossen Erfolg 
bei den W alliser Ä rzten  verzeichnen können. Der Kongress 
Quadrimed, von den 4 Kliniken in M ontana organisiert, konnte zum 
ersten Mal die Marke von 900 Ärzten aus der ganzen Schweiz über
schreiten. Humor und Philosophie feh lten ihnen nicht, w urde doch 
die Schlusskonferenz folgendermassen be tite lt: „S ind die Ärzte 
politische Zw erge?" In der Tat kann die politische und soziale 
Dimension des Gesundheitwesens nicht vergessen werden, wenn 
man die Überalterung der Bevölkerung, die Kostenerhöhung des 
Gesundheitwesens in Betracht zieht. Ein Tatbestand, derzeitig in 
allen entw icke lten Ländern au ftritt.

A u f dem Gebiet der Forschung hatte die Walliser Klinik fü r 
Lungenkrankheiten die Ehre einen Preis der Gesellschaft fü r 
Pneumologie französischer Sprache, fü r A rbeiten auf dem Gebiet 
der Schlafmedizin, zu erhalten.

W ie eine lokale Tageszeitung berichtet hat, haben Kranke und 
M ita rbe ite r der Walliser Klinik fü r Lungenkrankheiten das Bishorn 
(4150m ) erklom m en. Sie haben so die Objektive, der initiativen 
Gesundheitsspitäler der W eltgesundheitsorganisation umgesetzt. 
W ie auch andere W alliser Spitäler hat die W alliser Klinik fü r 
Lungenkrankheiten die Teilnahme an dieser w ichtigen Initiative der 
W HO akzeptiert, um so nicht nur das W ohlbefinden der Patienten, 
sondern auch das der M ita rbe ite r der Klinik zu fördern.

Patientenstatis tiken

Verfügbare Betten
Patientenanzahl
Pflegetage
Durchschnittliche Aufenthaltsdauer

2003

75 
1 '588 

2 6 7 7 0  
17

MEDIZINISCH-PAEDAGOGISCHES 
ZENTRUM «LA CASTALIE»

Das Medizinisch-pädagogische Zentrum  La Castalie zählte am
31.12.2003 einen Bestand von 184 Pensionäre, 5 davon zwecks 
regelmässigen W ochenend- und Ferienaufen tha lten . Unter 
Berücksichtigung der registrierten Aufnahm en und Abgänge w äh 
rend des Jahres, be trägt die betreute Personenzahl vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 197, 83 Kinder (42% ) und 114 Erwachsene 
(58% ).

Das In ternat stellt auf Betreuungsebene 70%  dar und das Externat 
30% . W ährend des ganzen Jahres erhielten 55 Kinder eine ange
passte, schulische Förderung, 21 Jugendliche besuchten eine 
A usb ildung  der S truk tu r fü r  die 18-23 jäh rigen  und 64 
Erwachsenen eine regelmässige Beschäftigung in einer W erkstatt. 
Was die restlichen 41 Personen be trifft, deren Behinderung jegliche 
schulische Ausbildung oder W erksta ttarbe it ausschliesst, w ird  eine 
globalere Betreuung, die sich m it Pflege, basaler S timulation und 
Sozialisierung befasst, um gesetzt. Ausserdem haben sechszehn 
Personen eine oder mehrere W ochenend- oder Ferienaufenthalte 
gemacht. Zu gu ter le tzt haben 77 Personen Physiotherapie, 82 
Ergotherapie, 26 Psychotherapie, 40 Psychomotorik, 32 Logopädie 
und 50 Musiktherapie erhalten.
A m bu lan t w urden 2 Kinder aus der Um gebung m it Physiotherapie 
gepfleg t und 3 w urden im therapeutischen Kindergarten betreut. 
Dieser therapeutischen K indergarten be findet sich in der Villa les 
Mangettes ganz in der Nähe des La Castalie und ist ebenfalls offen 
fü r die Kinder aus dem Quartier um den Integrationsprozess zu 
fördern.
Was die Investitionen betreffen, basierend auf den Studien die in 
den Jahren 2001 und 2002 gemacht w urden, hat der Grossrat 
anlässlich der Sitzung vom 5. Februar 2003 einen Kredit in der Höhe 
von 27 71  '600.- fü r den Bau eines W erkstattgebäudes genehm igt, 
anhand eines Kostenvoranschlags von Fr. 3 7 3 '0 '0 0 0 .-  davon Fr. 
958 '400 .- zu Lasten der BSV. M it dem Bau wurde am 7. Juli begon
nen und kurz vor W eihnachten konnte das Gebäude überdacht w er
den. Das Ende der A rbe it ist fü r den 30. Juli 2004 vorgesehen und 
die Betriebsaufnahme ist fü r M itte  August vorgesehen.



La Castalie - A lte r der betreu ten  am 31.12.2003

M F Total

00 - 05 ans /  Jahre 5 2 7
06 - 11 ans /  Jahre 15 7 22
1 2 - 1 7  ans /  Jahre 29 18 47
18 - 23 ans /  Jahre 21 12 33
24 - 29 ans /  Jahre 4 8 12
30 - 35 ans /  Jahre 11 7 18
36 - 41 ans /  Jahre 16 11 27
42 - 47 ans /  Jahre 4 3 7
48 - 53 ans /  Jahre 2 3 5
54 - 59 ans /  Jahre 1 3 4
60 - 65 ans /  Jahre 1 1 2
Total 109 75 184

DIENSTSTELLE FÜR 
SOZIALWESEN
Sozialhilfe

2003 waren bei der Sozialhilfe keine besonderen Entw icklungen zu 
verzeichnen, sie ist stabil geblieben. Die Konsolid ierung und 
Vereinfachung der Ausführungsverfahren fü r -Rettungseinsätze 
und K rankentransporte  -  un e inb ring liche  S pita lkosten -  
G enehm igungen zur Aussetzung und zur A u fh e b u n g  der 
Krankenversicherung sind heute Teil der üblichen Verwaltungs
praktiken der Dienststelle.

In Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Gesundheitswesen 
w urde eine neue W eisung des Departements über die Regelung 
von Streitfällen der Krankenversicherung m it den Partnern ausge
handelt und umgesetzt. Seit dem 1. Januar 2003 bedarf die 
Aussetzung der Versicherung systematisch der Genehm igung durch 
die Dienststelle fü r Sozialwesen, und die Praxis der Aufrechnung 
w urde klar ausgeschlossen. Durch diese beiden Massnahmen w e r
den die Ausführung der gesetzlichen Bestimmungen und die 
Verw altung der Krankenversicherungsbeiträge beträchtlich erleich
tert.
Die ausserparlamentarische Kommission m it dem A uftrag, ein 
M odell zur Harm onisierung der A ufte ilung  der Sozialausgaben zw i
schen dem Kanton und den Gemeinden vorzuschlagen, hat ihren 
Bericht im Juni 2003 dem Staatsrat abgegeben. Der Bericht ist bei 
den G em einden und den be tre ffenden  Partnern in die 
Vernehmlassung gegangen. Der Staatsrat hat am Ende des Jahres 
den Vernehmlassungsbericht zur Kenntnis genom m en und w ird 
dem Grossen Rat A nfang 2004 einen Gesetzesentwurf vorlegen.

Asylwesen

Im Jahr 2003 w urden dem Wallis 827 Asylbewerber zugeteilt; das 
bedeutet gegenüber 2002 einen Rückgang in der Grössenordnung 
von 20% . Ende Dezember hielten sich 2406 Asylbewerber im Wallis 
auf, 46%  im M itte lwa llis , 34%  im Oberwallis und 20%  im 
Unterwallis.

Vom Standpunkt der Sozialhilfe besteht die g rosste Schwierigkeit 
darin, den Asylbewerbern eine materielle Betreuung zu sichern, die 
ihrer Lage als H ilfeem pfänger oder A rbe iter angemessen ist. Dank 
der kan tona len  O rganisation w irk te n  sich die sukzessiven 
Kürzungen der Fürsorgepauschalen, die vom Bund ausgerichtet 
w erden, nicht auf die gewährten Finanzhilfe-Leistungen aus.

Bei der Einschulung der Kinder der Asylbewerber bestanden die 
w ichtigsten Aufgaben in der Schaffung von Stützkursen in den 
Schulen, in der Betreuung des Programms der A ufgabenhilfe  
zuhause fü r gemeldete Schüler m it Schwierigkeiten und in der 
Organisation von Unterrichts- und Betreuungsstrukturen fü r die 
Kinder in den Aufnahm ezentren.

Um den Asylbewerbern den Zugang zum Arbe itsm arkt zu erleich
tern, w urden die adm inistrativen Verfahren zur Erlangung einer 
A rbe itsb e w illig u n g  vere in fach t. B eschä ftigungsorien tie rte  
Ausbildungsprogram m e wurden entw icke lt, Sprachkurse, die auf 
die Fachbegriffe der einzelnen Berufe ausgerichtet sind, w urden 
geschaffen, und in Zusam m enarbeit m it der Dienststelle fü r 
Industrie, Handel und Gewerbe w urden spezielle Beschäftigungs
und Ausbildungsprogram m e fü r arbeitslose Asylbewerber o rgani
siert.

M it dem Ziel, gew a lttä tiges  Verhalten und das Gefühl der 
Unsicherheit zu verhindern, w urde im Sinne der Prävention eine 
A rbe itsgruppe gebildet, die sich m it den Problemsituationen befasst 
und neue W ege vorschlägt, die man erkunden könnte.

Die w ichtigsten Ziele sind w eiterh in , die A ufnahm ekapazität und - 
qua litä t aufrech tzuerha lten, die S elbstverantwortung und die 
A utonom ie  der Asylbewerber zu verstärken, die Organisation den 
gesetzlichen, sozialen und finanziellen A nforderungen anzupassen, 
die Verwaltungsregeln und -instrum ente zu vereinfachen und zu 
vereinheitlichen und schliesslich die personellen Ressourcen und die 
K om m unikation zu fördern.

K oordinationsstelle fü r Betagte und B ehinderte  

Tätig keitsgeb iet
- Förderung der sozialen und beruflichen Integration
- Bereitstellung von Beherbergungs- und Beschäftigungsstrukturen 

fü r behinderte Personen, die ein geschütztes M ilieu benötigen
- K oord ination der A k tiv itä ten  der privaten und ö ffen tlichen 

Institutionen
- Zusamm enarbeit m it dem Bundesamt fü r Sozialversicherung (BSV) 

H albgeschützte Beschäftigung
Die ha lbgeschützte  B eschäftigung inne rha lb  der 
Kantonsverwaltung erm öglich t es behinderten Personen, sich auf 
eine berufliche Eingliederung oder W iedereingliederung vorzube
reiten.

01.01.2003 E in tritte  A us tritte  31 .12.2003
A nzahl
Beschäftigte 25 15 17 23

Förderung der sozialen und ku lturellen In teg ration  behinder
te r  Menschen

Um die Pflege und Betreuung zu Hause zu fördern, w urde 180 
behinderten Personen eine finanzielle U nterstützung gewährt. 
Diese Hilfe w ird  je  länger, je m ehr beansprucht. Die nachfolgende 
Tabelle zeigt die Entw icklung der jährlichen Ausgaben.

Jahr Beiträge
1998 280'000.00
1999 387'000.00
2000 538'000.00
2001 834'000.00
2002 roso 'ooo .oo
2003 1'137'000.00

Institu tionen

Der Kanton gewährt den Institutionen, m it denen er einen Vertrag 
abgeschlossen hat, Betriebs- und Baubeiträge.

Im Jahr 2003 haben verschiedene Sparmassnahmen im Rahmen der 
kollektiven Leistungen der Invalidenversicherung Ausw irkungen auf 
die Walliser Institutionen fü r behinderte Personen gehabt. Das vom 
Kanton finanzierte Defizit dieser Institu tionen hat deshalb stark 
zugenom m en und füh rte  dazu, dass der Staatsrat dem Grossen Rat 
zwei Gesuche um Nachtragskredite unterbreiten musste:
• Einen Nachtragskredit von 1,4 M illionen fü r die Subventionierung 

der Betriebskosten von Institutionen fü r erwachsene Behinderte



und fü r die Finanzierung von Platzierungen ausser-halb des 
Kantons

• Einen Nachtragskredit von 3,2 M illionen fü r die Finanzierung der 
Heime fü r Suchtabhängige der LVT/WSPBS 
Diese Kredite sind vom Grossen Rat genehm igt worden.

Der Ausbau der Institu tionen erfo lg t im Rahmen der vom Staatsrat 
und vom  Bundesam t fü r  Sozialversicherung ge nehm ig ten  
Bedarfsplanung. Für die Periode 2001 - 2003 sieht die Situation fo l- 
gendermassen aus:

Bewilligte Plätze Realisierte Plätze In der Realisierungs-
am 31.12.2003 au 31.12.2003 Phase

Heime 758 699 59
W erkstätten 1049 1016 33

Ausserkantonale
Platzierungen 31.12.2000 31.12.2001 31.12.2002 31.12.2003
Anzahl
behinderte
Personen 41 38 49 56

A m t fü r  Inkasso und Bevorschussung von  
U nterhaltsbe iträgen

Die Anzahl Dossier, welche das A m t zu bearbeiten hat, ist erneut 
angestiegen.
Die Beträge, die im Jahre 2003 bevorschusst w urden, sind gegenü
ber 2002 auch gestiegen.

Die Zahlungsmoral der A lim entenschuldner hat sich wegen der 
ungünstigen W irtschaftslage verschlechtert.

Was das Inkasso von Unterhaltsbeiträgen be trifft, hat das A m t dank
seiner Bemühungen den Betrag von Fr. 5'251 '429,,89 einkassiert.

A nzahl der Dossiers 2002 2003
Offen 2 '3 10 2 '407

Inkasso 2002 2003
Eingetriebene Beträge 5 '089 '395 .67 5 251 ‘429.89

Vorschüsse 2002 2003
Vorgeschossene Beträge 11609 '362 .55 1187 9 ,663.60
Eingezogene Beträge 9 0 9 7 9 6 .8 5 8 8 5 ‘877.62

Sozialhilfe 2002 2003
Ausbezahlte Beträge 51 '863.60 39' 121.20
Eingezogene Beträge 21 '945 .— 1 5 '000.85

Unkosten 2002 2003
Vorgeschossene Beträge 117 '436.65 110 '282.80
Eingezogene Beträge 54 '905.20 44 ' 371.05

KANTONALE AUSGLEICH
KASSE DES WALLIS
Die Kantonale AHV-Ausgleichskasse w urde in A nw endung des 
A rtike ls  61 des AHVG und des A rtike ls  1 des kan tona len 
Ausführungsgesetzes (AGAHVG) als selbständige ö ffen tliche  
A n s ta lt errichtet. Die Kantonale Ausgleichskasse ist m it der 
D urch füh rung  m eh rere r B undesgesetze , die 
Sozialversicherungen be tre ffend , be trau t. In A nw endung  der 
Artike l 63, Absatz 3 AHVG und 131, Absatz 2 A H W  haben die 
Bundesbehör-den den K anton e rm äch tig t, der K antonalen 
Ausgleichs-kasse verschiedene kantonale Aufgaben zu übertragen. 
Für die Durchführung der kantonalen A ufgaben gew ährt der Staat

der Kantonalen Ausgleichskasse Entschädigungen fü r  die 
Verwaltungskosten.

TÄTIGKEITSBERICHT

Alters- und H interlassenenversicherung (A HV) und 
Invalidenversicherung (IV)

Die Inkraftsetzung des Bundesgesetzes über den Allgem einen Teil 
des Sozialversicherungsrechts (ATSG) auf den 1. Januar 2003 
e rfo lg te  ohne Probleme. Nach einem Jahr kann man feststellen, 
dass sich die Anzahl der Beschwerden beim  kantona len 
Versicherungsgericht stark verm indert hat. Andererseits benutzt 
eine bedeutende Anzahl von Versicherten und Beitragspflichtigen 
das Einsprachverfahren um zusätzliche A uskünfte  zu fordern oder 
zu verlangen. Dies be w irk t eine bedeutende Zunahm e der 
Verw altungsarbe it fü r die Mitarbeiter.

E rw erb sau sfa llen tsch äd igu ng  fü r  D ien stle is tend e in der  
A rm ee und im Zivilschutz (EO)

Die Kantonale  Ausgleichskasse e n tr ich te t E rw erbsausfa llen
tschädigungen an Dienstleistende in der Armee und im Zivilschutz 
sowie an Jugend und Sport-Kursteilnehmer.

Obligatorische A rbeitslosenversicherung (ALV)

Die Ausgleichskasse beschränkt sich auf die Erhebung der ALV- 
Beiträge bei ihren Versicherten. Die Erhebung e rfo lg t gleichzeitig 
m it den anderen Sozialversicherungen, die sie verwaltet.

Berufliche Vorsorge (BVG) - Unfallversicherung (UVG)

Die Ausgleichskasse w irk t gemäss BVG und UVG bei der Kontrolle 
über die Einhaltung der Versicherungspflicht durch die A rbe itgeber 
m it.

Ergänzungsleistungen zur A H V  und zur IV  (EL)

A nzahl Fälle Veränderung
Rubriken 31.12.2002 31.12.2003 absolut %

AHV-Fälle 2 ' 553 2 '654 101 4.0
IV-Fälle 1 '845 2 '020 175 9.5
Total 4 '398 4 '674 276 6.3
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Entw icklung de r Dossiers und der ausbezahlten Leistungen 
Die Zunahme der Anzahl AHV- und IV-Rentner, sowie die Erhöhung 
der Tagespauschalen der Institutionen hatten eine starke Erhöhung 
der ausbezahlten Leistungen zur Folge. Trotzdem ist die p roportio 
nal ausbezahlte Leistung und die Anzahl EL-Bezüger im Kanton 
Wallis weniger hoch als in allen anderen Kantonen der Schweiz.



Zusätzliche kan to nale  Zulagen (ZKZ)

Die zusätzlichen kantonalen Zulagen bringen den Versicherten 
einen finanz ie llen  Zuschuss, meistens dann, w enn  die 
E rgänzungsle istungen und die w e ite ren  E inkom m en die 
Bedürfnisse nicht vollständig decken.

Fam ilienzulagen an die landw irtschaftlichen A rb e itneh m er - 
F am ilienzu lag en an d ie n ich te rw erb s tä tig en  Personen - 
Zulagen an die a lle inerziehenden Personen

Die entrichte ten Leistungen sind im Vergleich zum Jahre 2002 ziem 
lich stabil geblieben

Rubriken

A HV-Fälle
IV-Fälle
Total

A nzahl Fälle 
31.12.2002 31.12.2003

31
6

37

41
93

134

Leistungen  
2002 2003

149 570.- 142'841 .-
33 350.- 116 '326.-

182 920.- 259 ' 1 67.-

K antonaler Fam ilienfonds

Die jährliche Haushaltszulage, die fü r im Kanton wohnsässige, 
alleinstehende Personen oder Ehepaare m it niedrigem Einkom-men 
und Kinderlasten ausbezahlt w ird, e rhöht sich auf Fr. 1 '260 .-

Die bedeutende Erhöhung des Betrages der ZKZ zur IV e rg ib t sich 
aus der Anpassung von CHE 5.- bei den Tagespauschalen der 
Institu tionen fü r invalide Personen.

Fam ilienzulagen des Bundes

Es gab keine Änderung in der Bundesgesetzgebung betreffend die 
E ntrich tung der Fam ilienzu lagen fü r  land w irtscha ftliche  
A rbe itnehm er und fü r K leinbauern.

K antonales A m t fü r  Fam ilienzulagen (KAFZ)

Das KAFZ p rü ft die Probleme der zuständigen Kassen hinsichtlich 
der Z ugehörigke it der neuen M itg lie d e r und in fo rm ie rt die 
Familienzulagekassen über die Entw icklung der Gesetzgebung.

Ausgleichsfonds

Die Anpassung der Akonto-Zahlungen 2002 w urde ohne Probleme 
d u rch g e fü h rt. Der du rchschn ittliche  Finanzierungssatz der 
Familienzulagekassen fü r das Jahr 2002 betrug 3.47 % obw ohl in 
der Botschaft bezüglich der Revision von Familienzulagen einen 
Ansatz von 3.77 % vorgesehen war.

Fam ilienzulagen an die se lbständ igerw erbenden Landw irte  
(FZS)

Die an die se lbstständ igerw erbenden Landw irte  en trich te ten  
zusätzlichen Zulagen sind im Vergleich zum Jahre.2002 ziemlich 
stabil geblieben.

Subventionen an die K rankenkassenbeiträge

Die Ausgleichskasse ist veran tw ortlich  fü r die adm inistra tive 
D urchführung der Subventionen, die sich im Jahre 2003 auf 130 
M io Franken beliefen.

SCHLUSSFOLGERUNG

Die untenstehende Tabelle zeigt die einkassierten Beiträge und die entrichte ten Leistungen in den Jahren 2002 und 2003: 

Einkassierte Beiträge in CHF Entrichtete Leistungen in CHF

2002 2003 2002 2003
AHV/IV/EO 336 767 921.- 348 299 145.- AHV 571 543 642.- 596 439 180.-
ALV 82 419 732.- 79 461 014.- IV 166 778 727.- 178 429 428.-
FZ des Bundes 1 548 396.- 1 560 918.- EO 10 457 046.- 1 1 1 1 2  123.-
FZSG 1 758 603.- 1 770 525.- EL AHV/IV 46 267 447.- 51 537 730.-
Familienfonds 9 528 157.- 9 812 874.- ZKZ AHV/IV 182 920.- 259 183.-
Familie 9711800.- 9 664 999.- FZ des Bundes 5 231 100.- 5 038 507.-
Ausgleichsfonds FZ des Kantons 3 717 614.- 3 930 761.-

Familienfonds 8 205 120.- 9 394 560.-
Subventionen an die
Kankenkasenbeiträge 124 000 000.- 130 000 000.-
Ausgleichsfonds 9 406 400.- 9 367 300.-

Total
Variation

441 734 609.- 450 569 475.- 
+ 2.1 %

Total
Variation

945 790 016.- 995 508 772.- 
+ 5.3 %

Die AHV, die IV und die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV registrieren w ieder eine wesentliche Erhöhung der Ausgaben info lge der 
Bevölkerungsveralterung und der w irtschaftlichen Verhältnisse der Rentner.



DIENSTSTELLE FÜR 
ARBEITNEHMERSCHUTZ 
UND DIENSTVERHÄLTNISSE

Daten über die Leistungen der D ienststelle

ARBEITSINSPEKTION

Sicherheit /  Gesundheit 

G en eh m ig ung en /B ew illig un gen  Anzahl

Plangenehmigungen fü r 
nichtindustrie lle Betriebe 161

Einnahm en

Fr. 0.00

Plangenehmigungen fü r 
fü r industrielle Betriebe 
Betriebsbewilligungen fü r 
industrielle Betriebe 
Bewilligungen fü r 
Druckbehälter

49

47

119

Fr. 15 750 .00  

Fr. 5 7 0 0 .0 0  

Fr. 12 700 .00

TOTAL 376 Fr. 33 '650.00

Inspektionen Anzhal Einnahm en
Industrielle Betriebe 29 EKAS
Nichtindustrie lle Betriebe 151

TOTAL 180 Fr. 2 3 7 '1 15.00

Verhütung von Störfä llen

U nternehm en O b jekt

Abgeschlossene Dossiers 
Gemeinde Siders Eisbahn Graben
SATOM
Aquaparc
Swisscom

Alcan 
Lonza AG

Lonza AG 
Kantonsstrassen

Denox
Schwimmbad
Batterieladestationen

Siders, Chippis, Steg 
Denon IMZA AKO, BioPM, 
Beladecenter 
Ergänzung Phosgen 
Evouettes -  Bouveret 
M onthey - Collom bey 
Galerie Gd. St-Bernard 
Brig - Furkapass

Grund

Saniert
Kurzbericht
Kurzbericht
Genereller
Kurzbericht
Kurzbericht

Kurzbericht
Risikoerm ittlung
Kurzbericht
Kurzbericht
Kurzbericht
Kurzbericht

U nternehm en

Behandelte Dossiers 
Gemeinde Sitten, 
Martinach, Monthey, 
Sportzentrum 
Champery und 
Bains de 
Saillon SA 
Orgamol SA 
Cimo, Ciba SC, 
Syngenta,
Huntsman

Lonza AG

O b jekt Grund

Schwimmbäder,
Eisbahnen
Nord- und Südbetrieb

G runddaten
dokum entation 
Teranol, FCC 
Hydrol/Meta/MPA

Kurzberichte
Kurzbericht

Generelles Dossier
Kurzbericht
Risikoerm ittlung

Arbeitsbedingungen

B ew illigungen au f Grund des eidgenössischen Arbeitsgesetzes

A rt der B ew illigung Anz. A rt der B ew illigung Anz.
Bewilligung fü r vorübergehende Nachtarbeit 72 Bew illigung fü r vorübergehende Sonntagsarbeit 112
Bewilligung fü r drei- und mehrschichtige Tagesarbeit 2 Bew illigung fü r ununterbrochenen Betrieb 1

TOTAL 187

Von den 112 A rbe itszeitbew illigungen fü r Sonntagsarbeit w urden 35 fü r die Beschäftigung von A rbe itnehm enden im Zusammenhang m it 
dem W eihnachtsverkauf erteilt. Zurzeit sind zwei Einsprachen betreffend Rechtmässigkeit dieser Abweichungen hängig. A u f nationaler 
Ebene haben überdies Gespräche fü r eine einheitliche Praxis in der Erteilung von Bewilligungen stattgefunden.

B ew illigungen fü r die Beschäftigung Jugendlicher über 14 Jahren

A rt der B ew illigung Anz. A rt der Bew illigung Anz.
Beschäftigung w ährend der Schulferien 9 A ufnahm e der Lehre vor dem 15. A ltersjahr 37
Nachtarbeit ab dem 16. A ltersjahr Sonntagsarbeit zum Erlernen des Berufes 4
zum Erlernen des Berufes 1

TOTAL 51

A rbeits- und R uhezeit der berufsm ässigen M o to rfa h rzeu g fü h re r/In n e n

K ontro llen Anz. A nzeigen Anz.
Kontro llierte Unternehm en 382 Inspektionsberichte 382
K ontrollierte Fahrzeugführer/Innen 1026 Angezeigte Unternehm en 64

Die im Jahr 2003 durchgeführten Kontrollen dienten hauptsächlich der A ufklärung, Inform ation und Instruktion. So w urden 178 der 382 
kontro llierten Unternehmen zu einem Inform ations- und Aufklärungsgespräch eingeladen. Für die Fahrzeugführer/Innen w urden, in 
Zusamm enarbeit m it der Kantonspolizei und dem Walliser Baumeisterverband, an sechs Abenden Inform ationskurse über die ARV abge
halten.



Ö ffentliches Beschaffungswesen

Ständige Listen Anz. Ständige Listen Anz.
Eingetragene Unternehm en 944 Eingetragene Büros 491
Eintragungsgesuche 9 Verlängerungsgesuche 126
Gelöschte Unternehm en und Büros 20 Rekurse 0

O rganisationen und U nternehm en Anz.
Unterstellte Unternehm en und
Organisationen 175

Einem Gesuch des schweizerischen Verbands fü r visuelle Kom m unikation (VISCOM) w urde durch die Schaffung von drei neuen Registern 
im graphischen Gewerbe fü r die Bereiche Druckvorstufe, Druck und W eiterverarbeitung stattgegeben.

ARBEITSGERICHT

Gerichtskreis Oberwallis Gerichtskreis Unterwallis

Anzahl Sitzungen 12 28
Judikata 12 36
Urte ilsbegründungen 15 37
Vergleiche 2 8
Andere Erledigungen 19 14
Berufungen KG 1 10
Beschwerden BG - 1

Tä tig ke it der Rekurskom m ission

A nzahl Sitzungen B ehandelte Fälle E rö ffnete Entscheide Beschwerden EVG
29 326 295 7

Ab dem 1. April 2003 w urden uns zwei Juristinnen m it je einem Beschäftigungsgrad von 50 %  fü r eine befristete Dauer zugestanden, 
dam it der Rückstand bei der Rekurskommission i. S. A rbe itslosigkeit abgebaut werden kann. Eine Analyse Ende Jahr 2003 hat gezeigt, 
dass auf eine dieser beiden Juristinnen m it W irkung ab dem 1. Januar 2004 verzichtet w erden kann.

GESAMTARBEITSVERTRÄGE (GAV) UND  
NORMALARBEITSVERTRÄGE (NAV)

Folgende GAV w urden 2003 im Kanton Wallis, gemäss Beschluss 
des Staatsrats und nach Genehm igung durch das eidgenössische 
Volksw irtschaftsdepartem ent, allgem einverbindlich erklärt: GAV fü r 
Unternehm en des Gartenbaugewerbes (nur Unterwallis), GAV fü r 
A potheken, GAV fü r Garagen, GAV fü r die Ruhegehaltskasse des 
Hoch- und Tiefbaugewerbes, GAV fü r P lattenlegerunternehmen. 
Durch Kontakte zu den Sozialpartnern konnten bei sieben der acht 
im Kanton bestehenden Normalarbeitsverträgen Lösungen bezügli
ch Anpassung der NAV fü r 2004 gefunden werden. Die ö ffentliche 
Vernehmlassung erfo lg te  Ende Dezember 2003.

GLEICHSTELLUNGSGESETZ (GIG)

Diverse Fälle und A n fragen  be tre ffend  Verle tzung des 
Gleichstellungsgesetzes w urden vorgetragen. Diese konnten bis auf 
zwei Fälle ohne D urch führung des e igentlichen Schlichtungs
verfahrens e rle d ig t w erden. In jenen Fällen, in denen das 
Schlichtungsverfahren no tw end ig  war, konnte in einem Fall anläss
lich der Einigungssitzung eine gütliche Regelung ge tro ffen werden, 
im anderen Fall erfo lg te  ein Rückzug des Begehrens.

Rechts- und Interessenschutz der A rb eitneh m enden

Neues B undesgesetz ü b er den A llg em e in e n  Teil des 
Sozialversicherungsrechts (ATSG)

Die Umsetzung der durch das ATSG beschlossenen Strukturen 
w urde auf kantonaler Ebene abgeschlossen. Die Dienststelle w ird 
w e ite rh in  w ährend der im ATSG vorgesehenen Übergangsfrist von 
fü n f Jahren das Sekretariat der Rekurskommission in Sachen 
Arbe itslosigkeit führen.

Kantonales A rbeitsgesetz (kArG)

Am  25. Juni 2003 hat der Bundesrat ein Vernehmlassungsverfahren 
zu einem V orentw urf der Schweizerischen Zivilprozessordnung 
eröffne t, welches bis zum 31. Dezember 2003 dauerte. Dieser bez
w eckt die Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts in der Schweiz. 
Die Gerichtsorganisation ble ib t grundsätzlich bei den Kantonen. 
Eingriffe sind nur soweit gerecht-fertig t, als dies ein einheitliches 
Verfahrensrech t unbed in g t e rfo rde rt. Eine grosse Bedeutung 
kom m t dem sozialen Zivilprozess zu, der besonders in Fragen des 
M iet-, A rbeits- und Konsumentenrechts angew endet werden soll. 
Da zukünftig  die Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO) das 
Verfahren vor dem Arbe itsgericht regeln w ird, wäre es voreilig 
gewesen, bereits im Jahr 2003 einen Vorschlag zur Revision des 
Kantonalen Arbeitsgesetzes zu unterbreiten.



Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Neue Zusamm enarbeit Kanton -  Bund: Diese ist noch nicht in die 
Umsetzungsphase getreten. Nach Absprache m it dem seco sind 
qua lita tive  Massstäbe zur Verbesserung der A rb e it der 
Arbeitsinspektoren zu erarbeiten.
A ntenne Gesundheitsschutz Wallis: Die praktizierenden Ärzte des 
Kantons Wallis w urden über deren Gründung und ihre Ziele in fo r
m iert. Durch die A nw esenheit einer A rbe itsärztin  und einer 
Hygienikerin konnten, in Absprache m it der Dienststelle, mehrere 
A ktionen du rchge füh rt werden.

Sensibilisierung der U nternehm en

Ausbildungskurse 2003: 1. Gew alt am Arbeitsplatz, 2. Überwa
chung des Personals: Gesetzlich anerkanntes Verfahren oder 
E ingriff in die Persönlichkeit? 3. Psychologische Belästigung 
(M obbing): Vorbeugen ist besser als heilen.
Unter dem Coaching der Arbeitsinspektoren w urde im Wallis in 
Form eines Pilotprojekts m it der Umsetzung der angepassten 
Branchenlösung fü r Kleinstbetriebe in Garagen begonnen.

K am pf gegen Sozial- und Lohndum ping

Die N eustrukturierung der Kantonalen Beschäftigungsinspektion 
erfo lg te  am 1.9.2003 m it dem Bezug der Büros bei der Dienststelle 
und die adm inistrative Angliederung an die DAA.
Am 1. Juni 2003 ist das Gesetz betreffend den Beitritt des Kantons 
Wallis zur Interkantona len Vereinbarung über das ö ffen tliche  
Beschaffungswesen vom 8. Mai 2003 in Kraft getreten. Die im 
A m tsb la tt Nr. 33 vom 17. A ugust 2001 veröffen tlich te  Liste der 
Auftraggeber, die in den Bereichen Gesundheit, Soziales, Wasser, 
Energie, U m w elt und Verkehr sowie Telekomm unikation tä tig  sind 
(Art. 6 kGlVöB), ist unvollständig und muss aktualisiert werden.

VETERINAERDIENST

Gemäss den Richtlinien hat die Dienststelle fü r 2003 in fo lgenden 
Tätigkeitsgebieten Prioritäten gesetzt:

Tierseuchen

ln der ganzen Schweiz w urden während des vergangenen Jahres 
noch 21 BSE-Fälle diagnostiziert, im Kanton Wallis w urde kein posi
tive r Fall registriert. Die K ontro llen w urden bei ordentlichen 
Schlachtungen, bei krankem oder verletztem Rindvieh sowie bei 
verendeten Tieren vorgenom m en.
A u f Ende des Jahres w urde die Schweiz offiz ie ll frei von den seu- 
chenhaften A tem wegserkrankungen EP (Enzootische Pneumonie) 
und APP (Actinobacillose) bei Schweinen. Diese Viruserkrankungen 
stellen in der Schweineproduktion ein grosses Problem dar und fü h 
ren zu grossen finanziellen Verlusten. Im Kanton Wallis w urde die 
Flächensanierung zusammen m it dem Schweinegesundheitsdienst 
innerhalb eines Jahres durchgeführt.
Zur Ü berw achung der Seuchenfre ihe it nach in te rna tiona lem  
Standard w urden im Kanton Wallis w ie in der übrigen Schweiz 
U ntersuchungsprogram m e bei Rindern, Schafen, Ziegen und 
Schweinen durchgeführt.
Im Spätsommer hat die Dienststelle zusammen m it der eidgenössi
schen Forschungsanstalt fü r Bienenerkrankungen in Liebefeld und 
mehreren Imkern des Kantons einen Pilotversuch gestartet, um die 
Varroaerkrankung bei den Bienen koord in ie rter und effiz ienter zu 
bekäm pfen. Die Verluste an Bienenvölkern sind jährlich hoch. Der 
Versuch dauert ein Jahr, es w erden verschiedene 
Bekäm pfungsm ethoden und M edikam ente geprüft.
Am  vergangenen 11. und 12. November fand eine M aul- und 
Klauenseucheübung statt, in der die W estschweiz einbezogen 
wurde. Die Leitung der Übung, zusammengesetzt aus einem theo
retischen und einem praktischen Teil, oblag dem Institu t fü r 
V iruskrankheiten und Im m unprophylaxe in M itte lhäusern in Bern.

An der Übung nahmen Spezialisten des Kantonslaboratorium s und 
des Zivildienstes teil. Das Resultat dieser Übung zeigt auf, dass im 
Falle eines M au l- und K lauenseucheausbruchs die je tz ige  
Infrastruktur und Einsatzmittel n icht genügen würden.

Tierschutz

Die Änderungen des am 6. Dezember in 2. Lesung durch den 
Grossrat angenommenen Tierschutzgesetzes w urden am 10. Juni 
2003 durch den zuständigen Bundesrat genehm igt. Es erfolgten 
verschiedene Vorbereitungen, um die Inkraftsetzung auf den 1. 
Januar 2004 zu gewährleisten. Eine w ich tige  Erneuerung bildet der 
Abschn itt „H unde und Tierheim e", welcher die Vorschriften über 
Identifiz ierung und gefährliche Hunde sowie offiz ie lle Tierheime 
und Leistungsverträge enthält.
Die Anzahl der Klagefälle hat sich um 25%  erhöht; im Jahr 2003 
w urden 100 Fälle durch den Dienst bearbeitet, in 18 Fällen wurde 
eine Verfügung erw irk t, davon in 6 Fällen ein Tierhalteverbot 
verfüg t (betro ffene Tiere: Nutztiere: 3 Fälle; Hunde: 2 Fälle; W ild : 1 
Fall). Es w urden 2 Strafanzeigen wegen M isshandlung erstattet.
Die K ontro lle  der N u tz tie rha ltu nge n  in Bezug au f die 
T ie rschutzgesetzgebung w u rd e  fo rtgese tz t; die 
Betriebskontrollberichte der ÖLN-Kontrolleure werden an uns w e i
tergeleite t, w enn Mängel in der T ierhaltung bezüglich Tierschutz 
konstatiert werden.
Die Anzahl der Bewilligungsgesuche von W ild tieren hat sich erhöht.

Schlachtungen und Fleischhygiene

Um die Sicherheit der Lebensmittel tierischer H erkunft zu gewähr
leisten, w erden die Tiere in den S chlachthöfen durch die 
F le ischkontro lleure ü b e rp rü ft. Nach den le tzten e rfo lg te n  
Statistiken be träg t die durch die Fleischkontrolleure im Jahr 2002 
kontro llie rte  Anzahl Tiere 14 '804 Einheiten.
Das im Jahre 2002 e ingeführte Überwachungsprogram m  (blaue 
Kontrolle) w urde fortgesetzt. M it diesem Programm werden im 
K anton W allis circa 10%  der N utztie rbestände au f ihren 
G esundheitszustand un tersucht. G le ichze itig  w u rd e  die 
Identifika tion der Tiere und die M eldungen an die Datenbank über
prü ft, was eine Transparenz in der Rückverfolgbarkeit der Tiere vom 
V iehhalter zum Konsumenten schafft.

DIENSTSTELLE FÜR ENERGIE

Die der Dienststelle fü r Energie übertragenen Aufgaben können in 
die Bereiche
• rationelle Energieverwendung /  erneuerbare Energien
• Energieverteilung /  Energieversorgung
• In form ation /  Aus- und W eiterb ildung /  Beratung

un terte ilt werden und sind im W esentlichen im Energiespargesetz 
vom 11. März 1987 festgelegt.
Im Rahmen ihrer Tätigkeit erteilte die Dienststelle Gemeinden, kan
tonalen Dienststellen und Dritten A uskun ft in Energiefragen und 
erarbe itete zuhanden des Staatsrates und des D epartem ent
vorstehers Stellungnahmen zu Fragen im Zusammenhang m it ob i
gen Bereichen.
A u f eidgenössischer Ebene w urde das Programm EnergieSchweiz 
w e ite rge führt. Ein w ichtiges Ziel von EnergieSchweiz ist, bis 2010 
den Brennstoffverbrauch um 15% , sowie den Treibstoffverbrauch 
um 8%  zu senken.

R ationelle Energ ieverw endung /  E rneuerbare Energien
Im Bereich der rationellen Energienutzung und der erneuerbaren 
Energien läuft au f schweizerischer Ebene das Aktionsprogram m  
„EnergieSchweiz" im dritten Jahr. Zusammen m it den Kantonen 
u n te rs tü tz t der K anton W allis das Program m , w obe i der 
Schwerpunkt der kantonalen Aktiv itä ten im Gebäudebereich liegt. 
Die breite Umsetzung des MINERGIE-Standards steht dabei im



Vordergrund. Die MINERGIE-Strategie kann als Erfolg gew erte t w er
den. W eitere Förderprogramme laufen im Bereich der Sonnen- und 
Holzenergienutzung.
Für den Vollzug der rationellen Energienutzung im Gebäudebereich 
sind die Gemeinden zuständig.
Ab Januar 2003, muss der energietechnische Nachweis einer 
Gebäudehülle m it der neuen Norm SIA 380/1, Ausgabe 2001 
„Therm ische Energie im Hochbau", erstellt werden.
Beim Projekt „ra tione lle  Energienutzung in Spitäler" w urden die 
Verbrauchsoptim ierung, sowie die ersten Sanierungsarbeiten in 
allen Spitälern in A n g riff genom m en. Die jährlich eingesparte 
Energie erhöhte sich auf rund S '000 '000 kW h.
Beim Projekt „T unne ls" w urden  alle Tunnels und Strassen- 
installationen des Unterwallis analysiert. Die jährliche Einsparung an 
elektrischer Energie in den bestehenden Tunnels seit 1996 erhöht 
sich auf rund 900 '000  kW h. In Zusamm enarbeit m it Energie- 
Schweiz w urden Kurse in der „Eco-Fahrweise" angeboten und von 
85 M ita rbe ite rn  der Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau genutzt. 
Im Rahmen des kantonalen Solarenergie Förderprogramms sind im 
Jahr 2003, 85 Gesuche eingegangen. Seit dem Programmbeginn 
im Frühling 2000 sind 223 Anlagen, m it einer Fläche von 3100 m2, 
insta lliert w orden.
Im Programm zur Förderung der Holzenergie fü r Installationen 
un ter 100 kW  sind im Jahre 2003, 44 Gesuche eingegangen. Seit 
Beginn des Programms im Juni 2001 sind 101 Installationen reali
siert w orden, welche 111 W ohnungen beheizen. Eine Holzheizung 
m it 1 M W  Leistung und ein Fernwärmenetz w urde in St-Maurice 
von der in te rkom m una len  Gesellschaft (B ürgerschaft und 
Gemeinde) Calorabois realisiert. Diese Anlage heizt das Sport- und 
das Schulzentrum, ein altes Gebäude der Bürgerschaft und zwei 
neue MINERGIE-Gebäude, welche von der Bürgerschaft St-Maurice 
realisiert w urden.
Der Entw urt zu einem neuen kantonalen  Energiegesetz w urde in 
erster Lesung im Grossen Rat behandelt.

M INERGIE-Strategie
Die MINERGIE-Strategie w urde  von der Dienststelle w eiterverfo lg t. 
Die im Dekret von 1999 festgelegten Fördermassnahmen haben zur 
W eiterverbreitung wesentlich beigetragen.
In Zusamm enarbeit m it dem Verein MINERGIE und den anderen 
K antonen konn ten  M INERGIE-Standardlösungen fü r  neue 
E infam ilienhäuser de fin iert werden.

Resultate des MINERGIE Förderungsprogram m s  

207 Labels erte ilt, seit 1998
(152 W ohnen EFH, 26 W ohnen MFH, davon 1 Altersheim  und 1 
Hotel, 14 Verwaltungsgebäude, 13 Schulen, 2 abgebrochene 
Projekte)

143 Bauten realisiert, dies sind
•  7 6 ’000 m2 beheizte Fläche,
• ca. 180 M io. Investitionen, 9.5 M io. Mehrkosten
• 1 'SOO'OOO Fr. Subventionen (19 % der M ehrkosten)

lau fen de Projekte
47 im Bau 
15 in Projektphase 
2 Projekte abgebrochen

Im Jahre 2003 be trägt die Zunahme der Labelanzahl 23% . Der 
M arkt von MINERGIE-Bauten hat sich w e ite ren tw icke lt in Richtung 
Renovation von Einfamilienhäusern und Bau von Gebäuden m it 
W ohnungen oder W ohn/Bürogebäuden. Diese Tendenz konnte 
auch auf schweizerischer Ebene festgeste llt werden, w o  insgesamt 
über 2500 MINERGIE-Labels e rte ilt w urden.
Im Mai 2003 organisierte die Dienststelle fü r Energie den dritten 
Tag der o ffenen  Türe im U nterw allis , in S t-M aurice. Zwei 
W ohnbauten der Bürgerschaft St-Maurice w urden dabei einge
w e ih t. Die Inform atikschule in Siders, das g rosste MINERGIE- 
Gebäude des Kantons, w urde im Frühling dem Betrieb übergeben. 
Die Walliser Kantonalbank und gewisse Raiffeisenbanken offerieren 
einen MINERGIE-Kredit m it tieferen Zinssätzen.
Mehrere A rtike l w urden sowohl in der Ober- w ie  auch in der 
Unterwalliser Presse über MINERGIE veröffen tlich t, insbesondere 
nach der Übergabe des 200 Labels im Kanton.
An der Walliser Messe in M artinach konnte die Dienststelle fü r 
Energie am Stand des Ehrengastes des W alliser Maler- und 
G ipserm eisterverbandes MINERGIE präsentieren. Eine w eitere  
MINERGIE-Ausstellung w urde in der Gewerbeschule M artinach 
gezeigt. Dadurch konnte der Standard an die Lehrlinge überm itte lt 
w erden. Zusätzlich w urden  bei dieser G elegenheit 
W eiterbildungskurse fü r Berufsleute organisiert.

In fo rm atio n  /  Aus- und W e ite rb ildu ng
Verschiedene Kurse/Veranstaltungen (Energietechnischer Nachweis, 
W ärm ebrücken, Bauphysik, W ärm epum pentechn ik , MINERGIE- 
Standard, Holzenergie etc.) w urden organisiert oder m itfinanziert. 
Nach E inführung der neuen Norm SIA 380/1, Ausgabe 2001, w u r
den im Frühling im Unterwallis erneut Kurse durchgeführt.
In Zusamm enarbeit m it den W estschweizer Kantonen w ird  zweimal 
jährlich die Zeitschrift „ Energie-Environnement" herausgegeben. 
Täglich w erden Inform ationen zur rationellen Energienutzung in 
der Lokalpresse veröffen tlicht.
In Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Unterrichtswesen w u r
den in über 73 Primarschulklassen des Unterwallis die A ktion 
„ra tione lle  Energienutzung" durchgeführt. Zusammen m it dem 
Luftforum  w urde eine vergleichbare A ktion in den Orientierungs-, 
Berufs- und M itte lschulen lanciert. Die erste Phase dieser Pilotaktion 
w urde beendet. Ein Kurs zur Sensibilisierung der Jugend auf die 
Solarenergie und die rationelle Energienutzung w urde in Form einer 
A ktion  „Ferienpassport" im Sommer von ca. 130 Schulkindern im 
Unterwallis besucht.
Ein Kurs zur ra tione llen  E nerg ienutzung w u rd e  von 16 
Hausabwarten in kom m unalen Gebäuden besucht.

B eratung der Gem einden
Gemeinden die beim Projekt „Energiestadt" m itm achen, un terstü t
zen eine vorbild liche Energiepolitik m it beispielhaften Projekten. 
Die Walliser Energiestädte sind Brig-Glis, Naters, Leuk, Saas Fee, 
Visp, Siders und Sitten.
In den Gemeinden Brig-Glis und Visp konnte im Jahr 2003 erfo l
greich das Re-Audit des Labels „Energiestadt" durchgeführt w er
den.

E lektriz itätsw irtschaftsordnung (ELWO)
Nach der A b lehn ung  des EMG w ill der Bundesrat die 
E lektrizitätsversorgung spätestens 2007 au f neue gesetzliche 
Grundlagen stellen. Die Vorlage soll sowohl den Interessen der 
Haushalte als auch jenen der W irtscha ft Rechnung tragen. Die 
wesentlichen Elemente der neuen E lektrizitätswirtschaftsordnung 
(ELWO) w erden durch eine Expertenkom m ission erarbe ite t. 
Unterstützende Begleitgruppen haben fachliche Grundlagen zu 
Fragen der Versorgungssicherheit, des M ark tm ode lls , der 
Transparenz im E lektrizitätsmarkt sowie der M arktaufsicht und der 
E lektriz itätsproduktion aus erneuerbaren Energien erarbeitet. Der 
V erantwortliche der Dienststelle ist M itg lied der Begleitgruppe 
M arktm odell. Für die Kantone w ird  es von Bedeutung sein, dass sie 
in einer zukünftigen Gesetzgebung fü r die regionale Stärkung der 
Versorgungssicherheit (sichere Verteilnetze) und eine regional aus
gepräg te  G rundversorgung (B erücksichtigung Randregionen, 
Preissolidarität) sorgen werden.

Entwicklung der MINERGIE-Labels im Wallis



A llg em eine A rbeiten
- Stellungnahmen zu Gem einderegiementen bezüglich Elektrizitäts

ve rte ilung  und Tarifgesta ltung, Raum planung und Bauten. 
Stellungnahmen z.H. der kantonalen Baukommission.

- Zusamm enarbeit m it der Gazoduc SA und Transitgas AG betref
fend die Erdgas-versorgung und Durchführung von Vernehm 
lassungen.

- Zusamm enarbeit m it der Ingenieurschule Wallis im Rahmen von 
Vortrags- und Expertentätigkeit.

-Zusam m enarbeit m it dem Bundesamt fü r Energie und den kanto
nalen Energiefachstellen im Rahmen des Programms „Energie- 
Schweiz".

-Im  Rahmen der R egie rungskonferenz der G eb irgskan tone 
M ita rbe it in der A rbe itsgruppe „S tro m m a rk tö ffnung ".

- M ita rbe it in der "kan tona len A rbe itsgruppe Energie".
- Zusamm enarbeit m it dem Hochbauam t fü r kantonale MINERGIE- 

Bauten
-Zusam m enarbeit m it der Dienststelle fü r Um weltschutz und der 
Presse zur In form ation der Ö ffentlichkeit.

DIENSTSTELLE FÜR 
WASSERKRAFT

Im Bereich der W asserkraft hat der Bund im Jahr 2003 keine 
Vernehmlassungen du rchge füh rt. Im Zusam m enhang m it der 
Verordnung über die Sicherheit von Stauanlagen (StAV), hat der 
Bund die kantonale Unterkontro llesetzung der kleinen Stauanlagen 
(KSA) am 1.1 .2006 verschoben. Sie w a r zuerst am 1.1 .2004 vorge
sehen.
A u f der kantonalen Ebene, hat eine A rbe itsgruppe m it Vertretern 
der E lektrizitätsproduzenten bzw. -Verteiler und der WEG, unter 
der Leitung des Departementschefs ein Gesetzesentwurf über die 
W alliser Elektrizitätsgesellschaft AG verfasst. Eine Vernehmlassung 
ist am Anfang 2004 vorgesehen.

W asserkraftanlagen

Druckle itungen/Druckstollen: die Verwaltungsräte eos und Grande 
Dixence haben seit Januar 2003 eine Delegation gebildet und sie 
b e a u ftra g t, alle Fragen im Zusam m enhang m it dem 
Druckschachtsunfall des W erkes Cleuson-Dixence (CD) zu behan
deln, sowie eine Rehabilitationslösung fü r den W eiterbetrieb dieses 
w ichtigen W erkes vorzubereiten. In diesem Rahmen w urde die 
Gesellschaft Cleuson-Dixence Constructions SA gegründet. Ihre 
Mission ist die Leitung und Planung der Studien und Arbe iten im 
Zusammenhang m it der W iederinbetriebsetzung dieses Werkes. Im 
2003, w urden  verschiedene M achbarke itsstud ien fü r  diverse 
Rekonstruktionsvarianten sowie eine generelle Studie über die ver
schiedenen einzuleitenden Verfahren im Zusammenhang m it der 
W iede rinbe triebse tzung  du rch g e fü h rt. Im Rahmen der 
Pressekonferenz vom  22. O ktober 2003, w urde  das interne 
Verkleiden des Druckschachtes als die geeignete Lösung bezeich
net. Die alte Verschalung w ird  also nur als eine Abkapselung 
benützt. Eine O ffe rtean frage  fü r  einen Ingen ieu rau ftrag , als 
H au p tve ra n tw o rtlich e r fü r  die D ruckschachtrehab ilitie rung 
Cleuson-Dixence, w urde im A m tsb la tt 14.11.2003 veröffen tlich t. In 
diesem Rahmen w ird  das D epa rtem ent fü r  G esundheit, 
Sozialwesen und Energie (DGSE), in Zusamm enarbeit m it den 
be troffenen Dienststellen, verantw ortlich  sein, die verschiedenen 
Bewilligungsverfahren (Prospektionen, Bau) zu leiten.

Kraftwerkbetre ibern, die Studie eines Systems fü r die Online- 
Ü b e rm ittlu n g  von zu tre ffe nden  W erksdaten in 
Hochwasserperioden weiter.

•  Die A nw end ung  der R ichtlin ie fü r  die Gewässer
sanierungsberichte - gemäss Gewässerschutzgesetz (GSchG Art. 
80 Abs. 1 und 2) - hat Oktober-Novem ber 2003 angefangen. M it 
zwei Entscheiden, hat der Staatsrat den P ilo tbüroauftrag und 
einen ersten Spezialbüroauftrag (Studien über die Einzugsgebiete 
die 3 Dranses und Turtmanntal) vergeben. Eine Planung sieht die 
Studien über alle Walliser Einzugsgebiete bis O ktober 2007 vor.

•  Die Dienststelle fü r W asserkraft (DWK) ist Partner in einem von 
EPFL-LCH geführten Projekt über die Synergie zwischen der 
hydroelektrischen Produktion und der Dritten Rottenkorrektur. 
Dieses Projekt hat O ktober 2003 angefangen und bekom m t eine 
w ich tige  finanzielle Hilfe von der eidgenössischen Kommission fü r 
Technologie und Innovation (KTI) und anderen Partnern.

• Die DWK n im m t m it anderen Partnern der Schweiz, Italien, Öster
reich und Deutschland an einem im November 2003 bewilligten 
Interreg IIIB" A LP R E S E R V P ro jek t der Europäischen Union teil. 
Das Ziel dieses Projektes ist über 3 Jahre Massnahmen zu studie
ren, um die Sedimentationsprozesse (Sedimentquellen bzw. - 
tra nspo rt, B ew irtscha ftungsm e thoden , P ilo taktionen) in 
Stauanlagen zu verhindern.

• Im Rahmen der A nw endung der StAV, hat die DWK November 
2003, in Zusamm enarbeit m it dem Bundesamt fü r Wasser und 
Geologie (BWG) und einem Expertenbüro, einen Ausbildungskurs 
fü r  ca. 25 Ingenieure organ is ie rt, um Brüche bei kle iner 
Stauanlagen (KSA) m it vereinfachten Flutwellenberechnungen zu 
simulieren. Berechnungsmandate w urden nach diesem Kurs ver
geben und die Resultate werden helfen die Liste der KSA zu de fi
nieren, die der ab 1.1 .2006 vorgesehenen kantonalen Kontrolle, 
un terste llt w ird.

B ehandelte Projekte 

U nter- und M itte l-W a llis

Chippis (Rhône) und Bramois-Sauteröt: die ö ffentliche Auflage fü r 
die Konzessionsgesuche hat im Sommer 2003 stattgefunden. Das 
Verfahren ist im Gang.

Chippis (Navisence): die ö ffentliche A uflage fü r die Konzessions
gesuche hat im 2001 stattgefunden. Das Verfahren ist im Gang.

M auvoisin/Erhöhung der Wasserfassungen/FMM: die Bauarbeiten 
der Erhöhung der Wasserfassung und des Grundablasses sind im 
Gang. Der Bauabschluss ist 2006 vorgesehen.

Fully: in fo lge des Heimfalles im Jahr 2005 sind Verhandlungen zw i
schen der Gemeinde und eos vorhanden. Es hat noch kein 
Verfahren stattgefunden.

M artigny-Bourg : Der Rekurs von WWF w urde vom Bundesgericht 
verworfen. Das DGSE w ird  2004 ein neues Hom ologationsprojekt 
der Konzessionen zu Händen des Staatsrates vorbereiten.

Pallazuit: das Verstärkungsprojekt der Talsperre Les Toules ist immer 
noch in der Studienphase.

Orsières: der Bau eines Zufahrtsweges zum Wasserschloss des KW 
Orsières, inklusiv die erforderliche Rodung, w urde O ktober 2003 
bew illig t.

Sembrancher: der Heimfall finde t im September 2006 statt. Die 
Verhandlungen und das Verfahren haben noch nicht angefangen.

Studien im W asserkraftbereich

• Das Projekt MINERVE (2002-2006) betreffend die M odellierung 
des Beitrages der W alliser Talsperren während Hochwasser des 
Rottens und seiner Hauptzuflüsse, m it Hilfe hydrom eteorolog i
scher Prognosen über 5 Tage, läu ft un ter der Führung der EPFL 
weiter. Sie füh rt, in Zusamm enarbeit m it dem Kanton und den

Vernayaz (CFF): Die ersten Vorabklärungen über dem Heimfall der 
Konzessionen der W erke Vernayaz CFF (2005, 2017) haben 2003, 
in Zusamm enarbeit m it den betroffenen Gemeinden und der SBB, 
angefangen. Diese w erden ein Paar Jahre dauern.

Salante: Der Bau eines Rückhaltebeckens fü r die Sedimente obe
rhalb des Kompensationsbeckens Clusanfe w urde 2003 bew illig t.



Torrent de Soi: Die Konzession w urde  2001 genehm igt. Die ö ffe n t
liche A uflage fü r die Baubewilligung fand in 2001 statt. Das 
Verfahren ist im Gang.

Trinkwasserturbinierung/Savièse: die Genehm igung der Wasser
kra ftnu tzung fand statt. Das Verfahren fü r die Baubewilligung w ird  
2004 stattfinden.

Trinkw asserturb in ierung/lsérab les: das V erfahren fü r  die
G enehm igung der W assernutzung w ird  2004 sta ttfinden.

O b e rw a llis

Data: die Sanierung eines Zuleitungsabschnittes w urde  im Mai 2003 
bew illig t. Das Vorfahren (Art. 13 WRG-VS) zu Erneuerung der 
Konzessionen w ird  im Jahr 2004 stattfinden.

Kelchbach: provisorische Massnahmen w urden am 03.11.1999 
vom Staatsrat fü r den W eiterbetrieb bis 30 .06 .04  gewährt.

Ackersand I: das Konzessionsgesuch w urde im Februar 2003 ö ffe n t
lich aufgelegt. Das Verfahren ist im Gang.

Argessa: der Bericht zum Vorfahren w urde am 6.3.2002 freigestellt. 
Provisorische Massnahmen zur W eite rführung des Betriebes und 
zur A bw ick lung des Konzessions-genehmigungsverfahrens w urden 
vom Staatsrat bis 30 .05.05 gewährt.

M attm ark : Baubew illigungen vom 01.04. und 28 .05.2003 fü r die 
Sanierung der Dammkrone.

Binn: Baubewilligung vom  17.04. 2003 fü r die Sanierung des 
Unterwasserkanals.

Fieschertal: Baubew illigung vom  20.05.2003 fü r den Umbau der 
Wasserfassung Belwalderi.

Grande Dixence: Baubewilligung vom 02.07.2003 fü r den Neubau 
der Wasserfassung Rotbach.

Fafleralp: Baubew illigung vom 14.08.2003 fü r die Sanierung der 
Druckle itung und den elektrischen Anschluss.

G rande D ixence: B aubew illigung  vom  2 7 .11 .2 003  fü r  die 
Sanierung der Messstation Biel.
380 kV Leitung Chamoson-Creux-de-Chippis: in fo lge der zahlrei
chen Einsprachen nach der ö ffentlichen A uflage 2002 fü r die 
Baubewilligung, finden am A nfang 2004 Sitzungen zwischen dem 
eidgenössischen Starkstrom inspektorat und den O pponenten statt, 
um einvernehmliche Lösungen zu finden.
380 kV Leitung Nufenen: Das Projekt w urde  2000 bew illig t. Die 
Vorarbeiten haben 2003 angefangen. Der Baubeginn find e t 2004 
statt.

M o b ilte le fo n n e tz /A n te n n e n  a u f  H T -M a s t un d  K ab eln

Vorm einungen sind 2003 fü r die Baubewilligung von fo lgenden 
M obilte lefonnetz/Antennen-System en auf HT-Mast zugestellt w o r
den:
• HT-Mast N° 20, 65 kV Leitung «Visp-Steg » au f Gem eindegebiet 

Baltschieder.
• HT-Mast N° 53, 220 kV Leitung « Stalden-Creux de Chippis» auf 

Gem eindegebiet Unterems
•  HT-Mast N° 4, 65 kV Leitung « V isp-Mörel» au f Gem eindegebiet 

Naters.
• HT-Mast N° 10, 220  kV Leitung «Cham oson-Chippis» auf

Gem eindegebiet Sion-Bramois.
• HT-Mast N° 17, 220 kV Leitung «Zermeiggern-Stalden» auf

Gem eindegebiet Saas-Baien.
• HT-Mast N° 1, 220 kV Leitung «Zerm eiggern-Stalden» auf

Gem eindegebiet Saas Almagell.
• HT-Mast N° 101, 130 kV Le itung «S ta ld en-Z 'M u tt»  auf

Gem eindegebiet Grächen.
• Installation eines unterirdischen fiberoptischen Überm ittlungska

bels auf Gem eindegebiet Dorénaz und Fully

S on deraktiv itä ten  im Jahre 2003

Paritätische Expertenkom m ission: die Unterhalts- und Erneuer
ungsarbeiten w urden durch die DWK verfo lgt.

E ntschädigungsbegehren  fü r  V erz ich t a u f N u tzu n g  der  
W asserkraft: von 1999 bis 2003 sind in Zusamm enarbeit m it den 
zuständigen Behörden (BWG und BUWAL) sechs Schutzverträge 
unterze ichnet w orden, was fü r die betroffenen Gemeinden eine 
Entschädigungssum m e von CHF 8 1 1 '3 6 3  en tsprich t. Der 
Schutzvertrag fü r das Projekt Val de Réchy w ird  im Jahr 2004 un ter
zeichnet.

In terd iszip linäre Zusam m enarbeit: 2003 hat die DWK an fo l
genden A rbeitsgruppen oder interdisziplinarischen Kommissionen 
teilgenom m en: die eidg. Kommission fü r W asserwirtschaft, die 
Fünfjahreskontrolle m it dem BWG (zuständige Behörde) der fo l
genden Stauanlagen: Vieux-Emosson, Moiry, Gebidem, lllsee und 
Cleuson.

E lektrizitätserzeugung 2002-2003  
Hydrologisches Jahr - Erzeugung in GW h (M io  kW h)

Période Winter 
(1.10 - 31.3)

Sommer
(1 .4 -3 0 .9 )

Jahr
(1 .1 0 -3 0 .9 )

Art GWh % GWh % GWh %

Wasserkraft
werke 4380 .973 39.1 6'812.095 60.9 11 '193.068 100

Thermische
Kraftwerke 249.303 50.9 240.413 49.1 489.717 100

TOTAL 4'630.276 39.6 7'052.509 60.4 11'682.785 100

Vergleich 2001-2002 /  2002-2003  
Erzeugung in GW h (m io kW h)

2001-2002 2002-2003 Variation en %

W asserkra ft
w erke
W inter 3 '957.074 4 '380.973 10.7
Sommer 5 '595.936 6 '812.095 21.7

Jahr 9 '553.010 11 '193.068 17.2

Thermische
K ra ftw erke
W in te r 275.333 249.303 -9.5
Sommer 185.918 240.413 29.3
Jahr 461.251 489.717 6.2

TOTAL
W in te r 4 7 3 2 .4 0 7 4 '630 .276 9.4
Sommer 57 8 1 .8 5 4 7 '052.509 22.0

Jahr 10 '0 14.261 11 '682.785 16.7
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EINFÜHRUNG

ln jede r m enschlichen Tä tigke it, w e lche  eine harm onische 
M ischung an Kenntnissen der Vergangenheit und an kreativer 
Vision verlangt, ist es weise, Pausen einzulegen, um grundlegende 
Überlegungen anzustellen und die Ausw irkungen der Zeit zu mes
sen. Genau dazu dient ein Verwaltungsbericht. Er evaluiert den 
bereits zurückgelegten W eg und schätzt den W eg ein, der noch zu 
gehen ist.

Dam it ein solcher Vorstoss Sinn hat und Hoffnung trägt, muss er 
regelmässig und ohne G efälligkeit durchgeführt w erden. Diese 
s tändigen Bem ühungen um Transparenz, E ffizienz und 
Pragmatismus hat die M ita rbe ite rinn en  und M ita rbe ite r des 
Departements w ährend des vergangen Jahres geprägt und heute 
sind alle von deren Berechtigung und N otw endigke it, so w e ite rzu
fahren, überzeugt. Nur eine konstante Überprüfung der Arbeit, ein 
regelmässiges Sich in Frage stellen, verm eidet Stillstand und 
Selbstgenugtuung.

Das Departem ent fü r Erziehung, Kultur und Sport ist durch seine 
am bitiösen A ufgaben verpflichtet, die Zukunft vorzugeben -  seine 
Versprechen, seine Herausforderungen, die w ünschenswerten 
Linien - ohne jedoch den Respekt fü r die Vergangenheit, das 
Bestehende, die Geschichte, das solide Fundament, zu verlieren. In 
der Tat kann das Ausbildungs-, Kultur- und Sportwesen nicht erfasst 
w erden, ohne diesen doppelten Blick einerseits zu den W urzeln und 
anderseits in die Zukun ft zu w erfen.

Nach reiflichen Überlegungen und inte rner Absprache hat das 
Departem ent im Jahr 2003 seine Vision, Aufgabe, Strategien und 
P rio ritä ten  A k tio n e n  fü r  die Jahre 2 0 0 3 -2 0 0 4  um sechs 
Schlüsselbegriffe herum  de fin ie rt : Begeisterung, Kompetenz, 
Qualität, Harmonie, Ö ffnung und Ausgewogenheit. Diese dienen 
als ständiges Ziel und als politische Basis, auf welchen die zukü n fti
gen Tätigkeiten des Departements en tw icke lt und aufgebaut w er
den. Im Besonderen w ollen w ir:

- M it einem offenen, harmonischen und soliden Bildungssystem, 
das eine individuelle W eiterentw icklung erm öglicht, die Freude 
und die Begeisterung am Lernen fördern.

- Ausbildungsstrukturen fö rdern , die es erm öglichen, auf die 
Bedürfnisse der Gesellschaft zu reagieren, w o  jeder Einzelne seine 
Kompetenzen und seine Fähigkeiten in einem idealen Umfeld und 
im gegenseitigen Respekt entw icke ln kann.

- Qualitä t fördern und alle Partner bei der Entw icklung eines 
Bildungssystems e inb inden, das sich durch klare 
V erantw ortungsstruktu ren charakterisiert und auf engagierten 
und respektierten M itarbeitenden beruht.

- In Zusamm enarbeit m it den verschiedenen be troffenen Kreisen 
und un ter Respekt des Subsidiaritätsprinzips, die harmonische 
Entw icklung des Kindes und seine Integration in die Gesellschaft 
fördern.

- Die Förderung einer lebendigen, offenen und vielseitigen Kultur 
un ter Schaffung von günstigen Bedingungen fü r den Zugang zu 
kulturellen Tätigkeiten und zum kulturellen Erbgut.

- Durch Förderung von sportlichen und kulturellen Aktiv itä ten zur 
A usgewogenheit und persönlichen Harmonie beitragen.

Dieser Vorstoss träg t dazu bei, eine gemeinsame Kultur innerhalb 
des Departements zu schaffen, die durch die Ausarbeitung einer 
Charta konkretisiert w ird , welche die Rechte und Pflichten jedes 
einzelnen M itarbeiters und jeder einzelnen M itarbeiterin festlegt. In 
der Folge bedeutet dies, die Ausarbeitung von Chartas in den 
Schulen zu fördern, um auch do rt eine Kultur zu schaffen, die ganz 
den Bedürfnissen der Gesellschaft entspricht und die dazu be itra
gen sollte, das Leben in der Gruppe, den Respekt gegenüber 
Menschen und die Sorgfalt gegenüber anvertrauten Dingen zu 
erleichtern.

Immer noch intern w ird  es von Nutzen sein, ein Qualitäts- und 
Führungssystem im Dienste des Departements und der Schulen zu 
entw icke ln, m it Bereitstellung von quantita tiven und qualitativen 
Ind ika to ren , die einerseits eine bessere Kenntnis des 
A usbildungsbereichs im W allis und anderseits eine grössere 
Transparenz zwischen den verschiedenen Ausbildungspartner erlau
ben.

Innerhalb des Departements werden Überlegungen angestellt, die 
nach und nach zu einem besseren Einsatz der menschlichen und 
materiellen Ressourcen, zu einer besseren funktione ilen  Führung 
des Erziehungssystems, zu e iner klareren A bgrenzung der 
Kompetenzen und V erantw ortung der Partner führen sollten. 
Sämtliche Bemühungen streben die Beibehaltung, ja sogar die 
Verbesserung der Q ua litä t an, ohne jedoch dabei die 
Anforderungen nach Rationalität und Effizienz aus den Augen zu 
verlie ren. Erziehung, K u ltu r und Sport versuchen nur, zur 
A usgeg lichenhe it jedes Einzelnen und zur H arm onie der 
Gesellschaft beizutragen. Und auch w enn sie ihre Resultate 
regelmässig überp rü fen , die Ziele neu de fin ie ren  und ihre 
A m bitionen den M itte ln  anpassen, verlieren sie nicht an Grösse.

Das Departem ent ist fest überzeugt, dass geduldiges Handeln bei 
den Jugendlichen dieses Kantons durch die Aus- und 
W e ite rb ildun g , den Zugang zur K u ltu r und die a llgem eine 
Ausübung von Sport zum W ohlbe finden A ller beiträgt. Es verp
flich te t sich, Verhaltensweisen, die zu einer gerechteren, ausgegli
cheneren und gesünderen Gesellschaft beitragen, zu fördern.

W eil sie an diese Tugenden und ihre nötige Ausstrahlung glauben, 
geben säm tliche M ita rbe ite rinn en  und M ita rb e ite r des 
Departements tag täg lich ihr Bestes, um dem Kanton M otivation zu 
geben, Neues zu unternehm en und der Zukunft hoffnungsvoll en t
gegenzusehen.

Der V orsteher des D epartem ents fü r  
Erziehung, K ultur und Sport

Claude Roch



ALLGEMEINE VERWALTUNG

ORGANISATION UND PERSONAL 

Dienststelle

Verwaltungs- und Rechtsdienst 
Kantonale Dienststelle fü r die Jugend 
Dienststelle fü r tertiäre Bildung 
Dienststelle fü r Unterrichtswesen 
Dienststelle fü r Berufsbildung 
M ediathek Wallis (Kantonsbib liothek) 
Kantonsarchiv 
Kantonale Museen

Total

A nzahl Etatstellen

26.70
50.45
55.60 
29.10 
59.69 
26.25

6.60
13.60

267.99

PARLAMENTARISCHE VORSTOSSE 

M otionen

3.220 M otion  von Herrn Grossrat Georges M ariétan (PDCB) und 
Konsorten be treffend S portunterricht an Berufsschulen. 
(Antrag vom 06 .02.2003, die M o tion  in ein Postulat um zu
wandeln).
Eine A rbe itsg ruppe , die m it der P rüfung eines 
Sportkonzepts fü r Lehrlinge beauftrag t wurde, w ird  ein
fache und w irtschaftliche Lösungen vorschlagen, die den 
eidgenössischen Vorschriften und Anforderungen auf die
sem Gebiet entsprechen.

3.221 M o tio n  von Herrn Grossrat Jean-M arie Schmid und 
Konsorten be treffend Umsetzung eines Bildungszentrums 
im tertiären Bildungsbereich im deutschsprachigen Wallis. 
M o tio n  u n te r V orbehalt angenom m en. D er Staatsrat 
un ters tü tz t den Vorstoss, in Brig ein Kom petenzzentrum  
a u f dem Gebiet der Fernstudien und E-Learning fü r das 
Wallis zu errichten, m it Ö ffnung a u f na tiona le r und in te r
na tiona le r Ebene, w eist aber da rau f hin, dass eine solche 
Verw irklichung juristischen, politischen und finanziellen 
A nfo rderungen  und  Einschränkungen un terliegen, die 
n ich t nu r vom Kanton Wallis abhäng ig  sind.

HEVs2, geprüft.

3.204 Postulat der CSPO-Fraktion, durch Herrn Grossrat Ernst 
W itschard, betreffend Förderung von Lehrstellen.
Postulat angenom m en. Es w ird  konkre t im  Rahmen der 
A u sa rbe itun g  de r eidgenössischen und  kan tona len  
A usführungsbestim m ungen des neuen Bundesgesetzes 
über die Berufsbildung geprüft.

3.208 Postulat der SPO-Fraktion, durch die Herren Grossräte 
(Suppl.) Thomas Studer und Rolf Eggel, betreffend eine 
fam ilien-, kinder- und lehrerfreundliche ob ligatorische 
Schulzeit.
Postulat angenom m en. Um den Erwartungen aller Partner 
de r Schule zu entsprechen, h a t de r S taatsra t am
3. September 2002 einen einheitlichen Schulplan fü r säm t
liche Schulen der Sekundarstufe II, die vom Kanton abhän
g ig  sind, angenom m en. Im Übrigen w urde eine A rbe its
g ruppe eingesetzt, um die verschiedenen Kreise, haupt
sächlich die touristischen Kreise, anzuhören und eine bes
sere inte rkantona le K oordination der W interferien, beson
ders der Fasnachtsferien zu suchen.

3.214 Postulat der Herren Grossräte W erner Lagger, Andreas 
W yden und Fredy Huber betreffend die Nachqualifikation 
der K indergärtnerinnen zur Erweiterung der Unterrichts
berechtigung auf die erste und zweite Primarklasse.
Das Postulat, das a u f die gleiche Problematik w ie das 
Postulat 3 .199 aufmerksam macht, ist angenom m en w o r
den.

3.226 Postulat der CSPO-Franktion, druch Frau Grossrätin (Suppl.) 
Liliane Brigger, betreffend Schulgeld in Sportschulen.
Das Postulat w ird  abgelehnt.

3.228 Postulat von den Herren (Suppl.) Rolf Eggel (SPO), Pascal 
Rey (PDCC) und Thomas Studer (SPO) betreffend Planung 
der Arbe itsm arktsituation.
Das Postulat w ird  angenom m en. Das DEK5 verfo lg t die 
A rbe itsm arkts ituation a u f dem Gebiet des ö ffentlichen  
Unterrichtswesens -  im  Besonderen der obligatorischen 
Schule - ganz genau. Es ve rfüg t dabei über voraus
schauende Statistiken, die lau fend aktualis iert und  a u f den 
neusten Stand gebrach t werden. Im Rahmen der gesetzli
chen M öglichkeiten w ird  es alles daran setzen, um  einem  
e tw a ig en  Personalm angel vorzubeugen u n d  den 
Bedürfnissen zu entsprechen.

Postulate

3.199 Postulat von Frau Grossrätin (Suppl.) Cornelia Allenbach- 
Guntern (CSPO) und Konsorten betreffend eidgenössische 
A nerkennung der K indergärtnerinnendiplom e.
Postulat angenom m en was die Zusatzausbildung fü r das 
Erlangen eines Diplom s anbetrifft, das A n re ch t gibt, vom
1. K indergarten bis zu r 6. Primarschulstufe zu unterrichten  
und welche in den Kursus de r PH-VS zu integrieren ist.

3.200 Postulat von Frau Grossrätin (Suppl). Cornelia Allenbach- 
Guntern (CSPO) und Konsorten betreffend Kosten- und 
Nutzenanalyse fü r den tertiären Bereich.
P ostu la t te ilw e ise angenom m en. Die Kosten- und  
Nutzenanalyse der HEVs, die durch das ganze Finanz- und  
Buchhaltungssystem säm tlicher Schulen der HES-SO reali
s iert wurde, ist genügend k la r und  transparent. Ein ana
loges Instrum ent fü r die Verwaltung, die S teuerung und  
den Vergleich de r Kosten und  Nutzen wird, in einer ersten 
Phase fü r die PH-VS, und in einer zw eiten Phase fü r die



VERWALTUNGS- UND 
RECHTSDIENST

GESETZGEBUNG

Im Jahr 2003 w a r die Dienststelle m it der Ausarbeitung fo lgender 
Gesetzestexte beschäftigt:

- B e itrittsgesetz vom  6. Februar 2003, zur In te rkan tona len
V ere inbarung über die W estschw eizer Fachhochschule fü r
Theater;

- Reglement vom 12. März 2003, über das Ausbildungsprogram m  
fü r die Grundausbildung der Pädagogischen Hochschule Wallis 
(PH);

- B e itrittsgesetz vom  2. A pril 2003, zum  In te rkan tona len
A bkom m en über die parlam entarische K ontro lle  der
Fachhochschule W estschweiz (FH Westschweiz);

- Ä nde rung  vom  29. A pril 2003 der V ero rdnung über die 
Besoldung des Lehrpersonais der Primär-, O rientierungs- und 
M ittelschulen;

- Änderung vom 28. Mai 2003 des Reglements zur Berechnung der 
Stipendien und Ausbildungsdarlehen;

- Änderung vom 24. September 2003 des Reglements betreffend 
die kantonalen Zertifikate, die von der Höheren Fachschule fü r 
W irtscha fts in form atik  verliehen werden;

- Änderung vom 8. O ktober 2003 des Studienreglements fü r die 
Studiengänge der Fachhochschule Wallis;

- Beitrittsgesetz vom 8. O ktober 2003, zum Nachtrag zum in te r
kantonalen Konkordat zur Schaffung einer Fachhochschule der 
W estschweiz (HES-SO);

- Reglement vom 26. November 2003, der Höheren Fachschule fü r 
W irtschafts in form atik.

WALLIS-UNIVERSITÄTEN 

Allgem eines

Im Jahre 2003 sind die Anwendungsbestim m ungen zum Gesetz 
über Bildung und Forschung von universitären Hochschulen und 
Forschungsinstituten umgesetzt worden.

Die vorletzte Etappe im eidgenössischen Anerkennungsverfahren 
der Stiftung fü r universitären Fernunterricht ist passiert, das Dossier 
be findet sich beim Schweizerischen Organ fü r Qualitätssicherung 
(OQS) in Prüfung. Die Entscheide w erden im Frühling 2004 fallen. 
Die Restrukturierung des Universitätsinstituts Kurt Bösch (IUKB) 
läuft planmässig ab.

Drei im Jahre 2001 gestarte te  Forschungsprogram m e in 
Partnerschaft zwischen dem ETH-Rat und dem Wallis werden von 
beiden Seiten positiv gewertet.

Zu erwähnen sei noch, dass der Kanton Wallis der ARS-Uni als 
M itg lie d  be ige tre ten  ist, was interessante und w e rtvo lle  
Perspektiven der Zusamm enarbeit zwischen mehreren Walliser 
Institutionen und der Provinz Verbano-Cusio-Ossola ermöglichen 
w ird.

Die ge troffenen Vereinbarungen m it der Universität Savoyen kon
kretisieren sich, vor allem durch eine W alliser A ntenne des 
UNESCO-Lehrstuhles bezüglich Wasserressourcen.

Ein kantonales Anerkennungsgesuch w urde dem Bildungs- und 
Forschungsrat (BFR) vorgelegt: es handelt sich um das International 
College o f Hospitality Adm in istra tion César Ritz, Brig und Bouveret 
(ICHA).

Subventionen 2003

Beteiligungen, Betreuung und erforderliche Kontrollen, fü r die im 
Jahr 2003 durch den Kanton subventionierten Institutionen, w u r
den im Rahmen von W allis-Universitäten durchgeführt:

■ Bildungsinstitute:
Universitätsinstitut Kurt Bösch (IUKB), Fernstudien-Schweiz (F5- 
CH), Brig, S tud ienzen trum  (ZUF) Brig, C entre Romand 
d'Enseignem ent à Distance (CREO), Siders.

■ Forschungsinstitute:
O berw allis: Institu t fü r Technologie und W irtschafts in form atik 
(TEWI), In s titu t fü r W irts ch a ft und Sozialfragen (IWS), 
Universitäres Forschungszentrum fü r Mehrsprachigkeit (UFM), 
Forschungsinstitut zur Geschichte des Alpenraum es (FGA). 
U nterw allis: Institu t de recherche en in fo rm atique (ICARE), 
Ins titu t de recherche en inte lligence artific ie lle  perceptive 
(IDIAP), Centre de recherche et d 'é tude sur les populations 
alpines (CREPA).

■ Andere Institu tionen:
Akademische Gesellschaft Wallis, Association Vs-net.

Der Bildungs- und Forschungsrat (BER) hat die vier Hauptbereiche 
und die strategische Ausrichtung der kantonalen Politik auf dem 
Gebiet der universitären Bildung und Forschung vorgestellt. Diese 
O ptionen w urden vom  Staatsrat verabschiedet (A lpen, Alter, 
Gesundheit und Gesellschaft /  künstliche Intelligenz /  flexible und 
ortsunabhängige Ausbildung).

Statistische und finanzie lle  Inform ationen
W alliser U niversitä tsstudenten und fin an z ie lle  Beteiligung des Kantons

In A nw endung der in terkantona len A bkom m en über die Finanzierung der kantonalen Universitäten (ohne ETH), beteiligte sich der Kanton 
Wallis w ie  fo lg t:

2002 fü r 2 '405  Studenten: Fr. 29 '9 26 '52 5 .-, d.h. Fr. 12 '464.- pro Student
2003 fü r 2 '443  Studenten: Fr. 30 '0 97 '57 5 .-, d.h. Fr. 12 '3 1 4.- pro Student

Laut Inform ationen des Bundesamtes fü r Statistik zeichnete sich fo lgende Entw icklung fü r Studierende aus dem Wallis an den 
Schweizerischen Hochschulen (Universitäten und ETH) ab:

2000/01 auf 3 '555  Studierende: V631 Frauen, d.h. 45 .94 % und 1 '924 Männer, d.h. 54.19 %
2001/02 auf 3 '659  Studierende: 1 7 0 6  Frauen, d.h. 46.62 % und 1 '953 Männer, d.h. 53.38 %
2002/03 auf 3 '682 Studierende: 1 7 3 7  Frauen, d.h. 47.12 % und 1 '945 Männer, d.h. 52.82 %

Total Walliser Studenten, die 2000 abgeschlossen haben: 521 (220 Frauen und 301 Männer).
Total Walliser Studenten, die 2001 abgeschlossen haben: 542 (220 Frauen und 322 Männer).
Total Walliser Studenten, die 2002 abgeschlossen haben: 557 (248 Frauen und 309 Männer).



Veröffentlichungen

•  Bericht "W allis-Universitäten" 2002 (38 Seiten)
• Entw icklung der Berufstätigen m it akademischer Ausbildung im 

Wallis von 1970 - 2000
• Tätigkeitsbericht 2003 des Bildungs- und Forschungsrates (BFR)
• Publikationen 2002 der aktiven Bildungs- und Forschungsinstitute 

im Wallis (April 2003 /  24 Seiten)

KULTURELLE TÄTIGKEITEN

K ulturra t

Der K u ltu rra t h ie lt im Jahre 2003 seine vier o rdentlichen 
Plenarsitzungen ab; die M itg lieder des Kulturrates prüften anläss
lich dieser Sitzungen insgesamt über 400 Subventionsgesuche. 
Auch im Jahre 2003 w äh lte  eine vom Kulturra t eingesetzte Fachjury 
aus den zahlreichen Eingaben die besten CD-Produktionen aus.

Fachhochschulen im Bereich M usik und Th eater

Die Fachhochschule fü r Theater der W estschweiz hat ihre Tätigkeit 
im Bereich der Beru fsausb ildung von Schauspielern und 
Regisseuren im Herbst 2003 in Lausanne aufgenom m en. Zwei 
W alliser sind bereist zugelassen w orden.

K ulturpreise des Staates W allis

A u f Vorschlag des Kulturrates verlieh der Staatsrat den Kulturpreis 
des Kantons Wallis fü r das Jahr 2003 an den von Bernard HERITIER 
gele iteten CHOR NOVANTIQUA aus Sitten.

Die Förderpreise erh ie lten der Philosoph A lexandre JOLLIEN, 
Savièse, der Theaterautor M athieu BERTHOLET, Saillon /  Berlin und 
der Musiker Mathias CLAUSEN aus Raron.

U nters tü tzun gsb eiträg e an N achwuchskünstler

Im Jahre 2003 gewährte der Staatsrat auf Vorschlag des Kulturrates 
w iede rum  U n te rs tü tzungsbe iträge  an fo lg ende  N achw uchs
künstler: Jean-Michel BACOUNIER, Installationen, Malerei; Ingrid 
KAESER und Ingrid HOTZ, Zeichnungen, Malerei, Video; Stefan 
WALTER, Photographie; Maxim ilien URFER, Dokum entarfilm .

K ünstleratelier in Berlin

Anlässlich der Festlichkeiten vom 1. A ugust 2002 in Berlin hat der 
Kanton Wallis, in Zusamm enarbeit m it der Walliser Delegation der 
Loterie Romande und m it U nterstützung der Schweizerischen 
Botschaft in Berlin, an der Grossbeerenstrasse ein Künstleratelier fü r 
W alliser Künstler e rö ffne t. Die Visper Künstlerin Sibylla W alpen w ird 
als erste W alliserin die Ehre haben, dieses A te lie r während 
6 M onaten, das heisst von Januar bis Juni 2004, zu bewohnen.

K ulturle itb ild

Eine A rbe itsgruppe des Kulturrats hat eine Lagebeurteilung der 
öffentlichen K u lturpo litik  und -a rb e it im Kanton Wallis vorgenom 
men. Als Resultat dieser A rbe it soll das kün ftige K ulturle itb ild  fü r 
den Kanton Wallis entstehen.

Kulturaustausch W allis -  Solothurn

Im Rahmen des Kulturaustauschprogramm s Wallis -  Solothurn fand 
auf Schloss Mercier in Siders ein Treffen des Kuratorium s fü r 
K ulturförderung des Kantons Solothurn und dem Kulturrat des 
Kantons Wallis statt, das die ausgezeichneten Beziehungen, die

zwischen den beiden Kantonen insbesondere auf kultureller Ebene 
bestehen, unterstreicht.

JUGEND UND SPORT UND SPORT-TOTO

Jugend und Sport

Per 1. Januar 2003 ist das Programm „J+S 20 00 " de fin itiv  in Kraft 
getreten. Da von den grundlegenden Änderungen sowohl die 
Subventionen als auch das System der Ausbildung des Kaders und 
der Jugendlichen be troffen sind, ist es dieses Jahr nicht möglich ver
bindliche Statistiken zu präsentieren.

Sport-Toto

Der zugesprochene Anteil durch die Sport-Toto-Gesellschaft fü r das 
Wallis verm inderte sich um Fr. 178'704.-, dies entspricht 8.19 %. 
Der Anteil senkt sich som it von Fr. 2 '18 0 '642 .- im Jahr 2002 auf 
Fr. 2 '00 1 '938 .- fü r das Jahr 2003.

Gemäss den geltenden Vorschriften w urden diese Gelder w ie  fo lg t 
verte ilt :

- 66.10 % des Betrags gingen an die verschiedenen kantonalen 
Sportvereinigungen, Fr. 1 '323 ' 198.-

- 39.90 % des Betrags w urde fü r Bauten und andere Handlungen 
eingesetzt, Fr. 6 7 8 7 4 0 .-

K antonales Sportzentrum  O vronnaz

Die Übernachtungen sind von 11 '986 im Jahr 2002 auf 13 '129 im 
Jahr 2003 angestiegen. Die Zunahme beträgt 1 '143 (+ 9,53 %).

N ationa le  Eislaufzentren (NELZ)

Im Anschluss an die Anerkennung und die finanzielle Hilfe durch 
die Eidgenossenschaft an die NELZ von Champéry und Leukerbad, 
ha t der Kanton diesen beiden w ich tig e n  Projekten seine 
U nterstützung zugesichert.

STIPENDIEN UND  
AUSBILDUNGSDARLEHEN

T ätig ke it

Die kantonale Kommission fü r Stipendien und Ausbildungsdarlehen 
ist im Jahr 2003 neunmal zusammengetreten. Die Mehrzahl ihrer 
Sitzungen hat sie der Prüfung von Gesuchen gew idm et. Sie hatte 
ebenfalls Gelegenheit, verschiedene, m it der Ausrichtung von 
Ausbildungshilfen zusammenhängende Probleme zu prüfen und 
vor allem dem Staatsrat vorzuschlagen einige reglementarische 
Änderung vorzunehmen.



G ep rü fte  Gesuche

Gestellte Entsprochene
Gesuche Gesuche

Hochschulstudenten 1 '357 1 '228
Ingenieurstudenten 266 229
M itte lschüler 732 597
Lehramtskandidaten 107 92
Lehrlinge 437 237
Künstlerberufe 120 99
Kaufmännische Berufe 290 240
Paramedizinalberufe 357 295
Sozialberufe 86 71
Berufliche W eiterb ildung 68 56
Andere Berufsfachschulen 160 132

Total 3 '980 3'276

Entw icklung der Zahl der Gesuche von 1996 bis 2003

1996 3 '347 2000 3-851
1997 3 '382 2001 3 '788
1998 3 '603 2002 3'825
1999 3 '691 2003 3'980

KANTONALE DIENSTSTELLE 
FÜR DIE JUGEND

Adm inistrative Sektion

Die adm inistrative Sektion n im m t gemäss Beschluss vom 9. Mai 
2001 die Rechnungsstellung und das Inkasso der Gebühren der ver
schiedenen Bereiche der D ienststelle wahr. A u f A ntrag  der 
Fachpersonen hat sie die Zuw endung  eines Betrages von 
Fr. S '000.-, welcher über den A lkoholzehnte l zuerkannt w ird , an 
bedürftige Familien in Notsituationen bereitgestellt.

Eine w ich tige  Aufgabe dieser Abte ilung besteht in der Überprüfung 
und Besprechung des Voranschlages und der Jahresrechnung der 
verschiedenen vom  Kanton anerkannten sozialpädagogischen 
Einrichtungen. Grossmehrheitlich sind diese Einrichtungen auch 
vom Bundesamt fü r Justiz, A bte ilung Strafmassnahmenvollzug, 
anerkannt und subventioniert.

Der kan tona le  P lanungsbericht der sozia lpädagogischen 
Institutionen w ird  jährlich erarbeitet. Er in fo rm iert über die ver
schiedenen sozia lpädagogischen E inrich tungen und deren 
A ngebote  und Leistungen. Dieser Bericht e rlaub t allgemeine 
Vergleiche m it den Vorjahren und g ib t zudem A uskun ft über die 
Zahl der ausserkantonalen Platzierungen und die A ufnahm e von 
kantonsexternen Kindern.

Unser Kanton verfüg t über rund 245 der Dienststelle gemeldete 
Ferienkolonien, welche Kinder ohne elterliche Begleitung aufneh
men. Die adm inistrative Sektion fü h rt gemeinsam m it anderen 
Diensten die Kontrolle der Ferienkolonien durch und bereitet die 
B etriebsbew illigungen vor. 123 Kolonien verfügen über eine 
Betriebsbew illigung. 75 Gesuche sind in Bearbeitung, w ovon 
31 Ferienkolonien zurzeit bei anderen Dienststellen hinsichtlich spe
zifischer Abklärungen (feuerpolizeiliche Sicherheit) bearbeitet w er
den. 47 Dossiers sind archiviert; einige davon müssen neu kon tro l
liert und überarbeitet werden.

In den 6 Zentren unserer D ienststelle w u rd e  das neue 
Inform atikprogram m  (elektronische Bearbeitung der klinischen und 
beraterischen Dossiers der Ratsuchenden, w ie  auch die statistische 
Erfassung der Leistungen) installiert. In einzelnen Bereichen sind 
charakteristische Verbesserungen angebracht w orden.

Der Bereich der Behandlung von schweren Sprachgebrechen fü r 
Kinder im Vorschul- und obligatorischen Schulalter w urde w e ite r
entw icke lt. Bis heute w urden V 600 Akten behandelt. Der Beitrag 
des BSV beträg t Fr. 2 '9 9 6 '7 8 6 .- und die ausbezahlten Beträge fü r 
Leistungen belaufen sich auf Fr. 2 '85 6 '860 .- (gerundeter Betrag). 
Dies erg ib t ein positives Ergebnis von Fr. 139'926.-.

Die im Jugendgesetz vorgesehenen Beiträge an die Löhne und 
Sozialleistungen sowie das pädagogische Material fü r die fam ilien
exte rne Tagesbetreuungseinrich tungen (welche über eine 
Betriebsbewilligung verfügen, den von der Gemeinde bestätigten 
Bedürfnissen entsprechen, m it dem KDJ einen Leistungsvertrag 
abgeschlossen haben und über die ge fo rde rten  
M inim alöffnungszeiten von 12 Stunden pro W oche verfügen) w u r
den an 60 Einrichtungen, von denen 6 im deutschsprachigen 
Kantonsteil und 54 im französischsprachigen Kantonsteil ihre 
Leistungen erbringen, ausbezahlt. Im Bereich der Tagesbetreuung 
bei Familien (Tagesmütter) bestehen 12 Vereine. Von diesen bieten 
8 im französischsprachigen Kantonsteil und 4 im Oberwallis 
Leistungen im Bereich der K leinkinderbetreuung an.



Bericht des Jugenddelegierten

Die kantonale Jugendkommission setzte ihre A rbe it gemäss ihrer 
eingeschlagenen Strategie fort:

Lokale und regionale Jugendpro jekte

Die Jugendkom m ission behandelte im vergangenen Jahr 82 
Gesuche. 63 Anfragen konnte ein Unterstützungsbetrag zugespro
chen werden. 23 Gesuche stam m ten aus dem Oberwallis, 25 aus 
dem M itte lw a llis  und 14 aus dem Unterwallis.

K antonale Jugendpro jekte

Im Vordergrund stand 2003 die W anderausstellung "M ite inander 
leben", die in M artinach, St. Maurice, Sitten, Conthey, Siders, Leuk, 
Visp und Brig durchge füh rt wurde. M ehr als 3 '000  Jugendliche 
besuchten die Ausstellung und nahmen an den diversen Tätigkeiten 
teil.

Im Juni 2003 w urde erstmals der kantonale Jugendförderpreis über
reicht, der Personen, Organisationen und Institutionen verliehen 
w ird , die sich auf eindrückliche Weise fü r die Anliegen der Jugend 
einsetzen. Als erste Preisträger w urden Kurt Keinen aus Glis, die 
Walliser Pfadfinder und das Centre de culture et loisirs aus M artigny 
gekürt.

A m  19. A pril 2003 nahm en über 600 Jugendliche am 
Fussballturnier gegen den Rassismus teil, einem Anlass, der seine 
Zielsetzung vollum fänglich erfüllte.

S trukturarbeiten

Die S trukturprojekte in Gemeinden und Regionen, welche noch 
über keine Einrichtungen zu Gunsten der Jugendlichen verfügen, 
sind gu t angelaufen. Im Goms, im Saastal, im Val d'Anniviers und 
in Verbiet sind Jugendliche an der Arbe it, angepasste Projekte zu 
erarbeiten.

Kom m issionsarbeiten

Der Jugenddelegierte engagierte sich in diversen Kommissionen 
und brachte den Blickwinkel der Jugendlichen vornehm lich in den 
Projekten „O pera tion Fiesta", Parspas, Foje 2005 M onthey oder 
SOS Jeunesse ein. Im W eiteren era rbe ite te  er m it den 
V e ra n tw o rtlich en  von Canal 9 die G rundlagen fü r  eine 
Jugendsendung im Lokalfernsehen.

M ita rb e it au f schweizerischer Ebene

A u f schweizerischer Ebene w urde der Jugenddelegierte in den 
Zentralvorstand der schweizerischen Jugendbeauftragten gewählt, 
w o  er die Anliegen der Romands vertritt.

Das kantonale A m t fü r Kindesschutz

Im Jahr 2003 haben w ir erneut eine bem erkenswerte Zunahme der 
durch unser A m t übernom m enen Fälle festgestellt. Diese Tendenz 
der Fallzunahme zeigt sich nun schon stetig über die vergangenen 
5 Jahre. Im Vergleich zwischen den im Jahr 1999 betreuten 908 
Fällen steht die Fallzahl fürs Jahr 2003 bei 1259, was einer ungefäh
ren Zunahme von 39 % entspricht.

Im Lichte dieser andauernden Zunahme der Fallzahlen hat das A m t 
die M öglichke it geprüft, einen Teil der A ufträge an Privatpersonen 
zu delegieren, nam entlich A ufträge im Sinne von A rtike l 307 ZGB 
(Erziehungsaufsicht) und A rtike l 308 (Erziehungsbeistandschaft). 
Leider haben sich tro tz  ö ffe n tlich e n  V eransta ltungen und 
Ausbildungstagen fü r den gesamten Kanton nur 15 Personen fü r 
diese A ufgabe zur Verfügung gestellt. Es ist absolut no tw end ig  fü r 
die Übernahme entsprechender Aufgaben Lösungen zu finden.

Entsprechend den EDICS-Vorgaben fü r die V erwaltungsführung hat 
das A m t alle Mandate im Hinblick auf die definierten Prioritäten im 
Rahmen der zu erbringenden Leistungen ausgeführt. Namentlich 
im Bereich fo lgender Leistungen zu Gunsten der entsprechenden 
A uftraggeber :

- die Bezirksgerichte, fü r welche w ir im Jahre 2003 140 Fälle über
nom m en haben, was einer Zunahme von 46 Fällen im Vergleich 
zum Jahr 2002 entspricht;

- die Vormundschaftsämter, fü r welche w ir 647 Fälle übernom m en 
haben, was einer Zunahmen von 32 Fällen im Vergleich zum Jahr 
2002 ; bezogen auf die Fallzahlen von Erziehungsaufsichten und 
Erziehungsbeistandschaften ergeben sich 376 Fälle;

- das Jugendgericht, fü r welches w ir 80 Fälle, also 7 Fälle mehr als 
im Vorjahr übernahmen und den Vollzug gewährleisteten;

- die Dienststelle fü r Zivilstandswesen und Fremdenkontrolle, fü r 
welche w ir 228 Fälle übernom m en haben, also 21 m ehr als im 
Jahr 2002 ; fü r diese Dienststelle erbringen w ir Leistungen bei 
Namensänderungsgesuchen und im Bereich der nationalen und 
internationalen A dop tion . Diesbezüglich g ilt es festzustellen, dass 
die Ratifikation der Haager Konvention über die internationale 
A dop tion  durch die Schweiz einen beträchtlichen M ehraufwand 
abverlangt. In der Funktion als Kantonale Zentralbehörde haben 
w ir  nun den grössten Teil der Aufgaben zu übernehmen, die 
vorgängig durch die Adoptionsverm ittlungsste llen ausgeführt 
w u rd en ; dies w o h lg e m e rk t ohne zusätzliche personelle 
Ressourcen;

- w ir haben auch 121 Familien sozialpädagogische Familienhilfe 
bew illig t und in diesen Fällen die Oberaufsicht wahrgenom m en.

A u f insgesamt 1259 betreute Fälle im Jahr 2003 sind 390 
Neuanm eldungen, 50 alte w ieder gemeldete Fälle und 816 laufen
de Fälle.

Der Adoptionsbereich verzeichnet keine grosse Änderung, wenn 
man von der Inkraftsetzung der bereits erwähnten Konvention, 
absieht. 60 Erstabklärungen fü r eine A dop tion  sind im Jahr 2003 
erfo lg t.

Die Zahl der Platzierungen von Kindern in sozialpädagogischen 
Einrichtungen des Kantons hat leicht zugenom men. Im Jahr 2003 
w urden insgesamt 136 Jugendliche in diesen Einrichtungen p la t
ziert. Im Vorjahr waren es 128 Kinder und Jugendliche die in einer 
sozialpädagogischen Institu tion p latz iert w erden mussten. Das 
G esam ttotal der ausserkantonal p latzierten jungen Menschen 
belie f sich auf 12 Kinder fürs Jahr 2003.

Diese leichte Zunahme der Platzierungen in Institutionen ist symp
tom atisch fü r die C hronifiz ierung von Problemlagen, der sich unse
re W alliser Jugend ausgesetzt sieht, insbesondere im 
Zusammenhang m it Schwierigkeiten bezüglich dem Respekt von 
N orm en und üb erfo rde rten  fam iliä ren  Systemen (höhere 
Scheidungsrate, Anstieg der Zahl der E inelternfamilien).

Bereich Kleinkind
Dieser Sektor ist eine bemerkenswerte Unterstützung fü r die 
öffentlichen kom m unalen Gemeinwesen im Zuge der Umsetzung 
der A rtike l 3 2 ff. des Jugendgesetzes (fam ilienexterne  
Tagesbetreuung von Kindern zwischen 0 und 12 Jahren). Es ist 
erfreulich feststellen zu können, dass die A ngebots-S truktur stetig 
wächst. Somit ist auch der Kantonsbeitrag an die fam ilienexterne 
Tagesbetreuung im Jahre 2003 wesentlich gestiegen. Es handelt 
sich um gesetzlich fes tge leg te  Beiträge an fam ilienexte rne  
Einrichtungen (Krippen, Tageseltern, M ittagstisch, A ufgabenhilfen 
etc.). Diese entsprachen im Jahr 2002 Fr. 2 '5 9 7 '3 6 1 .80. Für das Jahr 
2003 b e lä u ft sich dieser K antonsbe itrag au f insgesamt 
Fr. 3'661 7 9 5 .5 0 .



Zentrum  für Entwicklung und Therapie  
des Kindes und Jugendlichen

In terven tio nen

Anzahl Fälle 4"126
Anzahl Interventionen 32 '318
Neue Fälle 1 '883
A lte Fälle 547
Laufende Fälle 1 '613
Fälle in Instutionen 83

Das ZET erbring t jährlich einen beträchtlichen Versorgungsauftrag 
an Kindern und Jugendlichen im Rahmen ihrer Untersuchungen, 
Abklärungen von Entw icklungsverläufen, verschiedener the rapeuti
scher Leistungen und erziehungsberaterischer Hilfen betreffend 
verschiedene Bereiche der kindlichen Entw icklung (psychische, 
soziale, verhaltensmässige, logopädische, psychomotorische und 
schulische).

In den vergangenen Jahren hat die Zahl der betreuten Kinder und 
der erbrachten Leistungen ständig zugenom men.

Jahr A nzahl Fälle A nzahl In terven tio nen
1983 1566 14-413
1993 3079 29 '765
2003 4126 32 ’318

A nm eldeinstanzen

Die Eltern (59 % ) sind zunehm end die stärksten Gesuchsteller fü r 
Leistungen im Rahmen des ZET. Die Schule m it 28 % der 
A nm e ldungen , die Ä rz teschaft, die he ilpädagogischen und 
sozia lpädagogischen E inrich tungen, die Sozialdienste, die 
Vorm undschaftsäm ter und die Gerichte sowie die sozialm edizini
schen Zentren melden zusammen rund 15 % der zugewiesenen 
Fälle an.

Jugendliche zwischen 12 und 16 Jahren stellen eine Gruppe von 
be treu ten  jung en  Menschen dar, die zahlenmässig ständig 
zun im m t. Diese Entw icklung konnte in den letzten Jahren festges
te llt werden.

Therapeutische A rb e it

Verhaltensstörungen im schulischen Bereich oder innerhalb der 
Familie stellen m ehr als 40 % der Neuanmeldungen dar. Diese 
Feststellung s tim m t m it den B eobachtungen von 
Erziehungsproblemen, denen Eltern in unserer Gesellschaft zuneh
mend begegnen müssen überein.

Sitzungen m it den Eltern, m it der Familie, m it der Lehrperson oder 
m it anderen fü r das Kind w ichtigen Personen, ohne direkte 
Betreuung des Kindes stellen rund 50 %  der Leistungen im berate- 
risch-therapeutischen Bereich dar. Dieses Ergebnis unterstreicht die 
klinische Ausrichtung des Zentrums fü r Entw icklung und Therapie 
des Kindes und Jugendlichen. Es geht darum, die Ressourcen der 
dem Kinde nahe stehenden Personen in die Behandlung von 
Kindern m it einzubeziehen.

Seit der Inkra ftse tzung  des rev id ierten eidgenössischen 
Opferhilfegesetzes (OHG) w urde dem Zentrum  fü r Entw icklung und 
Therapie fü r Kinder und Jugendliche von der Kantonsregierung die 
A ufgabe der Fachkraft bei Anhörungen der jew eiligen Kinder über
tragen. Um diesem A uftrag  nachzukom m en musste ein Pikettdienst 
geschaffen w erden und eine entsprechende Organisation aufge
baut werden. Ohne zusätzliche personelle Ressourcen an tw orten 
Psychologen aus dem französischsprachigen und deutschsprachi
gen Wallis auf Einsätze der Kantonspolizei, die diese Befragungen 
im A uftrag  des jew eiligen Strafuntersuchungsrichters durchführen.

Präventive A rb eit

Die Prävention von Entw icklungsstörungen stellt die Hauptachse 
der Sichtweise des ZET in diesem Gebiet dar. Die regelmässige 
Zusamm enarbeit m it den Fachpersonen, die m it Kindern arbeiten 
(Lehrerpersonen, schulische M ed ia to ren , Sonderpädagogen, 
Sozialpädagogen, K le ink indererz iehrinnen ....), ist von grosser 
Bedeutung. Mehrere M ita rbe ite r unterstützen die Ausbildung die
ser Fachpersonen, bieten ihnen Supervisionen an und leiten fa ll
zen trie rte  Seminare. Im Rahmen der G rundausb ildung, der 
Fortbildung und der Supervisionen schulischer Mediatoren und 
M ediatorinnen erbring t das ZET einen w ertvollen Beitrag zur 
Prävention im Schulbereich. Diese um fangreiche A rbe it der schuli
schen M ediation w ird  in einem jährlichen Bericht publiziert.

Die Integration des behinderten Kindes in die Regelschule verlangt 
nach einer umfassenden und interdisziplinären pädagogisch-thera
peutischen Hilfe. Um diese H ilfe anzubie ten, verfügen die 
Regionalstellen von M artinach und M onthey über eigene Teams 
von Logopäden, Psychologen und Psychom otoriktherapeuten, die 
basisnah in den Schulzentren diese Leistungen erbringen.

In Zusamm enarbeit m it dem Bereich Kleinkind konnte eine w e rt
volle präventive A rbe it in den fam ilienexternen Tagesbetreuungs
einrichtungen fü r Kleinkinder erbracht werden (Kinderkrippen, 
K inderhorte, Spielgruppen...). Im A uftrag von Elternvereinen, dem 
Verein Schule & Elternhaus und Vereinen, welche die Förderung der 
Entw icklung der Kinder zum Ziele haben, w urden im vergangenen 
Jahr mehrere Vorträge durch das ZET gehalten. Diese Vorträge 
behandeln Themen be tre ffend  die k ind liche  E ntw ick lung , 
Erziehungsfragen und Verhaltensauffä lligkeiten von Kindern.

Ausbildung von Praktikanten

20 S tudenten verschiedener Hochschulen konn ten  in den 
Regionalstellen des Zentrums fü r Entw icklung und Therapie des 
Kindes und Jugendlichen ein klinisches Praktikum absolvieren. 
Grundsätzlich handelt es sich um erforderliche Praktika während 
der universitären Ausbildung und Praktika die nach Erhalt des 
Lizenziates erforderlich sind, um einen Diplomabschluss zu erhal
ten. Die Praktikanten kom m en aus den Fachbereichen Psychologie, 
Logopädie und Psychomotorik. Die Praktikumsdauer variiert zw i
schen 3 und 9 M onaten. Verschiedentlich konnten Praktika auch im 
Rahmen der Beschäftigungsprogram m e verm itte lt w erden. In 
Zusamm enarbeit m it den Organen fü r die W iedereingliederung von 
A rbe its losen, kon n te  im vergangenen Jahr verschiedenen 
Fachpersonen die arbeitslos waren fü r die Dauer von 6 M onaten ein 
Praktikum angeboten werden.

Abteilung für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und Psychotherapie

Einleitung

Die Abte ilung fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie hat sich im Jahr 
2003 konsolidiert, nachdem die beiden vorangegangenen Jahre 
geprägt waren von vielen Um- und Neustrukturierungen. Speziell 
bew ährt hat sich die enge Zusamm enarbeit zwischen dem am bu
lanten Sektor der AKJP m it seinen 6 Regionalstellen in Brig, Visp, 
Siders, Sitten M artinach und M onthey einerseits und dem kantona
len Spitalzentrum fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie im Spital 
Siders-Leuk. Dank dieser engen Zusamm enarbeit konnten viele 
Patientinnen und Patienten kontinuierlich , d.h. vom gleichen 
A rz t/Ä rz tin  am bulant, dann je nach Ind ikation sta tionär und 
anschliessend w iederum  am bulan t nachbehandelt werden. Eine 
solche kontinuierliche Behandlung durch den gleichen Therapeuten 
begünstig t eine optim ale Arzt-Patienten-Beziehung, die als eine der 
w ichtigsten W irkfakto ren  in der Psychotherapie gilt.



A k tiv itä te n  der Regionalstellen AKJP

Im Jahr 2003 w urden m it dem gleichen Stellenetat w ie  im Jahr 
2002 insgesamt ca. 100 Kinder und Jugendliche am bulan t behan
delt. Insgesamt fanden ca. 1000 Therapien und Konsilien statt. Die 
Nachfrage nach am bulanten Psychotherapien fü r K inder und 
Jugendliche nahm im Jahr 2003 erneut zu. A u fgrund der einges
chränkten personellen Ressourcen der AKJP konnten nur die d rin 
glichsten und oftm als schwerstgradigen kinder- und jugendpsy
chiatrischen S törungsbilder (z.B. Suizidalität, Essstörungen) und 
Krankheiten (z.B. Depressionen, Psychosen) abgeklärt und behan
de lt werden. Nach w ie  vor ist die AKJP auf die M ith ilfe  und Über
nahm e von A bk lä ru nge n  und Therapien seitens der 
R egionalzentren fü r  E n tw ick lung  und Therapie (ZET) der 
Dienststelle fü r die Jugend angewiesen. Um gekehrt steht die AKJP 
den M ita rbe ite rn , innen der Regionalstellen des ZET fü r psychia
trische Fragestellungen zur Verfügung. Einzelne Leistungen werden 
vom BSV bezahlt.

P ikettd ienst

Neu w urde von der AKJP in enger Zusamm enarbeit m it dem 
Spitalzentrum fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie im Spital Siders ein 
einm aliger Pikettdienst organisiert. M it insgesamt nur 3 Arztstellen 
w ird  ganzjährlich während sieben Tagen pro W oche und 24 
Stunden pro Tag ein kinder- und jugendpsychiatrischer P ikettdienst 
aufrecht erhalten. Der Pikettdienst steht der gesamten Ärzteschaft, 
allen Spitä lern und auch den M ita rbe ite nde n  des ZET zur 
Verfügung. Es w ird  versucht, innerhalb von 24 bis 36 Stunden ein 
Konsilium m it dem A uftraggeber und /  oder dem Patienten und 
dessen Angehörigen direkt durchzuführen. Diese Dienstleistung 
bedingt eine ausserordentliche hohe Präsenzzeit fü r die drei sehr 
engag ie rten  K inder- und Jugendpsychiater, die sich diesen 
Pikettdienst teilen.

A n e rk e n n u n g  der AKJP als W e ite rb ild u n g s s tä tte  der  
Schweiz. Ä rztegesellschaft FMH

Erstmals w urde  die Kinder- und Jugendpsychiatrie W allis als 
W eiterb ildungsstätte der Schweizerischen Ärztegesellschaft FMH 
anerkannt. Dies bedeu te t ein w e ite re r M e ilenste in  in der 
Entw icklung der Kinder- und Jugendpsychiatrie im Kanton Wallis. 
Junge Assistenzärztinnen und -ä rz te  haben som it die M öglichkeit, 
sich im Kanton w ährend mindestens zwei Jahren zum Spezialarzt 
fü r Kinder- und Jugendpsychiatrie weiterzubilden. Die Hoffnung 
besteht, dass m itte lfr is tig  im Kanton ve rm ehrt K inder- und 
Jugendpsychiater in Privatpraxen oder im kantonalen kinder- und 
jugendpsychiatrischen Dienst zur Versorgung von psychisch kran
ken K indern und Jugendlichen zur Verfügung stehen werden.
In enger Koordination m it dem Spitalzentrum fü r Kinder- und 
Jugendpsychiatrie in Siders fanden dienstintern fü r die Ärztinnen 
und Ärzte regelmässige interne Fortbildungen statt, sei dies in Form 
von Fallbesprechungen oder im Rahmen einer internen Supervision.

• V orbe re itung  und In teg ra tion  des Kindes in eine seinem 
Entwicklungsstand entsprechende Tagesbetreuungsstätte oder 
Schule,

• Zusamm enarbeit m it Ärzten, Therapeuten und heilpädagogischen 
sowie schulischen Institutionen.

Die Interventionen der heilpädagogischen Frühberatung haben in 
den vergangenen 3 Jahren stark zugenom m en. Die Zahl der 
Neuanmeldungen n im m t ebenfalls zu. Zurzeit ist es den heilpäda
gogisch geschulten Frühberaterinnen nicht möglich, der Nachfrage 
gerecht zu werden. Im 2. Semester des Jahres 2003 konnten rund 
10 Kinder, die von Ärzten gem eldet w urden, nicht betreut werden. 
Eine Analyse dieser Entw icklung zeigt, dass es eine Zunahme in drei 
Bereichen g ib t: F rühgeburten m it schweren E ntw ick lungs
störungen; Geburten von Kindern deren Entw icklungsstörung prä
natal festgeste llt w erden konnte und die A dop tion  von behinderten 
Kindern. Zurzeit werden Lösungen studiert, welche zum indest 
punktue ll helfen sollen, diese Situation zu verbessern.

Die nachfolgende Tabelle zeigt der Anzahl der betreuten Kinder :

B etreute Kinder N euanm eldungen
2002 2003 2002 2003

Unterwallis 75 85 27 30
Oberwallis 91 85 25 25

Total 166 170 52 55

Die Verstärkung der Zusamm enarbeit und der Inform ation m it den 
schulischen Instanzen stellte das zentrale Thema der Arbe iten im 
vergangenen Jahr fest. In der Tat g ilt es hervorzuheben, dass rund 
25 %  der betreuten Kinder im ganzen Kanton den Kindergarten 
besuchen. Um den W ünschen der K indergärtnerinnen, welche en t
w icklungsverzögerte Kinder betreuen, zu entsprechen haben 2 
Heilpädagoginnen verte ilt auf mehrere M onate 4 Beratungs- und 
Intervis ionssitzungen du rchge füh rt. In fo rm a tionen , M e inungs
austausch und das Suchen nach kindsadäquaten Lösungen w urden 
als sehr w ertvo ll e rlebt und waren fü r alle Beteiligten eine 
Bereicherung. Lehrpersonen und Eltern w aren m it dieser 
Zusamm enarbeit sehr zufrieden und konnten ihre Kompetenzen in 
der Erziehung behinderter Kinder stärken. Diese Zusammenarbeit 
g ilt  es in Zusam m enarbe it m it dem  A m t fü r  H ilfs- und 
Sonderschulen und den Schulinspektoren zu konsolidieren.
Ein Fragebogen betreffend die Bedürfnisse der Eltern und ihr Grad 
der Zufriedenheit m it den Leistungen des Am tes w urde erstellt. 
Zudem w urde eine A rbe itsgruppe eingesetzt, die es erlaubt, einen 
Meinungsaustausch m it Brüdern und Schwestern von behinderten 
Kindern zu machen.

Das A m t fü r heilpädagogische 
Frühberatung

Das A m t fü r heilpädagogische Frühberatung (AHFB) be treut Kinder 
m it schweren Entw icklungsverzögerungen bevor diese in die 
Regelklassen eintreten (0-7 Jahre). Es handelt sich m ehrheitlich um 
Behinderungen in der m otorischen, sensorischen und geistigen 
Entw icklung und /  oder Störungen betreffend das Verhalten und 
die Kom m unikation. Die Leistungen w erden gewöhnlich im fam iliä 
ren Rahmen des Kindes erbracht und in enger Zusamm enarbeit m it 
den Eltern.

Die frühberaterische A rbe it der Heilpädagoginnen im Elternhaus 
des Kindes w icke lt sich auf 4  Achsen ab. Es sind dies :

• individuelle Sitzungen, welche die Entw icklung des Kindes fö r
dern und seine Erziehung stärken,

• Unterstützung, Beratung und Unterbreiten von Lernangeboten 
fü r die Familie,



DIENSTSTELLE FUR 
TERTIÄRE BILDUNG

EINFÜHRUNG

Im Jahr 2003 ha t die W alliser Hochschule m odulare  
U nterrichtsform en e ingeführt, Studiengänge zusam m engelegt und 
neue A usb ildungsp rog ram m e geschaffen. Die Zahl der 
Studierenden n im m t w eiterh in  zu, w ährend es fü r die positiven 
Ausw irkungen der Tätigkeiten im Bereich aF & E auf die W irtschaft 
keines weiteren Beweises mehr bedarf. Die Zusammenlegung der 
FHS- und FS-Studiengänge in Siders in einem einzigen Gebäude ist 
ein symbolisches Ereignis. Zum Schluss verweisen w ir  auf den 
W eggang des Direktors der HEVs, der am 3. O ktober 2003 zum 
Präsidenten der Direktionsausschüsse der HES-SO und der HES-S2 
ernannt wurde.

Die Fernfachhochschule Brig, die seit dem 19. Dezember der Scuola 
Universitaria Professionale della Svizzera Italiana (SUPSI) ange
schlossen ist, hat die Bedingungen zur FHS-Anerkennung ihrer vier 
Studiengänge erfü llt, und die Kantonale Schule fü r Bildende Kunst 
hat ebenfalls die FHS-Anerkennung fü r ihren Studiengang erlangt; 
die Pädagogische Hochschule Wallis und die W alliser Hochschule 
fü r Musik befinden sich in der Prüfungsphase.

Die Dienststelle fü r tertiäre Bildung stellt unter anderem dem 
Departem ent durch ihre Forschungs- und Entw icklungsaufgaben 
die nö tigen In form ationen fü r die Führung der Schulen zur 
Verfügung, le ite t die W eiterb ildung der Lehrkräfte, stellt die 
W eitergabe der Studien- und Forschungsergebnisse an die Partner 
und Akteure der Schule sicher und unterstü tz t die Schulen bei der 
E in füh rung von Q ualitä tssicherungssystem en und neuen 
Inform ationstechnologien.

STATISTIK GRUNDAUSBILDUNG  
(Stand am 15. Novem ber 2003)

Total 
(m it D ip lom anden)

Hochschule Wallis (HEVs) 791
Pädagogische Hochschule Wallis (PH-VS) 220
Fachhochschule Wallis Gesundheit 
und Soziale A rbe it (HEVs2) 598
Fernfachhochschule Schweiz (FFH) 336
W alliser Schule fü r Gesaltung 56
Walliser Hochschule fü r Musik (HEMVs) 46
Hochschule fü r Theater W estschweiz (HETSR) 2

Total HES 2049

Hochschule Wallis (HEVs) 429
Fachhochschule Wallis Gesundheit
und Soziale A rbe it (HEVs2)___________________________119

Total ES 458
Total HES e t ES 2597

HOCHSCHULE WALLIS (HEVs)

Zur Erinnerung: Der C ontrolling-B ericht der P ilo teinheit HEVs 
d ien t als Tätigkeitsbericht.

Trotz ausgezeichneter q u a lita tive r Ergebnisse hat sich die 
Hochschule Wallis schon 2001 fü r eine umfassende Neugestaltung 
ihres Ausbildungsangebots entschieden, um die vom Bund vorge
gebenen Studentenzahlen zu erreichen. Für eine Randregion m it 
einem relativ geringen Einzugsgebiet ist es schwierig, diese kritische 
Masse zu erzielen. A u f den Schuljahresbeginn 2003/2004 hat die 
HEVs am S tandort S itten die beiden neuen S tudiengänge

System technik (vorm als S tud iengänge E lektro techn ik  und 
Maschinenbau) sowie Life Technologies (vormals Studiengänge 
Chemie und Lebensmittel- & Biotechnologie) eröffnet.

•  System technik
Diese attraktive A llgem einausbildung ist neu an der HES-SO und 
w ird  von der Hochschule Wallis und der EIVD angeboten. Am 
S tandort S itten können die S tudenten eine der drei 
Vertie fungsrichtungen Infotronics, Power and Control oder Design 
and Materials auswählen.

•  Life Technologies
Im Rahmen dieser in der Schweiz einzigartigen Ausbildung werden 
die drei V e rtie fungsrich tungen  Lebensm itte ltechno log ie , 
B io techno log ie  und A nalytische Chem ie angebo ten . Dieser 
Studiengang entspricht den aktuellen Marktbedürfnissen, da sich 
dieser Sektor im A ufschw ung befindet und über ein hohes Potential 
verfügt.

Die Neuorganisation im Bereich der A usb ildung hat d irekte 
Ausw irkungen auf die anderen FH-Aufträge und die Organisation 
der HEVs. Sie verfüg t nun über vier S tudiengänge (Systemtechnik, 
Life Technologies, W irtscha ft und Tourismus, W irtschafts in form atik) 
sow ie v ier Ins titu te  (deren E inheiten jew e ils  dieselben 
Bezeichnungen tragen - Beispiel: S tudiengang Systemtechnik, 
Institu t Systemtechnik).

PÄDAGOGISCHE HOCHSCHULE WALLIS 
(PH-VS)

Der „A u fb a u " einer neuen Schule stellt fü r einen Kanton eine 
zugleich motivierende und anspruchsvolle Herausforderung dar. Im 
gegebenen Fall handelt es sich darum, den Übergang von einer 
Lehrerausbildung, die in der Vergangenheit in den Bereich der 
Sekundarstufe II (Lehrerseminar) fiel, zu einer tertiären Bildung (PH- 
VS), durch die Studienabschlüsse auf dem „Bachelor"-N iveau 
erlangt w erden, erfolgre ich zu bewältigen. Zudem sollte die 
Zw eisprach igkeit des W allis nu tzbringend eingesetzt w erden, 
woraus fü r dieses die Verpflich tung entsteht, die beiden Kulturen 
durch einen an der PH-VS studienintegrierten Austausch zwischen 
den Standorten zur Geltung zu bringen.

Im Mai 2003 reichte der Staatsrat bei der EDK einen Antrag auf 
Anerkennung der D iplome ein, um ab Juli 2004 den ersten 
Absolventinnen und Absolventen ein in der ganzen Schweiz aner
kanntes Diplom überreichen zu können.

Im Herbst 2003 erfo lg te  die A ufnahm e des dritten Studierenden
jahrgangs an der PH-VS, w o m it diese m it 220 Studierenden den 
Planzahlen vollkom m en gerecht wurde.
Durch die teilweise A nbindung der W eiterb ildung konnte die PH-VS 
einen Bereich entw icke ln, der un ter ihre Aufgaben als Hochschule 
fällt.

Im O ktober 2003 erteilte der Staatsrat der PH-VS das Mandat, ab 
2004 Zusatzausbildungen anzubieten, dam it Lehrpersonen aus fo l
genden Bereichen ihre Ausbildung vervollständigen können:
• K indergärtnerinnen, die das Recht erwerben wollen, in der 1. und 

2. Primarstufe zu unterrichten;
•  Lehrpersonen der Sekundarstufe I und II, die nicht über eine päda

gogische Ausbildung verfügen, dam it sie diese m ittels eines im 
Wallis absolvierten Ausbildungsgangs absolvieren können.

Laut Beschluss des Staatsrats haben Sonderschullehrer, die keine 
A usb ildung  absolv iert haben, ab 2005 die M ög lichke it, ihr 
Ausbildungsdefizit zu beheben.

Die Verbindungen m it der Berufspraxis, d.h. im A lltag un terrich ten
den Lehrpersonen intensivieren sich beständig weiter: Hierbei stel
len die Praktikumslehrpersonen (die Lehrpersonen, die Studierende 
im Praktikum betreuen) einen w ichtigen A nge lpunkt dar, wobei 
auch die B edeutung der Fachberater in ihre r Rolle als 
Innovationsförderer hervorzuheben ist.



FACHHOCHSCHULE WALLIS GESUND
HEIT UND SOZIALE ARBEIT (HEVs2)

Geschaffen durch das Gesetz vom 22. März 2002, das innerhalb 
e iner einzigen au tonom en Institu tion ö ffen tlichen Rechts die 
Höhere Fachschule fü r Soziale Arbe it, die Walliser Schule fü r 
Gesundheits- und Krankenpflege und die Physiotherapieschule von 
Leukerbad neu gliedert, hat die HEVs2 ihre Aktiv itä ten im O ktober 
2002 m it einen Bestand von 556 Studierenden in den FH- 
Studiengängen begonnen.

Ausser der E inrichtung der von der HES-S2 genehm ig ten  
Ausbildungspläne, hat die HEVs2 im ersten Funktionsjahr fo lgende 
Prioritäten gesetzt: Einrichtung einer einheitlichen Regelung bezü
glich der Statuten, Gehälter und Prozeduren sowie einer gemeinsa
men Organisation, die auf den B ildungsaufträgen und auf der 
Entw icklung einer U nternehm enskultur beruht, die die Kluften 
beruflicher, sprachlicher und standortbezogener Natur überw indet.

Das System muss noch gefestigt w erden, dessen A usführung ist 
jedoch  insgesam t als positiv  zu be trach ten . Das erste 
Ausbildungsjahr konnte un ter guten Bedingungen beendet w e r
den. Die Beziehungen zu den W alliser G esundheits- und 
Sozialinstitutionen, beides unabdingbare Partner der Ausbildung, 
haben sich gefestigt. Das von der HEVs2 hinterlegte Projekt 
.Kom petenzzentrum ' w urde  unter den drei oder vier Zentren, die 
von der HES-S2 fü r die Gesamtheit der 16 Ausbildungsstandorte 
anerkannt und finanziert werden, angenommen.

Im O ktober 2003 begann das zweite Studienjahr m it einem Bestand 
von 598 Studierenden. Dank dem Einsatz der Gesamtheit des 
Personals, konnten bereits heute solide Fundamente fü r eine 
Integration der HE Vs und der HEVs2 in einer einzigen Institution 
gelegt werden.

WALLISER HOCHSCHULE FÜR MUSIK

Die fo rtla u fe n d e  A usb ildung  ist ga ra n tie rt durch die 
Musikakadem ie von Sion. Die S tiftung der Akademie w urde au f
gelöst; letztere w urde  in die Schule integriert, dam it die fo rtlau fe n 
de W eiterb ildung und die Entw icklung garantiert sind.

Das Gesuch um Anerkennung der Studiengänge w urde am 18. 
April 2003 bei der Schweizerischen Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren eingereicht. Dieser Antrag w urde  gestellt im 
Hinblick auf eine baldige G ründung der Musikhochschule der 
W estschweiz, einer Körperschaft in einem Netz, welches ca. 1 '200 
Studenten zählt. Die Standorte Wallis, Neuenburg und Freiburg bil
den einen Teil der Kette dieser neuen Schule. Trotz der negativen 
Vorm einung der EDK halten die Kantone Wallis, Freiburg und 
N euenburg an ihrem  W illen  fest, sich am A u fbau  der 
Musikhochschule der W estschweiz zu beteiligen, gemäss dem 
Entscheid der EDK vom 20. 11.2003.

INTERKANTONALE VEREINBARUNGEN + 
HETSR

2003 hat der Kanton Wallis gegen die neue, ab 2005 geplante 
interkantonale Fachhochschulvereinbarung (FHV) Stellung bezo
gen. Sie w urde in der Folge dennoch von der Schweizerischen 
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) angenom m en. Das DEKS ist 
namentlich gegen zusätzliche finanzielle Belastungen w ie z. B. die 
Erhöhung des Deckungsgrads.

Die S chritte  zur A u fna hm e  der S tud iengänge in die 
Fachhochschulvereinbarung «Vorschul- und Primarschulstufe» der 
Pädagogischen Hochschule W allis und «Bildende Kunst» der 
Kantonalen Schule fü r Gestaltung waren erfolgreich.

O bw ohl die Fachschulvereinbarung (FSV) vollum fänglich G ültigke it 
erlangt hat, hat die DTB seit dem 1. Januar 2003 die Schulgelder

der Interkantonalen Vereinbarung über die Ausbildung in den 
Berufen des Gesundheitswesens (medizinische Berufe ausgenom 
men) und ihre Finanzierung von 1996 (BE, FR, GE, JU, NE, TI, VS, 
VD) und die S chulge lder von e in igen S tudierenden, die 
Gesundheitsschulen in der Deutschschweiz besuchen, übernom 
men.

Die Zahl der Walliser Studierenden ausserhalb des Kantons (ohne 
HES-SO und HES-S2) betrug im Jahr 2002-2003 660:
- 157 au fgrund der Interkantonalen Fachschulvereinbarung (FSV);
- 203 au fgrund der Interkantonalen Fachhochschulvereinbarung 

(FHV);
- 300 au fgrund der interkantonalen Vereinbarung betreffend die 

A usb ildung von Berufen im Gesundheitswesen und deren 
Finanzierung vom 4. März 1996.

Das Gesetz über den B eitritt des Kantons Wallis zur Interkantonalen 
Vereinbarung über die W estschweizer Theaterhochschule (HETSR) 
w urde am 6. Februar 2003 vom Grossen Rat verabschiedet.

FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG 
DES AUSBILDUNGSSYSTEMS

Diese besondere Stelle der D ienststelle fü r te rtiä re  Bildung 
un terstü tz t die verschiedenen Abte ilungen des DEKS namentlich in 
fo lgenden Bereichen:

Forschung über das Schulsystem

Die Forschungsstelle hat die Prüfungen 2004, die in den Klassen im 
Juni 2003 getestet w urden, untersucht, um zu bestimmen, ob sie 
dem Programm angemessen sind, und den Grad des Verständnisses 
der Anle itungen fü r die Schüler der 4. und 6. Primarklasse und der 
2. und 3. Klasse der OS zu ermessen, insbesondere in den 
Jahresabschlussprüfungen in M athem atik und Deutsch.

Die Stelle hat die Durchführung der internationalen PISA-2003- 
Untersuchung in den fü r die Tests ausgewählten Abschlussklassen 
überwacht. Erstmals nahmen Schüler aus beiden Sprachregionen 
des Kantons an einer Untersuchung teil, in der besonders die im 
mathem atischen Bereich erworbenen Kompetenzen bew erte t w u r
den. Die Stelle hat eine aktive Rolle bei der Untersuchung und 
Evaluation der neuen Lehrm itte l fü r  M a them a tik  in der
2. Primarklasse (Mathéval) gespielt und bei der Ausarbeitung einer 
ähnlichen Untersuchung, die 2004 in den 4. Primarklassen durch
ge füh rt w ird. Sie hat den Erfolg bei den Jahresabschlussprüfungen 
in Französisch, M a them a tik  und Deutsch der Schüler der 
6. Primarklassen, die ihre ganze Primarschulzeit in zweisprachigen 
Klassen verbracht haben, untersucht.

Die Stelle ha t statistische Daten über das ö ffe n tlich e  
Erziehungswesen im Wallis gesammelt, m it denen Indikatoren über 
das Funktionieren des Bildungssystems beschrieben werden kön
nen.
Die Stelle hat eine EDV-Lösung geschaffen, m it denen die Noten der 
Gymnasiastinnen und Gymnasiasten gesammelt und ihr Erfolg bei 
der neuen M a tu ritä t bestim m t werden können. Dabei arbeitete sie 
m it ICARE und den D irektionen der kantonalen Kollegien zusam
men.

Entw icklung eines Qualitätssystem s

Die Stelle a rbe ite t an der E ntw ick lung von 
Qualitätssicherungssystemen in den Schulen des Kantons m it. 
Dabei begle itet sie Schulen bei den nötigen Schritten (insbesonde
re die Handelsschulen M a rtigny  und Brig oder ein ige 
Orientierungsschulen im Ober- und im Unterwallis) und bietet ihnen 
logistische und personelle Hilfe an.

Eine w e ite re  A u fgabe  bei der E ntw ick lung von 
Q ualitätssicherungssystem en in den Schulen besteht in der 
Schaffung von leistungsfähigen und anerkannten Instrumenten. In 
diesem Rahmen en tw icke lt die Stelle fü r  Forschung und 
E ntw ick lung in Zusam m enarbeit m it anderen W estschweizer



Kantonen und den Universitäten Montreal und Neuenburg einen 
Fragebogen, m it dem die Faktoren, die auf das Schulklima e inw ir
ken, und die angemessenen Begleitmassnahmen bestim m t werden 
können. Ein vergleichbares Instrum ent (das IFS-Barometer der 
U niversität D ortm und ) w ird  gegenw ärtig  fü r das Oberwallis 
geprüft.

Die Zusamm enarbeit m it anderen Organen, insbesondere m it 
Proform ation (Genfer- und Westschweizer Zertifiz ierungsinstitut, 
EDUQUA-Norm), m it der EDK (Schaffung von Qualitätsnorm en fü r 
die Zulassung von Ins titu tione n  zur A usb ildung  von 
S chu ld irektionen) oder m it der CIIP (A usb ildung von 
Schulverantwortlichen in der W estschweiz) fördern die Entwicklung 
und das K now -how  im Qualitätsbereich.

W eite rb ildu ng  der Lehrkräfte

Die D ienststelle fü r  te rtiä re  B ildung be te ilig te  sich an der 
Ausarbeitung und Organisation von W eiterbildungskursen fü r die 
Lehrkräfte, insbesondere von Lehrkräften an den obligatorischen 
Schulen. Dabei hat sie zusammen m it der PH-VS über 300 
Ausbildungskurse (die zwischen 1 und 10 Tagen dauern) geschaf
fen und bei der E inführung von neuen Lehrm itteln fü r M athem atik, 
Französisch, Deutsch, Relig ionsunterrich t und Handarbeit die 
methodologische Begleitung sichergestellt.

Sie hat das Präsidium der paritätischen Kommission fü r die 
W eiterb ildung der Lehrkräfte inne, in der die Berufsverbände und 
die Dienststellen des DEKS vertreten sind; die Kommission hat den 
A uftrag , die Bildungsbedürfnisse der Lehrkräfte zu bestimmen. Die 
Dienststelle le itet die Koordinationsgruppe fü r W eiterb ildung, in der 
auch die Dienststelle fü r U nterricht und die PH-VS vertreten sind.

Die Stelle fü r Ausbildung regelt ebenfalls die M odalitäten fü r die 
Teilnahme von Lehrkräften der Sekundarschulen an Kursen ausser
halb des Kantons oder von kü n ftig e n  Lehrkrä ften an 
Sprachaufenthalten im Ausland; letzteres b e trifft die kün ftigen 
Englischlehrkräfte an der Orientierungsschule und die künftigen 
Deutschlehrkräfte an der Primarschule...
Sie un terstü tz t die Entw icklung von W eiterbildungskursen an den 
Schulen und die E inführung von besonderen Unterrichtshilfen, w ie 
die Inform ations- und Kom m unikationstechnolog ien (IKT), die vom 
Bund subvention iert werden.

Pädagogische A nim ation

9 pädagogische Anim atorinnen und Anim atoren sind d irekt der 
W eiterb ildung unterste llt. Sie stellen die pädagogische Supervision 
ihres U nterrichtsfachs an der O rientierungsschule sicher und 
unterstützen die Lehrkräfte m it der Schaffung von spezifischen 
Kursen bzw. besonders au f die Personen zugeschn ittenen 
Vorträgen.

V eröffentlich ung en, M a rke tin g , In form atio n

Das DEKS ve rö ffen tlich t zwei pädagogische In fo rm ationsze it
schriften, eine fü r den französischsprachigen und eine fü r den 
deutschsprachigen Kantonsteil.

«Résonances», eine M onatsschrift, die an die Lehrkräfte der ob li
gatorischen Schulen des französischsprachigen Wallis verte ilt w ird, 
hat 2003 aktuelle Themen au fgegriffen (die Schule von morgen, 
Schulen der Tertiärstufe, das Niveau s inkt: M ythos oder 
W irk lichke it? ) und g le ichze itig  versucht, den am tlichen 
In fo rm a tione n  (neue M itte l in der OS, N eu igke iten  zum 
Schulanfang) in Form von A rtike ln und Interviews m ehr Platz ein
zuräumen.

Das «M itte ilungsb la tt» , das dieses Jahr 4  Mal erschienen ist, hat 
ebenfalls aktuelle Themen behandelt (PISA 2003, EVAMAR, hoch- 
begabte Kinder, V erhalten der K inder au f dem Schulweg, 
Ausbildungsangebote der Pädagogischen Hochschule Wallis) und 
g le ichze itig  w e ite rh in  die am tlichen In fo rm a tione n  des 
Departements veröffentlicht.

Schulbücher

Die Lehrm ittelausgabenstellen Brig und Sitten haben erstmals in 
ihrer Geschichte an alle Orientierungsschulen dasselbe Lehrmittel 
fü r  Englisch ausgeliefert. Sie haben die Schulen m it neuen 
M athem atik lehrm itte ln  (OS im französischsprachigen Wallis und 
Primarschulen des O berw allis) und Lehrm itte ln  fü r den 
Religionsunterricht (Primarschulen des Wallis) beliefert. Sie haben 
eine neue Sch ul karte des Wallis herausgegeben, die in allen 
Primarschulen des Kantons eingesetzt w ird.

DIENSTSTELLE 
FÜR UNTERRICHTSWESEN

OBLIGATORISCHE SCHULZEIT

ORGANISATION

Bei Schuljahresbeginn im Herbst 2003 w ar ein deutlicher Rückgang 
bei den Schülerbeständen der K indergarten- (6 '233) und der 
Primarschulklassen (21 '285) um 107 respektive 201 Schülerinnen 
und Schüler zu verzeichnen. Dieser ab dem Schuljahr 1997/98 in 
den Kindergärten- und 2000/01 in den Primarschulklassen beo
bachtete Rückgang der Klassenbestände entspricht den Prognosen. 
In der Orientierungsschule ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
(9 '964) im Vergleich zum Vorjahr um 81 angestiegen.

Der Rückgang der Schülerzahlen im Kindergarten und in der 
Primarschule hat sich entsprechend auf die Anzahl Klassen ausge
w irk t. Die Schliessung von 9 respektive 6 Klassen ist w eitgehend auf 
die demographische Entw icklung zurückzuführen. In der OS hat die 
Zahl der U nte rrich tsperioden im Verhältn is zu den
Klassenbeständen zugenom men.

UNTERRICHT

Schul- und Ferienplan

Im Anschluss an die Arbe iten einer Ad-hoc-Kom m ission w urde eine 
breite Vernehmlassung bei den Gemeinden, Schuldirektionen, 
Berufs- und Elternverbänden sowie bei verschiedenen W irtschafts
kreisen durchgeführt.

Lavey -  S t-M aurice

A u f Wunsch der Gemeinden Lavey-Morcles (VD) und St-Maurice 
(VS) w urde eine interkantona le Vereinbarung abgeschlossen, die es 
den Schülerinnen und Schülern der W aadtländer Gem einde 
(gegenwärtig  40 Schülerinnen und Schüler) erm öglich t, den ob liga
torischen U nterricht gemäss dem W alliser System zu absolvieren. 
Die Verw altung w ird  durch die Schulbehörden von St-Maurice 
gewährle istet. Ein Nachtrag zur besagten Vereinbarung regelt die 
finanziellen M odalitä ten zwischen den beiden Kantonen und den 
Partnergemeinden.

F3MITIC (Form ation des fo rm ateurs  e t form atrices dans le 
dom aine des M édias, de l'Im age e t des TIC)

Dank der Kaderausbildung F3MITIC Genf -  Wallis 2002-2003, 
welche seitens der Eidgenossenschaft m it 80 % finanziert w ird, 
steht den acht Unterwalliser M itte lschulen jeweils ein ve ran tw ortli
cher Ausbildner fü r die Lehrerfortbildung im Bereiche ICT zur 
Verfügung. Ihr Ziel ist es, den Kollegen die M öglichke it zu geben 
eine Grundausbildung im Bereiche ICT zu erlangen, eine kon ti
nuierliche Fortbildung zu gewährleisten sowie ICT aus m ethod isch / 
didaktischer Sicht sinnvoll in der Schule einzusetzen.



G egenwärtig absolvieren 15 Lehrkräfte der obligatorischen Schule 
die Lehrgänge fü r Ausbildende im Rahmen der Einführung der 
Inform ations- und Kom m unikationstechnolog ien. Im Rahmen des 
A usb ildungsp ro jek tes  „K A M E Z " (K aderausbildner/Innen fü r 
Ausbildung von Lehrpersonen im Bereich M edienpädagogik und 
neue M edien der BPZ) bilden sich je 5 deutschsprach ige 
Lehrpersonen verschiedener Stufen in zwei Gruppen in diesem 
Bereich weiter.

A rb e its g ru p p e  ICT S2

Die A rbe itsgruppe ICTS2, angegliedert bei der Dienststelle fü r 
Unterrichtswesen und verantw ortlich  fü r die ICT (Inform ation, 
Kom m unikation und Technologie) in den zehn Bildungsanstalten 
der Sekundarstufe II (m it Ausnahme der Berufsschulen), setzte sich 
im besonderen Masse ein, die festgesetzten Ziele in diesem 
Bereiche zu erreichen, insbesondere m it der Integration IKT, der 
Förderung von neuen Unterrichtsform en, der Lehrerfortbildung 
sowie der Verbesserung der In frastruktur in den Schulen.

Dank eines besonderen Einsatzes konn ten  verschiedene 
Lehrerfortb ildungsm öglichkeiten im Rahmen der ICT schulintern in 
den kantonalen M itte lschulen organisiert werden. Die 2002 ein
ge füh rten  Projekte w u rd en  w e ite r en tw icke lt und an 
6 M itte lschulen 11 neue Schulprojekte e ingeführt.

In allen Schulklassen der kantonalen M itte lschulen konnte der 
In te rne tzugang  ve rw irk lich t w erden. In fo rm a tione n  im 
Zusammenhang m it IKT w erden durch die Zeitschrift «PORT@IL», 
die W ebsite www.icts2-vs.ch sowie über Konferenzen an die ver
schiedene Adressaten gewährleistet.

In te r n e t  School m a n a g e m e n t ( IS M )

M it dem in Kraft tre ten des neuen Bundesbeschlusses über die 
Anerkennung der M aturitä t, und eingesehen der statistischen 
N otw endigke it die Noten, die Schüler und die Klassen auf der 
Sekundarstufe II des Unterrichtswesens auf eine optim ale A rt zu 
verwalten, hat das DEKS eine A rbe itsgruppe und eine Firma beauf
tra g t eine Anw endungssoftw are fü r die Kollegien zu kreieren.

Das System ISM w urd e  2 0 02 /2 003  erstm als bei den 
M aturadip lom en gemäss dem neuen Beschluss eingesetzt. Es ist ein 
Teil des neuen „In tra n e t" der Verw altung der Schulinform ationen 
(ISS) aktuell en tw icke lt im Rahmen eines Mandats zugeteilt vom 
DEKS. Das System ist das Rückgrat der adm inistrativen Verwaltung 
der Schulen unseres Kantons.

A u f Ende des Schuljahres 2003/2004, soll die Software ISM auch 
bei den Handelsmittelschulen angew endet werden und in den fo l
genden 2 Jahren auch bei den D ip lom m ittelschulen und der Schule 
fü r Berufsvorbereitung benutzt werden. Es handelt sich dabei nicht 
um eine einfache Anpassung desjenigen welches fü r die Kollegien 
verwendet w ird , aber eines M oduls welches die Eigenarten der ver
schiedenen S trukturen der Sekundarstufe II in Betracht zieht.

P rovisorisches L e h rp ro g ra m m  in d e r  OS

A ufg rund  der Genehm igung einer neuen S tundentafel fü r die OS 
durch den Staatsrat musste der Studienplan überarbeite t werden. 
Eine neue S tundene in te ilung  - hauptsächlich a u fg ru nd  der 
E inführung des Englischunterrichts - hat die Überarbeitung des 
gesamten S toffprogram m s der OS bedingt. Dank des Einsatzes ver
schiedener A rbe itsg rup pen  kon n te  den Lehrkrä ften der 
Sekundarstufe I eine A u fte ilung  der Zielsetzungen vorgeschlagen 
werden. Es handelt sich dabei allerdings um eine provisorische 
A u fte ilu n g , was a llfä llige  Anpassungen in E rw artung der 
K onkre tis ie rung der A rbe iten  im Zusam m enhang m it dem 
R ahm enlehrplan W estschw eiz (PECARO) e rm ög lich t. In den 
deutschsprachigen Schulen laufen diese Bestrebungen unter dem 
B egriff „H AR M O S".Es g ilt  da rau f h inzuw eisen, dass die 
Zielsetzungen und Unterrichtsm itte l fü r ein Fach (Englisch in der OS) 
zum ersten Mal fü r beide Sprachregionen des Kantons identisch 
sind.

Forres

Als Partner eines W estschweizer A usb ildungsprogram m s fü r 
Schulverantwortliche, hat der Kanton Wallis die Einschreibung von 
7 neuen Kandidaten fü r einen dritten Ausbildungsgang vorgese
hen. D irektorinnen und D irektoren sowie Inspektorinnen und 
Inspektoren können so ihre Berufsausbildung vervollständigen, um 
den neuen Herausforderungen der Schule von heute gerecht zu 
werden.

Zusatzausbildung

Seit einigen Jahren konnte eine Lehrkraft, die über ein Lizentiat 
ve rfü g t, in e iner W alliser OS angeste llt w erden. Um ihre 
Grundausbildung zu vervollständigen, musste sie die von der 
Fernuniversität der französischsprachigen Schweiz (CRED) angebo
tenen M odule absolvieren. Dieses in Siders angesiedelte Institu t bot 
allerdings keinerlei praktische oder didaktische Ausbildung an. Die 
neue ergänzende Ausbildung, die ab 2004 erte ilt w ird , w ird  also 
den Erwartungen der Schulbehörden und der Berufsverbände 
gerecht.
Der Beginn fü r die vom DEKS gewünschte Zusatzausbildung fü r 
Sonderschullehrer w ird  ins Jahr 2005 fallen. Sie w ird  zu einer bes
seren Betreuung der Kinder m it Lernschwierigkeiten, die in die 
Klassen unseres Kantons in tegriert sind, führen.

Als d ritte r Schw erpunkt dieses Zusatzausbildungen w ird  den 
Kindergärtnerinnen ab Herbst 2004 erm öglich t, spezifische M odule 
zu absolvieren, die es ihnen erlauben, ebenfalls in den Primarstufen 
1 und 2 zu unterrichten.

Jedes Ausbildungsprogram m  untersteht einem entsprechenden 
Reglement, in dem Folgendes festgeleg t w ird:
•  die Ausbildungsverantwortlichen,
• die finanziellen M odalitäten,
• die Einschreibedingungen,
• Inhalt und Dauer der Ausbildung,
•  die Zertifiz ierungsbedingungen.

A u fg rund  der Lehren aus dem ersten Ausbildungsgang der 
Lehrpersonen HW /WU w ird  ab dem Schuljahresbeginn 2004 ein 
neues Konzept e inge füh rt, um dem Lehrermangel in diesen 
Fächern zu begegnen. Die DTB, die DU und die PH sind in diesem 
Dossier fed e rfü h re nd . Die G esetzesgrundlagen w erden dem 
Staatsrat zur Genehm igung unterbreitet.

In ternets ite

Die Site der Dienststelle fü r Unterrichtswesen - www.vs.ch/ensei- 
gnem ent - ist seit Juli 2003 online und bietet eine V ie lfa lt an 
Inform ationen, welche die Verwaltung einer Schule erleichtern. Die 
hauptsächlichen Rubriken sehen folgendermassen aus: Kontakte - 
Offizielle Inform ationen - W eisungen - Schulstatistiken - Rubrik fü r 
das Lehrpersonal - Rubrik fü r die kom m unalen Schulbehörden.

OBERWALLIS

V erbindlichkeit der Standardsprache

Zu Beginn des Schuljahres 2003/2004 w urde die Verwendung der 
Standardsprache (deutschsprachige Schulen) in allen Fachbereichen 
und auf allen Stufen der obligatorischen Schulzeit als verbindlich 
erklärt.

K onzept zu Begabungsförderung

Das neue Konzept zur Förderung von Kindern und Jugendlichen m it 
besonderen Begabungen im Kanton Wallis w urde im Kalenderjahr 
2003 den verschiedenen Schulpartnern vorgestellt. Die ersten 
Erfahrungen zeigen, dass die Begabungsförderung durch das 
Vorhandensein eines Konzeptes professioneller abgestützt ist.

http://www.icts2-vs.ch
http://www.vs.ch/ensei-


U nters tützun gsangebo te  in der Primär- und O rien tierungs
schule

Für Junglehrpersonen und W iedereinste igerinnen, welche erstmals 
im Kanton Wallis unterrich ten und fü r Lehrpersonen m it nicht stu- 
fengemässem Diplom hat das Schulinspektorat, in Zusammenarbeit 
m it der Pädagogischen Hochschule Brig, verschiedene U nter
stützungsangebote organisiert. Das Kursangebot stiess durchwegs 
auf ein positives Echo.

Projekt „Schulstruktur R ied-M örel"

A ufgrund des Staatratsbeschlusses vom 13. November 2002 sind 
fü r den K indergarten und die 1. bis 3. Klasse im Schulort Ried- 
M öre l der fus io n ie rte n  G em einde Riederalp die Rahm en
bedingungen fü r eine neue Schulstruktur geschaffen w orden.
Neu besuchen die K indergä rtne r den U n te rrich t w ährend 
15 Stunden. Einen Teil dieser W ochenstunden absolvieren sie 
gemeinsam m it den Kindern der 1. und 2. Klasse, und zw ar unter 
der Führung der K indergärtnerin.

In teg ra tive r D fF -U nterrich t im K indergarten

Seit dem Beginn des Schuljahres 2003/2004 erproben die zwei 
Kindergartenklassen der deutschsprachigen Abte ilung in Siders und 
je  eine K indergartenklasse von Brig-G lis und Visp (to ta l 8 
K indergärtnerinnen) das Projekt „In tegrativer D fF-Unterricht im 
K indergarten". Dabei w ird  die Förderung in der Zweitsprache m ehr
heitlich in den K indergarten in tegriert und von einer zweiten 
Fachfrau, der DfF-Lehrperson, erteilt. An zwei Vorm ittagen pro 
W oche füh ren  Regelk indergärtnerin und DfF-Lehrperson den 
K indergarten gemeinsam.

E in führun g  neu er Le h rm itte l in den deutschsprach igen  
Schulen

•  A u f der Orientierungsschulstufe w urde ein neues Geometrie- 
Lehrm ittel e ingeführt.

•  Im Fach Deutsch w ird  in der OS neu das Züricher Lehrm ittel „W e lt 
der W örte r" eingesetzt.

•  E inführung von Orientierungsarbeiten in den Fächern Deutsch, 
Geografie und Naturlehre in der 1. und 2. OS. O rientierungs
arbeiten sind Beurteilungshilfen, um den individuellen Lernstand 
der Schülerinnen und Schüler festzustellen. Sie unterstützen som it 
eine lernzie lorientierte Beurteilungspraxis und sind Teil einer 
umfassenden fö rderorien tierten Beurteilung.

SCHULHAUSBAUTEN

im Verlauf des Jahres 2003 w ar es dank des vom Grossen Rat 
gewährten ausserordentlichen Kredits in der Höhe von 16 M illionen 
Franken möglich, alle hängigen Dossiers abzuschliessen und fü r die 
neuen Dossiers Zahlungsfristen von 4 Jahren nach Abschluss der 
Arbe iten festzulegen. Bei den entrichte ten Beträgen zeigt sich fo l
gendes Bild:

SONDERSCHULWESEN

U m setzung des RISC-Berichts

Neue Vereinbarung: Staat Wallis - Gemeinde M artinach. M it der 
Zustim m ung der 29 Gemeinden der Region ist am 1. September 
2003 eine neue Vereinbarung in Kraft getreten. Sie de fin ie rt die 
neuen adm inistrativen und finanziellen Partnerschaften zwischen 
dem Staat Wallis und der Gemeinde M artinach im Bereich der schu

lischen Betreuung von Schülerinnen und Schülern, welche von 
schulischen Massnahmen der Invalidenversicherung profitieren. A u f 
diese Weise w ird  die schulische Integration in einem von allen 
Partnern anerkannten Rahmen gestärkt und legitim iert.

Typologie de r M assnahm en fü r  K inder m it besonderen  
Bedürfn issen: Ein spezielles D okum ent b e finde t sich in
V orbere itung , das als Le itfaden fü r  die W ahl der 
Sondermassnahmen dienen sollte.

D ezen tra le  Sonderschulklassen

In teg ra tion  der Schülerinnen und Schüler: 587 S tunden 
S onderschu lun te rrich t w urden  zuge te ilt, um die schulische 
Betreuung dieser Schülerinnen und Schüler, welche von den 
Massnahm en der Inva lidenversicherung p ro fitie re n , in ihrer 
W ohnortgem einde zu fördern.

Pädagogische Schülerhilfe

Die integrierte Pädagogische Schülerhilfe un terstü tzt Kinder und 
Jugendliche m it besonderen schulischen Bedürfnissen. Die 
Schliessung von verschiedenen Hilfs- und Sonderschulen (gemisch
te  Kleinklassen -  Sprachheiischule -  Hilfsschule) füh rte  zu einer 
leichten Erhöhung der integrierten Pädagogischen Schülerhilfe 
(+ 3 .7%  zum Vergleich zum Schuljahr 2002-2003).

Sprachunterricht fü r  Fremdsprachige

Die Massnahmen im Bereich der Schülerhilfe finden in den 
G em einden m it einem hohen A n te il an frem dsprach igen 
Schülerinnen und Schülern verm ehrt Anklang. Die Kurse fü r 
jugendliche Asylbewerberinnen im A lte r von 16 bis 20 Jahren im 
Unterwallis w urden in die Caspo-Strukturen der Berufsbildung inte
griert.

Sonderschulklassen

Die Sprachheilklasse von Visp w urde wegen Schülermangels im 
September 2003 geschlossen. Zudem w urde in Brig die Hilfsschule 
U nterstufe geschlossen. Die Schliessung dieser Klassen w urde durch 
am bulante Massnahmen kompensiert.

Sonderschulinstitutionen

Eine vom Staatsrat eingesetzte A rbe itsgruppe hat ihre Arbeiten in 
A n g riff genom m en. Sie soll m oderne Vereinbarungen im adm inis
trativen und finanziellen Bereich zwischen dem Staat Wallis und 
den fü r die verschiedenen Institutionen verantw ortlichen Vereinen 
oder Stiftungen erarbeiten.

MITTELSCHULEN

KOLLEGIEN

Im A ugu s t 2003 begannen 4140 Gymnasiasten der 
M aturitä tsabte ilungen das neue Schuljahr. Im Vorjahr waren es 
4002, also handelt es sich um eine Zunahme von 138 Studenten. 
Die neue Regelung über die Anerkennung von gymnasialen 
Maturitätsausweisen ist im Schuljahr 1998/99 in Kraft getreten. Als 
Folge w urden die trad itione llen M aturitä tstypen in den vier kan to
nalen Kollegien schrittw e ise  abgescha fft und durch eine 
E inheitsm atura ersetzt. Im Juni 2003 absolv ierten erstmals 
Schülerinnen und Schüler die M aturitä tsprü fungen entsprechend 
dem Programm des M aturitä ts-Anerkennungsreglem ents (MAR).

HANDELSMITTELSCHULEN

Im A ugust 2003 besuchten 1229 Schüler in 58 Klassen die 
Handelsmittelschule. Seit die Handelsmittelschule in Sitten (Ecole 
supérieure de la ville de Sion) verstaatlicht w orden ist, sind alle 
Handelsmittelschulen der gleichen Verwaltungsform  unterstellt. Im

P rim arschu len Orientierunqsschulen Total
U nte rw a llis 1 0 '6 8 0 '3 9 3 5 ’ 3 0 5 ’ 745 15 ’9 8 6 ' 138
O berw a llis 4 '0 8 3 '9 5 2 1 '-929*911 6 '0 1 3 '8 6 2
Total 14 '764 '345 7 '2 3 5 ’655 2 2 ’000 '000



Verlaufe des Jahres hat das Departem ent einen neuen M ietvertrag 
m it dem Kloster St. Ursula in Brig fü r die Oberwalliser M ittelschule 
(OMS), m it der Handels- und D iplom m ittelschule, der Schule fü r 
Berufsvorbereitung (HMS, DMS und SfB) unterschrieben. Im Jahr 
2003 w urden 187 KBM-Zeugnisse ausgehändigt.

DIPLOMMITTELSCHULE (DM S) UND  
SCHULE FÜR BERUFSVORBEREITUNG 
(SfB)

ln der neuen S truktur der DMS w ird  seit dem Herbst 2002 in einem 
„tro n c  com m un" (gemeinsamer Unterricht) zusammen m it der 
Handelsmittelschule unterrichtet. Neben einem gemeinsamen 
U n te rrich t w erden die Schüler entsprechend dem W ahlfach 
Gesundheit oder Soziales teilweise ge trennt unterwiesen.

Im Herbst 2003 besuchten 362 Schüler (+46 im Vergleich zum Jahr 
2002) die Schule fü r Berufsvorbereitung und 589 (+113 im 
Vergleich zum Jahr 2002) die D iplom m ittelschule. Die Schülerzahl 
dieser beiden Schultypen erg ib t ein Total von 951, au fge te ilt in 47 
Klassen (Durchschnitt je  Klasse: 20,2). Im Vergleich zum Vorjahr 
erg ib t dies eine Zunahme von 159 Schülern (+ 20.1 % ) m it 9.5 
zusätzlichen Klassen.

M o d u la rtig e  Zusatzausbildung fü r  K andidaten ohne entspre
chendes D ip lom  fü r  d ie  Fachhochschule G es u n d h e it -  
Soziales (FH -  GS)

Im Schuljahr 2002/03 haben 67 Studenten, davon 14 Deutsch
sprechende, ihre Zusatzausbildung abgeschlossen. Im Schuljahr 
2001/02 w urden im Vergleich 42 Diplome ausgeteilt. Es ist festzu
halten, dass die meisten Studenten im Bereich „Soziales" w eiters
tudieren.

Diese anforderungsreiche Ausbildung kennt vier verschiedene 
Ausbildungsm öglichkeiten:
•  im Unterwalllis: m odulartige Kurse;
•  im Oberwallis: Fernunterricht wegen der kleinen Teilnehmerzahl;
•  individuelles Coaching an der OMS Brig fü r Schülerinnen und 

Schüler, welche das 3. Jahr in der HMS absolvierten;
•  Zusamm enarbeit m it Privatschulen in Spezialfällen.

K antonale M ittelschulkom m ission

Die kantonale M itte lschulkom m ission, deren M itg lieder ebenfalls 
als Experten an den M aturitä ts- und Handelsdiplom prüfungen m it
w irk ten , h ie lt im Jahr 2003 drei Sitzungen ab. Am 23. und 27. Juni 
2003 fanden zum Abschluss der Prüfungen in den Kollegien von 
Brig, Sitten und St. Maurice Sitzungen der M itte lschulkom m ission 
statt. Sie pflegte einen Gedankenaustausch über den A blauf der 
M aturitä ts- und D ip lom prüfungen, nahm Kenntnis von den Ergeb
nissen und sprach sich über die zu erteilenden Maturitätszeugnisse 
und Handelsdiplome aus. Am  7. August gab sie ihre Vorm einung zu 
h interlegten W iedererwägungsgesuchen und einem Rekurs gegen 
die Prüfungsergebnisse ab.

BÜRO FÜR AUSBDILDUNG SOWIE 
SPRACHLICHEN AUSTAUSCH

Austausche von einem  1 Jahr : Sek. II und I

Zwischen den Kollegien : Die Anzahl der Austausche blieb konstant; 
aus der Liste g e h t hervor, dass sich die O berw alliser 
Austauschschüler w eiterh in  fü r die 2. Klasse (12 von 16) entschei
den und die Unterwalliser aus bekannten Gründen schon in der 1. 
Klasse (12 von 17) das Austauschstatut beanspruchen.
Zwischen den 0 5  : 9. und 10. fremdsprachliches Schuljahr : Bei den 
Zahlen g ib t es nur geringfüg ige Schwankungen. Die Anm eldungen 
fü r das 9. Schuljahr sind allerdings um einiges höher als fü r das 10., 
sodass w ir streng selektionieren müssen (3 Niveaus 1).

Austausche m ittle re r Dauer (ca. 2 M o n ate ) : Sek. II

2 S tudenten /Innen aus dem U nte rw a llis  und 3 aus der 
Deutschschweiz haben von dieser M öglichke it p ro fitie rt. 3 andere 
haben diesen Austausch m it Deutschland gemacht. Zum ersten Mal 
waren zwei S tudentinnen fü r zwei M onate in Italien.

Austausche von kurzer D auer (ca. 14 Tage) : Sek. II und I und 
P rim arstufe

Diese Austausche haben im Vergleich zu 2002 enorm  zugenom 
men. 27 Schülerinnen aus der Sek.il und 8 aus der Sek.l waren in 
Deutschland; 2 aus der Sek.il in der Deutschschweiz. Zum ersten 
Mal waren 4 Schülerinnen aus der 6. bilingualen Primarklasse in 
Deutschland. Von der M öglichke it des „ch  Jugendaustausch" 
haben 93 Jugendliche aus der Sek.l und 7 aus der Primarstufe pro
f it ie r t ,  um w ährend  den Ferien ihre Deutsch, respektive 
Französischkenntnisse zu intensivieren. Ein Pilot-Projekt hat 3 
S tudentinnen aus der Sekundarstufe II erm öglicht, einen Austausch 
m it Grossbritannien zu machen. Sie erwarten ihre Partnerinnen im 
Februar 2004.

P artnerschaften zwischen den OS des O berw allis  und den OS 
des U nterw allis

Mehrere Schulen beidseits der Sprachgrenze ziehen w e ite r Nutzen 
aus den im Jahre 1995 etablierten Partnerschaften zwischen den 
OS des Oberwallis und den OS des Unterwallis. Die betroffenen 
Schüler, etwa hundert an der Zahl, sind sehr zufrieden dam it und 
ihre M otivation fü r die Fremdsprache wächst dementsprechend.

Austausche im Rahm en des Conseil du Léman

Nach einigen Anstrengungen konnte ein Austausch zwischen der 
OS von Zerm att und dem Collège von Pouilly St. Genis im nahen 
Frankreich realisiert werden. Die Schüler aus der 1. OS-Klasse in 
Zerm att waren begeistert und w arten ungeduldig darauf, ihrerseits 
ihre Partner zu em pfangen. A u f der Primarschulstufe hat es sich 
erwiesen, dass solche Austausche wegen des Alters der Schüler m it 
Schwierigkeiten verbunden sind, weil die Eltern nur wenig  oder 
überhaupt nichts über die Familien wissen, in denen ihre Kinder 
w ährend einigen Tagen un tergebracht sind. Ausserdem sind sie der 
Ansicht, dass die Kinder ernsthafte Kom m unikationsproblem e 
an treffen könnten.

Austausch W allis /  französische Schweiz - Kolum bien

Dieser Austausch b e trifft nur das Unterwallis und die französische 
Schweiz, w o  dreissig junge Leute aus dem Colegio Helvetia in 
Bogota fü r vier M onate in französischsprachigen Familien aufge
nommen w urden. Unsere Gäste haben sich hier w oh l ge füh lt und 
durch den regelmässigen Schulbesuch an den OS oder den 
Kollegien grosse Fortschritte machen können. Das Interesse von 
Seiten Kolumbiens scheint anzuwachsen, haben doch über 40 ihr 
Interesse fü r einen Austausch im Jahre 2004 angemeldet.

INTERKANTONALE KOORDINATION

W estschw eiz

Die w ich tig s te n  Dossiers, w e lche  durch die in te rkan tona le  
Konferenz der Erziehungsdepartemente der Westschweiz und des 
Tessins (CUP) behandelt w urden, sind:
• PECARO (Rahmenlehrplan Westschweiz): Erarbeitung eines ersten 

Entwurfs (Vernehmlassung im Jahre 2004);
•  Schaffung einer Koordinationsstelle fü r die Kantone durch den 

Aufsichtsrat der pädagogischen Hochschulen;
• M ed ienerz iehung (ICT): A usb ildung  der Lehrpersonen m it 

U nterstützung des BBT;
•  Bildung einer Referenzgruppe fü r die Beurteilung der A rbe it der 

Schülerinnen und Schüler (GRETEL);
•  Überlegungen in Sachen Harmonisierung der Fasnachtsferien;
• E inführung neuer M athem atik lehrm itte l in der 1. Klasse der OS.



Bildungsplanung Zentralschw eiz (BPZ)

Die Schwerpunkte der Zusamm enarbeit m it der BPZ betrafen ins
besondere fo lgende Bereiche:
• Erprobung der Basisstufe (Grundstufe) der 4- bis 8jährigen Kinder 

(Empfehlungen fü r die Entw icklung von kantonalen Konzepten);
•  Verwendung der Standardsprache Hochdeutsch);
• Qualitätssicherung Selbst- und Fremdevaluation sowie Bildungs

m onitoring;
•  Auflösung der Interkantonalen Lehrm ittelkonferenz (Goldauer- 

Konferenz);
•  W eiterb ildung zur Kontaktlehrperson in Gesundheitsförderung 

„P ro jekt Schulklim a".

DIENSTSTELLE FÜR 
BERUFSBILDUNG

V erw altu ng

Dank der guten Zusammenarbeit, welche die Dienststelle m it allen 
Verantw ortlichen der Ausbildung pflegt, konnten alle Jugendlichen 
eine Lehrstelle bzw. einen Platz fü r die Anlehre finden.

Die Bundesbeschlüsse der eidgenössischen Räte über Massnahmen 
zur Verbesserung des Lehrstellenangebotes haben es ermöglicht, 
Lehrbetrieben w eiterh in  Sonderbeiträge an die Ausbildungskosten 
im Bereich der Einführungskurse und des Prüfungsmaterials auszu
richten.

Der Kanton b ie te t verschiedenen Berufsm aturitäts-Typen an: 
kaufmännische, technische, gewerbliche, künstlerische und sozial
gesundheitliche Richtung.

Die Dienststelle hat im Jahr 2003 besonders an fo lgenden Projekten 
gearbeitet:
•  Erarbeiten eines neuen W eiterbildungskonzeptes;
• E inführung der neuen kaufmännischen Ausbildung;
• Ä nde rung  und Anpassung A usb ildungsreg lem enten  und 

Durchführung von Teilprüfungen in zahlreichen Berufen;
• Erarbeiten eines Qualitätssystems in den Schulen und im 

Inspektorat;
•  Erarbeiten einer Vision und der Strategien fü r die zukünftige 

Berufsbildung.

Fachschule fü r  H ausw irtschaft und Pflege

Die Grundausbildung im Bereich der sozialen W oh lfah rt m it eid
genössischem Fähigkeitszeugnis (Hauswirtschafterin, Hauspflegerin 
und Pflegeassistentin) w urden zur Dienststelle fü r Berufsbildung 
transferiert..

In tegrationsklasse fü r  Ausländer

Die bestehenden Strukturen der Integrationsklassen (classe DECS) 
in Sion und M artigny (CASPO) w urden zusammengelegt und die 
Verantw ortung der Berufsschule in M artigny übergeben.

In terkan ton a le  Zusam m enarbeit in der Berufsbildung

In zahlreichen Sitzungen m it den Vertretern der Kantone w urden 
fü r das neue Bundesgesetz und deren Verordnung über die 
Berufsbildung einheitliche Stellungnahmen zu den Vernehm 
lassungen ausgearbeitet und koordiniert. Das neue Gesetz t r it t  am 
1. Januar 2004 in Kraft.

Die Dienststelle fü r Berufsbildung arbeitet in diversen in te rkantona
len Gremien m it. M it dem neuen Berufsbildungsgesetz ist ein 
Austausch sehr w ich tig . Bis ins Jahr 2008 werden sämtliche 
Berufsregiemente neu überarbeitet.

Entw icklung in der Berufslehre

Die 2 '5 1 1 Lehrlinge des ersten Lehrjahres konnten in 150 verschie
denen Berufen problem los eine Stelle finden.

In Zusamm enarbeit m it den Äm tern fü r Berufsberatung w urde bei 
allen Lehrm eistern und bei allen Jugendlichen des letzten 
Pflichtschuljahres eine Erhebung über das vorhandene Stellen
angebot bzw. über die Berufswünsche durchgeführt, um so die 
Verm ittlung der offenen Stellen zu erleichtern.

Die Zusamm enarbeit zwischen den Berufsberatungsstellen, den 
Berufsschulen und der Dienststelle w urde wesentlich ausgebaut.



Bestände
1.12.1995 1.12.2003

Lehrlinge des 1. Lehrjahres 2'131 2 ' 511
Lehrlinge des 2. Lehrjahres 1 '869 2 '309
Lehrlinge des 3. Lehrjahres 1 '518 1 '939
Lehrlinge des 4. Lehrjahres 594 544
Total Lehrlinge 4 '147 4 '600
Total Lehrtochter 1 '965 2 7 0 3
Lehrlinge französischer Sprache 4 '024 4 '988
Lehrlinge deutscher Sprache 2 '088 2 '315
Total der Lehrlinge 6'112 7'303
Integrationsklasse fü r Ausländer 13 66
Vollzeit-Berufsm aturitä t 43 133

G esam tbestand 6'281 7'436

Gesetzes über die be ru fliche  Fort- und W e ite rb ildun g  der 
Erwachsenen.

Das W eiterb ildungsangebot an den Berufsschulen w ird  stets den 
Bedürfnissen der W irtscha ft angepasst. Die Zusammenarbeit zw i
schen den Ins titu tione n  der ö ffen tliche n  und der privaten 
W eiterb ildung soll w e ite r verstärkt werden.

LEHRABSCHLUSSPRÜFUNGEN 
STATISTIK

Lehrm eisterkurse

Das Bundesgesetz verpflich te t alle Lehrmeister, die erstmals einen 
Lehrling /  eine Lehrtochter ausbilden, zum Besuch eines Kurses von 
40 Lektionen. Im Jahre 2003 wurden 6 Kurse fü r das Unterwallis 
und 3 Kurse fü r das Oberwallis durchgeführt; 185 Kursausweise 
w urden übergeben.

M it dem neuen B ildungsreg lem ent fü r  die kau fm ännische 
Ausbildung, w urden alle Lehrmeister w ährend zwei Halbtagen ge
schu lt. Die D ienstste lle  hat 87 Kurse o rgan is ie rt und 653 
Kursbestätigungen ausgehändigt.

Schul- und Lehrlingsinspektorat 

U nterrich t
A ufg rund  der angefallenen Arbe iten bei der E inführung des neuen 
Berufsreglementes fü r den kaufmännischen Sektor, w urden die 
Schulbesuche auf ein M in im um  reduziert. Im Schuljahr 2003/04 
w ird  dieser A ufgabe ein besonderes Augenm erk geschenkt.

Zahlreiche Lehrer haben W eiterbildungskurse des Schweizerischen 
Institu tes fü r  B eru fspädagogik und des Bundesam tes fü r 
Berufsbildung und Technologie besucht. Ferner w urde diverse 
W eiterbildungskurse fü r das Lehrpersonal schulinternen organisiert.

A ufs ich t u n d  Qualitätssicherung
In allen Berufen w ird  die fachgemässe praktische Ausbildung in den 
Betrieben durch den Inspektor, durch die Berufskommissäre und /  
oder die Ortslehrlings-Komm issionen überwacht. Konfliktlösung 
und Vertragsauflösungen sind fü r alle Verantwortlichen eine w ich 
tige  Aufgabe.

Die Berufskommissäre inform ieren die betrieblichen Ausbilder über 
die Entw icklung der Unterrichtskonzepte in den Berufen. Über 
Massnahmen, die zur Verbesserung der Ausbildung ge tro ffen w er
den müssen, w erden die Ausbilder auf dem Laufenden gehalten. 
Die kom m una len  Lehrlingskom m issionen füh ren  ihre 
A ufsichtsp flich t m ehrheitlich sehr gewissenhaft aus. Für das Jahr 
2003 haben 98 von 134 G em einden m ehr als 2 ' 100 
Inspektionsberichte erstellt. In verschiedenen Gemeinden werden 
Stützkurse fü r leistungsschwache Lehrlinge angeboten. Leider w er
den dies Kurse noch nicht in allen Gemeinden organisiert.

Die Arbe iten zur E inführung des neuen Qualitätskonzeptes werden 
fo rtge füh rt. Eine Qualitätscharta, die konkrete Empfehlungen gibt, 
w urde allen Ausbildungsunternehm en zugesandt. Auch w urde  ein 
neu en tw icke lte r Fragebogen an alle französischsprechenden 
Lehrlingen ausgehändigt. Eine flächendeckende E inführung des 
neuen Qulitätssystems ist im Schuljahr 2004/05 geplant.

U nterw allis  O berw allis  Total

1. Lehrlinge
Ausgestellte
Fähigkeitszeugnisse 1 7 1 9 580 1 7 9 9

2. Nach A rtike l 41 des Bundesgesetzes zugelassene  
K andidaten
Ausgestellte
Fähigkeitszeugnisse 66

3. K andidaten der Praktischen Lehre
Ausgestellte Ausweise 9

4. G ew erb liche B erufsm aturitä t
Ausgestellte Zeugnisse 8

5. Gestalterische B erufsm aturitä t
Ausgestellte Zeugnisse 12

6. K aufm ännische B erufsm aturitä t
Ausgestellte Zeugnisse 35

7. Technische B erufsm aturitä t
Ausgestellte Zeugnisse 41

8. A nlehrausw eise
Ausgestellte Ausweise 71

10

13

27

40

28

76

10

21

12

62

81

99

TOTAL 1'461 699 2 '160

BERUFSSCHULUNTERRICHT

Der neue Rahmenlehrplan fü r das Fach A llgem einbildung w ird  in
zwischen in allen Klassen der Berufsschulen eingesetzt.

Das neue Reglement der kaufmännischen Ausbildung ist zu Beginn 
des Schuljahres in K raft getreten.

W enn im m er möglich werden rationelle Lösungen gesucht, um 
unseren Jugendlichen den P flichtunterricht an den kantonalen 
Berufsschulen anzubieten. Nur Lehrlinge aus Berufen m it sehr klei
nen Beständen w erden als u ltim a ratio in terkantonalen Fachklassen 
zugewiesen.

BERUFLICHE WEITERBILDUNG

Die berufliche Fort- und W eiterb ildung w ird  ständig ausgebaut, 
namentlich im Zusammenhang m it der E inführung des neuen 
Bundesgesetzes über die Berufsbildung und des kantona len



Statistik der Bestände in den Schulen

Berufsschulen Lehrlinge Anlehre Praktische Lehre Total B erufsm aturitä t

Vollzeit Lehr-
begleitend

Gewerbliche Berufsschule Brig 462 21 5 462 - -

Kaufmännische 
Berufsschule Brig 569 12 - 569 17 80

Gewerbliche Berufschule Visp 691 11 2 691 32 130

Berufsschule Sitten 2 '992 118 31 2'992 84 201

Gewerbliche Berufsschule 
M artigny 904 39 18 904

WLW 199 - - 199 - 195

Ausserkant. Schulen : 
- deutschsprachig 416 2 416 -

- französischspr. 475 - - 475 - -

W alliser Schule fü r Gestaltung 122 - - 122 - 124

Fachschule fü r Haushalt 
und Pflege 307 _ _ 307

Clubschule M igros 
Brig und Sitten 129 _ 129

Interkantonale Berufsschule 
fü r Chem iellaboranten 37 _ _ 37

Total 7'303 203 56 7-303 133 730

STUDIEN- UND BERUFSBERATUNG

U nterw allis  

Studien- und B erufsberatung
Die Berufsberatung bo t verschiedene neue Leistungen an, welche 
den Bedürfnissen der Jugend entsprechen.

• Berufswahlvorbereitungskurse in den Orientierungsschulen. 
• In fo rm a tio n ss itzu n g e n  über die Berufe, o rgan is ie rt in

Zusamm enarbeit m it den Berufsverbänden.
• Individuelle Berufsorientierungen in den verschiedenen Schulen 

der Sekundarstufe I und II.
•  Schnupperlehren in den Betrieben, welche die Berufswahl bestäti

gen.
• Selbstinform ation (CD-Rom, Videos, Prospekte, Internet). 

B erufsorientierung fü r  Erwachsene
Die Ausrichtung, w ie  sie im Bundesgesetz de fin ie rt w ird, dient nicht 
nur den Jugendlichen in der Schule, sondern ebenfa lls den 
Erwachsenen, welche eine Unterstützung und eine Auswahl in ihrer 
W eiterb ildung und ihrer beruflichen Laufbahn benötigen.

Die Zahl der erwachsenen Ratsuchenden steigt w e ite r an. Sie m öch
ten sich neu orientieren, w ollen ihre Kompetenzen akkreditieren 
oder vom reichhaltigen W eiterb ildungsangebot profitieren.

Ein entsprechendes Projekt zur Akkred itie rung der Kompetenzen 
w urde in Zusamm enarbeit m it der Berufsschule in Sitten gestartet. 
Ein Akkred itie rungszentrum  soll es den Erwachsenen erlauben, ihre 
Berufserfahrung zu validieren und durch eine individuell festgelegte 
Zusatzausbildung ein offizielles Diplom zu erlangen.

Berufliche W ied ere ing lied eru ng
Die LAM -Struktur (Logistik fü r A rbeitsm arktliche Massnahmen) bie
te t Arbeitslosen W eiterb ildungsm öglichkeiten an. Die Tätigkeit in 
diesem Bereich ist im Jahre 2003 w e ite r angestiegen. Die Kurse sol
len eine W iedereingliederung in die Berufswelt ermöglichen. Diese 
w erden durch individuelle Beratungsgespräche unterstü tzt.

O berw allis  

Beratungen
Der Zahl der Einzelberatungen ist um 17%  gestiegen. Jugendliche 
zwischen 15 und 17 Jahren machen 2/3 der Ratsuchenden aus. Der 
A nte il der Personen ab 20 Jahren be träg t knapp 30% .

Berufliche Eingliederung
In Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r Industrie, Handel und 
A rb e it w u rd en  zah lre iche W eite rb ildungskurse  angeboten . 
V erm ehrt melden sich Arbeitslose au f der Suche nach einer 
Beschäftigung bei den Berufsberatern des Amtes..

In fo rm atio n  und D okum entatio n
Die Nachfrage nach Inform ationsdienstleistungen ist gestiegen. 
Zahlreiche Jugendliche und Erwachsene verlangen eine umfassende 
D okum entation über die verschiedenen Berufe. Die Berufsberatung 
hat daher seine Tätigkeit verm ehrt auf diese Dienstleistung ausge
richtet.

Verschiedene A k tiv itä ten

Anlässlich des 100-jäh rigen  Bestehens des Schweizerischen 
Verbandes fü r  B eru fsberatung o rgan is ie rte  dieser in 
Zusam m enarbe it m it den K antonen einen in te rna tio na le n  
Fachkongresse in Bern. In diesem Rahmen ist eine Fachexkursion



nach Brig durchge füh rt w orden.

Die Berufsberater haben bei den Lehrmeisterkursen und deren 
Entw icklung m itgew irk t. Diverse Umfragen w urden durchgeführt.

Im Zusam m enarbeit m it dem G leichste llungsbüro sind zwei 
Projekte (atypische Berufswahl/Integration M igrantinnen) realisiert 
werden.

Berufsberatung in Zahlen

A ktiv itä ten O berw allis U nterw allis Total

Schüler der Orientierungs
schule, welche an Infor
mationssitzungen über 
Berufe teilgenom m en 
haben 2 '439 2 7 5 2 4 '828

Individuelle Beratungen 
fü r Schüler der Sekundar
stufe 1 und 2 1 '233 3 '574 4'601

Anzahl Ratsuchende in 
den BIZ 5’425 2 0 '8 1 6 26 '066

Anzahl ausgeliehene 
Dokum ente in den BIZ 2 ’924 1 0 722 13 '6 2 1

Anzahl Inform ations
sitzungen fü r Arbeitslose 
d 'in fo rm a tion 954 4 '306 5'260

Anzahl Arbeitslose m it 
Laufbahnberatung 203 1 '267 1 '438

Anzahl Teilnehmer in 
W iedereingliederungs
kursen 257 666 930

TOTAL 13'435 44 '103 57'538

MEDIATHEK WALLIS

PERSONAL

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe beschäftig t die M ediathek nicht nur 
das in ihrem Organigram m  vorgesehene Personal, sondern auch 
Personen aus verschiedenen anderen Kreisen. Im Verhältnis zu den 
Vollzeitstellen e rg ib t sich zwischen den verschiedenen Personal
kategorien fo lgende A ufte ilung  :

• kantonales Personal (Beamte und Aushilfen) : 35.48 Einheiten, 
also 43 .94  %  der Arbeitszeit (2002 : 44.65 %);

• Personal, finanziert durch externe A ufträge : 5.05 Einheiten = 
6.25 % (2002 : 8.4 %);

• Gemeindepersonal : 4 .15 Einheiten = 5.14 % (2002 : 3.8 %);
• Personen in Ausbildung (Lehrlinge und Praktikanten: 19.51 

Einheiten = 24.16 %  (2002 : 21.36 %);
• A d-hoc-P rog ram m e (ha lbgeschützte  A nste llungen , 

B eschäftigungsprogram m e, Z iv ild ienst : 16.56 E inheiten = 
20.51 %  (2002 : 21.02 %).

Finanzielle Beiträge von Dritten erlauben es, 6.53 Einheiten, die 
zum g rossen Teil von der S tiftung  MEMORIAV  stammen, zu bes
chäftigen, welche die M W -B ild  und Ton, Martigny, m it der 
Realisierung eines Projektes von nationaler Bedeutung beauftragt 
hat.

LOKALITÄTEN

Am 8. September w urde m it dem Oeuvre Saint-Augustin ein 
Vertrag betreffend die M iete von dessen Gebäuden in der Rue du 
Simplon in St-Maurice zur Benutzung durch die M ediathek und der 
Pädagogischen Hochschule abgeschlossen. Die D ienstleistungen 
der M ediathek sind gegenw ärtig  im Gebäude Lavigerie, Besitz der 
Gemeinde, untergebracht. Sie sollen bis im Frühling in die neuen 
Lokalitäten bei der Pädagogischen Hochschule transferiert werden, 
was die Benützung der Dienststelle durch die Studenten und das 
Lehrpersonal der Hochschule erleichtert.

ENTWICKLUNG DER SAMMLUNGEN

Zunahme der D okum ente nach Erwerbsform (materielle Einheiten):

MW-Sitten MW-Brig MW-SM MW-Martigny Total
Erwerb 10 ’ 502 5 '4 9 5 48 4 31 '597 4 8 '0 7 8
Gaben 4 7 5 0 254 613 7 ‘033 12 '65 0
A ustausch 5 0 0 0 5
H in ter
legung 203 0 0 10 '86 3 1 1 '06 6
Total 15'460 5 7 4 9 1'097 49 '493 7 1 7 9 9

Die M W -M artigny hat die Schaffung der Sammlungen der öffentlichen 
Gemeinde-Mediathek intensiv weitergeführt. Die Anschaffungen wer
den durch das Gemeindebudget, das zu diesem Zweck bereitgestellt 
wurde, finanziert. Die MW-Brig hat im Bereich ihrer Sammlung über die 
exakten Wissenschaften grosse Anstrengungen unternommen. In 
Sitten hat das Projekt m it dem kantonalen Konservatorium und der 
Musikhochschule einen umfassenden Erwerb von geschriebener Musik 
bewirkt.

M it der Hinterlegung des Literaturarchivs der Schriftstellerin Pierrette 
MICHELOUD hat die Mediathek eine neue literarische Sammlung über
nommen.



BEHANDLUNG UND AUFWERTUNG  
DER SAMMLUNGEN

In form atis ierte Datenbank
Um sie dem Publikum zugänglich zu machen, sind die Sammlungen 
der M ed ia thek W allis der gem einsam en D atenbank der 
K antonsb ib lio theken und w issenschaftlichen B ib lio theken der 
W estschweiz (RERO) angegliedert. Heute sind alle geschriebenen 
und audiovisuellen Bestände, die nach 1989 erworben w urden, in 
dieser Datenbank enthalten. Bestände, die vor diesem Zeitpunkt 
erworben w urden, konnten zu ungefähr 60%  übernom m en w er
den. Am  31. Dezember 2003 verzeichnete die W alliser Datenbank 
45 0 '838  Dokum ente, die w ie  fo lg t au fgete ilt w erden :

Walliser B ibliographie
Zum ersten Mal w urde dieses Jahr die Walliser B ibliographie in den 
inform atisierten Katalog integriert. Die Fichen werden m it Stand 
Ende 2002 erhalten bleiben. Die Statistik der Walliser Bibliographie 
w ird  in Zukun ft in die vorgenannten Zahlen einbezogen.

ÖFFENTLICHE DIENSTLEISTUNGEN

Die Zunahme der Benutzer der M ediathek durch das Walliser 
Publikum ist spektakulär und w urde vor allem gekennzeichnet 
durch die Eröffnung der ö ffentlichen M ediathek in Martigny, die fü r 
ihre Tätigkeit im ersten Jahr einen grossen Erfolg verzeichnen konn
te. Ein Teil dieses Zuwachses kom m t ausserdem von der Integration 
von sämtlichen Tätigkeiten der pädagogischen Dokum entation in 
die M ediathek ab dem 1. April 2004.

Insgesamt ist die Anzahl Ausleihen der M ediathek Wallis von 
292 '482 auf 4 7 3 '9 14 Einheiten angestiegen. (+ 62 %). Diese Zahl 
be inhalte t die Ausleihen der pädagogischen D okum entation in 
Sitten (27 '916), die im Jahre 2002 nicht einbezogen wurden.

MW-Sitten MW-Brig MW-SM MW-Martigny Andere Bibliotheken VS

216' 392 61 '904 25 '058 67 ' 537 79 '947

M W -S itten M W -Pädagogische
D okum entatio n

M W -Brig M W -
S t-M aurice

M W -
M a rtig n y

Total
2003

2002

Leserkarten * 3 8 7 7 3

Ausleihen von 
D okum entationen 187'010 27 '916 1471885 41 '281 69 '822 473 '914 292'481

Führungen und Ausbildung 49 45 30 68 192 157

Kursteilnehmer 849 877 731 17 62 3 7 1 9 2 '947

Teilnehmer an Animationen 
und Ausstellungen 472 500 1 '030 540 1 2 7 3 4 1 5 7 7 6 19 '022

(*) Berücksichtigt werden Leserkarten, die nach dem le 1.1.1995 ausgestellt und nicht annuliert w urden.

Interbib lio thekarische Ausleihen
RERO hat im Jahre 2003 ein Software entw icke lt, welche die 
Ausleihegesuche der Ö ffen tlichke it und die A rbe it des Personals 
sehr erle ichtert. Diese technische Neuheit, die im März 2003 in 
Betrieb genom m en w urde, hat zu einer Zunahme der in te rb ib lio 
thekarischen Ausleihen seit 2002 ge führt. Die Anzahl der in te rb i
bliothekarischen Ausleihen ist von 6 '510  im Jahre 2001 auf 7'841 
im vergangenen Jahr 2003 gestiegen (2002 : 7 '33 4 ). Der 
Zufriedenheitsgrad betreffend die eingereichten Ausleihegesuche 
ist nach w ie  vor hoch und stabil geblieben (96.2% , 2002 : 97% ).

Zufriedenheitsum frage
Die Zufriedenheitsum frage bei den Benutzern der M ediathek w urde 
2003 zum dritten Mal durchgeführt.

Resultate in % der Zufriedenheitsum frage 2003 (in Klammer 
Resultat 2002)

Die Resultate der Untersuchung verweisen auf eine Zunahme der 
Zufriedenheit der Benützer im Bereiche der D ienstleistungen und 
der Sam m lungen (89.9 % zufriedene oder sehr zufriedene 
Personen), ( 2002 : 86 .8% ), Zugang zu diesen Diensten : 87 .9%  
(2002 : 77 .6% ), Empfang und Beratung : 92 .3%  (2002 : 86 .8% ), 
sowie Logistik, welche die in den M ediatheken zur Verfügung ge
ste llte  In fra s tru k tu r be tre ffen  (9 0 .5 % ; 2002 : 8 2 .3% ). Die 
A n im ation ist tro tz  grosser Kom m unikations-Anstrengungen noch

zu unbekannt (30.5 ohne A n tw o rt gegenüber 22.1 im Jahre 2002). 
Die Stagnation des Zufriedenheitsgrades bei den Katalogen, w o  die 
Zahl der zufriedenen Personen von 79 .6%  auf 79 .1%  sinkt und 
einer Anzahl der „sehr zufriedenen" Personen (24.6%  zu 19.1% ) 
steht im Zusammenhang m it dem Wechsel eines Suchsystems, des
sen E inführung zuerst m it Schwierigkeiten verbunden war, die je 
doch Ende 2003 behoben werden konnten.

KULTURELLE AKTION

Die M ediathek konnte 2003 ihren 150. Geburtstag des öffentlichen 
Zugangs feiern und hat dieses Ereignis benützt, um ihre kulturelle 
A ktion  zu verstärken, insbesondere durch die Organisation von ver
schiedenen Ausstellungen. So w urde eine Retrospektive der 
P lakatsam m lung in M a rtigny  ge w id m et. Eine v ie lbeachte te  
Ausstellung w urde in Sitten über das Schriftstellerpaar Maurice 
Chappaz und Corinna Bille gezeigt; dies in Zusamm enarbeit der 
M ediathek Wallis m it den W alliser Museen und dem Kantonsarchiv. 
Verschiedene Publikationen, davon ein geschichtliches W erk über 
die M ediathek und andere zu den Ausstellungen Bille-Chappaz und 
den Fotografen des XX. Jahrhunderts bereicherten die Kenntnisse 
über unseren Kanton. Eine Neuauflage „W allis im Buch: eine 
Auslese" b ie te t sich als aktuelles O rien tie rungsh ilfsm itte l zur 
D okum entation über unseren Kanton an.

WALLISER BIBLIOTHEKENNETZ

ln bezug auf die Einhaltung der im Leitplan vorgesehenen Ziele sind
im Jahre 2003 fo lgende Erfolge zu verzeichnen:
• Schaffung einer virtuellen Bibliothek durch Zusammenschluss der 

ö ffe n tlich e n  B ib lio theken in der Region Siders sow ie die 
V erw irk lichung der Vorarbeiten im H inblick eines ähnlichen 
Projektes fü r die Region Sitten-Hérens-Conthey;

• Schaffung einer regionalen audiovisuellen Sammlung im Rahmen 
der M ediathek von M onthey;

Sehr zufrieden Zufrieden Wenig
zufrieden

Gar nicht 
zufrieden

weiss nicht

Dienstleistungen 
/  Sammlungen 39.4%  (33.3) 50.5%  (49.4) 5.3% (4.3) 0.2%  (0.2) 4.6%  (12.8)
Zugang 39.4%  (35.7) 48 .5%  (41.9) 6.9%  ( 6 ) 0 .4%  (0.6) 4.8%  (15.8)
Empfang 58 .9%  (61.4) 33 .4 %  (25.4) 3 .6%  (4.6) 0 .6%  (0.6) 3 .6%  ( 8 )
Animation 23%  (30) 46 .5%  (46.9) 0%  ( 0 ) 0%  ( 1 ) 30.5%  (2.1)
Kataloge 19.1% (24.6) 60%  (55) 9.3%  (9.5) 1.5% (1.2) 10.1% (9.7)
Logistik 41.9%  (34.3) 48 .6%  (48) 5%  (6.2) 0.6%  (0.9) 3.9%  (10.6)



•  E inrichtung von zw ei neuen Lesestellen in Vollèges und 
Baltschieder, der Bestand von Lesestellen steig t dam it auf drei;

• d ie  B ib lio theken des In fo rm ationsd ienstes  und der 
Berufsberatung in Brig, das Kantonsarchiv und des Sektors fü r 
M ob ilitä t und Rehabilitation (HEVs2) in Leukerbad integrieren 
ihren Fonds in RERO und steigern dam it -  m it den vier Sandorte 
der M ediathek Wallis -  die Anzahl der an RERO angeschlossen 
W alliser M itg lieder auf 14;

• In teg ra tion  in Bibliopass Valais/W allis von vierzehn neuen 
M itg liedern, insbesondere das gesamte Netz der B ibliotheken 
vom Chablais; dam it umfasst das Netz der Leserkarten 29 
B ibliotheken. Vorverhandlungen werden zur Ausbreitung 2004 
auch im Oberwallis unternom m en;

• W e ite rfü h ru n g  der A k tiv itä te n  e iner A rbe itsg rup pe  zur 
Reorganisation der Lehrbib lio theken im Sekundarniveau II;

•  Abschluss der zweiten Stufe zur Verbreitung von Internet in den 
Bibliotheken (9 neue Bibliotheken). Im Rahmen dieses Vorhabens 
haben 27 Bibliotheken eine Ausrüstung zum Anschluss an das 
Internet-Netz erhalten und sind in der Lage, die Kataloge der 
Bibliotheksnetze und deren Datenbank abzurufen.

ZUSAMMENARBEIT

Zusam m enarbeit im  Wallis
Eine Vereinbarung m it dem kantonalen Konservatorium und der 
Musikhochschule zur Kreation einer „M u s ikb ib lio th ek" bei der 
Niederlassung in Sitten w urde unterzeichnet. Es geht dabei darum, 
den Studenten und Lehrern dieser beiden Musikschulen und dem 
allgemeinen Publikum Notenkollektionen zur Erlangung und zur 
W eiterb ildung ihrer Kenntnisse zur Verfügung zu stellen.

Zusammen m it der Dienststelle fü r  Tertiäre Bildung hat die 
M ediathek Wallis eine Vereinbarung zur Verwaltung der pädagogi
schen D okum entation unterschrieben. Dieses neue Konzept ist ab 
dem 1. April 2003 in Kraft getreten und bezeiht sich auf den 
Ausbau der Niederlassung von Saint-Maurice in den Gebäuden des 
Werkes Saint-Augustin im Frühling 2005. Nach diesem Datum w ird 
Saint-Maurice in der pädagogischen D okum entation eine führende 
Rolle einnehm en; die Niederlassung in Sitten w ird  in diesem 
Rahmen einen Nahservice fü r die Lehrerschaft des M itte lwallis  
ausüben

In terkantonale Zusam m enarbeit
Im Rahmen einer Vereinbarung zwischen dam Staat Wallis und dem 
Réseau des biblio thèques de Suisse occidentale (RERO), hat der 
Kantonsbib lio thekar diese Organisation m it ihrem Sitz in M artigny 
geleitet. Diese Interim sdirektion hat die Ernennung einer neuen 
Direktion erm öglicht, die ihre Tätigkeit am 1. Novem ber aufge
nom m en hat.

STAATSARCHIV

ZUWACHS

Im vergangenen Jahr w urden 35 Eingänge von 21 staatlichen 
Verwaltungsstellen sowie 21 Deposita, 16 Schenkungen und 3 
Käufe verzeichnet. Dies entspricht insgesamt 75 Eingängen beste
hend aus ca. 1520 Archivschachteln und 92 Registern, was ca. 300 
Laufmeter ausmacht. Ferner w urden anstelle der bisher üblichen 
M ik ro fichen  3 CD-ROM klassiert. Verschiedene Gem einden, 
Pfarreien, Privatpersonen und Vereine haben ihr Archiv h in terleg t 
oder bereits deponierte Bestände ergänzt. Eine ausführliche Liste 
der Käufe, Schenkungen, Deposita sowie der Ablieferungen der 
kantonalen Dienststellen w ird  in der nächsten Num m er der 
Zeitschrift Vallesia 2004 (Bd. 59) zu finden sein. Darin w erden auch 
die hier nur kurz zusammengefassten Archivarbeiten des Jahres 
2003 eingehender umschrieben werden.

ARBEITEN

Registratur, Klassierung, Analysen und Inventarisierung der 
A blie ferun gen , Deposita und Schenkungen  

A lte  Bestände
Die Sammlungen der W appen, Photos, Negative, Photokopien und 
die Abte ilungen AV und AVL w urden ergänzt. Die Erfassung auf PC 
des Eingangsverzeichnisses seit 1926 w urde abgeschlossen. Die 
K arte ikarten der Sam m lung Ph (Photos und verschiedene 
Photokopien) sowie der A bte ilung 11 AV 70 com m unes" wurden 
ebenfalls auf PC aufgenom m en. Die elektronische Erfassung des 
Bestandes “ AV 107-111 fam illes '1 ist im Gange (A-H).

Bestände der S taa tsverw altung
S taatsrat -  27 Bände (Protokolle), 1 Inventarseite.
Staatskanzlei -  2 Schachteln, 1 S.
Grossrat -  81 Ordner (A ffäre Dorsaz), 1 S.
DEKS -  Dienststelle fü r Unterrichtswesen: 56 Schachteln, 18 S.; 
Dienststelle fü r Berufsbildung: 104 Schachteln, 10 S.
DVIS -  Sekretariat des Departementsvorstehers: 18 Schachteln, 2 
S.; Dienststelle fü r Industrie, Handel und Arbe it, Hotellerie und 
Restauration, 37 Schachteln, 3 S.; Patente, 16 Schachteln, 1 S.; 
Schlichtungsbehörde fü r M ietverhältnisse, 13 Schachteln, 1 S.; 
Sekretariat fü r W irtschaftsfragen: 9 Schachteln, 1 S.; Ö ffentliche 
Arbeitslosenkasse: 1 Schachtel, 1 S.; Dienststelle fü r Strassen- 
verkehr und Schifffahrt: 1 CD-ROM, 1 S.; Dienststelle fü r Innere 
Angelegenheiten: 60 Schachteln, 30 S.; W ohnungswesen: 10 
Schachteln, 10 S.
DFLA -  Finanzverwaltung, Hauptbuchhaltung: 1 CD-ROM, 1 S.; 
S teuerverw a ltung : 197 Schachteln, 60 S.; D ienststelle fü r 
Vermessung: 42 Schachteln, 65 Register, 5 S.; Dienststelle fü r 
Landwirtschaft, A m t fü r Bodenverbesserungen: 13 Schachteln, 5
S.; A m t fü r Agrarkredite, 16 Schachteln, 1 S.
DGSE -  Dienststelle fü r Sozialwesen: A m t fü r Sozialhilfe, 75 
Schachteln, 75 S.; Flüchtlingsheim Ardon, 85 Schachteln, 85 S.; 
Flüchtlingsheim Visp, 67 Schachteln, 67 S.; Walliser Zentrum fü r 
Pneum olog ie: 144 Schachteln, 2 S.; D ienststelle fü r
Gesundheitswesen: 422 Schachteln, 28 S.
DVBU -  Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau: 1 CD-ROM, 1 S.

Im Verlauf des Jahres w urden m it verschiedenen Dienststellen auf 
deren Wunsch Kontakte gepflegt, um die Ablieferungen der Akten 
zu planen und vorzubere iten : Besichtigungen au f Platz,
Bestandesaufnahm e, Beratung in K lassierungsfragen, 
R aum bed ingungen, Schätzung des M ateria lbedarfs  
(Archivschachteln, Mappen), Erstellung von Inventaren. Es handelt 
sich um fo lgende Institutionen: Steuerverwaltung, Dienststelle fü r 
Vermessung, Dienststelle fü r Arbeitnehm erschutz, Flüchtlingsheim 
St-Alexis.
Eine neue interne A rbe itsgruppe w idm ete  sich den Problemen der 
m odernen Bestände der K antonsverw a ltung und der neuen 
Dokum entenverw altung, die der Staat Wallis einführen möchte.



Das Studium des "Records m anagem ent" und der Archivierung 
elektronischer Akten hat dam it eigentlich begonnen. In diesem 
Zusam m enhang ha tten  w ir  K ontak te  m it der K antonalen 
D ienststelle fü r  In fo rm a tik  und m it dem Zentrum  fü r 
Verwaltungsm anagem ent.

G em einde-, Burger und Pfarrarchive
Brig, Gemeinde, Pläne, 20 Inventarseiten; Lens, Priorat, beendet, 
152 S.; Leukerbad, G em einde, in Bearbe itung; S t-M aurice, 
Gemeinde (Nachtrag), in Bearbeitung; Vex, Gemeinde, Grand-Bisse, 
1 Schachtel analysiert. - Die Gemeindearchive von Ayer, Chippis, 
Ernen, Lens und Saillon w urden inspiziert.

P rivatbestände
Fonds Edmond Bille, Photographien, 1 Inventarseite; Familie de 
Bons von St-Maurice, 77 S.; Roger Bonvin, in Bearbeitung; Familie 
C losuit, Fortsetzung, 20 S.; A lbert C ornut, Nachtrag, 9 S.; Irène 
Griffin , Mayens-de-Sion, 6 S.; Jean de Lavallaz, Nachtrag, 3 S.; 
Familie Monnet-Posse, 15 S.; Louis de Riedmatten, Nachtrag, 1 S.; 
Familie de Torrenté-de Nucé, 25 S.; A lpgeteilschaft Chateaupré 
(Moiry), 6 S.; Sennereigenossenschaft Agarn, 1 S.; Schweizerischer 
A lpenk lu b , Sektion M o n te  Rosa, N achtrag, 3 S.; W alliser 
Literaturrevue "E spo irs-F lo ffnungen", in Bearbeitung; Société 
romande d'ap iculture , in Bearbeitung; Simplon-Hospiz, Nachtrag, 
15 S. -  Das Inventar des Musikbestandes von Charles Flaenni w urde 
vollständig auf PC erfasst, 84 S. -  Als FHüterin des Nachlasses 
Edmond Bille hat sich das Staatsarchiv zusammen m it den ku ltu re l
len Dienststellen und der Association Edmond Bille an den 
Gedenkveranstaltungen zu Ehren der Familie Bille beteiligt.

Sicherheitsverfilm ung
Die M ikro film ab te ilung  erstellte insgesamt 123 16mm-Filme fü r die 
G rundbuchäm ter (2002-2003) und von Staatsratsbeschlüssen 
(2002). Ferner w u rd en  94 35m m -F ilm e he rgeste llt von 
Notariatsm inuten von Visp (1771-1949), von Pfarrregistern von 
M artigny (1888-1990) und Vernayaz (1876-1976) sowie von 
Ratsprotokollen der Gemeinden Siders (1848-1969), Venthöne 
(1894-1970), St-Luc (1266-1792), Leuk-Stadt (1850-1989) und der 
Familienarchive Monnet-Posse (1683-1885) und Irène G riffin , 
Mayens-de-Sion (1888-1937). -  Ende Dezember 2003 w urde eine 
neue M ikro film an lage vom Typ ProServ 2002 zum Preis von 
Fr. 9 3 ‘822.- angeschafft. Sie ersetzt eine vollständig veraltete 
Installation, die über 28 Jahre in Betrieb stand.

V eröffentlichungen
Band 57 (2002) der Zeitschrift Vallesia, 323 Seiten umfassend, ist im 
November 2003 im Druck erschienen. - Die Beihefte zu Vallesia Nr. 
7 von François-Olivier Dubuis und A nto ine  Lugon, De la mission au 
réseau paroissial. Le diocèse de Sion jusqu 'au Xllle siècle, 367 S., 
und der Kollektivband Nr. 9, De la B ibliothèque cantonale à la 
M édiathèque Valais (1853-2003). 150 ans au service du public, 271 
S., sind im Januar 2003 erschienen. Nr. 10 von Danièle Périsset- 
Bagnoud, Vocation: régent, institu trice. Jeux et enjeux au tour des 
Ecoles normales du Valais romand (1846-1994), 454  S., und Nr. 11 
von Josef Guntern, Die W alliser Schule im 20. Jahrhundert. Von der 
Sechsm onatsschule zur Hochschule W allis, 621 S., sind im 
Dezember 2003 herausgekommen.

Räum lichkeiten und Konservierung
Neulagerung der alten Bestände AV und AVL im Tresorraum: 
Installierung von neuen Regalen fü r grossform atige Pergamente. 
Um lagerung der Pergamente AV in neue säurefreie Schachteln. 
A n b rin g u n g  von Sigeltaschen zum  Schutz der b rüch igen 
Wachssigel. Bessere Lagerung der Pergamentrollen AV. -  Im 
Lagerraum „La Croisée" w urde eine zweite Serie von Rollgestellen 
(System FOREG 2000) insta lliert. -  A u f Rat von Restaurator 
Herr Strebei wurden 4 A0-Schränke angeschafft m it den dazu
gehörigen Mappen (Oekopack) zur besseren Lagerung unserer 
Plansammlung. -  Kauf eines d igita len Photoapparates zur schonen
den Reproduktion von Dokum enten. -  Im Sekretariat w urde ein 
Schrank m it 12 Schliessfächern insta lliert fü r M appen und Gepäck 
der Forscher. -  Im Herbst w urde  das Flachdach des Hauptgebäudes 
vo lls tänd ig  neu iso lie rt (gegen W asserin filtra tion  und 
Hitzedurchlässigkeit).

BENÜTZUNG

W ährend des Jahres 2003 w urden ca. 2000 Archivbesucher regis
trie rt; die meisten von ihnen sahen Dokum ente ein. Ferner w urden 
582 Dossiers von staatlichen Verwaltungsstellen eingesehen. Die 
Archivare haben w ie üblich verschiedene Forscher, Lizentianden 
und Doktoranden in ihrer A rbe it beraten und unterstü tzt. W ie bis 
anhin em pfing das Staatsarchiv im Verlauf des Jahres mehrere 
Besuchergruppen und beantw orte te  eine Vielzahl von schriftlichen 
(357) und m ündlichen Anfragen. Die Internet-W ebsite w urde am 
12. März 2003 der Ö ffentlichke it zugänglich gemacht. Sie w ird 
regelmässig ergänzt. Ein neues Benützungsregelement wurde erar
be itet und vom Departementsvorsteher hom olog iert. Ferner w u r
den fo lgende Papiere erarbeitet: ein Faltprospekt, ein neues 
Benutzerform ular und ein neuer Bestellschein fü r Archivalien. Am 
20. Dezember w urden Forscher und Interessierte zu einer allgemei
nen Inform ation über die erwähnten Neuheiten ins Staatsarchiv ein
geladen.

KANTONSMUSEEN

SAMMLUNGSZUWACHS

N um ism atik 60
A rchäologie 188
Kunst 11
Geschichte 14
N atu r 1 '1 10
Total 13 8 3

Von den zahlreichen Neuerwerbungen seien erwähnt: Ein äusserst 
seltener merow ingischer Triens aus Gold, geprägt in Sitten während 
der Regentschaft von König D agobert (629-639); w e rtvo lle  
Grabensembles aus der Römerzeit von den Grabungen in Gamsen 
(A9); ausserordentliche Mineralien vom Lötschbergtunnel (NEAT). 
250 Blätter des Herbariums des Botanikers und Sittener Domherrs 
A lphonse Rion (1809-1856) w urden in einem Schuppen gefunden 
und dem naturh istorischen Museum übergeben. Das Kunst
museum setzte auf Zeitgenössisches und konnte mehrere w ichtige 
W erke von Schweizer Kunstschaffenden zum Thema Landschaft 
erwerben. Das historische Museum verzeichnete als w ichtigen 
Neueingang einen silbergerahmten Spiegel der Familie de Courten 
aus dem 18. Jahrhundert.

INVENTARISIERUNG 
UND KONSERVIERUNG

D atenb ank der Sam m lungen
Die N eugesta ltung des Inventarsystems fü r eine verbesserte 
Datenerfassung und einen einfacheren Datenaustausch w ird  zur 
Zeit durch die Dienststelle fü r In form atik evaluiert. Die Numismatik 
konnte die Herkunftsbestim m ung älterer Bestände abschliessen 
und Ergänzungen bei den antiken Münzen anbringen. Bei der 
Archäologie konnten 1 '448  Inventarkarten aufgearbe itet werden, 
das Kunstmuseum ging die Überarbeitung der W erke auf Papier an. 
Das M useum  fü r  Geschichte hat das Inventar von 2 '5 0 0  
Ansichtskarten ergänzt und m it der A ufarbe itung der 120 Test
objekten fü r die Inbetriebnahm e des neuen Datenerfassungs
systems begonnen. Das naturhistorische Museum hat seine zahlrei
chen Neueingänge inventarisiert.

D atenb ank der D okum entatio nen
Die Spezialbibliothek hat V472 Bände erfasst (Neuanschaffungen 
und alte Bestände). Die Neukatalogisierung der Handkartei ist 
dam it abgeschlossen (zur Zeit 7' 109 Dokum ente). Die Fotothek hat 
3' 165 Fotodokum ente inventarisiert und deren 1 '464  klassiert.

Konservierung und Restaurierung
Neben dem laufenden Restaurierungsprogramm von gefährdeten



W erken w ar das Jahr geprägt vom Projekt eines Transfers von zehn- 
tausenden Objekten, die zur Zeit in ungeeigneten Räumen (2 '500 
m2) gelagert sind und fü r die ein neues Sammlungsmagazin ge fun
den w erden muss (in Zusamm enarbeit m it dem Hochbauamt). Die 
Umsetzung dieses prioritären Ziels hat wegen adm inistrativen und 
finanziellen Fragen Verzögerungen erfahren.

DOKUMENTATION UND FORSCHUNG

Archäologie, Geschichte, Num ism atik
Erste Forschungsetappe zur präh istorischen Besiedlung des 
Oberwallis (Interreg III), Abschluss des Forschungsprojekts „W alliser 
in frem den Diensten im 19. Jahrhundert", Fortführung der Projekte 
über A lp w irtsch a ft, Ideengeschichte der M oderne und 
Industriegeschichte. Die fü n f Projekte dü rften  in den nächsten 
Jahren zu um fangreichen Publikationen führen.

Kunst, Naturgeschichte
Die 2003 ge tätig ten Studien fanden ihren Niederschlag in den vier 
Katalogen zu den Ausstellungen der kulturellen Dienststellen über 
die Familie Bille (M aler Edmond, Schriftstellerin Corinna und 
N atu rfo togra f René-Pierre Bille). Die Forschung des Naturmuseums 
über die Spitzmaus fü h rte  zu einer Publikation in der Reihe „La 
nature dans les A lpes".

VERMITTLUNG  

Erleichterter Zugang zu den M useen
Beginn der A rbe iten  fü r  einen neuen Rundgang durchs 
Kunstmuseum m it d irektem  Zugang auf der Höhe der Place de la 
Majorie. Der W estflügel von Schloss Valeria ist sow eit restauriert, 
dass m it der zw eiten Etappe der Neueinrichtung des historischen 
Museums begonnen w erden kann.

P ublikationen und A usstellungen
Das Jahr begann m it einer brisanten Ausstellung in der ehemaligen 
Strafanstalt: Frauen im Gefängnis m it Fotos und Texten von Jane 
A tw ood  (2' 169 Besucher), begle itet von einem Diskussions- und 
Vortragsprogram m  (341 Teilnehmende). Im Frühsommer konnte in 
M onthey die Ausstellung Irr-Wege -  100 Jahre Psychiatrie im Wallis 
e rö ffne t werden m it 19 Führungen, drei Vorträgen und sechs 
Konzerten; die Ausstellung w urde anschliessend in der M ediathek 
in Brig gezeigt (11 Führungen). Zwei um fangreiche Publikationen 
der Kantonsm useen erschienen anlässlich der g rossen 
A usste llungen im Herbst: Von Edmond Bille zu Kirchner. 
Ländlichkeit und m oderne Kunst in der Schweiz (1900-1930) in der 
ehemaligen Strafanstalt (5 '142 Besucher, davon 366 an Führungen 
und 88 an Vorträgen); René-Pierre Bille -  N aturfilm er und -fo tog ra f 
im Ermitage im Pfynwald.
In diesem W in te r erscheint der erste w issenschaftliche 
Sammlungskatalog des kantonalen Museums fü r Geschichte (120 
repräsentative  O bjekte , davon ein ige von in te rna tio na le r 
Bedeutung).

V orträge und Tagungen
Im Rahmen m it den erw ähn ten  A usste llungen sow ie des 
„A rchäolog ie-D onnerstags" (177 Besucher) fand ein vielfältiges 
Vortragsprogram m  statt. Zudem organisierten die Kantonsmuseen 
drei Studientage fü r Berufsleute in Schweizer Museen zu den 
Themen Rolle und A ufgabe des Museums, Sammlungsverwaltung 
und Modellbau in der A rchäologie (200 Teilnehmende).

BESUCHERSTATISTIK 2003

Die ausserordentliche Som m erh itze ha t sich zw e ife llos aufs 
Publikumsverhalten ausgew irkt; verzeichneten w ir doch w ährend 
dieser Periode einen Besucherrückgang von über einem Dritte l.

Total
Besucherinnen

Schülerinnen Kinder an 
Endeckungs-Parcours

Publikum  
an Führungen

Publikum  
an V orträgen

KM A 3'891 1 '332 - 34 177

KKM 7'335 455 146 436 121

KMG 12 '458 1 '192 93 279 341

KMMG 3 7 3 4 314 - 15 7

KNM 5'180 1 2 2 2 - 61 23

Basilika
Valeria 2 '297 2 '297

Schloss
Tourbillon 20 '576 617 . der Kapelle: 5 '984

TOTAL 55'471 5'132 239 9'106 669

REFORM DER INSTITUTIONELLEN 
STRUKTUREN

Die Reorganisation der Kantonsmuseen (Zusam m enführung der 
bisherigen sechs Museen zu drei grösseren Institu tionen) schreitet 
langsam aber stetig voran. Die S tiftungsurkunde fü r Schloss 
S t-M aurice ist aufgesetzt, die K onvention zur Regelung der 
Beziehungen zum Kanton und zu den Kantonsmuseen bezüglich 
kantonale Bestände zur Festung steht bereit. Der offiz ie lle  Entscheid 
fä llt demnächst. Ebenfalls auf gutem  W eg ist die Fusion des archäo
logischen Museums m it dem Museum fü r Geschichte sowie die 
Anlegung eines archäologischen Lehrpfads in der Stadt Sitten. Für 
letzteres Projekt w urde vom Stadtrat Sitten und den Museen eine 
A rbe itsgruppe eingesetzt.

AUFBAU VON MUSEUMSNETZ.WALLIS

Das m it den drei Partnermuseen (Bagnes, Reb- und W einmuseum 
Siders-Salgesch, Lötschentaler Museum Kippel) ausgearbeitete 
Leitbild von „M useum snetz.W allis" w urde  von den einzelnen 
Trägerschaften gutgeheissen (Gemeinden, Stiftungen). Eine erste 
Umsetzung find e t 2004 m it gemeinsamen Inventarprojekten statt 
(Textilien, Giltstein, Holztrinkgefässe).
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EINLEITUNG

«Die Regeln der M acht gelten fü r die A llgem einheit und nicht fü r 
die Ausnahme» (Zitat von Maurice Druon, Le Pouvoir, Paris 1964). 
Unser Departem ent hat versucht, im Rahmen des Möglichen, stets 
nach diesem Prinzip politischer Philosophie zu handeln.

Selbstverständlich g ib t ein Geschäftsbericht nur einen Teil der täg li
chen A rbe it eines jeden w ieder; eine A rbe it im Schatten, ohne die 
keine Resultate erzeugt werden könnten.

W ir erlauben uns deshalb, einige Aspekte in den Vordergrund zu 
stellen.

a / W irtschaftliche Aspekte

Im Jahr 2003 w urden zwei Dokum ente erstellt, die als Grundlage 
fü r eine positive Entw icklung der Walliser W irtscha ft dienen:

- Die «Tourismus-Politik des Kantons Wallis». Diese einstim mige 
Politik setzt den Aktionsp lan, die ehrgeizigen Ziele und die dazu 
erforderlichen Massnahmen fü r diesen sich stets entfa ltenden 
Hauptsektor unserer W irtscha ft fest.

- Die «Strategie zur Walliser W irtschaftsförderung», erarbeitet 
durch die DWEW, in Absprache m it dem W irtschafts- und 
Sozialrat. Es w erden dabei 10 strategische Schwerpunkte festge
legt, un te r Berücksichtigung der Regierungsrichtlinien 2002- 
2005.

Im Bereich der W irtschaftsförderung ist zu erwähnen, dass die 
regiona len V erb indungsste llen  geschaffen und die exogene 
Förderung durch den Beitritt des Kantons Wallis zum gemeinsamen 
Förderungsorgan der Kantone Neuenburg und W aadt (DEWS) 
erreicht w urden. Durch die Einrichtung des Kom petenzzentrum s fü r 
Finanzhilfen (CCF SA - Centre de compétences financières SA), 
konn ten  som it alle vom  Gesetz über die kan tona le  
W irts ch a ftsp o litik  vom  11. Februar 2000 vorgesehenen 
Massnahmen erreicht werden.

In Sachen Gesetzgebung w urde m it der them atischen Kommission 
fü r Volksw irtschaft und Energie des Grossen Rates die erste Lesung 
des Gesetzes über das Gastgewerbe und den Handel m it a lkoholi
schen Getränken (GGG) vorbereitet.

Was die A rbe itslosigkeit anbetrifft, so ist die Verm ittlung von 
Arbeitsstellen durch die RAV erfolgreich verlaufen. Die durchsch
n ittliche Arbeitslosenquote im Wallis fü r das Jahr 2003 (3 .4% ) liegt 
zudem erstmals tie fe r als der Schweizer Durchschnitt (3.7 %).

b /  D ie In stitutionen

Die Reform der Institutionen w ird  w ie  fo lg t w eitergeführt:

- Das Gemeindegesetz w urde vom Grossen Rat in erster Lesung im 
September 2003 angenommen;

- Der Entw urf zur Revision der A rtike l 75, 78 und 79 der 
Kantonsverfassung, w o m it den Urversammlungen das Recht zur 
form ellen Beschlussfassung des Voranschlags eingeräum t w ird 
und die Aufhebung der systematischen Hom ologation von w ich 
tigen Gemeindegeschäften durch den Staatsrat vorgesehen ist, 
w u rd e  angenom m en. Das Parlam ent hat näm lich in der 
Oktobersession 2003 die Zweckmässigkeit einer Revision dieser 
Verfassungsbestimmungen beschlossen.

- Der Entw urf zur Änderung des gegenwärtigen Gesetzes über die 
W ahlen und Abstim m ungen -  neu be tite lt m it „Gesetz über die 
politischen Rechte" -  w urde vom Staatsrat Ende Jahr beschlos
sen. Das Dossier be findet sich gegenwärtig bei der ersten parla
mentarischen Kommission.

c/ Die Sicherheit

M ehrere gezie lte Kam pagnen über gewisse Formen der 
S traffä lligkeit (Gewalt in den Zügen) wurden in Zusammenarbeit 
m it der Presse verw irklich t.

Ganz besonders ist auch auf den Einsatz des Departements anläss
lich der Organisation des G8-Gipfels in Evian hinzuweisen. Dieses 
Ereignis hat die Einsatzkompetenzen der Kantonspolizei, besonders 
ihre Fähigkeit zugunsten anderer Kantone einzugreifen, ganz klar 
hervorgehoben.

Der V orsteher des 
D epartem entes fü r Volksw irtschaft, 

In stitu tio nen und Sicherheit

Jean-René Fournier



ALLGEMEINE VERWALTUNG

ORGANISATION UND PERSONAL

Dienststelle A nzahl
Etatstellen

Verwaltungs- und Rechtsdienst 13.00
Betreibungsamt Sitten 10.50
Betreibungsamt Siders 9.50
Gleichstellungsbüro 2.50
Direktion der W irtschaftsentwicklung 
Dienststelle fü r Zivilstandswesen und

3.00

Fremdenkontrolle 41.20
Strafanstalten 75.00
Dienststelle fü r Strassenverkehr und Schiffahrt 58.00
Dienststelle fü r Jagd, Fischerei und W ild tiere 32.00
Kantonspolizei 448.30
Dienststelle fü r zivile Sicherheit und M ilitä r 80.00
Dienststelle fü r innere Angelegenheiten 10.50
Dienststelle fü r Raumplanung 12.50
Dienststelle fü r Industrie, Handel und A rbe it 15.50
Dienststelle fü r Tourismus- und W irtschaftsförderung 15.80

TOTAL 828.30

1. M otionen

4.221 der gewählten SVP-Abgeordneten, durch die HH. Grossräte 
Oskar Freysinger, Roger Morisod, Jean-Bernard Héritier 
(Suppl.) und Gilles Bellon (Suppl.), betreffend systematische 
Studie über die finanz ie llen  A usw irkun gen  au f die 
Gemeinden bei der Erarbeitung eines neuen Gesetzes 
M o tion  in de r Junisession 2003 als Postulat angenommen. 
In E rwartung der Revision des GORBO ist die Studie über 
die finanz ie lle  A u sw irku n g  in die Botschaften des 
Staatsrates zu integrieren.

4.233 der HH. Grossräte Hans Hutter, Andreas W yden und 
W erner Lagger be tre ffend  M issbrauch im 
Einbürgerungsverfahren
M o tion  in der Junisession 2003 als Postulat angenommen. 
Die au fgew orfenen Fragen erfordern paralle l zu r Revision 
des Bundesrechts eine Gesam tprüfung und Anpassungen.

4.255 von Frau Grossrätin Emmy Fux-Summermatter betreffend 
Gesetz über das Notariat
M o tion  in de r Novembersession 2003 angenom m en. Der 
durch den Staatsrat am  12. N ovem ber 2 003 angenom m e
ne Ä nde rung sen tw u rf des Gesetzes über das N ota ria t 
berücksichtig t die Besorgnis der M o tionärin  be tre ffend  die 
verwendete Terminologie um  die Unkenntnis einer beh in
derten Person be i einer ö ffentlichen Beurkundung zu 
regeln.

4.258 der HH. Grossräte Maurice Tornay, Grégoire Luyet, Beat 
A b g o ttsp o n , Fredy Huber, François G ianadda und 
Konsorten betreffend Ersatzrichter und Unabhängigkeit 
M o tion  in der Junisession 2003 im  Sinne einer erneuten  
Ü berprü fung im  Rahmen der laufenden Änderungsarbei
ten des Gesetzes über die Gerichtsbehörden der persönli
chen Bedingungen, welchen die kantonalen Ersatzrichter 
entsprechen müssen, angenommen.

4.259 von Herrn Grossrat Thomas Brunner und Konsorten be tre f
fend Massagesalons
M o tion  in der Oktobersession 2003  als Postulat angenom 
men. U nter dem A spekt der Repression der illegalen 
P ros titu tion  (Kausalzusam m enhang zw ischen de r 
Ausübung der Prostitution und der Begehung einer stra f
baren Handlung) w ird  das Ziel der parlamentarischen  
In tervention durch die Ä nde rung des Gesetzes über die

A kten  der gerichtlichen Polizei vom 9. O ktober 2003  
erreicht.

4.330 von Herrn Grossrat Beat A bgo ttspon betreffend Aufsicht 
über die Betreibungsämter im Kanton Wallis 
M o tion  in der Novembersession 2003 als Postulat ange
nommen. Ein E ntsche identw urf des Grossen Rates be tre f
fend die Organisation de r Betreibungs- und  Konkursäm ter 
ist in Vernehmlassung bei den be tro ffenen Kreisen.

2. Postulate

4.217 von Herrn Grossrat German Eyer betreffend Entflechtung 
der S taatsangehörigkeit und des Bürgerrechts 
Postulat in der Junisession 2003 angenommen, im  Sinne 
einer P rüfung de r M ög lichke it, z u r Ü bertragung der 
Befugnis zu r Erteilung des Gemeindebürgerrechts von der 
Burgergemeinde an die M unizipalgemeinde.

4.242 von Herrn Grossrat Hans H utter und Konsorten betreffend 
M otorfahrzeugkontro lle  Wallis
Postulat in der Junisession 2003 angenom m en. In der 
Sitzung vom 9. September 2003 ha t der Staatsrat en t
schieden, der Gesellschaft Tell Seil Consulting in Bern den 
A u ftra g  zu erteilen, eine Studie über den registrierten  
Rückstand be i den pe riod ischen N achp rü fungen  der 
M o to rfa h rze u g e  du rchzu füh re n  un d  Vorschläge zu r  
Lösung dieses Problems zu unterbreiten. Der Bericht dieser 
Gesellschaft w urde Ende 2003 h in te rleg t und  die Analyse 
der Lösungsvorschläge ist im  Gange.

4.268 der SPO-Fraktion, durch Herrn Grossrat German Eyer, Frau 
Grossrätin Emmy Fux-Sum m erm atter, Herrn Grossrat 
(Suppl.) Rolf Eggel und Herrn Grossrat (Suppl.) Marc 
Kalbermatter, betreffend Verstaatlichung der Betreibungs
äm ter
Postulat in der Oktobersession 2003 angenommen. Ein 
E n tsch e id e n tw u rf des Grossen Rates b e tre ffe n d  die  
Organisation der Betreibungs- und Konkursäm ter ist in 
Vernehmlassung bei den be tro ffenen Kreisen.

4 .270 der CSPO-Fraktion, durch Herrn Grossrat Felix Zurbriggen, 
betreffend die verm ehrte finanzielle Unterstützung von 
Wallis Tourismus
Postulat in de r Junisession 2003 angenommen. Der im  
Budget 2004 vorgesehene Betrag fü r Wallis Tourismus 
w urde entsprechend angepasst.

4.271 von Herrn Grossrat Beat A bgo ttspon und Konsorten be tref
fend die Zurverfügungstellung eines einheitlichen EDV- 
Programm s zur A usw ertung  und Ü b e rm ittlu n g  der 
Wahlergebnisse bei Proporzwahlen
Postulat in der Junisession 2003 angenom m en und im  
Rahmen des Gesetzes über die politischen Rechte erledigt.

4.275 von Frau Grossrätin (Suppl.) Maria Oester-Ammann und 
Konsorten betreffend Hilfe an M u tte r und Kind 
Postulat in der Oktobersession 2003 angenom m en. Der 
Staatsrat w ach t darüber, dass die Beratungszentren in 
Schwangerschaftsfragen eine interdisziplinäre Tätigkeit 
verfolgen und fü r Frauen, fü r die eine Schwangerschaft m it 
Schwierigkeiten verbunden ist, viel le ich te r zugänglich sind.

4.279 von Herrn Grossrat Andreas W yden und Konsorten be tref
fend Entw icklung der Randregionen 
Postulat in der Oktobersession 2003 angenom m en. Ein 
Lagebericht w ird  gegenw ärtig  durch die sozioökonom i- 
schen Regionen und  die Dienststelle fü r Tourismus- und  
Regionalentw icklung ausgearbeitet.

4.303 der CVP-Gruppe M itte lwallis , durch Herrn Grossrat (Suppl.) 
Pascal Bridy, betreffend Jugendkrim inalitä t 
Postulat in der Novembersession 2003 angenommen. Die 
Entw icklung der S ituation w ird  vom Staatsrat aufmerksam



verfolgt, sei es in Bezug a u f die Prävention w ie auch die 
Repression der Jugendkrim inalitä t.

4.305 der CSPO-Fraktion, durch Herrn Grossrat Fredy Huber, 
be tre ffend  Studie über die Schweizer Seilbahnen : 
Schlussfolgerungen fü r das Wallis
Postulat in der Dezembersession 2003 angenom m en. Die 
Studie über die Walliser Bergbahnen w ird  am A n fang  2004  
veröffen tlicht. Die Ergebnisse werden einen Vergleich m it 
den Bergbahnen im  ganzen A lpenraum  erlauben.

4 .314 von Herrn Grossrat Thomas Lehner und Konsorten be tre f
fend  E rhebung, Ü be rm ittlun g  und M itte ilu n g  von 
W ahlresultaten
Postulat in de r Septembersession 2003 angenom m en und  
im  Rahmen des Gesetzes über die politischen Rechte erle
digt.

4.315 von Frau Grossrätin (Suppl.) Cornelia A llenbach-Guntern 
und Konsorten betreffend Zeugeneinvernahme durch das 
Kantonale Untersuchungsrichteram t
Postulat in der Maisession 2003 angenom m en. W eder die 
S tra fp rozessordnung noch das Gesetz über die  
G erich tsbehörden verb ie ten e inem  R ichter einen  
U ntersuchungsvorgang ausserhalb seines Gerichtes vorzu
nehmen. Die Zeugeneinvernahme ausserhalb des zentralen 
A m tes des K antona len  U nte rsuchungsrichters in 
W irtscha ftsange legenhe iten  muss von de r Justiz
kommission em pfoh len werden.

4.327 der HH. Grossräte Beat A bgottspon et Christoph Bürgin
betreffend Investitionshilfe und Quoten fü r die Periode 
2003-2006
Postulat in de r Oktobersession 2003 angenom m en. Der 
S taat h a t en tsprechend dem  bisherigen V erte ilungs
schlüssel zehn M illionen Franken den ach t sozioökonom i- 
schen Regionen zugeteilt. Dieser Betrag w urde den kan to
nalen Reserven entnom m en.

4.329 von Herrn Grossrat Beat A bgottspon betreffend Prüfung
der rechtskonform en Verwendung der Gelder an die 
gemeinde Lunk bzin. die Ival Holding AG 
Postulat in der Dezembersession 2003  angenom m en. Die 
aufgew orfenen Fragen werden vom Kantonalen Finanz- 
inspektora t überprüft.

DIREKTION DER WIRT
SCHAFTENTWICKLUNG 
WALLIS (DWEW)

Strategie der W irtschaftsentw icklung

Die DWEW hat die Strategie zur W irtschaftsentw icklung in einem 
D okum ent ausgearbeitet, bestätig t vom Staatsrat am 9. September. 
Dieses legt in zehn strategischen Schwerpunkten fest, in welchen 
Bereichen welche konkreten Massnahmen getro ffen w erden, um 
die kantonalen W irtschaftsziele zu erreichen. Diese Strategie ist 
Bestandteil der Fortsetzung der Regierungsrichtlinie 2002-2005.

Z ie lg e ric h te te  M assn ahm en der k a n to n a len  
W irtschaftsfö rderung m it hoher W ertschöpfung

„The A rk ", als Instrum ent zur w irtschaftlichen Dynamisierung und 
Diversifizierung, ist in einer fortgeschrittenen Realisierungsphase. 
Dieses Projekt de fin iert die drei Kompetenz-Bereiche m it hoher 
W ertschöpfung, bei welchen das Wallis eine Schlüsselfunktion auf 
in ternationalem  Niveau einnehm en sollte. Diese drei Bereiche sind :

- Lebenswissenschaft (Life sciences) (BioArk, M onthey -  PhytoArk, 
Sion). Man kann unterstreichen, dass der A rbe its fortschritt der 
U m gesta ltung des Gebäudes, um die zusam m engelegten 
Unternehmen BioArk M onthey unterzubringen, w e it fortgeschrit
ten ist. Ende Januar 2004 werden bereits zwei Unternehm en ihre 
Tätigkeit aufnehm en, welche letztes Jahr beschlossen haben, sich 
in M onthey anzusiedeln.

- In form atik- und Kom m unikationswissenschaft (TechnoArk, Sierre 
und IdeArk, M artigny)

- D ienstleistungen, Tourismus und Natur (Aletsch W eltnaturerbe, 
Naters)

B eitritt in verschiedene K ooperationsnetze

Das Wallis hat sich in die Kompetenzzentren ihrer Aktionsgebiete 
integriert, dies erlaubt uns eine bessere Einsicht und Effizienz unse
rer Massnahmen. Diese Netze sind fo lgende :

- Bioalps, Vere in igung des B io technolog iebere iches und 
Zusammenlegung um die Genfersee-Arche der Kantone Genf, 
W aadt, Neuenburg, Freiburg und Wallis. Das Ziel ist, diese Region 
als ein Kom petenzzentrum  zu positionieren w ie  auf der anderen 
Seite die Great Zürich Area, Biovalley (Region Basel), welche 
bereits w e ltw e ite  Anerkennung finden.

- DEWS, Zusammenschluss m it den K antonen W aad t und 
Neuenburg, m it dem Ziel die Effizienz unserer ausserkantonalen 
W irtschaftsförderung zu erhöhen. Der B eitritt zum DEWS erlaubt 
es dem Kanton Wallis, die Vorteile der bestehenden Infrastruktur 
zu nutzen. W ie z.B. die 22 Representanten, welche w e ltw e it tä tig  
sind m it der Aufgabe, Unternehmen zu suchen und diese in einen 
der drei Kantone anzusiedeln.

Entw icklung der K onzertierung in W irtschaftsfragen

Nach dem Start der Einsetzung der geplanten Organe gemäss dem 
Gesetz zur Kantonalen W irtschaftspo litik  von 2002, w urde nun im 
Jahr 2003 diese m it der Ernennung des Verantw ortlichen der 
Oberwalliser W irtschaftsantenne im O ktober abgeschlossen. Diese 
ergänzt die W irtschaftsantenne Unterwallis, welche seit 2002 in 
Funktion ist. Diese S truktur en tspricht nun dem Gesetz als 
K on takts te lle  zw ischen der Kantonalen Behörde und den 
Unternehmen.

Zusam m enlegung kanto naler Institu tionen

Dieses Jahr w urden die zwei H auptinstitu tionen der kantonalen 
finanziellen Unterstützung, Sodeval und Valcreation, zu einer 
neuen Institution, dem CCF (Kom petenz-Zentrum  fü r finanzielle 
Fragen), zusammengelegt. Dies ist nun eine optim ale und fu n k tio 
nierende Struktur zur Bearbeitung von finanziellen Fragen.

BÜRO FÜR DIE 
GLEICHSTELLUNG VON FRAU 
UND MANN

10JÄHRIGES JUBILÄUM

- V eröffentlichung der Buches «W alliserinnen gestern und heute. 
Gleichstellung? Ein langer W eg ...» . Finanzielle Unterstützung 
durch die Kulturkommission und die Loterie Romande

- Organisation des Jubiläumsanlasses inklusiv Filmabend in Sion und 
Visp



- Organisation eines Zeichenwettbewerbs für die Kinder geboren 1993
- O rganisation der Ausstellung «Frauen fü r den Frieden» in 

M artigny und in Visp, in Zusamm enarbeit m it der kantonalen 
Gruppe «Frau und Sicherheit» (und M igros in M artigny)

- In Zusamm enarbeit m it dem Gleichstellungsrat, w urde der «Prix 
Egalité 2003» lanciert, fü r W alliser Unternehmen, Institutionen 
und V erw a ltungen  die sich in Sachen G le ichste llung und 
Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben auszeichnen

GESETZGEBUNG

- Stellungnahmen in Vernehmlassungsverfahren auf Kantons- und 
Bundesebene

VERWALTUNG

- M ita rbe it in verschiedenen verwaltungsinternen A rbeitsgruppen 
und Kommissionen insbesondere:
• Téléarbeit in der kantonalen Verwaltung
• M e inungsum frage bei dem Personal der Verwaltung
• Projekt betreffend eine K inderkrippe in der Verwaltung
• Erwachsenenbildung

- Einsetzung des Kurses «Frauen Prom otion» fü r die Frauen in der 
Verwaltung in Zusamm enarbeit m it der DPO

- Leitung der A rbe itsgruppe „Frauen in der V e rw a ltu ng " in 
Zusamm enarbeit m it dem Gleichstellungsrat und der Verwaltung

SENSIBILISIERUNG /  PROJEKTE

Aus- und W e ite rb ildu ng
- In Zusamm enarbeit m it der PH Fortsetzung des Forschungs

projektes zur G leichstellung im Klassenzimmer (Umfrage bei 300 
Lehrerinnen).

- Vorträge und Kurse in der PH fü r Lehrerinnen und Studenten- 
Innen

Berufsbildung: Lehrstellenbeschluss 2 des Bundes (APA II)
- M itw irku ng  an den nationalen Projekten finanziert durch den 

Bund im Rahmen von APA II, W eiterbildungskurs fü r Lehrerinnen 
durch das DEKS

- Ausw ertung des Tochterntags 2003, durch eine Umfrage bei 300 
Unternehm en und 300 Teilnehmerinnen

- In Zusam m enarbe it m ir der DPO und dem DEKS (sowie 
Unternehm en) Durchführung des zweiten Walliser Tochterntags 
m it 1700 Teilnehmerinnen

- P ilo tpro jekt im Oberwallis «Junge M igrantinnen zwischen Schule 
und Beruf», in Zusamm enarbeit m it dem BIZ

Fam ilienfragen
- Zusamm enarbeit m it dem DVIS fü r die Präsentation der Familien

internetseite
- Kantonale  K oord ina tion  der eidgenössischen Kam pagne 

«Fairplay», sowie eine Kampagne in den Walliser Kinos
- Studie über die Einelternfam ilien im Wallis in Zusamm enarbeit m it 

der HEVs, m itfinanziert durch das eidgenössische Projekt DO-RE
- Bericht der kantonalen A rbe itsgruppe «Halt Gewalt an Frauen in 

Ehe und Partnerschaft». Vorschlag zur Einsetzung eines kantona
len Gewaltschutzprojekts

Frauen und Politik
- Analyse der Frauenvertretung in den ausserparlamentarischen 

Kommissionen
- Inform ationstreffen im Juni m it den Grossrätinnen
- Beteiligung an der Studie der HEVs2 und Espace Démocratie 

be tre ffend  das Engagem ent und das D isengagem ent der 
W alliserinnen in der Politik

- Inform ationen und diverse Kontakte m it den politischen Parteien 
und der Presse im Hinblick auf die Nationalratswahlen

- Treffen der Nationalratskandidatinnen im Rahmen der Vinea

S e x u e lle  B e läs tig u n g
- V eröffentlichung und Verteilung der Publikation über sexuelle 

Belästigung in Zusamm enarbeit m it den französisch sprechenden 
Kantonen

Z u s a m m e n a rb e it
- Teilnahme an den Konferenzen der schweizerischen und westsch

weizerischen G leichstellungsbeauftragten
- Zusamm enarbeit m it den Familien- und Frauenorganisationen, 

w ie  zum Bespiel dem CLAF fü r die Organisation des Walliser 
Frauentages im März

- M ita rbe it im kantonalen Gleichstellungsrats (Sekretariat) und der 
kantonalen Kommission der OHG

B e ra tu n g  u n d  Ö ffe n t l ic h k e its a rb e it
- B ean tw o rtu ng  zah lre icher Fragen im Zusam m enhang m it 

G leichstellung von Frau und Mann
- In form ation und Presseartikel zur G leichstellungspolitik
- Aktualisierung der Internetseite des G leichstellungsbüros

D o k u m e n ta tio n s s te lle
- W eite rführung der Dokum entationsstelle (Bücher, Broschüren, 

Presseartikel)
- Versand der Liste der Neuerwerbungen
- M ehr als 900 Bücherausleihen
- A ufbere itung von Inform ationen auf zahlreiche Anfragen hin, 

Zustellen entsprechender D okum entation

D iverses
- Begleitung von Praktikantinnen und Teilnehmerinnen im Rahmen 

der Programme zur vorübergehenden Beschäftigung in der kan
tonalen Verwaltung

VERWALTUNGS
UND RECHTSDIENST

Dam it der Bürger über eine bessere Übersicht über die der 
Verw altung anvertrauten A ufgaben verfügt, hat der Staatsrat von 
jede r Dienststelle die Erstellung einer Le istungsstruktur ihrer 
Tätigkeiten und die D efinition der Ziele auf politischer, strategischer 
und o p e ra tio ne lle r Ebene ve rlang t (System der 
Verwaltungsm andate). Der Verwaltungs- und Rechtsdienst ist einen 
Schritt w e ite rgegangen, indem  eine O rganisation au fgeste llt 
w u rd e , w e lche  die Ü berw achung ihre r Tä tigke iten , deren 
Evaluation und deren Verbesserung e rlaub t 
(Q ualitätsm anagem entsystem ). Am  1. März 2003 erh ie lt die 
Dienststelle die Qualitäts-Zertifiz ierung ISO 9001 und PM 9001.

Am  Ende dieses Geschäftsjahres kann die Tätigkeit der Dienststelle 
in drei Hauptbereiche e ingete ilt w erden: V erw altungstä tigke it und 
Rechtsberatung fü r das D epartem ent und ihre D ienststellen, 
Betreuung und A ufsicht in zivilrechtlichen Verwaltungssachen und 
Vollzug der Strafurteile.

1. V erw altungstätigkeit 
und Rechtsberatung

Die Vorbereitung von Gesetzesentwürfen und die A n tw o rt auf die 
gesetzlichen V ernehm lassungen stellen den ersten Teil der 
Rechtsberatung dar.

Endgültig angenom m en wurden:
- das Gesetz, m it welchem  einerseits die kantonale Regierung die 

gemäss dem Schweizerischen Z ivilgesetzbuch in ihre 
Zuständigkeit fa llenden Kompetenzen an das Departem ent über
tragen kann und andererseits die vorm undscha ftliche  
Aufsichtsbehörde reorganisiert w urde (Änderung des EGZGB);

- das Gesetz, m it welchem  ein Informationssystem betreffend



Prostitution geschaffen wurde (Ergänzung zum Gesetz über die 
A kten der gerichtlichen Polizei);

- das Gesetz, m it welchem  die G enugtuung an Opfern von 
S tra fta ten  vom  Bezirksrichter an das fü r  den S traf- und 
Massnahmenvollzug zuständige Departem ent übertragen w urde 
(Änderung des Ausführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
Hilfe an Opfer von Straftaten);

- das Gesetz zur Ä nde rung  des A usführungsgesetzes zum 
Bundesgesetz über den W ehrp flich te rsa tz  und des 
Ausführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Armee und die 
M ilitärverw altung.

Unter den sich in Ausarbeitung befindenden Gesetzesentwürfen 
zitieren w ir das Gesetz über das N otariat (Entw urf vom Staatsrat 
angenom m en am 12. November 2003), das Einführungsgesetz 
zum Schweizerischen Strafgesetzbuch und das Einführungsgesetz 
zum Bundesgesetz über das Jugendstrafrecht (durch die Einführung 
des grundlegend revidierten Schweizerischen Strafgesetzbuches 
no tw end ige  Gesetze), sow ie die Ä nderung der Strafprozess
ordnung (Ausführungsbestim m ungen der Bundesgesetze über die 
verdeckte Erm ittlung und über die Verwendung von DNA-Profilen).

Von den zehn geprü ften  eidgenössischen Vernehmlassungen 
w u rd e  das A uge nm erk  besonders au f die eidgenössischen 
G esetzesentw ürfe  ge rich te t, w elche die Reform der 
Bundesrechtspflege beinhalten. Der Gesetzesentwurf über die 
Schweizerische Z iv ilp rozessordnung und de rjen ige über den 
Erwachsenen- und Kindesschutz (Revision des Zivilgesetzbuches -  
Vorm undschaftsrecht) w urden in rechtlicher H insicht angenommen, 
aber a u fg ru nd  der daraus en tstehenden zusätzlichen 
Verwaltungskosten im Grundsatz bekäm pft.

Die Führung der stre itigen Verfahren und die Rechtsberatung stel
len die zweite Achse der juristischen Tätigkeit dar. Die registrierten 
A kten haben um 30 %  zugenom m en (235 im Jahre 2003, 179 im 
Jahre 2002). Die behandelten Bereiche sind das Notariat, das 
Handelsregister, die Fuss- und W anderwege und der Strafvollzug. Es 
ist festzuhalten, dass das Gesetz über den A nw altsbe ruf zur 
Vertretung von Parteien vor den Gerichtsbehörden vom 6. Februar 
2001 der Dienststelle das Sekretariat der Aufsichtskam m er über die 
A nw älte  als D isziplinarbehörde in erster Instanz anvertraut. Seit 
dem 1. O ktober 2003 behandelt die Dienststelle gemäss OHG fü r 
das Departem ent die durch Opfer von S traftaten, welche in ihrer 
körperlichen, sexuellen oder psychischen In tegritä t d irekt beein
trä ch tig t w orden sind, eingereichten Gesuche um Entschädigung, 
G enugtuung und Vorschuss. In drei M onaten w urden 24 Gesuche 
registriert.

2. Betreuung und Aufsicht in 
zivilrechtlichen Verwaltungssachen

Im Laufe des vergangenen Geschäftsjahres hat sich die Betreuung 
hauptsächlich in Richtung Vorm undschaftsäm ter orientiert. Zur 
Inform ation w urde diesen Äm tern drei W eisungen über die Über
tragung des Obhutsrechts und die Zustim m ung zu privaten 
Vaterschaftsabklärungen, Rechtsmittel gegen die Entscheide der 
Vorm undschaftsäm ter und die M ita rbe it des juristischen Schreibers 
fü r das Vorm undschaftsam t zugestellt.

Die Leistungsstruktur der Tätigkeiten der Dienststelle unterstreicht 
deutlich den Ante il der ihr anvertrauten Aufsichtaufgaben in den 
Bereichen S tiftungen , 2. Säule, V orm undschaft, N otaria t, 
Handelsregister und Betreibungs- und Konkursämter. Anlässlich der 
IS O -Zertifiz ierungsarbe iten w u rd en  diese verschiedenen 
Kontro llaufgaben neu de fin iert und in Form von Verfahren kod ifi
ziert.

3. Vollzug der Strafurteile

Der Strafvollzug umfasst:

- die Registrierung der S trafurteile im Zentralstrafregister (2905 
Urteile);

- das Inhaftierungsverfahren der zu einer unbedingten Strafe 
Verurteilten (863 organisierte Inhaftierungen, 48 Entscheide über 
den Aufschub des Strafvollzugs);

- das Inkasso der Gerichtsbussen (2745 in Rechnung gestellte 
Bussen m it einem Gesamtbetrag von Fr. 1 '375 ' 117.25 /  Inkasso 
von Fr. 1 '002 '328.80 , d.h. 72.89 %);

- die Einziehung von Ersatzforderungen (17 A kten fü r einen 
Rechnungsbetrag von Fr. 93 '077.35);

- die Betreuung und die Aufsicht der un ter Schutzaufsicht gestell
ten oder zu einer W eisung verurte ilten Strafgefangenen (127 
Verurteilte, davon 52 angezeigt an die zuständige Behörde; 22 
ausgesprochene Verwarnungen, 15 Änderungen der W eisungen 
und 18 angeordnete Inhaftierungen);

- den Vollzug einer kurzen Freiheitsstrafe bis zu 3 M onate in Form 
von ge m e inn ü tz ige r A rb e it (266 Gesuche, 90 
V erzichtserklärungen nach A nhö rung  und In fo rm a tion  des 
Gesuchstellers, 2 V erw eigerungen, 174 U m w and lungen, 5 
Abbrüche).

DIENSTSTELLE FÜR ZIVIL
STANDSWESEN UND FREM
DENKONTROLLE

Frem denkontrolle

Die Zahl der wohnsässigen Bevölkerung (Permis B +C) hat um 1674 
Personen zugenom m en und be trägt nun 48 '633  Personen.

Die Dienststelle regelte den A u fen tha lt von 136 Personen durch die 
Erteilung einer A ufen tha ltsbew illigung im Rahmen von Härtefällen.

Im Rahmen der Zwangsmassnahmen erliess unsere Dienststelle 257 
H aftanordnungen im Hinblick auf die Ausschaffung (153 Fälle 
be treffen das Bundesamt fü r F lüchtlinge und 104 Fälle das 
Bundesamt fü r Zuwanderung, Integration und Auswanderung.

Viele W egweisungen konnten nicht durchge füh rt werden, weil die 
be tro ffenen  Personen ihre genaue Id e n titä t und 
Staatsangehörigkeit n icht bekannt geben.

Andererseits zeigen einige Länder keinerlei Interesse ihre eigenen 
Staatsbürger w ieder aufzunehmen.
Die A usw eitung „d e r Ansta lt LM C " welche vom Parlament gew ün
scht w urde und dem Bericht der „Konsultativ-Kom m ission" ents
pricht, w urde im Laufe des Jahres 2003 ausgeführt. Die Ausbildung 
der W ärter ist w eiterh in  im Gange.

Asyl

2003 ersuchten 20 '806  Personen um politisches Asyl in der 
Schweiz, was gegenüber dem Vorjahr eine Abnahm e von 20.4 % 
bedeutet.

Dem Wallis w urden 828 Personen zugewiesen. Der grösste Teil der 
Asylsuchenden stam m t aus der Republik Serbien und M ontenegro 
(Kosovo), der Türkei, Bosnien und dem Irak. Durch unsere 
Dienststelle w urden 575 Asylbewerber einvernommen.



Ende 2003 w ohn ten  im Wallis 2475 Personen m it Permis N 
(Asylbewerber) oder m it
Permis F (vorübergehende Aufnahm e). Für 143 Personen, die provi
sorisch au fgenom m en w aren, w u rd e  beim Bundesam t fü r 
Zuwanderung, Integration und Auswanderung die Regelung ihrer 
Aufenthaltsverhältnisse beantragt. 565 Personen, die Gegenstand 
einer defin itiven A blehnung des Asylgesuches bildeten, wurden 
bezüglich Organisation ihrer Ausreise angehört. 250 Personen ver- 
liessen die Schweiz und 460 sind untergetaucht.

Zivilstandswesen

Der erste Teil der Restrukturierung ist im Gange: 23 Zivilstandsämter 
w urden zusammengelegt; es verbleiben zur Zeit noch 49 Ämter. 
Von den 125 Ä m tern die schlussendlich verbleiben werden, sind 13 
bereits dem „In fos ta r" angeschlossen.

Die systematische Neuerfassung der Familienregister ist unum gän
glich um eine optim ale Verw altung m it „In fos ta r" gewährleisten zu 
können. Die DZF und die Zivilstandsbeamten unseres Kantons sind 
sich hierüber voll bewusst. M it den uns zur Verfügung stehenden 
M itte l und m it Einsatz a ller B ete ilig ten w erden diese 
Neuerfassungen so gu t w ie  möglich vorangetrieben.

Einbürgerungen

391 Personen w urden durch ordentliche E inbürgerung und 356 
Personen durch erle ichterte E inbürgerung (ausländischer Ehegatte 
eines Schweizer (s/in) in unserem Kanton in das Schweizer
bürgerrecht aufgenom m en.

Integration

Das kantonale Konzept fü r Integration w urde im November 2003 
dem Staatsrat vorgestellt. Es sieht die Bildung einer kantonalen 
„Konsulta tiv-K om m ission" vor, deren M itg lieder in nächster Zeit 
ernennt werden. Die A nw endungsbestim m ungen müssen ebenfalls 
ohne Verzögerung ausgearbeitet werden.

Schweizer Reisepässe und 
Identitätskarten

Das neue Verfahren über die Ausstellung der Identitätsausweise 
w urde am 01.01.2003 e ingeführt.

Die A n tra gs fo rm u la re  w erden au f den Büros der 
E inwohnerkontro llen der W ohnorte  der Gesuchsteller, ausgefü llt 
durch die kantonale Passstelle überprü ft und anschliessend über 
den elektronischen W eg an die fü r die Ausstellung der Dokum ente 
zuständigen Stellen w eitergele itet.

Der grosse Ansturm  auf die neuen Reisepässe und die ungenügen
de Produktionsskapazität beim Bund, welche au fgrund von fa l
schen Einschätzungen betreffend die eingehenden Gesuche ents
tanden ist, haben grosse Verspätungen bei der Ausstellungszeit fü r 
die Reisepässe zur Folge gehabt. Um diesem Problem gerecht zu 
werden hat der Bundesrat entschieden, dass die alten Reisepässe 
bis am 31.12.2003 ohne Gebühr verlängert werden können. Dieser 
Entscheid und die grosse Zunahme von Bestellungen provisorischer 
Reisepässe hat fü r die kantonale Passstelle grosse, zusätzliche 
Belastungen zur Folge gehabt.

Schweizerpässe

2003 2002

Im Total 38286 15948

Eingesehen die Änderung des Ausstellungsverfahrens, kann unsere 
Dienststelle dieses Jahr keine detaillierte, vergleichbare Statistik ers
tellen.

Adoptionen

2003  2002

82 49

Namens und Vornam ensänderungen

2003 2002

240 179

Eheschliessungen von Ausländer die 
von unserer Dienststelle geprü ft w urde

2003 2002

SSI 535

STRAFANSTALTEN (WSA)
Die festgestellte Zunahme der Aufgaben Im adm inistrativen Bereich 
im Jahre 2002, hat sich im Jahr 2003 fortgesetzt. Die vor kurzem 
von beiden Bundeskammern angenom m ene Revision des neuen 
S trafgesetzbuches und des Bundesgesetzes über das 
Jugendstrafrecht, werden diese Tendenz bestim m t bestätigen. Der 
Gesetzgeber tre ib t den Begriff der Individualisierung der Strafe bis 
zum Äußersten, m it all den Einschränkungen im juristischen, fina n 
ziellen und adm inistrativen Bereich, welches dies nach sich ziehen 
w ird . Die Bildung einer geschlossenen Sektion im Strafvollzug ist 
also aktueller als je  zuvor.

Im Jahr 2003 hat die Direktion der Walliser Strafanstalten Arbeiten 
durchgeführt, die auf dem W estschweizer Gebiet zur Bildung eines 
K onkorda tspro jektes g e fü h r t hat, bezüglich der H a ft von 
M inderjährigen. Am  27. O ktober 2003 w urde diese A rbe it von der 
K onferenz der W estschw eizer Leiter der Justiz- und 
Polizeidepartemente anerkannt. Zusätzlich hat die D irektion 201 
Berichte ausgearbeitet für:
- die Kommission fü r bedingte Entlassung;
- die Untersuchungskommission fü r Hochrisikoverurteilte;
- die verschiedenen Kom m issionen der p la tzve rm itte lnden  

Kantone, welche den Strafvollzug angeordnet haben.

Strafkolonie von Crêtelongue

ln der Strafkolonie w urde eine neue Strategie der Häftlings
betreuung eingeführt. Gleich nach E intritt in die Kolonie werden 
die H äftlinge medizinisch und sozial abgeklärt. Die Eröffnung eines 
neuen Arbeitsateliers erm öglich t zusätzlich, die beruflichen- und 
andere Kompetenzen der Verurteilten besser zu bewerten.

Die Strafkolonie von Crêtelongue verzeichnet jedoch eine stetig 
steigende Zahl von Insassen, die jeglichen sozialen Bezug verloren 
haben. Die M ehrhe it un te r ihnen haben den Kontakt m it den 
Angehörigen verloren. Meist ohne Berufsausbildung finden diese 
Menschen nach ihrem A us tritt aus der Kolonie nur schwerlich eine 
Anstellung. M it der Hilfe des Sozialdienstes können o ft komplexe 
S itua tionen ge löst w erden. Die fü n fz ig  Prozent Stelle des 
Sozialhelfers erlauben jedoch nicht, dass alle Anfragen übernom 
men werden können. In nächster Zukunft muss dieser Bereich 
verstärkt werden, um das Rückfallrisiko zu minimisieren.



Im Jahr 2003 hat die Le itung von C rê te longue ein 
Betreuungskonzept erarbeitet, welches sich fü r jene Personen ein
setzt, die gemäss A rtike l 397 a und des Zivilgesetzbuches ohne 
sozialen Beistand sind. Diese M aßnahm e kom m t der 
Vorm undschaftsbehörde des Kantons, welche verm ehrt Anträge 
auf U nterbringung stellt, sehr entgegen. Die Verw irklichung dieses 
Projektes ist jedoch stark abhängig von den M itte ln  die h ierfür zur 
Verfügung gestellt werden.

Betreffend der Investitionen w urden m it Hilfe der Baudienststelle 
Arbeiten geplant, zur Sanierung der inneren Dienstgebäude. Der 
Beginn der Arbeiten ist fü r A nfang 2004 geplant.

Arbeitserziehungsanstalt von 
Pram ont (AEA)

Die AEA von Pramont konnte im Jahr 2003 eine hohe Auslastung 
aufweisen. Für junge, besonders gew alttä tige Jugendliche, ist 
Pram ont heute  in der Schweiz die e inzige A lte rn a tive  zur 
Inhaftierung in Erwachsenenhaftanstalten.

Das Jahr 2003 w ar hingegen fü r Pramont besonders gekennzeich
net durch die Annahm e des ''Jugendprojektes" durch den Walliser 
Großrat. E instimmig angenom m en, m it einer Enthaltung, be trifft 
dieses Projekt m inderjäh rige  S tra ftä te r m it einer schweren 
Strafvergangenheit. Das Projekt erm ög lich t eine erzieherische 
Betreuung in einer Um gebung, die sowohl ihre eigene Sicherheit, 
sowie die des Personals gewährleistet.

Zusätzlich b ie te t die A ns ta lt w e ite rh in  die M ö g lichke it eine 
A usb ildung  zu absolvieren, um so den ihnen anvertrau ten  
Jugendlichen die W iedereingliederung zu vereinfachen. Von den 33 
Pensionären der Ansta lt sind zur Zeit 15 in der Ausbildung, oder 
Vorlehre. Das seit mehreren Jahren m it den lokalen 
U n te rnehm ungen  ge kn ü p fte  Beziehungsnetz ist hierbei von 
großem Nutzen. Ansta ltsin tern w erden von den Jugendlichen vor 
allem  die tra d itio n e lle n  A te lie rs von der Eisen- und 
Holzverarbeitung, sowie die Sprach- und Inform atikkurse genutzt.

Im Bereich der Vorbeugung bietet Pramont ebenfalls ein Programm 
an, um die W ahrnehm ung der Problematik zu sensibilisieren, die im 
Zusammenhang m it dem übermäßigen Konsum von psychotropi- 
schen Substanzen, A lkohol und M edikam enten a u ftritt. So w ird 
jeder Neuanköm m ling von einem Drogenspezialisten besucht. Je 
nach Bedürfnis w ird  jedem Jugendlichen eine adaptierte Betreuung 
angeboten.

Untersuchungsgefängnisse des Kantons

Die Auslastung der Untersuchungsgefängnisse des Kantons n im m t 
w e ite r zu. Im Jahr 2003 w urde eine Zunahme von 2884 Hafttagen 
registriert. Die Verschiebungen blieben hingegen konstant, m it 
1336 E in tritten  fü r 1325 A u s tritte . W ie im Bereich der 
U ntersuchungshaft, nahm  auch die Anzahl H afttage in der 
Halbgefangenschaft zu. Nur im Bereich der Halbfreiheit blieb die 
Anzahl Hafttage beständig.

Das Jahr 2003 w ar hingegen gekennzeichnet durch eine beträcht
liche Zunahme der Insassen, welche psychischen Störungen au f
weisen. Es verfüg t jedoch bis anhin nur das Gefängnis "Les lies" 
über eine angepasste medizinische Betreuung, die auch als solche 
bezeichnet werden kann. Es ist dringend no tw endig , dass die 
Untersuchungsgefängnisse von Brig und M artinach in diesem 
Bereich verstärkt werden.
Erwähnenswert ist weiter, dass der Andachtsraum  im Gefängnis 
" Les lies" von der Künstlerin, Frau Em onet Schreiner, m it 
W andbildern verschönert wurde.

DIENSTSTELLE FÜR 
STRASSENVERKEHR 
UND SCHIFFFAHRT

Verw altung

Das Jahr w ar gekennzeichnet m it dem Inkrafttreten vom 1. April 
2003 der Änderung der Bundesverordnung über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen zum  Strassenverkehr. Bei dieser 
G elegenheit w urden  die Führerausw eiskategorien und ihre 
Bedingungen den europäischen Normen angepasst, was einen 
beträchtlichen Einfluss auf das Ausstellen der Führerausweise her
vorrief; besonders fü r die Motorräder.

Zur gle ichen Zeit w urden  die neuen Führerausweise im 
K red itka rte n fo rm a t e inge füh rt, die den trad itione llen  blauen 
Führerausweis ersetzen. O bwohl keine Frist zum Umtausch dieser 
Dokum ente besteht, w urden mehr als 25 '0 00  neue Führerausweise 
innerhalb von acht M onaten ausgestellt.

Die W ebsite ww w.vs.ch/autos ist länger je mehr eine bekannte und 
benützte Internetadresse. Durchschnittlich werden alle M onate 
m ehr als 32 '000  Transaktionen auf dieser W ebsite vorgenom m en. 
Dies bestätig t das Interesse der beruflichen Autom obilbranche w ie 
auch von jedem  einzelnen. Gegenwärtig w erden 80 % der Führer- 
prüfungs-Termine und 70 % der technischen Fahrzeugprüfungs- 
Termine per Internet bezogen.

Fahrzeugpark

Der kantonale Fahrzeugpark hat erneut zugenom men. Zur Zeit sind 
im Kanton Wallis 2 3 9 ’658 Fahrzeuge verzeichnet gegenüber 
23 2 '8 8 2  im Vorjahr. Dieser A nstieg ist vor allem  au f die 
Inverkehrsetzungen von Personenwagen zurückzuführen, dessen 
Zahl auf 56 '095 angestiegen ist und einen neuen Höchststand in 
dieser Sparte darste llt. Die Inverkehrsetzungen von neuen 
Fahrzeugen sind im Vergleich zum Vorjahr leicht zurückgegangen 
und belaufen sich neu auf 10 '3 13 zu 10 '643 im Vorjahr. Die Zahl 
der Inverkehrsetzungen von Occasions-Fahrzeugen be träg t 
gegenw ärtig 45 '782  zu 4 2 '4 76  im Vorjahr.

Führerprüfungen und 
Fahrzeugkontrollen

Die Zahl der praktischen Führerprüfungen hat leicht abgenom m en 
und be träg t 7 '207  zu 7 '879  im Vorjahr. Dank einer guten 
V orbere itung der Führerausweisbewerber be träg t die Durch
fa llquote der Führerprüfungen 31 Prozent.

Die technische Sektion hat w ährend  des Jahres in den 
Kontro llhallen von Visp, Sitten und St-Maurice etwa 68 '000  
M otorfahrzeuge kontro lliert. Durch diese hohe Anzahl hat sich die 
Verspätung bei den periodischen Nachkontro llen stabilisieren, je 
doch nicht w ettm achen können.

Schifffahrt

Der Schiffpark verzeichnet in unserem Kanton 1 '314 Schiffe, die 
sich w ie  fo lg t aufteilen:

M o to rboo te  694
Segelboote 408
Ruderboote 200
Güterschiffe 8
schwim m ende Geräte 4

http://www.vs.ch/autos


Im laufenden Jahr w u rd en  457 Schiffe ko n tro llie r t, 239 
Führerprüfungen und 175 Theorieprüfungen registriert. Diese 
Zahlen beliefen sich im Vorjahr auf 569, 177 und 127.

Zusätzlich w urden von den Schiffswerften au fgrund von abge
schlossenen Vereinbarungen 55 Schiffskontrollen durchgeführt.

Adm inistrative Massnahmen

Im Jahr 2003 ist die Zahl der verfügten Führerausweisentzüge oder 
Fahrverbote auf 3 '027  angestiegen. Diese Zahl betrug im Vorjahr 
2 '8 8 5 . N ichtanpassen der G eschw ind igke it an die 
Strassenverhältnisse oder Strassensignalisation (1 '061 ) sow ie 
Trunkenheit am Steuer (1 '269) sind nach w ie  vor die w ichtigsten 
Gründe der angeordneten Adm inistrativmassnahmen.

Die w egen M issachten von Verkehrsregeln ve rfüg ten  
Verwarnungen haben ebenfalls zugenom m en. Im Jahr 2003 w u r
den 2 '503  Verwarnungen ausgesprochen gegenüber 2'471 im 
Vorjahr.

Ausserdem mussten 345 Personen zu einem  e in täg igen 
Verkehrsunterricht au fgeboten werden, weil sie w iede rho lt gegen 
die Verkehrsvorschriften verstossen hatten. Diese Zahl betrug im 
Vorjahr 399.

Zusätzlich zu den ge tro ffenen Adm inistrativm assnahm en w urden 
7 '583  Personen zu e iner G eldstra fe  ve ru rte ilt, w e il sie die 
Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Strassenverkehr mis
sachtet hatten. Diese Zahl belie f sich im Vorjahr auf 8 '058.

Buchhaltung und Inform atik

Die Einnahmen der Dienststelle nehmen von Jahr zu Jahr zu und 
erreichten im Jahr 2003 die Summe von 59,3 M illionen Franken. 
Dieser Betrag e rg ib t sich aus 3 7 0 '0 0 0  E inzahlungen m itte ls 
Einzahlungsscheinen und 2 2 7 0 0  handschriftliche Einzahlungen auf 
die Konti der F inanzverwaltung. In 3' 197 Fällen musste ein 
Betre ibungsverfahren e ing e le ite t w erden, w ährend  1 ' 582 
Kontro llsch ild-B esch lagnahm en angeordne t w urden , w e il die 
Verkehrssteuern nicht bezahlt w orden sind.

Im Jahr 2002 w urden 2 ’3 14 Bewilligungen fü r Fahrten des 40- 
Tonnen-Kontingents ausgestellt. Im Berichtsjahr 2003 belie f sich 
diese Zahl auf 3 '203.

DIENSTSTELLE FÜR JAGD, 
FISCHEREI UND WILDTIERE

Die A rbe it der Dienststelle stand auch im zweiten Jahr nach der ISO 
PM Zertifiz ierung im Zeichen derselben. Die im Rahmen dieser 
Ze rtifiz ie ru ng  insbesondere über die W ild h ü te r e rha ltenen 
Inform ationen machen deutlich, dass die adm inistrativen und w is
senschaftlichen Tätigkeiten die A rbe it des m odernen W ildhüters 
m ehr und m ehr prägen

JAGD

Im Jahre 2003 w urde jedes erlegte Schalenwild von einem 
W ild hü te r kon tro llie rt. Diese A rt der Kontrolle fü h rt zu sicheren 
Angaben über die Anzahl der erlegten Tiere sowie deren Qualität, 
Gew icht, A lte r und Geschlecht.
Im Jahre 2003 w urden erstmals Teile von Banngebieten fü r die Jagd 
au f Rotwild geöffne t. Zur Stabilisierung der Flirschbestände genüg
te der Abschuss in den offenen Jagdgebieten nicht mehr. Der 
Abschussplan sah deshalb einen Abschuss von mindestens 1200

Stück Rotwild vor. Verglichen m it dem Vorjahr bedeutete dies einen 
Mehrabschuss von ca. 300 Stück Rotwild. Die Abschussplanung 
w urde vollum fänglich e rfü llt, denn die Jagdstrecke beim Rotwild 
be trug  1251 Stück, w ovon  302 in den neu ge ö ffne ten  
Teilbanngebieten erlegt w urden.
Die Jäger haben sich strikte an die W eisungen gehalten und es 
w urde kein Verstoss innerhalb dieser Teilgebiete verzeigt. Die 
Lösung m it der variablen Ö ffnung von Teilgebieten erlaubt som it 
den Hirschbestand den regionalen Gegebenheiten angepasst zu 
regulieren und sollte m it der Zeit zu einer besseren Verteilung der 
Bestände führen.

FISCHEREI

Die Erfahrungen der letzten Jahre lassen verm uten, dass das 
Reproduktionspotenzial unserer Gewässer, sofern diese korrekt 
unterhalten werden, höher ist, als bisher allgemein angenommen. 
Die Anstrengungen im Bereich Gewässerverschmutzung sowie 
neue M ethoden zum Gewässerunterhalt beginnen Früchte zu tra 
gen.
Zusätzlich w erden wesentliche Verbesserungen durch die dritte  
Rhonekorrektion sowie den Sanierungsplan der Gewässer erwartet. 
Der Staatsrat hat eine A rbe itsgruppe beauftrag t die künstliche 
W iederbevölkerung unserer Fischereigewässer zu studieren. Die 
Gruppe hat im Jahr 2003 6 Arbeitssitzungen abgehalten und w ird  
Ihren ersten Zw ischenbericht bis Ende Januar 2004 abliefern.
Der Staatsrat hat im Bereich der Fischereigesetzgebung einen 
neuen 5-Jahresbeschluss erlassen und w ich tig e  Punkte der 
Fischereiverordnung revidiert. Unter anderem hat der Staatsrat auf 
Wunsch der Delegiertenversammlung des kant. Fischereiverbandes 
Angelhaken m it W iderhaken verboten. Diese w ich tige  Änderung 
im Bereich der Fischereigesetzgebung w ird  wesentlich zum Schutz 
der Jungfische in unseren Gewässern beitragen und som it die vor
genannten Anstrengungen zur Biotopverbesserung ideal ergänzen.

SCHUTZ DER WILDTIERE

Die Dienststelle versucht in Zusammenarbeit m it anderen Behörden 
sow ie insbesondere priva ten T ransportun te rnehm ungen  die 
Störungen von W ild tieren so gering als möglich zu halten. So konn
te m it den Zerm att Bergbahnen AG ein wirksames zukunftsw e i
sendes K onzept zur Ausscheidung von W ild - und W a ld 
schongebieten erarbeitet werden. Das Konzept baut insbesondere 
au f der E igenverantwortung und Selbstkontrolle der W intersportle r 
auf. Die Benutzung von Schneemobilen und Quads w ird  immer 
mehr zu einer ernsthaften Störungsquelle fü r unser W ild . In 
Zusamm enarbeit m it der Kantonspolizei hat die Dienststelle erste 
Schritte in die W ege ge le itet um dieses Problem zu lösen.



KANTONSPOLIZEI

GERICHTSPOLIZEI
1999 2000 2001 2002 2003

Total behandelte Fälle * (m it Verzeigungen BetmG)
- Höchstwert der 10 letzten Jahre = 15'073 im 1994 12'562 11'363 11'856 13' 523 13' 578
Aufklärungsquote (in %) 29.71 30.65 31.34 29.41 29.27
A usländerkrim inalitä t (in % )* 38.50 50.50 39.50 41.57 42.67
Jugendkrim inalitä t (in % )* 26.30 37.60 32.40 29.65 27.69
* vom Total der erm itte lten Täter

A uszug/Entw ick lung gewisser Fälle 1999 2000 2001 2002 2003

Tötungsdelikte (inkl. Versuch) 2 5 4 7 3
Körperverletzungen und Tätlichkeiten 254 246 261 288 315
N otzuchtde likte 10 8 5 10 13
Total strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integritä t 109 114 102 131 120
Diebstähle: 6 '1 16 5 '907 6' 181 7 '107 7 4 1 8
- davon Einbruchdiebstähle 1 '935 1 '822 1 '346 1 '825 1 '530
Diebstahl von M otorfahrzeugen 313 331 145 133 126
Sachbeschädigungen 1 '272 1 '303 1 '582 17 43 1 '681
Raubdelikte 19 17 23 35 36
Drohungen 111 90 80 86 102
Veruntreuungen 105 61 85 64 85
Betrugsdelikte 262 119 89 128 116
Brandstiftungen 49 58 40 60 80
Gemeldete Suizide 62 64 51 59 50

V erhaftun gen  /  A n h altu ng en  (ohne Strassenverkehr) 1999 2000 2001 2002 2003

Verhaftungen 718 669 591 731 844
Anhaltungen 3 '995 4 '986 5'545 6 '428 7 '591

Bundesgesetz über die B etäubungsm itte l 1999 2000 2001 2002 2003

Anzeigen 2 '003 1 '865 1 '897 2 '238 2 '081
Todesfälle in fo lge Überdosis 3 4 2 3 5

G erichtspolizeiliche Id en tifika tio n 1999 2000 2001 2002 2003

Technische Tatbestandsaufnahmen 1 '505 1 '484 1 '305 1 '669 1 '659
Erfasste Personen
(Photo - Fingerabdrücke - DNA) 571 541 785 664 814

Bem erkung :
Die Änderungen des Opferhilfegesetzes (OHG) vom 01.01.2002 kamen im vergangenen Jahr voll zum tragen.
Die Befragungen müssen durch Spezialisten/innen und in Anwesenheit von aussenstehenden Fachpersonen vorgenom m en werden
(Justiz, kantonale Dienststelle fü r Jugendliche, OHG-Beratungsstelle, Vertrauensperson, Übersetzer).

STRASSENVERKEHR

Verkehrsunfälle 1999 2000

G em eldete U nfälle 1 '638 1 '652 1 '580 1 '693 1 '562
- Tödliche Unfälle 31 29 27 26 27
- Unfälle m it Verletzten 684 777 732 793 735
- Unfälle m it Sachschaden 923 846 821 874 800

1 '812 1 '126 1 '198 1 '167 1 '221

U n fa llo p fe r
G etötete Personen 31 31 28 31 29
Verletzte Personen 925 1 '074 1 '017 1 093 1 '010



Hauptursache der U nfä lle  in %

Tödliche Unfälle 2002 2003

1. Geschw indigkeit 38.50 51.85
2. Trunkenheit 26.90 11.11
3. Überholen 11.50 11.11

Unfälle m it Verletzten 2002 2003

1. Trunkenheit 19.20 20.41
2. Geschw indigkeit 23.70 20.14
3. Missachten des V ortritts 20.80 18.78

G eschw indigkeitskontro llen

Im Jahr 2003 wurden 1 '826  G eschw indigke itskontrollen durch
ge führt (1 '887 im Jahr 2002).

231 '024  Fahrzeuge w urden kon tro llie rt (241 '627 im Jahr 2002).

2002 2003

Fehlbare A utofahrer 2 5 '261 28 '404
10.45% 12.29 %

Ordnungsbussen 2 2 '3 1 3 2 5' 554

Strafanzeigen
(Adm inistrativ-Massnahmen) 2 7 2 7 2 ' 592

Verzeigungen an das
Untersuchungsrichteram t 221 258

699 Kontrollen (38.28% ) wurden in der Nähe von Schulen durch
geführt.

Die Summe der Ordnungsbussen im Strassenverkehr (33 '352) belief 
sich auf Fr. 2 7 6 9 7 2 7 .2 0  (im Jahr 2002: 30 '244  Ordnungsbussen /  
Fr. 2 '604 '627 .~ ).

Schwerverkehrskontrollen

ln A nw endung der m it dem Bund Unterzeichneten Vereinbarung in 
Bezug auf den Schwerverkehr w urden, auf insgesamt 2 '496 
Stunden verteilt, 469 Kontrollen durchgeführt.

Es w urden 2 '228  Fahrzeuge kontro lliert, T 1 6 9  davon kamen aus 
dem Ausland. 594 Verzeigungen w urden ausgestellt und 212 
Ordnungsbussen einkassiert. Hauptsächliche Übertretungen: 426 in 
Bezug auf die ARV (52 .8% ) und 98 wegen Überschreitung des 
zulässigen Ladegewichts (12.2% ).

WEITERE AKTIVITÄTEN 

Einsatzzentrale

Im Jahr 2003 w urden die Einrichtungen des Tunnels in Collom bey in 
Betrieb genomm en.

Die Sirenen (allgemeiner Alarm) der Bezirke M onthey und St. 
Maurice können nun durch die EZ/KAZE ausgelöst werden. Der 
Anschluss fü r die anderen Bezirke ist im Gange.

Eingegangene N otrufe (112-117-118): 70 '032 (2002: 61 '846). 
A larme (Banken, Feuer, Tests, usw.): 5 '403 (2002: 2'916).

Flughafen - Rückschaffungen

Die Ausreise von 441 Personen w urde kon tro llie rt und organisiert 
(453 im Jahr 2002), darunter 250 Asylbewerber (219 im Jahr 2002), 
deren Gesuch abgelehnt wurde.

Verbrechensprävention

Im Bereich der Verbrechensprävention w urde anfangs 2003 die 
nationale Kampagne "Häusliche G ew alt" gestartet. Eine diesbe
zügliche In form ation ging an das gesamte Korps und an die 
G em eindepolize ien. Es w u rd e  eine N o tfa llka rte  (kantonales 
Konzept) erstellt, die den Beamten bei Einsätzen von häuslicher 
Gewalt als H ilfsm ittel dient.

M ehrere gezie lte Kam pagnen in Bezug au f gewisse 
K rim ina litätsform en w urden in Zusamm enarbeit m it der Presse rea
lisiert.

Erstmals in der Schweiz: das Büro fü r Verbrechensprävention der 
Kantonspo lize i hat in Zusam m enarbe it m it dem In s titu t 
Psychotrauma Schweiz (Frau Dr. Gisela Perren-K lingler) eine 
Broschüre m it dem Titel "Traumatische Folgen bei Opfern von 
E inbruchdiebstählen" herausgegeben.

Das Alarmsystem, welches U nternehm ungen und verschiedene 
Partner m it der Zentrale der Kantonspolizei verbindet, w urde über
arbeitet. Ein neues Programm w ird  zurzeit installiert.

Das Büro fü r Verbrechensprävention hat Privatpersonen und/oder 
Unternehm en über 200 Ratschläge in Sachen Prävention erteilt.

Verkehrserziehung

Die K inderga rten - und Primarschulklassen w urden  von der 
K antonspo lize i und den G em eindepolize ien besucht. Im 
M itte lpunk t stand die Sicherheit in Zusammenhang m it dem 
Benutzen von fahrzeugähnlichen Geräten im Strassenverkehr 
(Inline-Skates, M ini-Trottinetts, Skateboards, Rollschuhe) und den 
dam it verbundenen W eisungen vom 01.08.2002. Dennoch werden 
jedes Jahr etwa hundert verletzte Kinder auf den Walliser Strassen 
verzeichnet. In 40%  der Fälle liegt das Verschulden bei den 
Fahrzeuglenkern.

A u f 40 Sekundarschulen w urden  nur e tw a 25 durch die 
Kantonspolizei besucht. Was die Verkehrserziehung auf dieser Stufe 
a n b e tr if ft, bestehen noch Lücken in der U m setzung des 
Staatsratsbeschlusses vom 7. Juli 2000.

Die Kantonspo lize i hat m ehrere V erkehrsun fa ll
verhütungskam pagnen in Zusam m enarbeit m it ihren Partnern 
koordin iert. Zu den Hauptthem en gehörten A lkohol am Steuer, 
Tragen von Sicherheitsgurten, Sicherheit der Zweiräder, erhöhte 
G eschw indigkeit und Sicherheit der Kinder.

In form ation

Polizei - M edien
Die Abte ilung Inform ation verbreitete 400 Pressemitteilungen (ver
schiedene Unfälle, gerichtspolizeiliche Fälle, Verm isstanzeigen, 
Zeugenaufrufe, Naturkatastrophen, Brandfälle, usw.).

Sie stellte die In form ation in Zusammenhang m it den Präventions
kam pagnen sicher, sowohl im Bereich der Verbrechensverhütung 
als auch der Verkehrserziehung.
Es w urden mehrere Pressekonferenzen organisiert (Statistiken, 
Brand in Leuk, usw.). Die Anw esenheit auf Platz w urde verstärkt, 
um die Presseleute in ihrer A rbe it zu unterstützen.

Etwa 700 telefonische Anfragen von Presseleuten wurden behan
delt.

In terne  K om m unikation
Nebst der Verw altung verschiedener Inform ationsm itte l haben die 
M ita rbe ite r der Abte ilung die wöchentliche Ausgabe des internen 
Inform ationsblattes sowie die trim estrie lle Ausgabe des Journals der 
Kantonspolizei sichergestellt.



Ausbildung

Am 18. Dezember 2003 wurden 28 Aspiranten der AS 2003 verei
d ig t. Davon gehörten  7 den G em eindepolizeien von Crans, 
Montana-Randogne, M onthey (2x), Nendaz und Sierre (2x) an.

Die Rekrutierungskampagne fü r die AS 2004 w urde vom 17. 
Februar bis zum 18. April 2003 durchgeführt. 173 Interessenten 
haben eine D okum enta tion verlangt. 69 Kandidaten w urden 
berücksichtigt und zu den verschiedenen Prüfungen vorgeladen. 
Nach Analyse der Resultate w urden 14 Aspiranten französischer 
Muttersprache, davon 3 weiblichen Geschlechts, sowie 6 Aspiranten 
der deutschen Sprache fü r die Aspirantenschule vorge-schlagen.

W ährend 90 Halbtagen wurden die M itg lieder des Korps im tak ti
schen und polizeilichen Schiessen, Nachtschiessen sowie in der 
persönlichen S icherheit ausgebildet. Dabei w urden auch die 
Handhabung und der Unterhalt der W affen berücksichtigt.

Eine besondere Aufm erksam keit galt auch den Bereichen Aus- und 
W eiterbildung. Mehrere Beamte haben an verschiedenen Kursen 
und Seminaren te ilgenom m en. Auch die von der kantonalen 
V erw a ltung  organis ie rten Kurse erfreu ten sich einer grossen 
Teilnahme.

Buchhaltung /  Sekretariat

Die Buchhaltung hat 4 '93 5  Rechnungen im Gesamtbetrag von Fr. 
1 '990 '866 .35  (1 '6 8 6 '9 0 1 .90 im Jahr 2002) ausgestellt.

18 '874 A ufträge w urden vom Sekretariat der Kantonspolizei ver
w a lte t und w eitergele itet.

In form atik

Im Verlaufe des Jahres 2003 hat die A bte ilung In form atik  /  
D okum entation 12 Zielsetzungen verw irk lich t unteranderem:

Beendigung des Hochgeschwindigkeitsnetzes in der Rhonetalebene.

D urchführung einer externen und internen Sicherheitsprüfung und 
Erstellung eines Dokum entes in Bezug au f die Regeln zur 
Gewährleistung des Fortbestehens und der Vertraulichkeit der 
Polizeidaten.

Im Bereich der Zusammenarbeit zwischen den Kantonen und auf 
Bundesebene, Inbetriebnahm e eines zen tra lis ierten Te lefon
überwachungssystem.

Die Vorbereitung des G8-Gipfels in Evian hat die Realisierung eines 
Datenüberm ittlungsnetzes zwischen den Kantonen Genf, W aadt 
und Wallis positiv beeinflusst.

Überm ittlung /  M aterial

Der G8-G ipfel in Evian erforderte die Bestellung, Umsetzung und 
Einrichtung eines verschlüsselten Funksystems zur Gewährleistung 
einer kantonalen Deckung von St. G ingolph bis Gondo. Dieses w ird  
von den verschiedenen Einheiten der Kantonspolizei regelmässig 
fü r Spezialeinsätze in Anspruch genomm en.

Die Einheit AO/OD w urde fü r den G8-Einsatz vollum fänglich aus
gerüstet.

Erneuerung des Richtfunknetzes: neue D igitalgeräte im Bereich 13 
und 23 GHz bilden den Kern des Funkverkehrs und verbinden die 
Einsatzzentrale in Sitten m it den verschiedenen Funkrelais des 
Kantons. Diese sind rund um die Uhr in Betrieb und stellen die 
Funkverbindungen fü r Feuerwehr, 144 und Polizei sicher. Die 
Leistungsfähigkeit dieses Netzes zeigte sich bereits bei verschiede
nen U nw ettern in unserem Kanton.

DIENSTSTELLE FÜR INNERE 
ANGELEGENHEITEN

GESETZGEBUNGSARBEITEN

Die Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten besorgte die gesetzge
berischen A rbe iten fü r das D epartem ent fü r Volksw irtschaft, 
Institu tionen und Sicherheit auf fo lgenden Gebieten:

Gem eindeordnung

In seiner Sitzung vom 28. April 2003 genehm igte der Staatsrat den 
Entw urf des neuen Gemeindegesetzes. Die Vorbereitung dieser 
bedeutenden Gesetzesvorlage, deren Begründung und Begleitung 
in den parlamentarischen Kommissionen haben w ährend des gan
zen Jahres 2003 die Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten stark 
in Anspruch genom m en. Das Parlament ist dieser Revision positiv 
begegnet und nahm sie in erster Lesung in der Septembersession 
2003 an. Dieser Gesetzesentwurf bildete vor Ende des Jahres noch
mals Gegenstand einer Prüfung durch die 2. parlamentarische 
Kommission. Er kann som it zu Beginn des Jahres 2004 dem 
Parlament zur Schlussgenehmigung un te rb re ite t w erden; das 
Inkrafttreten ist, nach A blauf der Referendumsfrist, vorgesehen auf 
Sommer 2004.

Verfassungsrevision der G em eindeordnung

Parallel zu diesem neuen Gesetz füh rte  die Dienststelle auch die 
Revisionsarbeiten der Kantonsverfassung be tre ffend  die 
G em eindordnung. Das Parlament beschloss, ebenfalls in der 
Septembersession 2003, die Zweckmässigkeit zur Revision der 
A rtikel 75, 78 und 79 der Kantonsverfassung, w o m it hauptsächlich 
bezweckt werden soll, den Urversammlungen die Befugnis zur fo r
mellen Beschlussfassung über den Voranschlag einzuräumen und 
das systematische Homologationsverfahren des Staatsrates fü r 
w ich tig e  G em eindegeschäfte  (K red itau fnahm en,
L iegenschaftsverkäufe, D arlehensgew ährungen, Bürgschaften 
usw.) aufzuheben. Der Grosse Rat nahm diese Reform ebenfalls 
positiv auf und beschloss e instim m ig und ohne Enthaltung die 
Zweckmässigkeit dieser Revision. Im Anschluss an diesen Beschluss 
w urden  die Revisionsarbeiten w e ite rg e fü h rt und die 
Verfassungstexte und die entsprechende Botschaft dem Staatsrat 
vor Jahresende unterbreitet.

Gesetz über die W ahlen und A bstim m ungen

Der von der Dienststelle ausgearbeitete V orentw urf des Gesetzes 
bildete Gegenstand eines Vernehmlassungsverfahrens, das bis Ende 
des Jahres 2002 dauerte. Im Verlaufe des Jahres 2003 nahm die 
D ienststelle die no tw end igen  Anpassungen vor und konnte  
schliesslich im Dezem ber dem Staatsrat zusammen m it der 
Botschaft einen Entwurf des neuen Gesetzes unterbreiten, das 
heute die Bezeichnung „Gesetz über die politischen Rechte" trägt.

Bezirksordnung

Das Vernehmlassungsverfahren w a r auf den Sommer 2003 befris
tet. Leider konnte die Dienststelle in fo lge des oben erwähnten 
Gesetzgebungsprogramms sowie der m it der Organisation der eid
genössischen W ahlen verbundenen A ufgaben diese Revision nicht 
aktiv w eiterführen. Die Priorität w urde denn auch den genannten 
Gesetzesvorlagen betreffend die Gemeinden und die politischen 
Rechte eingeräum t. Die Revisionsarbeiten zur Bezirksordnung w u r
den dem zufolge auf das Jahr 2004 verschoben.

E nteignungsgesetz

In seiner Sitzung vom 14. Mai 2003 setzte der Staatsrat eine ausserpar- 
lamentarische Kommission ein m it dem Auftrag, ihm einen Vorentwurf 
des Gesetzes zu unterbreiten. Diese Kommission, in welcher die 
Dienststelle aktiv teilnimmt, nahm ihre Arbeiten im Herbst 2003 auf. Sie 
beabsichtigt, diesen Vorentwurf vor dem Sommer 2004 vorzulegen.



W eite re  G esetzgebungsarbeiten

Im Verlaufe des Jahres 2003 arbeitete die Dienststelle fü r Innere 
A ngelegenheiten m it an der Ausarbeitung von verschiedenen 
Gesetzesvorlagen, indem sie ein M itg lied in eine ausserparlamenta- 
rische Kom m ission oder in eine vom  Staatsrat eingesetzte 
A rbe itsgruppe (in terkom m unaler Finanzausgleich) delegierte oder 
indem sie ihre Stellungnahme auf Anfrage des Staatsrats oder des 
Departements abgab.

VERWALTUNGSARBEITEN

W ahlen

A m  19. O ktober und am 2. Novem ber 2003 fanden  die 
Nationalrats- und Ständeratswahlen statt.

Die Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten w a r anlässlich dieser 
W ahlen in A nbetrach t der Anzahl h interlegter Listen (17), der 
Anzahl Kandidaten fü r die N ationalra tsw ahlen (91) und der 
Durchführung des zw eiten W ahlgangs fü r die W ahl des Ständerats, 
besonders beansprucht. E rwähnenswert ist, dass tro tz  dieser 
Gegebenheiten diese W ahlen einmal m ehr reibungslos verliefen, 
was auch ein Verdienst der Gemeinden ist.

Abstim m ungen

A u f eidgenössischer Ebene hat sich das W alliser S timmvolk zu 11 
Vorlagen verte ilt auf 2 Urnenänge ausgesprochen. Im Verlauf des 
Jahres 2003 w urden an die Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten 
312 Verwaltungs- und Aufsichtsbeschwerden zur Prüfung und 
Instruktion überwiesen. Im gleichen Zeitraum hat der Staatsrat auf 
Vorm einung der Dienststelle 288 Entscheide gefällt.

Genehm igung von Regiem enten, 
Statuten, Darlehen, Verkäufen, 
Tauschverträgen usw.

Im Verlauf des Jahres 2003 hom olog ierte der Staatsrat auf Antrag 
der D ienststelle fü r  Innere A nge legenhe iten  129 
Gem einderegiemente, wovon 33 Bau- und Zonenregiemente sowie 
Quartierpläne.

Ferner bew illig te  der Staatsrat nach Begutachtung durch die 
Dienststelle fü r Innere Angelegenheiten:

36 Kaufverträge, Baurechtsverträge, usw.
31 Kreditaufnahm en über einen Betrag von Fr. 32 '0 4 0 '0 2 7 .~
6 Bürgschaften fü r einen Betrag von Fr. 5 '9 9 5 '0 0 0 .-
2 Darlehen fü r einen Betrag von Fr. 350 '000 .~

Betreffend Kreditaufnahm en zeigt die nachfolgende Statistik die
bew illig ten Beträge seit 1991 :

Erwerb von Grundstücken 
durch Personen im Ausland

ln seiner E igenschaft als Rekursbehörde hat der C hef der 
D ienststelle fü r  Innere A nge legenhe iten  926 erstinstanzliche 
Entscheide geprü ft (gegenüber 800 im Jahre 2001 und 917 im 
Jahre 2002).

Gegen diese Entscheide w urden keine Beschwerden eingereicht.

RAUMPLANUNG

ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Zwei wesentliche Aufgaben der Raumplanung bestehen darin, die 
raum wirksam en Tätigkeiten aufeinander abzustimmen und den 
zuständigen Behörden die erforderlichen Angaben zu liefern, dam it 
sie eine umfassende Interessenabwägung vornehm en können.

M it den zur Verfügung stehenden M itte ln , namentlich dem kanto
nalen Richtplan und den kom m unalen Nutzungsplänen, versucht 
die Dienststelle fü r Raumplanung (DRP), die räumliche Entwicklung 
auf die sozialen und w irtschaftlichen Tätigkeiten auszurichten und 
dabei das natürliche und überbaute Umfeld zu schonen.

Im Jahre 2003 hat sich die DRP hauptsächlich in folgenden 
Sachbereichen engagiert:

- W eite rführung der m it dem Richtplan verbundenen Studien;
- A usführung der im Richtplan festgelegten Aufgaben;
- A nhörung der interessierten kantonalen, regionalen und kom m u

nalen Stellen bei Sachplänen des Bundes (insbesondere beim 
Sachplan Strasse und beim Sachplan Schiene /  ÖV) im Bestreben 
eine geeignete M itw irkung  der Bevölkerung sicherzustellen;

- Anpassung der kom m unalen Zonennutzungspläne;
- Erarbeitung von Sondernutzungsplänen;
- Koordination zwischen den Gemeinden und den betroffenen 

Instanzen fü r die Erstellung und Bew irtschaftung der Fuss- und 
W anderw egnetze gemäss dem kantonalen Ausführungsgesetz 
vom 27. Januar 1988;

- Behandlung von Subventionsgesuchen fü r die Anpassung der 
Zonennutzungspläne;

- Projekt der 3. Rottenkorrektion, namentlich bei der D efin ition der 
generellen Ziele der Raumplanung und der Überprüfung der 
Vereinbarkeit dieses Projektes m it dem kantonalen Richtplan und 
den Zonennutzungsplänen.

Parallel dazu hat die Dienststelle die Gemeinden, die Bezirke und 
Regionen und die beauftragten Ortsplaner im Rahmen des kanto
nalen Richtplanes und bei der Anpassung der Nutzungspläne bera
ten, unterstü tz t und m it ihnen zusammengearbeitet.

Zudem hat die Dienststelle in A rbe itsgruppen und an Studien von 
nationaler (KPK, CORAT, CE AT, NEAT/AlpTransit) und in te rnationa
ler Bedeutung m itgearbe ite t (Espace Mont-B lanc /  Conseil du 
Léman /  Conseil Valais -  Vallée d 'Aoste du Grand-St-Bernard).

KANTONALER RICHTPLAN

A. Bewirtschaftung des Richtplanes

Die fo lg ende n  K oord ina tionsb lä tte r, beschlossen durch den 
Staatsrat im Jahre 2003, sind dem Bund zur Genehm igung un ter
bre itet w orden:
- B.3/4 «Einkaufszentren»
- F.8/2 «Restwassermengen»
- G.6/2 «Trinkwasserversorgung»
- G.7/2 «Gewässerschutzzonen»

Jahr A nzahl
K red itaufnahm en

B ew illig te r Betrag

1991 54 Fr. 7 5 '917 '000 .—
1992 72 Fr. 1 1 4 7 8 3 '9 0 0 .—
1993 55 Fr. 8 9 '6 3 1 ’000.~
1994 46 Fr. 122 '3 51 ' 530.—
1995 43 Fr. 72 ' 1 16 '80 0 .—
1996 29 Fr. 4 5 '2 8 7 ’000.—
1997 29 Fr. 5 8 '7 7 3 ’000.~
1998 32 Fr. 61 7 1 6 '4 7 9 .—
1999 82 Fr. 13 8 '6 0 5 '5 8 9 .~
2000 70 Fr. 281 '767 '293 .—
2001 77 Fr. 4 0 6 '2 8 2 ’209 .—
2002 35 Fr. 91 '2 6 4 '6 2 4 .-
2003 31 Fr. 32 '0 4 0 '0 2 7 .—



- H.4/2 «Luftqualitä t»

Das Koordinationsblatt 1.1 «Schutz vor Naturgefahren» be findet 
sich in der Aktualisierungsphase.

Bis Ende 2003 sind seit der Annahm e des kantonalen Richtplanes 
(21.12.1988) 83 Koordinationsblätter der Kategorie „Festsetzung" 
zugeordnet worden.

B.Grundlagen fü r den kantonalen  
Richtplan

L ä n d lic h e r R aum
Um das G leichgew icht der vie lfä ltigen Funktionen des ländlichen 
Raumes zu w ahren , ha t die G rund lagenstud ie  drei 
R ichtungsschwerpunkte festgelegt. Diese erlauben nam entlich 
Planungsinstrumente anzuwenden und raumrelevante Projekte zu 
bewirtschaften. Diese Vorgaben sollen die M u ltifunk tion a litä t des 
ländlichen Raumes stärken, die ergänzenden Strukturen Land / 
Stadt fördern und dazu beitragen, die Diveristät der Landschaft bes
ser zu nutzen; dies stellt eine echte Strategie fü r die nachhaltige 
Entw ick-Iung und die Raumplanung dar. In diesem Zusammenhang 
w ird  eine Inform ationsbroschüre erarbeitet, welche das Vorgehen, 
die Defin ition, die Tendenzen und Konflik te des ländlichen Raumes 
des Kantons Wallis aufzeigt.

B. Teilrevisionen der
Zonennutzungspläne sowie  
der Bau- und Zonenregiem ente

Im Rahmen der W eiterführung der Raumplanungsaufgaben haben 
die Gem einden in Zusam m enarbeit m it der Dienststelle fü r 
Raumplanung (DRP) im Jahre 2003 32 RPG-konforme Teilrevisionen 
der Zonennutzungspläne und/oder der Bau- und Zonenregiemente 
vorgenom m en.

C. Sondernutzungspläne

Bei Bedarf konn ten  die G em einden die Erarbeitung von 
Sondernutzungsplänen verlangen und der DRP zur Prüfung oder 
Stellungnahme unterbreiten. Dies e rfo lg te  für:
-23 Detailnutzungspläne (DNP)
-4 Quartierpläne (QP)

Im Verlaufe des Jahres 2003 w urden 5 Gesamtrevisionen und 16 
Teilrevisionen der Zonennutzungspläne durch den Staatsrat hom o
logiert

ORTSPLANUNG 

A.Gesamtrevision  
der Zonennutzungspläne

Alle Gemeinden des Kantons sind verpflichtet, sofern erforderlich, 
ihre Zonennutzungspläne den A nforderungen des Bundesgesetzes 
über die Raumplanung (RPG) vom  22. Juni 1979 anzupassen.

Die Nutzungspläne ordnen die zulässige Nutzung des Bodens und 
unterscheiden vorab Bau-, Landwirtschafts- und Schutzzonen (Art. 
14, 15, 16, 17 RPG). Ein Teil der rechtsgültigen Zonenpläne 
entspricht nicht den Bestimmungen des Bundesgesetzes, weil nur 
die Bauzonen ausgeschieden w urden. Am  31. Dezember 2003 
zeigte sich fo lgende Situation:

- 102 Gemeinden besitzen einen RPG-konformen,
hom olog ierten Zonennutzungsplan;

- 18 Gemeinden verfügen über einen positiven
Vorprüfungsentscheid des Staatsrates;

- 26 Gemeinden w arten  auf den Vorprüfungsentscheid; der
Synthesebericht ist der Dienststelle fü r innere 
Angelegenheiten zugestellt w orden;

- 3 Gemeinden haben ihr Dossier zur Vorprüfung abgegeben;
- 1 Gemeinde hat ihren Entw urf während 30 Tagen

öffen tlich  aufgelegt;
- 8 Gemeinden haben die Überarbeitung ihres

Zonennutzungsplanes eingeleitet.

Die 8 nachstehend au fgeführten Gemeinden haben das Verfahren 
zur Anpassung ihrer Zonennutzungspläne an die Anforderungen 
des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 
1979 noch nicht in die W ege geleitet:
Bovernier, Bourg St. Pierre, Vissoie, Mühlebach, Niederwald, Bister, 
Martisberg und Eisten

Im Sinne von A rt. 10 des kantonalen Raumplanungsgesetzes (RPG) 
und gemäss den Bestimmungen des Reglementes vom 20. Juni 
1990 be tre ffend  die Förderungsm assnahm en in Sachen 
Raum planung hat der K anton W allis im Jahre 2003 den 
Gemeinden, die ein vorschriftsmässiges Subventionsgesuch einge
reicht haben, entsprechend den ausgeführten Arbe iten einen 
Gesamtbetrag an Subventionen von Fr. 44 9 '999 .40  gewährt.



DIENSTSTELLE FÜR INDUS
TRIE, HANDEL UND ARBEIT

1. HANDEL UND PATENTE

1.1 Handel

Die Sektion Handel und Patente w ar 2003 m it der Ausarbeitung 
fo lgender Gesetzesentwürfe (samt Botschaft) beauftragt:
- Gesetz betreffend die Rückerstattung von Tombolagebühren;
- Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Konsumkredit;
- Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über das Messwesen.

Des weiteren w urden erste Vorkehrungen im Hinblick auf die 
Totalrevision des Gesetzes über die Handelspolizei vorgenom m en. 
Die Sicherstellung der A nw endung der Bestimmungen betreffend 
die Ladenöffnung (LöG) sowie des Bundesgesetzes über das 
Gewerbe der Reisenden bildete, neben den gesetzgeberischen 
Tätigkeiten, eine der Hauptaktivitä ten der Sektion. In diesem 
Zusammenhang w urden auf kantonaler sowie auf Bundesebene 
verschiedene Inform ationssitzungen abgehalten.

Die K ontro lltä tigke it der Handelspolizei w urde verstärkt sowie 160 
Kontrollen im Zusammenhang m it der Deklarationsverordnung in 
Bäckereien, W einhandlungen sowie diversen Betrieben durch
geführt.
Die kantonale Stelle des Schweizerischen Fonds fü r Hilfe bei nicht 
versicherbaren Elem entarschäden hat in insgesam t 49 
Schadenfällen zusätzlich zur Schweizerischen Fondshilfe einen 
entsprechenden kantonalen Beitrag in der Gesamthöhe von Fr. 
13 '298.50 geleistet. Der Schweizerische Fonds seinerseits hat fü r 
dieselben Schadenfälle einen Gesamtbetrag von Fr. 7 8 7 6 0 .- an die 
Geschädigten ausbezahlt.

1.2 Patente

Einer der Schwerpunkte bildete die Zusamm enarbeit m it der the
matischen Kommission Vollsw irtschaft und Energie des Grossen 
Rates im Rahmen der laufenden Revision des Gesetzes über das 
Gastgewerbe und den Handel m it alkoholischen Getränken (GGG), 
zur Vorbereitung.
Z w e ite r S chw erpunkt b ilde te  die S icherste llung des 
Erneuerungsverfahrens säm tlicher Patente und Bewilligungen, die 
K on tro lle  und Erfassung dieser Daten sow ie die in 
Rechnungstellung der neuen jährlichen Abgaben au fgrund der 
Entscheide der Gem eindebehörden. 2003 w urde fo lgende Anzahl 
Bewilligungen und Patente erteilt:

Zur Erlangung des kantonalen Fachausweisais G astw irt w urde im 
Januar je  ein U nte rrich tsb lock „G a s tro -M a n a g e m e n t" sow ie 
„A llgem einkenntn isse und Betriebsw irtschaft" m it anschliessende 
Prüfung in Französisch und Deutsch durchgeführt. Im Februar 
sowie August fanden zusätzliche Kurs- und Prüfungsblöcke in 
Französisch statt. Im September besuchten die Teilnehmer sowohl 
in französischer w ie  auch in deutscher Sprache den

Unterrichtsblock „G astro -M anagem ent". Ihre Ausbildung w ird  im 
April 2004 w e itergeführt.
Im September w urde zudem ein Kurs- und Prüfungsblock in 
Deutsch und Französisch zur Erlangung des K antonalen 
Fachausweises des Hotelier geführt.
Im Frühling 2003 fand ein Kurs- und Prüfungsblock in Deutsch und 
Französisch über die Walliser Gesetzgebung statt. Ein zusätzlicher 
Kurs in Deutsch fand im Herbst statt.
M it Beiträgen aus dem kantonalen Gastgewerbefonds w urden die 
Hochschule Wallis (HEVs/Kursorganisatorin) sowie das kantonale 
A usb ildungsp rog ram m  der H ote lem pfangsassistentinnen 
unterstü tzt.

1.3 Schlichtungsbehörde für 
M ietverhältnisse

Die Kantonale Schlichtungsbehörde w ar 2003 erneut m it einem 
m erklichen Anstieg der Anzahl un terbre iteter und behandelter 
Dossiers k o n fro n tie rt. M it provisorischen, organisa torischen 
Massnahmen konnte die Sektion die gute Funktionsweise des 
Sekretariats dieser Behörde sicherstellen. Die steigende Anzahl 
Dossiers fo rde rt eine Um strukturierung der Funktionsweise des 
Sekretariats der Schlichtungsbehörde im Verlaufe des ersten 
Semesters 2004.

2003 behandelte die Schlichtungskommission 712 Dossiers (27,8%

Zunahm e der Anzahl Dossiers im Verhältn is  
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mehr als 2002), wovon 571 (29,5%  mehr als 2002) w ie  fo lg t 
abgeschlossen w erden konnten:

- in 382 Fällen (66,9% ) konnte eine Einigung erzielt werden;
- in 68 Fällen (11,9% ) musste eine N ichtein igung festgeste llt w e r

den;
- in 61 Fällen (10,7% ) w urden Entscheide ge fä llt und
- 60 Fälle (10,5% ) konnten anderw eitig  erledigt werden.

2. ARBEITSMARKT

2.1 Entwicklung der Arbeitslosigkeit im 
Jahr 2003

Die durchschnittliche Arbeitslosenquote im Wallis stieg 2003 um 
0 ,8  P rozentpunkt au f 3 ,4 % . Die du rchschn ittliche  Anzahl 
Arbeitslose be läuft sich auf 4 7 2 2 . Dies sind V 163 mehr als im 
Vorjahr. Das erste Mal seit 1999 überstieg die Arbeitslosenquote die 
Marke von 3% . Die Arbeitslosenquote liegt jedoch erstmals unter 
dem schweizerischen M itte l von 3 ,7% . Die Differenz be trägt 
dementsprechend 0,3 Prozentpunkt.
Die durchschnittliche Anzahl Stellensuchender nahm 2003 eben
falls zu. Sie stieg um 1 '540  auf 7 '990. Die Arbe itsm arktbehörde ist 
w eiterh in  um die Saisonalität der Beschäftigung im Bau- und 
Gastgewerbe sowie in der Landw irtschaft besorgt.

Folgende Patente und Bewilligungen w urden erteilt:

Jahr Automatische
Apparate

Spielsalons Wandernde
Tätigkeiten

Tombola

2001 3 '0 1 3 18 472 200
2002 2 '943 13 423 186
2003 2 '856 11 318 184

Bewilligungen / Patente 
Gastgewerbe

Bewilligung für den Verkauf von 
alkoholischen Getränken zum M itnehm en

3 7 4 3 650



E ntw icklung der durchschnittlichen A nzahl Arbeitsloser im 
W allis

2.2 Arbeitslosenversicherung

K urzarbeitsentschädigung (KAE

Jahr 2001 2002 2003 Abweichungen in %

verlorene Stunden 50'361 9 4 ’624 164'927 +74%

Die Entw icklung der Gesuche fü r Kurzarbeitsentschädigung w iders
piegelt die W irtschaftslage im Laufe des Jahres 2003.

M assenentlassungen1

Jahr 2002 2003 Variation

Anzahl U nternehm ungen 13 14 + 1

Anzahl entlassene M ita rbe ite r 223 346 + 123

Sechs Massenentlassungen sind Folgen von Betriebsschliessungen. 
In den anderen Fällen spricht man von Personalabbau.

Gesuche zur Ü berp rü fun g der V erm ittlun gs fäh igke it /  
Erlassgesuche

Jahr 2000 2001 2002 2003

V erm ittlungsfähigke it 340 282 291 274
Erlasse 108 69 73 101

’Jegliche Entlassung von m ehr als 6 M ita rbe ite rn ist eine
Massenentlassung. Die üblichen Entlassungen in den Branchen m it 
saisonalem Charakter werden in dieser Statistik nicht berücksich
tig t.
Die Regionalen Arbeitsverm ittlungszentren (RAV) überm itte lten 136 
Gesuche zur Ü berprü fung der V erm ittlungsfäh igke it und die 
Arbeitslosenkassen deren 138. Die Dienststelle stellte in 72%  der 
Fälle eine V erm ittlungsunfäh igke it fest.

Einsprachen
Am 1. Januar 2003 w urde im Rahmen der Arbeitslosenversicherung 
ein Einspracheverfahren e ingeführt. Die Dienststelle ist dazu befugt, 
Einsprachen gegen ihre eigenen Entscheide sowie gegen jene der 
RAV zu behandeln. 2003 gingen 251 Einsprachen ein: 166 waren 
gegen Entscheide der RAV, 85 gegen Entscheide der Dienststelle. 
Die Einsprachen w urden durchschnittlich innerhalb eines Monats 
behandelt.

2.3 Ö ffentliche Verm ittlung und 
Beratung: die Regionalen  
Arbeitsverm ittlungszentren (RAV)

Die bereits 2002 beobach te te  ste igende Tendenz der 
Arbeitslosigkeit setzte sich im Laufe des Jahres 2003 fo rt. Die RAV 
beschäftig ten sich durchschnittlich m it 7 '990  Stellensuchenden pro 
M onat. Dies waren je nach M onat zwischen 6 '706  und 10'029 
Personen. Im Vergleich zum Vorjahr w urden in den RAV durchsch
nittlich 1 '540  Stellensuchende m ehr pro M onat betreut und bera
ten.
A ufg rund  des Arbeitsvolumens mussten in allen Regionen die 
Sekretariate der RAV verstärkt und die Anzahl Personalberater 
e rhöht werden. Der Personalbestand stieg dem zufolge in einem 
Jahr von 88,7 auf 98,9 Arbeitsstellen.

Stellensuchende
VS

monatliches
M inim um

Stellensuchende
VS

monatliches
M axim um
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VS
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E ntw icklung der Situation
Das Verhältnis zwischen arbeitslosen Schweizern (61,5% ) und 
Ausländern (38,5% ) ble ib t unverändert. Auch die W erte je nach 
Q ualifika tion veränderten sich kaum. Die Arbeitslosenquote der un- 
oder angelernten Arbeitslosen nahm leicht ab (von 47 ,7%  auf 
45 ,4% ), w obei jene der qualifiz ierten Arbeitslosen von 43 ,1%  auf 
4 4 ,3%  stieg. Bei den jugendlichen Arbeitslosen kann ebenfalls eine 
leichte Zunahme der durchschnittlichen Arbeitslosenquote festges
te llt werden. Bei den Lehrabgängern stieg sie von 3,1%  auf 3,4%  
und bei den Schulabgängern von 2,9%  auf 3,2% .
Die 2003 festgestellte Situation weist fo lgende M erkm ale auf:
- eine anhaltende Verm inderung der Anzahl Personen m it einem 

Zwischenverdienst;
- „neue A rbe itslose", häufig besser qualifiziert;
- einen Anstieg der W iederanm eldungen au fgrund saisonaler 

Arbeitslosigkeit;
- eine steigende Anzahl komplexer Situationen;
- verm ehrt Fälle von w iederho lter Arbeitslosigkeit seit 4 bis 10 

Jahren;
- einen Anstieg der Anzahl Personen, w elche au fgrund von 

Restriktionen der neuen, im Som m er in K ra ft ge tre tenen 
Gesetzesgrundlagen des Bundesgesetzes über die 
Arbeitslosenversicherung (AVIG) 2003 ausgesteuert w urden.

Trotz diesen Tatsachen waren die RAV bei der Verm ittlung von 
Stellensuchenden äusserst erfolgreich. Der Mangel an qualifizierten 
M ita rbe ite rn  in gewissen Branchen zw ing t die RAV vermehrt, 
zusammen m it den U nternehm ungen M itte l und W ege zur 
Umschulung einer g rossen Anzahl Stellensuchenden zu suchen, 
dam it o ffene Stellen m it hohen A nforderungen besetzt werden 
können. A ndererse its verze ichnet der A rbe itsm ark t grosse 
Personalfluktuation. Dies begünstig t gewiss W iedereingliederungs
m öglichkeiten, b irg t jedoch auch das Risiko einer kontinuierlichen 
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen in sich.

W ie überall in der Schweiz stieg der nicht reduzierbare Sockel der 
Arbeitslosigkeit deutlich an. Daraus resultiert die N otw endigke it der 
RAV, einer steigenden Anzahl kom plexer Situationen entgegen zu 
tre ten. Sie müssen ihre D ienstleistungen dementsprechend ständig 
anpassen und im m er enger m it den Berufsinformationszentren 
(BIZ), den Sozialmedizinischen Zentren (SMZ), der Walliser Liga 
gegen die Suchtgefahren (LVT) sowie der Invalidenversicherung (IV) 
zusammen arbeiten.

Entwicklung der durchschnittlichen Anzahl Arbeitsloser im 
Wallis

#  #  #  #  #  #  *  * 4*  #  4*  # # #



2.4. Logistik arbeitsm arktlicher 
Massnahmen (LAM)

A rbeitsm arktbeobachtung W allis (ABW )
Im Rahmen der 2002 geschaffenen A rbe itsgruppe „Beschäftigung 
A usb ildung" w urde  eine Studie über die A bw anderung von 
Kompetenzen aus dem Wallis durchgeführt. Die Resultate werden 
im Frühling 2004 bekannt gegeben.
Zur besseren Erfassung des Arbeitsm arktes w ird  ein monatliches 
S tatistikbulletin en tw icke lt, welches zuverlässige und leicht zu inter
pretierende Daten über die Beschäftigung au fführt.
M it Hilfe einer Studie innerhalb der RAV konnten die Bedürfnisse an 
arbeitsm arktlichen Massnahmen (AM ) bestim m t werden. Damit 
kann das A ngebot, aber auch die Verteilungsstrategie dieser AM  
auf den neusten Stand gebracht werden.

A rbeitsm arktliche M assnahm en (A M ) im A llgem einen

*e in  Jahresplatz en tsp rich t 220  Tagen Teilnahm e an einem 
Programm

A ufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit stieg auch die Teilnahme 
an arbeitsm arktlichen Massnahmen.

Bildungsm assnahmen
Bei den Bildungsmassnahmen geht die Ausrichtung dahin, das 
Erlernte w enn immer m öglich praktisch anzuwenden. Vielfach 
konnten 2003 Kurse d irekt in Betrieben durchge füh rt w erden oder 
w urden durch ein anschliessendes Praktikum in Unternehm en 
ergänzt.

Beschäftigungsm assnahm en
Bei den Beschäftigunmassnahmen fand im Gegensatz zu den 
Bildungsmassnahmen praktisch keine Zunahme der Teilnehmeran
zahl statt.

Erfreulich ist die starke Zunahme bei den Einarbeitungszuschüssen. 
Diese Massnahme bed ing t einen unbefristeten Arbeitsvertrag und 
die W iedereing liederungsquote ist dementsprechend hoch.

E rgänzende kantonale  M assnahm en
Eine starke S te igerung ist bei den be ru flichen
Eingliederungsverträgen (BEV) feststellbar. Diese Zunahme ist gröss
tenteils auf die verschlechterte Situation auf dem Arbeitsm arkt, 
aber auch auf die Revision des AVIG m it der Kürzung der Anzahl 
Taggelder zu rückzu füh ren . Eine Verbesserung au f dem 
A rbe itsm ark t w irk t sich erst m it einer Verzögerung au f die 
Benützung der BEV aus.

Ergänzende kantonale Massnahmen Verfüngunc en

2000 2001 2002 2003

Kantonale berufliche 
Eingliederungsverträge (BEV) 445 309 327 511

Kantonale Einarbeitungszuschüsse 29 19 28 19

Kantonale Pendlerkosten- und 
W ochenaufenthalterbeiträge 14 4 1 6

Bildungsmassnahmen 9 44 19 23

3. AUSLÄNDISCHE ARBEITSKRÄFTE

Freier Personenverkehr und 
flankierende Massnahmen

Am  1. Juni 2004 tr it t  der freie Personenverkehr un ter Vorbehalt der 
Beibehaltung der Kontingente w ährend drei Jahren effektiv in 
K raft. A b diesem Datum  w erden e inzig die flank ie renden  
Massnahmen Schutz vor Risiken w ie Lohndum ping bieten. Die 
E inführung dieser Massnahmen muss deshalb sorgfä ltig  vorbereitet 
werden.
Die D ienststelle nahm  2003 intensiv an verschiedenen 
V orbere itungsa rbe iten  te il: gesetzgeberische T ä tigke iten ,
Einsetzung e iner tr ip a rtite n  Kom m ission, erste 
A rbe itsm arktbeobachtungen sowie Regelung der A nm eldung von 
entsandten Arbe itskräften.

Entwicklung der Ausländischen 
A rbeitskräfte

Die Dienststelle füh rte  ihre selektive Bew illigungspolitik fü r auslän
dische A rbe itskräfte fo rt. Besondere Aufm erksam keit ga lt der 
Verw altung des Kontingents an Aufen tha ltsbew illigungen B. W ie 
bereits 2002 w urden  die Erneuerungen der A u fe n th a lts 
bew illigungen (1 '546 Einheiten) in dieser Statistik n icht berücksich
t ig t

E ntw icklung der A nzahl A u fen th a ltsb ew illig u n g en  EU/EFTA 
ausgestellt zw ischen dem  1.11.02 und dem  31.10.03

2001 2002 2003 Diff.
2002-2003

Diff.
en %

Kurzaufenthalt L 
(< 4  M onate) 6' 561 7'862 7'41 5 -447 -6%

Kurzaufenthalt L 
(4-12 M onate) 8 '409 9 '583 9'831 +248 +3%

Grenzgänger G 1 '836 1 '776 1701 -76 -4%

Asylsuchende 918 879 766 -113 -13%

A ufen tha lts
bew illigung B 445 449 288 -161 -36%

Total 18 '169 20 '549 20'001 -548 -3%

Massnahme realisierte
Jahres
plätze
2000

realisierte
Jahres
plätze
2001

realisierte
Jahres
plätze
2002

realisierte
Jahres
plätze
2003

(Schätzung)

Differenz
2002-
2003

Beschäftigungs
programme

Kurse 262 260 322 357 +  11 %

Einarbeitungs
zuschüsse 83 59 64 87 + 3 6  %

Betriebspraktika 36 20 25 26 + 4  %

Förderung der 
selbständigen 
Erwerbstätigkeit 14 19 18 26 + 4 5  %

Ausbildungs
zuschüsse 7 7 9 13 + 4 4  %



Im G astgew erbe kann ein deu tliche r Rückgang der 
K urzaufen tha ltsbew illigungen festgeste llt w erden (-23% ). Die 
A ufen tha ltsbew illigungen in der Rubrik „D iverse" nahm hingegen 
stark zu. Grund h ierfür ist, dass 2003 die Aufen tha ltsbew illigungen 
fü r die grossen Baustellen und die entsandten A rbe itskräfte (1 7 2 6  
Einheiten) vollständig dem kantonalen Kontingent belastet wurden.

DIENSTSTELLE FÜR 
TOURISMUS UND 
REGIONALENTWICKLUNG
Die Dienststelle, die frü h e r «Dienststelle fü r  Tourismus- und 
W irtschaftsförderung» hiess, hat seit anfangs Jahr einen neuen 
Namen.

TOURISMUS  

W alliser Tourismus im A llgem einen

Im Vergleich zum Vorjahr gingen in der Schweiz die Logiernächte 
um rund 3.5 % zurück. Im Jahre 2002 profitie rte  vor allem das 
M itte lland von der EXPO.02. O bwohl die Prognosen au fgrund der 
allgemeinen K onjunktur- und W irtschaftslage düster w aren, hat das 
Wallis relativ gu t gearbeitet und erzielte etwa das gleiche Resultat 
w ie  im Jahre 2002. Die W in tersa ison e rfreu te  sich gu te r 
Schneeverhältnisse und sie dauerte der späten Osterferien wegen 
bis in den April. Sie brachte sowohl ein gutes Ergebnis bei den 
Logiernächten als auch bei den Umsätzen der Bergbahnen. Die 
besonderen und gezie lten W erbem assnahm en von W allis 
Tourismus, die der Staat stark unterstützte, haben ebenfalls zu die
sem erfreulichen Ergebnis beigetragen

Tourismuspolitik

ln enger Zusamm enarbeit m it Wallis Tourismus hat der Staat die 
Tourismuspolitik des Wallis festgelegt und im Herbst veröffen tlich t. 
Sie s tü tz t sich hauptsächlich auf die Grundsätze der nachhaltigen 
Entw icklung und hat als Hauptziel die Stärkung eines qualitativ 
hoch stehenden Tourismus im Wallis. Dabei ist die Steigerung der 
W ertschöpfung im Vordergrund und w ill so den W ohlstand der ein
heimischen Bevölkerung anheben.

Sensibilisierungskampagne

Ein w ich tige r Teil der Tourismuspolitik ist die Sensibilisierung der 
Bevölkerung fü r die Belange des Tourismus. Gemeinsam m it Wallis 
Tourismus und den Dienststelle des Departem ents fü r Erziehung, 
Kultur und Sport w urde ein Konzept erarbeitet. Das Zie lpublikum  ist 
in erster Linie die Jugend, welche durch entsprechenden Lehrstoff 
erreicht w erden soll. W eitere Zielgruppen sind die W irtschaftskreise 
und alsdann das breite Publikum. Bevor die defin itive Umsetzung 
erfo lgen w ird , w erden vorerst Versuche angestellt.

Tourismustaxen

Seit der Inkraftsetzung des Gesetzes über den Tourismus haben 50 
Gemeinden die Tourismusförderungstaxe e ingeführt. Die Versuche, 
diese Taxe auch vereinzelt in Gemeinden der Talebene einzuführen, 
scheiterten allesamt.

Das Kantonale Finanzinspektorat hat eine zw eite Runde der 
K ontro llen  be tre ffend  die Erhebung, das Inkasso und die 
V erw endung der Tourismustaxen begonnen. Der 
Massnahm enkatalog fü r Fälle von Gesetzesverletzungen wurde 
umgesetzt und bei Fehlverhalten w urden die Fehlbaren bestraft.

Inform ationsstelle Wallis

Die Arbeitsgem einschaft „In form ationsste lle  W allis" hat namentlich 
die In fo rm a tio n sp la ttfo rm  W allis w e ite r e n tw icke lt, das 
Beziehungsnetz des Kantons in Berlin e rw e ite rt und enge 
Beziehungen zur den Redaktionen der grossen Schweizer Presse 
gepflegt.

EXPO.02

Das Wallis präsentierte sich und seine Produkte sehr vorte ilha ft an 
der EXPO.02 in Form eines Walliser Restaurants. Leider w ar das 
finanzielle Ergebnis w enig  erfreulich. Die umfassenden, durch das 
Kantonale Finanzinspektorat durchgeführten Kontrollen ergaben, 
dass keine finanzie llen Ungereim theiten vorkam en. Hingegen 
w urde der operative Verlust von Fr. 546 '309 .13  bestätigt. Zuzüglich 
der ausserordentlich hohen Abschreibungen von 28 3 '862 .23  
Franken füh rte  das zu einem Gesamtbetrag von Fr. 830 ' 171.36. 
Abzüglich der Aktiven in der Höhe von Fr. 3 7 1 '8 7 9 .-  erg ibt das 
einen effektiven Fehlbetrag von Fr. 470 '172 .36 . Der Staat über
nahm das vorhandene M obilia r zum Preise von Fr. 139.671.80. Den 
verbleibenden Fehlbetrag übernahmen die anderen M itg lieder der 
Informationsstelle Wallis.

Bergführer, W anderle iter und Skilehrer

Das Eidgenössische V o lksw irtscha ftsdepartem en t hat das 
Reglement genehm igt, das die Erteilung eines eidgenössischen 
Fachausweises fü r Schneesportlehrer regelt. Swiss Snowsports 
w urde m it der Ausbildung dieser Personen betraut. M itte ls zweier 
A bkom m en zw ischen der kan tona len Bergführer- und 
Skilehrerkommission und Swiss Snowsports w urden sowohl die 
Ausbildung als auch die Fortbildung vereinhe itlich t und geregelt. 
Zudem hat die kantonale Kommission das Reglement betreffend 
die Ausbildung der W anderleiter genehm igt.

Elf Personen erhielten den Bergführerausweis, 18 denjenigen fü r 
W anderle ite r und 47 denjen igen fü r  Skilehrer oder 
Snowboardlehrer.

Finanzhilfen

Verschiedene V eransta ltungen w urden  finanz ie ll un te rs tü tz t. 
Namentlich Veranstaltungen im Bereich der Kultur und des Sports, 
die ein vorteilhaftes Bild des Wallis ausserhalb des Kantons verm it
te lten und gleichzeitig sowohl ein grosses Medienecho versprachen 
und fü r den Tourismus von hoher w irtschaftlichen Bedeutung 
waren. Ebenso w urden die Absolventen der Ausbildungskurse fü r 
Bergführer, W anderleiter und Skilehrer unterstü tzt.

Entw icklung den konting ierten  
K u rzau fen tha ltsb ew illigun gen  EU/EFTA je  nach 
Beschäftigungsbranche (1 .11.02 -  31 .10.03)

Gastgewerbe Baugewerbe Landwirt
schaft

Handel Diverse Total

2001 6 '203 466 1 '093 199 448 8 '409

2002 6 '498 600 1 '301 233 951 9'583

2003 4 '975 650 1 '263 252 2'691 9'831



REGIONALENTWICKLUNG  
UND WOHNUNGSWESEN  

Neue Regionalpolitik

Die Regionalpolitik des Bundes der letzten dreissig Jahre basierte 
auf dem Bundesgesetz über Investitionshilfe fü r Berggebiete (IHG). 
Ziel w a r die U n te rs tü tzung  von lokalen und regionalen 
Infrastrukturpro jekten. A u f dieser Basis können die Resultate als 
sehr gu t beurte ilt werden. Die Unterschiede zwischen den w ir t
schaftlich starken Kantonen und den Randregionen verm ochte 
diese Politik a lle rd ings n ich t abzubauen. Zurze it w ird  die 
Regionalpolitik vor diesem H intergrund überdacht und neu fo rm u 
liert. Ziel ist die Förderung des in den Randregionen vorhandenen 
Potentials, des U nternehm ertum s und der Innovationskraft. Dazu 
hat das Eidgenössische V o lksw irtscha ftsdepartem en t einen 
Expertenbericht in A uftrag  gegeben, welcher seit Februar 2003 vor
liegt. Dieser Bericht hat bei den Gebirgskantonen eine heftige 
Diskussion ausgelöst, indem diese dem Bund vorwerfen, das 
Schwergew icht in Zukun ft auf die Förderung der Agglom erationen 
zu verschieben - dies auf Kosten der Randregionen.

Der Bericht des Bundesrates dazu w ird  im 1. Semester 2004 in die 
Vernehmlassung gehen. Der Kanton Wallis w ird  anschliessend, 
zusammen m it den übrigen Gebirgskantonen, die Interessen der 
Randregionen verteidigen.

Seilbahnen

M it Brief vom 13. November 2002 te ilte  das Staatssekretariat fü r 
W irtschaft seco den Kantonen m it, dass au fgrund der Entw icklung 
und den Perspektiven in der Seilbahnbranche und der daraus resul
tierenden Risiken keine Investitionshilfedarlehen des Bundes mehr 
an Seilbahnen gew ährt werden dürfen, bis eine kantonale Strategie 
in diesem Bereich vorliege.

Der Kanton Wallis hat schon vorher beschlossen, eine kantonale 
Strategie fü r die touristischen Seilbahnen zu form ulieren. A u f der 
Basis einer ö ffentlichen Ausschreibung w urde ein M andat zur 
Erarbeitung einer Studie in diesem Bereich an das Briger Büro 
V ikuna Treuhand und Finanzplanung vergeben. Die Studie soll den 
kantonalen Entscheidungsträgern als Basis fü r die Formulierung der 
zukü n ftige n  Politik im Bereich der touristischen Bergbahnen 
dienen.

Investitionshilfe

Die fü r die neue V ierjahresperiode 2003 - 2006 geplanten 
Investitionen im Kanton Wallis betragen 770 M illionen Franken, 
wovon 430 M illionen im Bereich der Entw icklungsinfrastruktur, 156 
M illione n  in der H ote lle rie  und 184 M illione n  in der 
Basisinfrastruktur vorgesehen sind. Der Bund (seco) hat dem 
Kanton Wallis dazu fü r den genannten Zeitraum den Betrag von 
85,6 M illionen Franken bew illig t. Der Kanton Wallis muss sich an 
diesen Projekten m it mindestens einer äquivalenten Leistung betei
ligen.

Das Engagement des Kantons Wallis im Jahre 2003 betrug 11 
M illionen Franken. Im Vorjahr betrug dieses 24,2 M illionen Franken. 
Dieser Rückgang hat verschiedene Gründe, w ie  z.B. die aktuelle 
w irtschaftliche Situation, das M orato rium  des Bundes bei den 
Seilbahnen und das Ende der U nterstützung bei der Refinanzierung 
von Hotelbetrieben. 2003 w urden Zahlungen in der Höhe von 25,2 
M illionen Franken ausgerichtet (2002: 39,7 M illionen Franken).

Der Saldo des allgemeinen In frastrukturfonds von 275 M illionen 
Franken betrug Ende 2003 un ter Einbezug der sich in Bearbeitung 
befindenden Dossiers 17,5 M illionen Franken. A u f der Basis der 
bew illig ten Darlehen betrug der zu bezahlende Saldo per Ende 
2003 24,4 M illionen Franken, gegenüber 38,6 M illionen ein Jahr

zuvor.

Die nachfolgenden Tabellen geben einen Überblick über den Stand 
der Engagements und der Zahlungen der kantonalen IHG-Darlehen 
sowie eine A ufte ilung  der Engagements gemäss Geltungsbereich 
fü r die Jahre 2000 bis 2003.

Stand IH G -D arlehen am 31.12.2003  
(in M io  Franken)

Region Stand IHG-Darlehen
am 31. 2.2003 (in Mio Franken)

Engagements bezahlt Saldo zu 
bezahlen

Goms 21.5 21.3 0.2
Brig -  Aletsch 34.5 33.2 1.3
Visp/Westl. Raron 81.7 77.2 4.5
Leuk 25.5 25.5 0.0
Siders 47.0 46.0 1.0
Sitten 82.3 69.1 13.2
Martinach 75.9 73.0 2.9
Monthey - St-Maurice 34.2 32.9 1.3

Oberwallis 163.2 157.2 6.0
Mittelwallis 129.3 115.1 14.2
Unterwallis 110.1 105.9 4.2
Wallis 402.6 378.2 24.4

Engagem ents 2000 bis 2003

Geltungsbereich 2000 2001 2002 2003

Land- und Forstw irtschaft 0.2 0.1 0.1 -

Industrie, Handwerk 2.6 2.3 1.0 0.2

Hotellerie

- Hotelneubau 2.0 0.0 0.9 1.0

- Hotelrenovation 4.0 2.6 3.7 0.9

- H ote lkauf m it Renovation 4.0 0.6 1.2 0.5

- Hote lrefinanzierung 7.0 5.4 7.2 1.7

Einfache U nterkünfte 1.4 3.1 1.5 0.2

Tourismus 1.1 0.8 2.7 0 .0*

Seilbahnen 4.5 5.2 0.4 0 .0*

Gesundheits- und Sozialwesen 0.1 0.4 0.5 0.7

Bildung 2.6 3.8 0.6 1.0

Kultur, Sport und Freizeit 3.2 5.8 3.2 3.6

Energie, Transport, 
Fernmeldewesen 1.1 4.9 1.1 0.5

Ö ffentliche Arbeiten 2.9 0.9 0.1 0.6

Übrige 0.1 0.3 0.0 0.1

Total 36.8 36.2 24.2 11.0

*au fg rund  des M oratorium s des Bundes keine Engagements im 
2003

Risikoverwaltung bei IHG-Darlehen

Die IHG-Darlehen fü r die Basisinfrastruktur w urden an Munizipal- 
und B urgergem einden ge w ä hrt. Da diese Darlehen durch 
Bürgschaften dieser ö ffentlich-rechtlichen Körperschaften sicher
gestellt waren, bestand fü r diese Darlehen kein Verlustrisiko. M it 
der Neuorientierung der Regionalpolitik, was eine Verschiebung der 
Schw erpunkte  in R ichtung von Projekten der 
Entw icklungsinfrastruktur und der Hotellerie m it sich brachte, w u r
den die kantonalen IHG-Darlehen verm ehrt an Private und privat
rechtliche Gesellschaften gewährt. Dadurch erhöhten sich fü r den



Kanton auch die Verlustrisiken. Für die Abschätzung der no tw end i
gen Rückste llungen w u rd e  im 2. Semester 2003 m it der 
Erarbeitung einer detaillierten Studie begonnen, die die Risiken 
eines jeden Dossiers bestim m t. Diese Angaben liegen bis Ende März 
2004 vor.

Regio Plus

Seit dem 1. A ugust 1997 ist Regio Plus, ein Im pulsprogramm des 
Bundes zur U nterstützung des Strukturwandels im ländlichen 
Raum, in Kraft. In dem auf 10 Jahre befristeten Programm stehen 
insgesamt 70 M illionen Franken zur Verfügung. Das Wallis ist darin 
sehr aktiv, bis heute hat der Bund 23 Walliser Projekte unterstü tzt, 
2 davon im 2003. 4 weitere Gesuche w urden beim seco eingereicht 
und sind do rt in Bearbeitung.

sem Bereich erarbeiten sollte. Der Bericht der Arbeitsgruppe liegt 
seit Februar 2003 vor, konnte aber dem Staatsrat noch nicht un ter
breitet werden, da die vorgeschlagenen Massnahmen nur im 
Zusam m enhang m it dem  neuen Bundesgesetz fü r die 
W ohn bau fö rd e run g  be trach te t w erden können. Dieses neue 
Bundesgesetz ist seit dem 1. O ktober 2003 in Kraft. Da beide 
Kammern die vom Bundesrat vorgeschlagenen Sparmassnahmen 
angenom m en haben, w urde das Gesetz seiner Substanz beraubt 
denn die M itte l w urden bis Ende 2008 blockiert.

Vor dem H intergrund des Rückzugs des Bundes muss der Kanton 
Wallis einen Grundsatzentscheid fällen, ob er sich w eiterh in  in der 
W ohnbauförderung fü r Haushalte m it bescheidenem Einkommen 
engagieren w ill oder nicht.

U nterstützung von innovativen  
Projekten

Der Kanton Wallis un te rs tü tz t aber auch Projekte, die neue 
Arbeitsplätze und W ertschöpfung schaffen und ohne diese Hilfe 
nicht realisiert werden könnten. Dazu setzt er à fonds perdu- 
Beiträge ein oder er kann M ie tz insvergünstigungen fü r 
Industrie im m obilien oder -land gewähren.

Verbesserung der W ohnverhältnisse  
in Berggebieten

N ationa l- und S tändera t haben fü r  die Verbesserung der 
W ohnverhältnisse in den Berggebieten fü r 2003 einen Kredit in der 
Höhe von 10 M illionen Franken bew illig t. Das Bundesamt fü r 
W ohnungswesen hat dem Kanton Wallis davon 1,3 M illionen 
Franken zugeteilt, was einem Anteil von 13%  entspricht. M itte ls 
Bundes- und Kantonshilfe konnten im Jahre 2003 insgesamt 42 
Projekte un terstü tz t werden, die ein Investitionsvolumen von 9,5 
M illionen Franken auslösten. Der Anteil des Bundes fü r 2003 
be träg t 1 M illion Franken, der Kanton hat sich m it 0,5 M illion 
Franken daran b e te ilig t (gemäss den g ü ltig en  kantona len  
Bestimmungen be träg t der Kantonsanteil in der Regel die Hälfte der 
Beteiligung des Bundes).

A ufg rund  der Diskussionen betreffend die Neugestaltung des 
Finanzausgleichs w urde das Gesetz über die Verbesserung der 
W ohnverhältnisse in Berggebieten dahingehend angepasst, dass 
die auf der Basis des aktuell geltenden Gesetzes gewährten Hilfen 
bis zum 31. Dezember 2005 ausbezahlt w erden können.

W ohnbau- und Eigentum sförderung

Der Bund hat die Hilfe zur W ohnbau- und E igentum sförderung ab 
dem 1. Januar 2002 au fgrund feh lender finanzieller M itte l gestri
chen. Der Kanton Wallis hat beschlossen, auf der Grundlage des 
kantonalen Gesetzes zur W ohnbauförderung aus dem Jahre 1988 
den Betrag von 200 '000  Franken fü r die Jahre 2002 und 2003 zur 
Verfügung zu stellen. Der fü r 2003 zur Verfügung stehende Betrag 
w ar dabei bereits im Juni aufgebraucht, so dass diverse Gesuche 
erst im 2004 behandelt w erden können (73 Gesuche konnten 2003 
un terstü tz t werden).

Total w urde 2003 fü r sämtliche laufenden Dossiers (2960) 4,9 
M illionen Franken ausbezahlt (2002: 5,8 M illionen Franken). Dieser 
Rückgang der Zahlungen w ird  sich auch in den nächsten Jahren 
fortsetzen, da die Frist zur Unterstützung nach 10 Jahren abläuft.

Der Staatsrat hat im Jahre 2002 eine A rbe itsgruppe eingesetzt, 
welche die Bedürfnisse in der W ohnbauförderung abklärt und 
daraus able itend Vorschläge fü r eine neue kantonale Politik in die-
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EINLEITUNG

Im Jahre 2003 hat sich der H im m el in drei g rossen 
Tätigkeitsbereichen des Departements verdüstert. W ie es leider in 
einer schwierigen Finanzlage beinahe stets der Fall ist, kündigen 
sich die Sparmassnahmen des Bundes als eine schwere Bürde fü r 
die schwächsten Regionen an: sie gefährden den Abschluss und die 
Sicherung unseres Strassennetzes, die Ausgewogenheit des ö ffe n t
lichen Verkehrs und die W irksam keit der Schutzmassnahmen gegen 
Naturgefahren inklusiv die W aldpflege. Kommen w ir  nun zu dem 
was dieses Jahr konkret fü r das DVBU war.

A u f gesetzgeberischer Ebene ist die Referendumsfrist betreffend 
das Baugesetz am 27. Dezember abgelaufen, ohne das sie benutzt 
w urde, so dass die Bauverordnung im Jahre 2004 dem Grossen Rat 
un terb re ite t werden kann. Was das Gesetz über den Wasserbau 
angeht, so w urden info lge der in der ersten Lesung angebrachten 
Bemerkungen Textanpassungen vorgenom m en und im Jahre 2004 
w ird  eine zusätzliche engere Vernehmlassung eingeleitet.

Im Verkehrsbereich erfo lg ten die Verbindungen zwischen den 
A ngriffspunkten der beiden AlpTransit Lötschberg-Tunnels und das 
V e rw irk lichungsp rog ram m  w ird  im H inb lick au f eine 
Inbetriebnahm e zum Fahrplanwechsel von 2007 eingehalten. Der 
B ahnhof V isp w u rd e  ö ffe n tlich  au fge leg t und was die 
Zufahrtsgleise be trifft, konnte zwischen Raron und Brig/Naters eine 
Verstärkung der Lärmschutzmassnahmen erlangt w erden. Die 
Doppelspur Salgesch -  Leuk kom m t normal voran, dam it sie im 
November 2004 in Betrieb gesetzt w erden kann. Die Arbe iten fü r 
die Anpassung der beiden Röhren des Simplontunnels an das 
europäische Lichtraum profil sind abgeschlossen.

In Bezug auf die A utobahnen w urde das A usführungsprojekt des 
Abschnitts Steg -  Gampel Ost -  Brig -  Glis, Teilstück Visp W est -  
Visp Ost m it Ausnahme des Anschlusses Visp W est genehm igt und 
es w urden betreffend dieses Teilstück 9 A ufträge vergeben (m ehre
re Beschwerden be treffend die Tunnel-Mandate sind hängig).

Im Bereich der Kantonsstrassen ist es angebraucht, die Eröffnung 
fü r den Verkehr der Rhonebrücke Visp -  Baltschieder auf der provi
sorischen Entlastungsstrasse der T9 in Visp, die Eröffnung der 
Bogenbrücke von Prolin (Lawinenschutzbauwerk) auf der Strasse 
Vex -  Hérémence -  M o tö t, die Inbetriebnahm e der U m fahrung von 
M onthey und Collom bey aber auch der Einsturz der Galerie de la 
M onnaie auf der Strasse zum Grossen St. Bernhard und die 
Reaktivierung des Rutschgebietes von M ontagnon hervorzuheben. 
Diese beiden letzten Ereignisse erforderten den sofortigen Einsatz 
von bedeutenden logistischen M itte ln .

Im Zusam m enhang m it dem genere llen Projekt der 3. 
Rhonekorrektion ist die Erstellung der Grundlagen des Sachplans, 
die B ildung des P ro jektle itungsrates, der Beginn der 
G rundstückkäufe , die Erstellung der P flich tenhe fte  und 
Ausschreibungen fü r die Studien betreffend die drei prioritären 
Massnahmen von Visp, Fully und Chippis, die Vergabe des 
Auftrages betreffend den Sektor Visp, die Erarbeitung der neuen 
Richtlinie fü r den Unterhalt der Rhoneufer und des dringlichen 
Interventionsplans zu vermerken.

Im H ochbaubere ich w u rd e  die V e ra n tw o rtung  der 
Gebäudeverwaltung von der Finanzverwaltung auf die Dienststelle 
fü r Hochbau übertragen. Das Budget erm öglichte, den W ertverlust 
der Gebäude auf 1 % zu beschränken, so dass der aktuelle W ert /  
N euw ert-Index von 79%  au f 78%  zurückg ing . Was die 
Unterrichtsgebäude be trifft, w urde  die Fachhochschule Siders 
e rö ffne t und w urden die Bauarbeiten am Kollegium w e ite rge führt.

Im Bereich der Verwaltungsgebäude w urden die Ausbauarbeiten 
der Gebäude an der Place du M idi und der Rue des Mayennets w ie 
der aufgenom m en.

Im Umweltbereich w ar 2003 das Jahr des Süsswassers, das auf kan
tona ler und interkantonaler Ebene durch zahlreiche Aktionen und 
Zusamm enarbeit gekennzeichnet war. Unter den vielen ordentli
chen A u fgaben  sind fo lg ende  A ktione n  zu verm erken: die 
Einrichtung eines Koordinations- und Informationsbüros fü r die 
V erfahren der Strassensanierung und der Zu te ilung  der 
Em pfindlichkeitsstufen fü r Bauzonen, die Herausgabe des hydro- 
geologischen Jahrbuches fü r das Grundwasser, die Nachführung 
der Koordinationsblätter des kantonalen Richtplans betreffend die 
Trinkwasserversorgung und die Grundwasserschutzzonen sowie die 
Erstellung des Altlasten-Katasters des Kantons.

Die W aldpflege stellt ein jährliches Arbeitsvolum en von mehr als 20 
M illionen dar, w ovon 13 M illionen vom Bund und 4 M illionen vom 
Kanton ausbezahlt w erden. Ab 2006 ist eine Senkung der 
Bundesleistungen von ca. 2,5 M illionen zu erwarten, was einem 
Arbeitsvolum en von 4 M illionen entspricht.

A u f dem Gebiet der Naturgefahren erstellt der Kanton jedes Jahr 
Schutzbauten fü r 20 M illionen Franken, w ovon 14 M illionen durch 
den Bund und 3 M illionen durch den Kanton gedeckt werden. Die 
erwogenen Kürzungen betragen ca. 3 M illionen Franken, was eine 
jährliche Senkung des Arbeitsvolumens von 4,5 M illionen ergibt.

Die Budgetkürzungen bewirken eine Abnahm e der jährlich behan
delten W aldflächen von ca. 20%  und einen Rückstand im kantona
len Programm fü r den Schutz gegen Naturkatastrophen.

Letztendlich hat sich das kantonale Laboratorium nach w ie vor ta t
krä ftig  w e ite r eingesetzt, um den Schutz der Bevölkerung gegen 
gefährliche Stoffe, insbesondere im Lebensmittelbereich, sicherzus
tellen; was die W einlesekontrollen 2002 angeht, so betrafen sie die 
kleinste Ernte seit 30 Jahren. Die Qualitä t ist aber sichergestellt, so 
dass w ir m it einer optim istischeren Note als eingangs dieser 
Einleitung schliessen dürfen.

Der V orsteher des D epartem entes  
fü r  Verkehr, Bau und U m w e lt

Jean-Jacques Rey-Bellet



ALLGEMEINE VERWALTUNG

ORGANISATION UND PERSONAL

Dienststelle A nzahl
Etatstellen

Verwaltungs- und Rechtsdienst 17.80
Dienststelle fü r Verkehrsfragen 7.00
Luftseilbahn Riddes-lsérables 6.00
verwaltete Luftseilbahnen 24.00
Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau 432.20
Dienststelle fü r Hochbau, Denkm alpflege 
und Archäologie 25.08
Dienststelle fü r W ald und Landschaft 21.00
Dienststelle fü r U m w eltschutz 27.60
Kantonales Laboratorium  16.30

GESETZGEBUNG

Baugesetz und Bauverordnung (Teilrevision). Das Gesetz w urde am 
4. Septem ber vom  Grossen Rat verabschiedet und die 
Referendumsfrist ist am 27. Dezember abgelaufen, ohne dass das 
Referendum ergriffen wurde. Die Verordnung w ird  dem Grossen 
Rat zur G enehm igung u n te rb re ite t, da m it die neuen 
Bestimmungen im Juni 2004 in K raft treten können.

Gesetz über den Wasserbau. Nach der ersten Vernehmlassung 
erfo lgten Textanpassungen und im Jahre 2004 w ird  eine neue 
engere Vernehmlassung vorgenom m en.

MOTIONEN UND POSTULATE

5.102 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) V incent Grenon und 
Konsorten betreffend die Bergstrasse „R idd es-L es  Mayens 
de Riddes" (07.02.2000).
Die Installation de r Beleuchtung in den zu den „M ayens- 
de-Riddes" führenden Tunnels w ird  fortgesetzt.
Nach Installation im  Jahre 2002 der Beleuchtung in dem  
unterhalb der A bzw eigung von Rosselin gelegenen Tunnel 
von „Les Combes" w urde im  Jahre 2003 der oberha lb die
ser A bzw eigung gelegene Tunnel ausgerüstet.
Die Beleuchtung eines d ritten  eingangs von „Les Mayens- 
de-Riddes" gelegenen Tunnels w ird  fü r das Jahr 2004 vor
gesehen.

5.112 Postulat von Frau Grossrätin Susanne Hugo-Lötscher 
(Suppl.) und der HH. Grossräte W erner Salzmann (Suppl.), 
Richard Kalberm atter und Norbert Brenner be treffend die 
In teg ra tion  des Lärms in das kan tona le  Lu ftfo rum  
( 10.0 2 .2000).
Die A d -h oc -A rbe itsg ru ppe n  b e tre ffe n d  die Lärm 
bekäm pfung w urden entsprechend den p r io ritä rz u  behan
delnden Anlagearten bestimmt.
Der S taatsrat h a t eine A rbe itsgruppe geschaffen, die 
be au ftrag t w ird, be tre ffend  die Strassenlärmsanierung 
Vorschläge zu machen; Diese besteht aus Vertretern der 
b e tro ffe n e n  kan tona len  D ienstste llen sow ie  einem  
Vertreter de r kom m unalen technischen Dienste.
Die Lärm problem atik des Flughafens Sitten ihrerseits w ird  
durch die Bundesverantwortlichen des Dossiers sow ie die 
Vertreter de r be tro ffenen kantona len Dienststellen und der 
Standortgem einde behandelt.

5.121 Postulat von Hrn. Grossrat (Suppl.) V incent Grenon und 
Konsorten betreffend die Leitplanken: eine Verlockung fü r 
die M o torradfahrer (26.06.2000).
Gewisse Kurven a u f den Alpenstrassen des Grossen St- 
Bernard oberha lb von Orsières und de r Furka oberhalb von 
Gletsch w urden  im  Jahre 2 0 0 2  versuchsweise m it  
D oppelleitplanken versehen.

Seit A nbringen dieser Doppelle itp lanken w urde an den 
ausgerüsteten Stellen kein schw erw iegender U nfa ll ver
zeichnet.
D agegen w ird  d ie Schneeräum ung angesichts de r 
A u ffü llu n g  des Freiraums bis zu r Bankette erschwert.

5.125 M o tion  von Frau Grossrätin Edith Nanzer-Hutter, und den 
HH. Grossräten Edgar Salzmann und Ambros Ritz be tre f
fend die Umfahrungsstrasse Naters -  Blatten -  Birgisch -  
M und (28.06.2000).
Das Ingenieurm andat fü r die Sanierung der Strasse nach 
Blatten w urde am 13. M ärz 2003 vergeben. Das beauf
tra g te  Ing en ieu rkon sortiu m  h a t a u f  de r S tu fe  des 
Vorprojektes verschiedene Massnahmen untersucht. Im 
Herbst 2003 w urden provisorische Massnahmen a u f der 
Strasse getestet. Diese Testreihe w ird  im  Frühjahr 2004  
fortgesetzt. A u fg ru n d  der Ergebnisse w ird  dann ein Projekt 
fü r die ö ffen tliche  Ausschreibung erarbeitet.

5.149 Postulat von Hrn. Grossrat Markus Truffer und Konsorten 
betreffend die weitere Sanierung der Strasse von St. 
Niklaus nach Grächen (16.05.2001).
A m  5. Februar 2003 w urde das Ingenieurm andat verge
ben. Ein Vorprojekt w urde erarbe itet und  am  11.11.2003  
eingereicht. Das Projekt fü r die ö ffen tliche  A uflage w urde  
lanciert und  w ird  im  M ärz 2004 den Gemeinden un terbre i
tet, da m it im  Laufe des Sommers 2004 fü r das erste 
Teilstück von 1975 m das Ausschreibungsverfahren w e ite r
g e fü h rt werden kann.

5.155 Postulat von Hrn. Grossrat Konrad M artig und Konsorten 
betreffend den Not-Autoverlad am Simplon (26.06.2001). 
Die Studie einer Lösung be tre ffend  den kom binierten  
Pendelzug fü r Bahnreisende un d  den beg le ite ten  
A utoverlad  zw ischen Brig und Iselle w urde in Absprache 
m it dem Bund, dem Kanton, dem BAV und der BLS erar
beitet. Eine Vereinbarung w urde ebenfalls m it der Provinz 
Verbano -  Cusio -  Ossola ausgearbeitet. A u f  diesen 
Grundlagen ha t de r Staatsrat einen Grundsatzentscheid 
g e fä llt  (N ovem ber 2003). Eine B o tscha ft u n d  ein 
B esch lussentw urf des Grossen Rates fü r  eine 
Beschlussfassung des Parlamentes im  M ärz 2004 s ind in 
Vorbereitung.

VERWALTUNGS
UND RECHTSDIENST

Der Aufgabenbereich der Dienststelle ble ib t in etwa gleich w ie  in 
den vorigen Jahren. Er umfasst den Baubereich im weiten Sinne, 
was eine gute Zusamm enarbeit m it den Gemeinden erfordert, 
dam it eine einheitliche A nw endung dieser Gesetzgebung gewähr
leistet werden kann. Der Rechtsdienst b ietet ebenfalls sämtlichen 
Dienststellen des Departementes eine rechtliche Unterstützung an.

Gesetzgebung

Die Arbeitsgruppe, die beauftragt ist, dem Staatsrat einen Text 
betreffend die Gesamtrevision des Gesetzes über die Wasserläufe 
vom 6. Juli 1932 zu unterbreiten, hat sich im Jahre 2003 zu insge
sam t 5 S itzungen ge tro ffe n . Der fü r  eine neue engere 
Vernehmlassung bestim m te Text w urde erarbeitet. Die Arbeiten 
w erden im Jahre 2004 w e ite rge führt.

Das Baugesetz (Aenderung) w urde am 4. September 2003 in zw ei
te r Lesung m it 84 Stimmen gegen 5 und 6 Enthaltungen vom 
Grossen Rat verabschiedet. Es w urde im September 2003 veröf
fen tlich t. Das Referendum w urde nicht ergriffen. Die Revision der 
Vollziehungsverordnung ist in Vorbereitung.



Kommissionen

Die D ienststelle ist von Rechts w egen in der k a n to n a len  
Baukom mission vertreten. In diesem Jahr hat sie 24 Sitzungen 
abgehalten. Zudem w urden zahlreiche Augenscheinverhandlungen 
durchgeführt.

Die U ferkom m ission fü r  den G enfersee setzt ihre Arbeiten fo rt. 
Die Fragen im Zusammenhang m it der Behandlung der laufenden 
Dossiers be treffend die Benützung des ö ffentlichen Eigentums im 
Uferbereich des Genfersees und die Erstellung und Benutzung der 
Ankerbojen auf dem See gehören zu den Hauptaufgaben ihres 
Zuständigkeitsbereichs.

Die kanto nale  Strassensignalisationskom m ission, welcher der 
A d junk t des Dienstchefs angehört, hat in 47 Sitzungen 1463 
Gesuchsdossiers behandelt. Nebst der Behandlung der laufenden 
Gesuche (Vormeinungen über die Signalisationen, Plakate und 
diverse W erbetafe ln) bilden un ter ihren derzeitigen Tätigkeiten fo l
gende Bereiche ihr Hauptanliegen : das W uchern der „w ild e n " 
W erbung und die am Rande der Kantonsstrassen ohne Bewilligung 
aufgeste llten Plakattafeln.

Uebrige V erw altungstätigkeit

Verkauf und Tausch von Liegenschaften im  Kantonsgebiet

Im vergangenen V erw a ltungs jah r w urden  insgesam t 15 
Grundstücke verkauft und 16 Sondergebrauchsbewilligungen fü r 
die Benützung des öffentlichen Eigentums erteilt. Mehrere Gesuche 
mussten abgewiesen werden.

Instruktionsorgan

Die Dienststelle ist seit 1990 Instruktionsorgan fü r Strassen- und 
W asserbauprojekte des Kantons und der Gemeinden. Insgesamt 
w urden 51 Projekte, d.h. 16 im Oberwallis und 35 im Unterwallis 
vom Staatsrat genehm igt.

In diesem Zusammenhang behandelt die Dienststelle ebenfalls 
Expropriationsbegehren und verfüg t über die Ernennung der en t
sprechenden Enteignungskommissionen.
Seit 1997 ist die Dienststelle ebenfalls Instruktionsorgan fü r die 
P langenehm igungsdossiers im W aldbere ich (Rodungs- und 
D ienstbarke itsbew illigungen, Strafentscheide, W aldfeststellungs
entscheide, usw.), und beim  U m w e lt- und Gewässerschutz 
(Sanierungs- und E rle ich te rungsverfügungen , - Luft, Lärm, 
Deponien, Schutz der ober- und unterirdischen Gewässer -  ARA, 
Strafentscheide). Sie gew ährt zudem rechtliche Unterstützung im 
Zusammenhang m it den Aufgaben des kantonalen Laboratoriums 
(G ifts to ffe  und Lebensmittel).

Einsprachen -  Beschwerden

Einspracheentscheide
Die Dienststelle hat zu 137 Baudossiers eine Vorm einung abgege
ben (Einsprachen).

Beschwerdeantworten
Die Dienststelle vertrat die KBK und das Departem ent vor dem 
Staatsrat, dem K antons- und B undesgericht. In diesem 
Zusam m enhang w urden  119 B eschw erdeantw orten  (54 im 
Oberwallis und 65 im Unterwallis) eingereicht.

KANTONALE BAUKOMMISSION

Im Verwaltungsjahr 2003 wurden 24 Sitzungen abgehalten und 
2706 Baudossiers behandelt. Von diesen fielen 874 in ihren eigenen 
Zuständigkeitsbereich.

STATISTIK DES KANTONALEN BAUSEKRETARIATES 

Total eingereichte
Baugesuche 2000 2001 2002 2003

O berw allis 712 642 641 713
U nterw allis 1621 1688 1747 1993
TOTAL 2333 2330 2388 2706

K om petenz KBK

O berw allis 311 316 285 333
U nterw allis 465 456 441 541
TOTAL 776 772 726 874

Erstellte S ynthesevorm einungen

O berw allis 358 326 320 308
U nterw allis 1088 1232 1271 1325
TOTAL 1446 1558 1591 1633

B ew illig te Baugesuche

O berw allis 165 145 193 150
U nterw allis 292 269 312 318
TOTAL 457 414 505 468

A bg ew iesen e Gesuche

O berw allis 14 33 37 26
U nterw allis 56 78 86 62
TOTAL 70 111 123 88

Verschiedene
Gebühren 840'867.45 855'655.45 938'163.20 967'256.~

DIENSTSTELLE FÜR 
VERKEHRSFRAGEN

PLANUNG /  TECHNISCHE 
KOORDINATION UND INFORMATION  

AlpTransit -  Lötschberg

90 % des Tunnelsystems und der Röhren sind ausgehoben

Die Verbindungen zwischen den A ngriffspunkten von M itho lz  und 
Frutigen erfo lgten im Juli 2003 und jene zwischen Raron und 
Ferden im O ktober 2003. Im Jahre 2004 e rfo lg t der Abschluss der 
Ausbrucharbeiten. W ährend den Jahren 2005 und 2006 sind die 
Oberbau- und Sicherheitsausrüstungen vorgesehen und im Jahre 
2007 werden die Tests vor der kommerziellen Inbetriebnahm e vor
genom m en, die voraussichtlich auf den Fahrplanwechsel 2007 
erfolgen w ird.

B ahnhöfe und Zufahrtsgleise südlich des Lötschbergs

Der B ahnhof Visp w u rd e  ö ffe n tlich  au fge leg t. Die 
Projektgenehm igung w ird  unm itte lbar erwartet, weil sie sich im 
Hinblick auf dessen Verw irklichung zur Eröffnung der Lötschberg- 
Bahntransversale auf dem kritischen W eg befindet. Infolge der 
öffentlichen A uflage der Lärmschutzeinrichtungen zwischen Raron 
und Brig/Naters und der Intervention des Staatsrates w urde eine 
Erweiterung der Lärmschutzmassnahmen festgehalten, die im Jahre 
2004 erneut öffentlich  au fge leg t werden.



Bahn 2000 2. Etappe : Stagnation/Anschluss an die HGV : 
Botschaft in Vernehm lassung

Das Projekt Bahn 2000, 2. Etappe, w urde im Jahre 2003 kaum w e i
terentw icke lt. Es w ird  stark durch die Sparmassnahmen des Bundes 
bedroht, m it denen sich der Bund im Jahre 2003 befasst hat. Diese 
riskieren ab 2006 noch verstärkt zu w erden. Der Anschluss der 
W est- und O stschweiz an das europäische 
Hochgeschwindigkeitsnetz bildete letztendlich Gegenstand einer 
Vernehmlassung im Jahre 2003 und sollte im Jahre 2004 den 
Bundeskammern un terb re ite t werden. Die S tellungnahme bezügli
ch dieser Botschaft w a r Gegenstand einer engen Absprache zw i
schen den W estschweizer Kantonen, die im November 2003 eine 
gemeinsame Stellungnahme eingereicht und abgegeben haben. 
A u f dieser G rundlage und nach dem Beispiel der übrigen 
W estschweizer Kantone hat das Wallis im Dezember 2003 dazu 
Stellung genom m en.

Doppelspur Salgesch -  Leuk der S im plonlinie

Das erste Element dieses Bauprojektes w urde am 10. O ktober 2003 
im Betrieb genom m en. Dabei handelt es sich um die neue 
Haltestelle von Salgesch. Die Inbetriebnahm e der Doppelspur 
Salgesch - Leuk b le ib t fü r Novem ber 2004 und die Neugestaltung 
des Bahnhofs Leuk fü r 2005 program m iert.

Anpassung des Lichtraum profils des Sim plontunnels

Die w ährend beinahe zehn Jahren ge führten Bauarbeiten fü r die 
Anpassung der beiden Simplon-Tunnelröhren an das europäische 
Lichtraum profil w urden im Herbst 2003 abgeschlossen.

R egionaler Personenverkehr

Im Jahre 2003 wurden fo lgende Infrastrukturen e ingeweiht:
- die Haltestellen von Chamoson und Chäteauneuf,
- die B ahnunterführung und die Park + Ride Anlage von Sitten,
- W ie d e re rö ffn u n g  der Halteste lle  von St-Léonard m it der 

Gesamtreorganisation des Bus-Regionalverkehrs Sitten - Siders.

Tarifverbund W allis

Diese Studien be tre ffend  die a llfä llige  E in füh rung eines 
Tarifverbundes im Wallis w urden im Jahre 2003 intensiv w e ite r
ge führt. Das Ziel bleibt, diese Studien Ende 2004 zum Abschluss zu 
führen. Die technischen und adm inistrativen Probleme sowie jene 
der Tarifharmonisierung erweisen sich jedoch bedeutender als vor
gesehen.

Investitionsbeschlüsse des Grossen Rates

- Beschluss vom 6. März 2003 betreffend die Sanierung der 
Bahnübergänge auf der Eisenbahnlinie St-Maurice - St-G ingolph

- Beschluss vom 3. April 2003 betreffend die Finanzierung der 
Erneuerung des Blocksystems der E isenbahngesellschaft 
"Transports de M artigny et Régions SA" (TMR) auf der Bahnlinie 
M artinach - Chätelard/Grenze

- Beschluss vom 9. Mai 2003 betreffend die Finanzierung des 
Totalum baus der Strecke Zum dorf-R ichleren der Eisenbahn
gesellschaft der Furka Oberalp Bahn (FO)

- Beschluss vom. 9. O ktober 2003 betreffend die Finanzierung am 
Top Terminal Täsch der M a tte rhorn  G otthard Infrastruktur AG 
(MGBI)

- Beschluss vom 6. Novem ber 2003 betreffend die Finanzierung der 
Renovation von einem historischen Schiff, die Anschaffung von 
zwei K leinschiffen sowie die Sanierung von einem Teil der 
Schiffswerft und der Büroräum lichkeiten der CGN

- Beschluss vom  3. Dezember 2003 betreffend die U m wandlung 
von einem bedingt rückzahlbaren Darlehen in Eigenkapital der 
M a tte rhorn  G otthard In frastruktur AG (MGBI) (vormals Furka 
Oberalp Bahn AG, FO).

TECHNISCHE BEWIRTSCHAFTUNG 
DES ÖFFENTLICHEN VERKEHRS

Eisenbahnprojekte

Nach der ö ffentlichen Ausschreibung, der Vernehmlassung und der 
V orm einung des Kantons sind im Jahr 2003 im W allis e lf 
Eisenbahnausbauprojekte vom Eidgenössischen Departem ent fü r 
Um w elt, Verkehr, Energie und Kom m unikation (UVEK) und vom 
Bundesamt fü r Verkehr (BAV) genehm igt w orden. Es handelt sich 
um fo lgende Projekte:

- BLS AT AG • Lötschberg-Basislinie :
- Projektänderung 2002 

Installationsplatz Bahntechnik
Eya - Raron t  Gemeinden Raron und  
Baltschieder

- Projektänderung 2003 
Vorportalzone Steg (Teilgenehmigung) /  
Gemeinden Steg, Hohtenn und Niedergestein

- SBB • Eröffnung der Personenunterführung und der
P+R-Anlage im Süden des Bahnhofs Sitten /  
Gemeinde Sitten

• Erneuerung gemäss Konzept RV05 und 
W iedererö ffnung der Haltestelle von St-Léonard 
/  Gemeinden St-Léonard und Sitten

• Neue SBB Doppelspur Salgesch -  Leuk : 
Erneuerung der Haltestelle von Salgesch /  
Gemeinde Salgesch

- BLS • Verbesserung der Selbstrettung im
Lötschberg-Scheiteltunnel /  Gemeinde Ferden

- MGB • Bau des Topterm inal Täsch (Bahnhof + Parking)
und Ausbau der Schafgrabengalerie /  
Gemeinden Täsch und Zermatt

•  Sanierung W ild ibachbrücke /
Gemeinde Blitzingen

• Erneuerung der Strecke : Totalumbau Reckingen
-  M ünster /  Gemeinde Reckingen

- GGB • Ersatzbau Station Riffelalp /  Gemeinde Zermatt

• Sanierung Perron Nord Station Riffelalp und 
Kurve km 4,4 (erste Etappe)

Tran spo rtrech te  gem äss der V ero rd n u n g  üb er d ie  
Personenbeförderungskonzession (VPK) vom  25.11.1998

Bilanz fü r das Jahr 2003:
Konzessionen
- 7 Konzessionserweiterungen
- 9 Konzessionserneuerungen

K antonale Bew illigungen
- 5 Bewilligungen

SEILBAHNEN

Touristische A nlagen

Die nachstehenden Tabellen zeigen :

A den Stand der e rte ilten  Konzessionen und B ew illigungen  
2003 oder der lau fenden G enehm igungen Ende 2003,

B die Liste der 2003 in Betrieb gesetzten A nlagen,



C das um fassende Verzeichnis der Seilbahnen im W allis. C Verzeichnis der in Betrieb stehenden Seilbahnen

A  Stand der e rte ilten  Konzessionen und B ew illigungen 2003  
oder der lau fenden G enehm igungen Ende 2003

A S tand der erteilten Konzessionen u nd  Bew illigungen 2003 oder der laufenden Genehmi
gungen Ende 2003

P =  Pendelbahn  
U K  =  G ondelbahn  
U S =  S esselbahn

E rteilte  K onzessionen  L aufende  K onzessions
und  B ew illigungen  und  B ew illigungsgesuchc

Eidg. Konzessionen P U K US Total P U K US Total

K onzessio n sem eu eru n g en

A b änderung  o d e r  E rsa tz  e in er 
b e stehenden  A nlage

2 2 8 8

N eu e  A nlage 1 1

T otal eidg . K onzessionen - 2 2 9 9

Kantonale Bewilligungen 
(Skilifte)

Total Total

E rsatz  /  U m bau 4 1

N eu e  A nlage 2

T o ta l S k ilifte 6 1

Gesamttotal 8 1 0

A nlage m it eidg. Konzession 2002 2003

Standseilbahnen 5 5

Pendelbahnen 41 40
Gondelbahnen 45 44

Sesselbahnen m it festen Klemmen 75 69
Sesselbahnen m it kuppelbaren Klemmen 28 31

Total m it eidg. Konzession 194 189

A nlage ohne eidg. Konzession 2002 2003

Pendelbahnen 23 25

Schrägaufzüge 22 21

Skilifte 296 278

Kleinskilifte 116 122

Total ohne eidg. Konzession 457 446

G esam ttotal 651 635

LUFTFAHRTHINDERNISSE

B 2003 in Betrieb gesetzte  A nlagen  

Eidgenössische Konzessionen

2003 wurden eine Gondelbahn und drei Sesselbahnen in Betrieb 
gesetzt.

- G ondelbahn
Gandegg -  Hockenhorngrat (15 Plätze) in W iler: neue 

Anlage und Skigebietsergänzung

- Sesselbahnen
Riffelberg - G ifth ittli (6 Plätze, kuppelbar), in Zerm att : Ersatz 

von zwei Skiliften
Trockener Steg -  Furggsattel (6 Plätze, kuppelbar), in 

Zerm att : Ersatz eines Gletscherliftes
Bettmeralp - W urzenbord (4 Plätze, kuppelbar) in Bettmeralp: 

Ersatz eines Skiliftes

K antonale B ew illigungen

2003 sind sechs Skilifte in Betrieb gesetzt worden.

- Skilifte
Bossons in Chätel (Frankreich) teilweise in C ollom be-M uraz : 
neue Anlage
Télécorde Arnouvaz in C rans-M ontana : Ersatz eines Skiliftes 
Gandegg in Zerm att : Ersatz von zwei Gletscherliften 
M ärw ig -  Gandegg in W ile r : Verlängerung einer bestehenden 
Anlage
Interski 2003 in C rans-M ontana : tem poräre Anlage fü r eine 
sportliche Veranstaltung

- Seilbahn
Gemmi -  Daubensee (8 Plätze) in Leukerbad : Ersatz einer 

Sesselbahn

2003 w urden 26 neue Luftfahrthindernisse aufgenom m en:
- Seile 16
- verschiedenes (Hochkamine, Krane usw.) 10

15 bestehende Luftfahrthindernisse w urden beseitigt, w ovon 12 
Seile.

ADMINISTRATIVE UND FINANZIELLE 
VERWALTUNG DES ÖFFENTLICHEN 
VERKEHRS

Regionalverkehr

Finanzierung

Bund und Kanton gelten den Transportunternehm ungen die laut 
Planrechnung ungedeckten Kosten des von ihnen gemeinsam bes
te llte n  V erkehrsangebotes gemäss Eisenbahngesetz vom 
20.12.1957 (EBG), revidiert am 24.03.1995 und 20 .03.1998 und 
gemäss dem kantonalen Gesetz über den öffentlichen Verkehr 
(GöV) vom 28.09.1998 ab.

Die ungedeckten Kosten des gesam ten kan tona len 
Regionalverkehrs betragen fü r das Jahr 2003 Fr. 115,7 M illionen, 
(inklusive den Ante il des Bundes). Sie werden zwischen den ö ffe n t
lichen Gemeinwesen, die dessen Finanzierung gewährleisten, w ie 
fo lg t aufgete ilt:

2003 %

Bund
Kanton
Gemeinden

6,6
4,4

Pro Transportart verteilen sich die im Jahre 2003 überwiesenen kan
tonalen Beiträge (inkl. die kom m unalen Anteile) w ie  fo lg t:

■ Eisenbahnen
■ Autobuslin ien
■ Luftseilbahnen

Bund

62,0 M illionen 
32,7 M illionen 

6,3 M illionen

K anton und  
G em einden

Fr. 7,7 M illionen 
Fr. 4,3 M illionen 
Fr. 2,7 M illionen



Agglom erationsverkehr

Das EBG schliesst diesen Verkehr, der von lokalem Interesse ist, von 
der Bundessubventionierung aus.
Demnach werden die durch die Transportunternehm en in den 
A gglom erationen erbrachten Leistungen gemäss A rt. 11 Abs. 1c 
des GöV abgegolten, d.h. durch den Kanton (15% ) und durch die 
Regionsgemeinden (15% ).
Die h ie für ausbezahlten Subventionsbeträge 2003 (inkl. die kom 
munalen Anteile, die den Gemeinden durch den Kanton fak tu rie rt 
werden) betragen Fr. 975 '945 .-.

Investitionshilfen

Der kan tona le  A n te il an der Finanzierung der Investitions
program m e der Bahngesellschaften und Luftseilbahnen beträgt 
2003 Fr. 4,2 M illionen.

Luft- und Schifffahrt

Gestutzt auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 28.09.1998 über 
den ö ffen tliche n  Verkehr b e te ilig t sich der Kanton an den 
Betriebskosten des regionalen Flughafens Sitten. Für das Jahr 2003 
be träg t diese Beteiligung Fr. 408 '357 .-.

Das Defizit der Schifffahrtsgesellschaft auf dem Genfersee (CGN) 
w ird  durch die 3 Nachbarkantone W aadt, Genf und Wallis gedeckt; 
der Ante il des Kantons Wallis (6 .53% ) be träg t fü r das Jahr 2003 Fr. 
38 4 7 3 2 .-.

Erhaltene A bge ltung  2003 fü r den regionalen Personenverkehr 
(Bund, Kanton und Gemeinden): Fr. 551'100.-.

Vom Kanton verw a lte te  Luftseilbahnen

Erhaltene Abge ltung 2003 fü r den regionalen Personenverkehr:
- vom  Bund Fr. 1 '733 '263 .-
- von Kanton und Gemeinden Fr. 481 '637.-
Total Fr. 2 '143 '900.-

Verkehrsstatistik

Anzahl beförderte Personen 2001 2002 2003

Dorénaz - Alesse - Champex 23 '446 2 0 7 9 5 19 753
Gampel - Jeizinen 5 2 7 2 0 48 '285 5 5 7 9 2
Turtmann - Oberems 4 6 ‘220 48 '5 04 5 2 7 5 7
Raron - Eischoll 54'421 52 '594 53 '014
Fürgangen - Bellwald 4 6 7 7 3 44 '013 46 '937
Stalden - Staldenried - Gspon 132 '218 123' 102 162 '566

G ü tertransport (in Tonnen) 2001 2002 2003

Dorénaz - Alesse - Champex 5 5 5
Gampel - Jeizinen 77 67 75
Turtmann - Oberems 21 18 8
Raron - Eischoll 62 72 74
Fürgangen - Bellwald 49 45 49
Stalden - Staldenried - Gspon 263 193 252

Luftseilbahn Riddes - Isérables

V erkehrsstatistik 2001 2002 2003

Anzahl beförderte Personen 
beförderte Güter (in Tonnen)

62 '551 6 2 7 2 6  56 '299
462 409 331



DIENSTSTELLE FÜR 
STRASSEN- UND FLUSSBAU
Die Dienststelle fü r Strassen- und Flussbau ist eine Piloteininheit. Sie 
ist beauftragt, im Zusammenhang des Vorhabens der neuen w ir
kungsorientierten V erw altungsführung m it dem Departem ent fü r

Verkehr, Bau und U m w elt die im verbindlichen Ausführungs
kon trakt festgesetzten Aufgaben auszuführen. Diese Aufgaben, die 
in Form von Produkten de fin iert werden, werden in nachstehender 
Tabelle beschrieben. Der A usfüh rungsze itp lan  w ird  im V ier
jahresplan 2002 -  2005 festgelegt.

P Z  1
Die Autobnhn A9+ S im plon bauen, 
bew irtschaften, erhalten und 
anpassen

PZ 2
Das kantonale 
Strassennetz 
vervollständigen, 
verbessern, sichern 
und erhalten, unter 
B erücks ich tigung der 
vom  G rossen Rat 
bestim m ten 
Prio ritäten und der 
Z iele der nach
haltigen E n tw ick lu n g

PZ 3
Die Rhone ausbauen, um die 
S icherheit der Personen und der 
Güter im Rahmen der nachhaltigen 
En tw ick lung zu gew ährleisten.

OP 4
Den Schutz 
der Personen 
und der Güter 
gegen das 
Hochwasser 
gewährleisten 
in Zusam m en
arbeit m it den 
Gemeinden

L F P 1 1  
B a u  d e r  A 3  
S i d e r s  -  B r i g  f ü r  
2 0 0 9

L F P 1 3
E r h a l t u n g  d e s  
A u t o b a h n b e s t a n  
d e s  A 3  +  S i m p l e n

P1101
Finanzierung des 
Bundes

P 1102 Dossiers 
Projektgenehmi
gungen für den 
Staats rat

P 1103 
Bau der A9

L F P 1 2
B e w i r t s c h a f t u n g  
d e r  A 3  +  S i m p l o n

P 1201
Programm Betrieb 
ESTEC

P 1301 Planung 
des Unterhaltes 
gemäss UPlaNS, 
KOPLA

P 1302 
Erhalt des 
Strassen- 
enerbestandes
(ISTEC)

P P F 1 4
A n p a s s u n g  d e r  
A 3  +  S i m p l e n

P 1401
Vernehmlassungen 
für Programm 2002 - 
2003

P 1402 
Aspektverbes
serungen der 
nachhaltigen 
Entwicklung im 
Rahmen des 
Projektes A9- 
Simpton

P o l l t k o n t r a k t  :  G r o s s r a t  -  S t a a t s r a t  ( p o l i t i s c h e  E b e n e )  
P Z  :  p o l i t i s c h e  Z i e l e

M a n a g e m e n t k o n t r a k t  :  R e g i e r u n g  -  D e p a r t e m e n t s
 - - - - - - - - - - ! ( s t r a t e g i s c h e  E b e n e )
I------- J L F P  :  M e h r j ä h r i g e  L e i s t u n g s -  u n d

F i n a n z i e r u n g s p r o g r a m m e

A u s f ü h r u n g s k o n t r a k t  :  D e p a r t e m e n t s  -  D i e n s t s t e l l e n  
( o p e r a t i v e  E b e n e )

I  I  P  :  P r o d u k t e

P 2201
Laufender Unterhalt

P 2204 
Klassierung - 
Deklassierung

P 2101
Strassenbauten

P 2103
Korrektion + örtliche 
Ausbesserungen

P 2203
Spezialunterhalt der 
Fahrbahnen

P 2104
Instandstellung der 
Kunstbauten

P 2102
Bauten zum Schutze 
der Naturgewalten

P 2202 
Winterdienst

L F P  2 1
B a u ,  K o r r e k t i o n  u n d  
W i e d e r i n s t a n d s t e l l u

P 2105 
Ausbau von 
Fahrradspuren und 
Fahrradwegen

L F P  2 2  
U n t e r h a l t

L F P F  3 1  
K o r r e k t i o n  u n d  
A u s b a u  d e r  
R h o n e  G e n e r e l l e s  
P r o j e k t

P 3103 
Richtplan

P 3104
Verbindung CEEP 
Rhone/Ebene

P 3105
Generelles Projekt

P 3101
Ausführung der
prioritären
Massnahmen

P 4201
Kantonale Planung 
mit den 
Gemeinden

P 3301
Dringlicher
Interventionsplan

P 3401 
Laufender 
Unterhalt SECC 
Rll/Rlll

L F P  3 3
D r i n g l i c h e
E i n g r i f f e

L F P 4 1
G r u n d s t u d i e n  d e r  
G e f a h r e n  u n d  
W a r n s y s t e m e

L F P  3 4  
U n t e r h a l t  d e r  
R h o n e

L F P  3 2  
I n f o r m a t i o n  -  
K o m m u n i k a t i o n

L F P  4 3  
U n t e r h a l t  d e r  
S e l t e n g e w ä s s e r

P 4301 
langfristige 
Planung u(id 
Unterhalts
anweisungen

P 4302 
Ausführung 
Unterhaltsarbeiten 
gemäss Planung

P 4101 
Hochwasser
gefahrenkarten

P 4102
Grundstudien
Hochwasser

L F P  4 2  
A u s b a u  d e r  
S e l t e n g e w ä s s e r

P 4103
Hydrometeorologi
sche Prävision & 
Beihilfe bei 
Unwetter

P 3402 
Kontrolle 
Ausführung der 
Projekte gemäss 
gemeinsamen 
Richtlinien

P 3403
Materialbewirt
schaftung Rhone 
CCCG P 4202 Unter

stützung der 
Gemeinden bei 
Hochwasser
schutzbauten

P 4203 Unter
stützung der 
Gemeinden bei 
Renaturierungspro 
jekten für 
Wasseriäufe



0P1 BAUEN, BEWIRTSCHAFTUNG, 
ERHALTUNG UND ANPASSUNG DER 
NATIONALSTRASSE A9 + SIMPLON 

Bau
Der Bau der A9 von Siders nach Brig w ird  m it einen 
Bundessubventionsansatz von 96%  fortgesetzt.
Im Juli 2003 hat der Bundesrat das 7. langfristige Bauprogramm fü r 
die Nationalstrassen in K raft gesetzt. Dieses Programm sieht die 
Vollendung der A utobahn im Wallis fü r den Abschn itt Gampel-Brig 
fü r das Jahr 2012 und fü r den Abschn itt Siders -  Gampel fü r das 
Jahr 2014 vor ; dies m it einer etappierten Inbetriebnahme der fe rti
ge rste llten  Teilstücke und un te r V orbeha lt von neuen 
Budgeteinschränkungen. Vorrang hat die Um fahrung von Visp 
sow ie der Abschluss der laufenden Arbeiten auf der T9 zwischen 
Siders und Leuk.

Die Hauptrealisierungen im Jahre 2003 waren folgende:
• Die G enehm igung am 10 .03 .2003  durch das UVEK des 
Ausführungsprojektes des Abschnittes Visp Ost -  Visp West m it 
Ausnahme des Anschlusses Visp Ost, welches am 17.03.2003 
Gegenstand einer zusätzlichen ö ffentlichen Auflage bildete.
•  Die Vergabe der Hauptm andate fü r den A bschn itt Visp Ost -  Visp 
W est (4 Bescherden noch hängig) ;
•  Die Vergabe der Arbeiten des Tunnels von Riedberg beim 
Bahnhof von Gampel (Beschwerde durch Kantonsgericht abge
lehnt).
•  Der Beginn der Erdarbeiten des Kreisels von Siders Ost und der 
Kompensationsmassnahmen von Pfyn.

U nterhalt

Die Unterhalts- und Bewirtschaftungsarbeiten w urden gemäss den 
allgemeinen Sicherheitszielen, der D auerhaftigkeit der Bauwerke 
und in Berücksichtigung der U m welt fortgesetzt.

Der laufende Unterhalt (Bew irtschaftung) der Nationalstrassen - A9 
in der Talebene und A9 Simplon erfo lg te  erneut ohne grössere 
Schwierigkeiten. Die ordentlichen im Budget vorgesehenen Kredite 
haben es erm öglich t, die A ufgaben zufriedenstellend zu bew ä lti
gen. Ein n ich t zu schw erw iegender W in te rd iens t in Sachen 
Schneeräum ung, jedoch ziem lich schw erw iegend in Sachen 
Salzstreuung auf dem Gebiet « Strassenunterhalt » hat es erm ö
glicht, das Geschäftsjahr ohne Zusatzkredite abzuschliessen. Die 
Gesamtheit der Tätigkeiten des laufenden Unterhalts auf den 
N ationalstrassen w ird  au fg ru nd  e iner dem  ASTRA zur 
Genehm igung vorgelegten Betriebsbuchhaltung zu 91%  (ab dem 
1.01.03) vom Bund subventioniert.

Es stehen vier W erkhöfe in Betrieb : Indivis und Siders fü r die 57.6 
km lange A utobahn von St-Maurice nach Sierre Ost, Brig fü r die 3 
km A utobahn in der Talebene und fü r den 20.9 km langen Nordteil 
des Simplons und S im plon-Dorf fü r die 21.4 km lange A utobahn A9 
des Simplons-Süd. Von den 133.8 km im W allis geplanten 
A utobahnkilom ete r der N9 stehen 104.8 km im Betrieb, davon ver
laufen 7 '463  m in Tunnels. Im Rahmen der Ausführungskonzepte 
fü r die Unterhaltsmassnahmen hat das ASTRA im Jahre 1998 fü r 
das A utobahnnetz in der Ebene den Begriff "Benchm arking" ein
ge führt. Dieser Begriff erm öglich t Bewirtschaftungsindexe zu erhal
ten und vergleichsweise die bestm öglichen Bew irtschaftungs
m ethoden nachzusuchen.

Uebersicht der Hauptbew irtschaftunaskosten =  Betrag pro KmF 
(V irtueller km, d.h. der die Nebenanlagen-Zufahrten, Rastplätze, 
usw. berücksichtigt) m it Vergleich der m ittleren Schweizer W erte 
(Betriebsindexe) : siehe beiliegende Tabelle:

Die W intersicherheit w ird  auf dem Strassennetz in der Talebene m it 
eigenen M itte ln  und am Simplon un ter M ith ilfe  von 4 konzessio
nierten U nternehm ungen bestritten. Im Jahre 2003 wurden auf der 
Nationalstrasse A9 Brig/Simplon 623 Tonnen Salz und auf der 
A utobahn St.Maurice -  Siders/Ost 800 Tonnen verbraucht 
Die Simplon-Achse w urde 29-mal im Jahre 2003, hievon 2-mal im

Oktober, 6-mal im November und 9-mal im Dezember fü r die 
Lastwagen m it Anhänger und Sattelschlepper gesperrt. Die beson
deren Massnahmen (Ausbau von Stauzonen) w erden auf den 
Verkehrsachsen des Grossen-St.Bernard und des Simplons aufrech
te rha lte n . Eine Studie m it den Tite l "B ew irtsch a ftun g  des 
Schwerverkehrs über die Alpenpässe" w urde durch das ASTRA 
genehm igt. Deren Realisierung sollte 2004/2005 eintreten und bez
w eckt eine bessere Verkehrssicherheit ; dies m it der Organisation 
des Verkehrsflusses über die Alpenstrassen.

Ausrüstung

Das Fahrzeuginventar, Baum aschinen, A rbe itsgerä te  des 
Unterhaltes w ird  jährlich nachgeführt. Die Angabe des Finanzwertes 
fü r 2003 fü r den Unterhalt der NS be trägt Fr. 15 '447 '542 .—  fü r die 
32 leichten Fahrzeuge, 31 schweren Lastwagen, 31 Schneepflüge, 
20 Salzstreuer sowie verschiedenen Maschinen und Geräte.

Dieser Finanzwert d ien t zur Berechnung der jährlich no tw endigen 
Investitionen fü r die Erneuerung des Bestandes gemäss einem 
Amortisierungsansatz, welcher der Lebensdauer der Fahrzeuge und 
Maschinen angepasst ist.

OP2 ERGAENZUNG, VERBESSERUNG, 
SICHERUNG UND AUFRECHTER
HALTUNG DES KANTONALEN 
STRASSENNETZES IN BERUECK- 
SICHTIGUNG DER DURCH DEN 
GROSSEN RAT FUER EINE NACH
HALTIGE ENTWICKLUNG 
DEFINIERTEN ZIELE

Die im Jahre 2003 auf dem kantonalen Strassennetz vorgenom 
menen w ichtigsten Projekte und Arbeiten (Schweizer Hauptstrassen 
und Kantonsstrassen) werden auf den schematischen Karten au f
ge füh rt und illustriert.

Die A ufrechterha ltung der Qualitä t des kantonalen Strassennetzes, 
welches stets m ehr den Belastungen des Schwerverkehrs ausgesetzt 
ist, b e n ö tig t um fassende U n te rha ltsa rbe iten . Die heutigen 
B udgetdo tie rungen erweisen sich als unzureichend, um den 
Bedürfnissen entsprechen zu können und die auf dem bestehenden 
Strassennetz vorgenom m enen U nterhaltsarbe iten müssen sich 
demnach auf den am stärksten betroffenen Teilstücken auf örtliche 
W iederinstandstellungsarbeiten beschränken.

Die im Jahre 2003 vorgenom m enen örtlichen Verbesserungen und 
verschiedenen Anpassungen erfo lgten im Sinne der prioritären Ziele 
der Sicherheit, der Verkehrsflüssigkeit, des Benutzerkomforts, der 
V erringerung der Belästigungen und insbesondere des 
Lärmschutzes.

Die Vorstösse betreffend die Klassierungsgesuche durch den Bund 
der Strassen von nationaler Bedeutung w urden im generellen 
Rahmen der laufenden Erarbeitung des Strassensachplans und im 
w e ite ren  Sinne der Verkehrsachsplans w e ite rg e fü h rt. Jeder 
Entscheid auf Bundesebene ist ebenfalls vom Inhalt des neuen 
Finanzausgleichs abhängig, welcher der Volksabstim mung un ter
bre itet werden w ird.

Unterw allis

Der Höhepunkt im Jahre 2003 fü r die Sektion Unterwallis stellte die 
In betriebnahm e der Talstrasse (H 201), d.h. die 3.5 km lange 
U m fahrun g von M o n th e y  und von Collom bey dar. Diese im 
September 1997 begonnene Um fahrung w urde am 18. November 
2003 eingeweiht. Der endgültige Kostenpunkt dieses auf 114 
M illionen veranschlagten Bauwerkes be läuft sich auf annähernd 
128 M illionen. Die Differenz ist ausschliesslich auf die offizie lle 
Teuerung zurückzuführen. Die Besonderheit dieser U m fahrung bes
te h t im Sicherheitskonzept des Tunnels von Collombey, welches 
während dessen A rbeitsausführung gänzlich überho lt und verstärkt



wurde, insbesondere durch den Bau von drei Fluchtstollen zur 
Evakuierung der Strassenbenützer im Brandfalle.

Die jährliche Anstrengung hat sich auf dem Gebiete der örtlichen 
Ausbesserungen des Strassennetzes durch Sicherheitsausbauten 
fortgesetzt; dies insbesondere innerorts von Ortschaften. Diese 
A rbe iten  bezwecken die Verbesserung der S icherheit der 
Fussgänger und Schüler sowie die Beruhigung des motorisierten 
Verkehrs.

Andere Um strukturierungsarbeiten von Strassen sind im Gange, 
w ie  das Teilstück von Massongex -  M onthey m it dem Bau des 
Kreisels von Les Tardys sow ie die D urchfahrt von Choëx, deren 
Arbe iten vergeben sind und im Frühjahr 2004 begonnen werden.

Das Korrektionsprojekt des Teilstückes von M a rtig n y  -  Branson 
m it dem Bau der Rhonebrücke kann verw irk lich t werden Das 
Vorprojekt der neuen Brücke ist vollendet und die Arbeiten können 
im Jahre 2004 beginnen.

Bei den anderen Grossprojekten w ie  der Korrektion der Strasse 
des Grossen St.Bernard (H 21) zwischen Orsières und Liddes 
sowie der U m fahrun g  des Dorfes von Les Evouettes und der 
Transchablaisienne H 144 laufen noch die Verfahren.

Am  29. Novem ber 2003 hat ein tragischer Felssturz den teilweisen 
Einsturz der Galerie von « Les M onnaie » bei « Les Trappistes » auf 
der Strasse des Grossen St.Bernard (H21) zur Folge. Es w ar ein 
Todesopfer zu beklagen. Die durch dieses Ereignis betroffene 
Bergspur konnte jedoch am 19. Dezember 2003 nach Umsetzung 
von provisorischen Massnahmen w ieder in Verkehr gesetzt werden.

Die Reaktivierung des Rutsches von M otagnon hat die Strasse KS 
70 Leytron -  O vronnaz stark in M itle idschaft gezogen und füh rte  
in Zusam m enarbe it m it den be tro ffenen  Bundesäm tern zur 
Lancierung eines umfassenden Schutzprojektes dieser Strasse.

M itte lw allis

Die g rosste Investition des Jahres 2003 stellte der Bau der 
Bogenbrücke von Prolin, nahe des Dorfes von Prolin, auf der KS 
55 Vex -  Hérém ence -  M o tö t dar. Nach den im Herbst 2002 
begonnenen Vorbereitungsarbeiten konnte dieses Bauwerk gegen 
die Naturgefahren (Lawinen) innert neun M onaten realisiert w er
den. M it der Inbetriebnahm e der Bogenbrücke w urde das letzte 
natürliche Hindernis auf dem Strassenteilstück von Flérémence - 
Mâche aufgehoben.

Ferner w u rd en  m ehrere B auprojekte von Galerien auf 
Nebenstrassen im Gebirge beendet, w ie  diejenige von « Les 
Croisettes », in der Nähe von Vissoie, auf der KS 40 Sierre -  
Vissoie -  A yer -  Zinal oder diejenige von Savanne zwischen Les 
Ftaudères und Arolla auf der KS 54 Sion -  Les Haudères -  Arolla.

Besondere A nstregungen w urden  un te rn om m e n, um die 
Verkehrssicherheit zu verbessern, indem mehrere Kreuzungen in 
Kreisel u m s tru k tu rie rt w u rd en , w ie  zum  Beispiel in Siders, 
C herm ignon oder in M ontana. Die Durchfahrten der Ortschaften 
w erden nicht vergessen und bilden Gegenstand von zahlreichen 
Ausbesserungen, welche die Sicherung der Fussgängerführungen 
und die A n legung im Rahmen des Möglichen von Zonen m it bes
chränkte r G eschw ind igke it bezwecken. Oberstes Ziel ist die 
Verkehrssicherheit der Fussgänger und der Schüler sowie die 
Verkehrsberuhigung. Zahlreiche Teilstücke w urden im Jahre 2003 
überprüft, um im Jahre 2004 realisiert zu werden.

Die Geom etrie m ehrer w ich tige r Strassen fü r den Regional- und 
Touristenverkehr w rude verbessert. So w urde  durch eine bessere 
Q u a litä t der L in ien füh rung  eine erhöh te  S icherheit fü r  die 
Strassenbenützer erreicht. Ausser dem Eifischtal und der Region 
von Basse-Nendaz verlagert sich gegenw ärtig  diese Anstrengung 
auf die Korrektion der Kehren zwischen Sitten und Champlan auf 
der KS 58 S itten -  Botyre -  Anzère, insbesondere auf dem 
Teilstück zwischen der zw eiten und dritten Kehre. Die Studien,

welche eine Anpassung der letzten Kehre vor Champlan erm ögli
chen, sind heute abgeschlossen.

Der Unterhalt der Kunstbauwerke b le ib t eine Priorität der Sektion, 
w e lche  die n o tw end ig en  W iederins tan ds te llun garbe ite n  im 
Rahmen der verfügbaren Finanzen w e ite rfüh rt.. Die prioritären 
Achsen fü r die verschiendenen Täler kom m en zu gle ichen 
Bedingungen in den Genuss dieser Massnahmen.

Schlussendlich sind die Studien betreffend die Süd-Um fahrung von 
Bramois, auf der KS 53 Bramois -  S t-M artin  -  La Crête praktisch 
abgeschlossen. Die Ausschreibung des Projektes ist fü r das Frühjahr 
2004 vorgesehen.

Oberwallis

Für den Tunnel Stägjitschugge w urden die Vorbereitungsarbeiten 
im N orden und Süden program m gem äss fo rtgese tz t. Diese 
Arbeiten sind sow eit forgeschritten, dass die Tunnelbohrrmaschine 
fü r den Sondierstollen am 4. Dezember, am Fest der HL Barbara, die 
Arbeiten aufnehm en konnte. Für die Erschliessung der Schüttung « 
Grinji » und der neuen Zufahrt zur O rtschaft Kalpetran ist das 
Baulos Nr. 1 im Rohbau erstellt w orden.

Bei der Verbindungsstrasse von G oppisberg nach G reich
w urde das Baulos Nr. 2 abgeschlossen. Die Bauarbeiten w urden im 
Termin- und Kostenrahmen ohne nennenswerte Schwierigkeiten 
ausgeführt. Die Arbeiten des Bauloses 3 begannen Im Herbst 2004; 
sie w erden programmgemäss Ende 2004 abgeschlossen und erm ö
glichen so den Anschluss der letzten Walliser Gemeinde an eine 
Kantonsstrasse.

Bei der Verbindungsstrasse von Niedergampel nach Bratsch sind die 
Rohbauarbeiten beim Baulos Nr. 1 ausgeführt w orden. Dabei haben 
vor allem schlechte geologische Felsverhältnisse sowie das schwie
rige Bauterrain zu Verzögerung im Bauprogramm geführt.

Bei der provisorischen Entlastungsstrasse von Visp konnte am 19. 
September die Rhonebrücke Visp -  Baltschieder dem Verkehr über
geben werden. A ufg rund  von Verwaltungsgerichtsbeschwerden an 
das B undesgericht konn te  le ider das Teilstück von der 
Laldnerbrücke bis zur Rhonebrücke noch n icht realisiert werden.

Bei der Sanierung der T9 in Visp innerorts sind die Bauarbeiten m it 
dem Los Nr. 5 abgeschlossen w orden. Für das Jahr 2004 verbleiben 
noch die Lärmsanierungsmassnahmen an den Gebäuden entlang 
der Kantonsstrasse.

A u f der H19 Brig -  Furka ist m it der Sanierung der 1. Etappe von 
Lax innerorts  begonnen w o rd en . Hier w erden neben der 
Oberbausanierung, dem Bau von G ehwegen, vor allem die 
U n te rfü h ru n g  der M a tte rh o rn -G o ttha rd -B ahn  den heutigen 
Verkehrsanforderungen angepasst.

A u f der Strecke Gampel -  Goppenstein ist die « Schintigalerie » 
dem Verkehr übergeben w orden. Diese Galerie m it einer Länge von 
180 m schliesst das letzte law inengefährdete Teilstück. Dam it kann 
die Zu fahrt zum Autoverlad in Goppenstein als lawinensicher 
bezeichnet werden.

Hauptsächliche Nebentätigkeiten

Beteiligung an Bundeskommissionen :
1. Erstellung des Installationsnetzes fü r die dynamische W ägung 

der fah renden Fahrzeuge in K oord ina tion  m it der 
Kantonspolizei (WIM).

2. Jährliche V erkehrszäh lungen au f den a lpenquerenden 
Verkehrsachsen am Grossen St.Bernard und Simplon.

3. Zusätzliche durch die Schliessung des Gothards bedingte 
Verkehrszählungen.

Beteiligung an Sitzungen
• der Kantonalen Kommission fü r Strassensignalisation,
• der A rbe itsgruppe : 'Transport und Verkehrsbewirtschaftung 

des Luftforum s,



•  des waadtländischen Pilot-Komitees fü r die Erneuerung der 
Tunnels von Glion und der W alliser-Arbeitsgruppe (Task force),

•  der Arbe itsgruppen des 'Espace M itte lland '.
Erstellung des Mehrjahresprogramm es der Strassensanierungen in 
Sachen Luftreinhalte-Verordnung (LRV).
Le itung der in te rdepartem en ta len  A rbe itsg rup pe  GTB-AR 
'A rbeitsgruppe Lärm -  Strassensanierung'
Erstellung des Mehrjahresprogramm es der Strassensanierungen in 
Sachen Lärm gemäss der Lärm schutzverordnung (LSV). 
Bew irtschaftung der Mandate, technische Begleitung. 
Bew irtschaftung der ständigen Verkehrszähler auf dem kantonalen 
Strassenverkehrsnetz zur D efin ie rung des jäh rlichen  Tages
durchschnittverkehrs in 24 Std (TDV/24 Std.) fü r den Sommer- und 
Spitzenvekehr.
Erstellung des Strassenverkehrs-Belastungsplanes 2003 auf dem 
kantonalen Strassen netz.
Bew irtschaftung des Projektes der 'Internet-W ebseite der DSFBL 
Erstellung der Vorm einungen fü r die Baugesuche, Gem einde
strassen, Luftlin ien und hydro-elektrischen Anlagen sowie fü r die 
Zonenpläne und GBR.
Periodische Fahrbahnmessungen des kantonalen Strassennetzes, 
B ew irtscha ftung  und Analyse der Resultate, Erstellung des 
Unterhaltsprogram mes.
Bereinigung der Datenbank sowie der Karte des kantonalen 
Strassennetzes (Strada).
Entw icklung, Bereinigung und Bew irtschaftung der inform atisierten 
Kunstbaudatenbank.
Periodische U eberw achung und Inspektion der Kunstbauten; 
Expertisen und Spezialinspektionen.
Planung der Studien und W iederinstandstellungsarbeiten oder 
spezialisierter U nterhalt der Bauwerke.
Ueberprüfung zur Vorm einung der Spezialtransporte, Anweisungen 
zu deren D urchführung und fü r einige Begleitung durch einen 
Spezialisten fü r Kunstbauwerke.
Verfeinerung des inform atisierten Prgrammes fü r die Kontrolle von 
Spezialtransporten.
Kontrolle der Tragfähigkeit von Bauwerken zwecks A ufhebung der 
Tonnagebegrenzung auf gewissen Strassen.
Klassierung und Deklassierung von Strassen und kantona len 
Wegen.
Auszahlung der fü r die Bedürfnisse der kantonalen Strassen vor
genom m enen E xpropriationen; Erstellung der Daten fü r  die 
M utationen im G rundbucham t.
Beteiligung an den Kantons- und Bundesverfahren.

Logistik U nterhalt

Uebersicht der Flauptbew irtschaftunaskosten = Betrag pro KmF 
(virtueller km, d.h. der die Nebenanlagen-Zufahrten, Rastplätze, 
usw. berücksichtigt) m it Vergleich der m ittleren Schweizer W erte 
(Betriebsindexe) : siehe beiliegende Tabelle.

Ausrüstung

Das Fahrzeug inventar der Baumaschinen, A rbe itsgeräte des 
U nte rha ltes w ird  jäh rlich  na chge füh rt. Die A ngabe des 
Finanzwertes fü r 2003 fü r den Unterhalt der KS be träg t Fr. 
22 '4 0 0 '3 1 0  -  fü r 114 leichte Fahrzeuge, 14 schwere Lastwagen, 
202 Schneepflüge, 121 Salztstreuer sowie verschiedene Maschinen 
und Geräte.

Dieser Finanzwert d ien t zur Berechnung der jährlich no tw endigen 
Investitionen fü r die Erneuerung des Bestandes gemäss einem 
Amortisierungsansatz, welcher der Lebensdauer der Fahrzeuge und 
Maschinen angepasst ist..

M ateria l

Im Jahre 2003 w urden durch die Sektion Logistik-Unterha lt auf dem 
gesamten kantonalen Strassennetz 9 '000  t  Salz verstreut und 577 t 
durch verschiedene Privat-Unternehm ungen.

Signalisation

Die Sektion U nterha lts log is tik  bew irtscha fte t nach Bedarf in 
Zusamm enarbeit m it den Gem eindeverwaltungen und privaten 
spezia lis ierten U n te rnehm ungen  die gesam te Strassen- 
signaiisation (Vertikalsignalisation und Strassenmarkierung). Im 
Jahre 2003 haben 13 Unternehm ungen fü r Fr. 591 '079 .55 
Strassenmarkierungen vorgenom m en, nämlich pro Region:

Oberwallis Fr. 262 833.1 5 durch 5 Unternehm ungen
M itte lw a llis  Fr. 116 '457.60 durch 2 Unternehm ungen
Unterwallis Fr. 211 '788 .80  durch 6 Unternehm ungen

Die DSFB hat m it ihren eigenen M itte ln  600 km Strassenachsenlinien 
und 450 km Randlinien markiert.

Es w urden innerorts Strassenmarkierungen fü r Fr. 1 9 3 '0 0 0 -, 
hievon 50%  zu Lasten der Gemeinden, ausgeführt.

Strom  - S icherheit

Strom : A u f dieser Ebene werden der Betrieb, der Unterhalt und die 
Reparaturen von elektrischen und elektronischen Einrichtungen 
zusammengefasst, die bei den National- und Kantonsstrassen 
benützt w erden. In diesem Zusammenhang ist un ter anderem zu 
betonen:
• auf dem ganzen Kantonsgebiet unterhalten die Elektriker der 

Sektion ungefähr 30 km Tunnels, um die Sicherheit der 
Strassenbenützer sicherzustellen.

• In regelmässigen Abständen vorgenom m ene Nachkontrollen 
haben m ehr als 700 Schäden an Lichtsignalen der kantonalen 
Strassen ergeben.

• Infolge Schäden an der Lichtsignalisation wegen Verkehrs
unfällen oder Vandalismus haben die Elektriker Reparaturen in 
der Höhe von ungefähr Fr. SO'OOO.- vorgenom m en. Diese 
Leistungen w urden nachträglich den Versicherungen verrech
net.

Sicherheit: im Jahre 2003 hat sich die Konkretisierung der Lösung « 
A rbe itsgattung » speziell auf dem Gebiet der Ausbildung realisiert. 
Es konn ten  18 A usb ildungstage besucht w erden. Was die 
Betriebsunfälle anbelangt, w urden 18 Unfälle registriert, die den 
Ausfall von 98 Arbeitstagen zur Folge hatten.

Kantonale Strassensignalisations- 
kommission (KSSK)

Im Jahre 2003 tra t die Kantonale Strassensignalisationskommission 
47mal zusammen und behandelte 1 '463 Dossiers. Die einkassierten 
Gebühren belaufen sich auf Fr. 103 '335.-. Der KSSK w urden 105 
Vorm einungen un terbre ite t :

- 24 negativ
- 81 günstig, deren 36 ohne Bemerkung und 45 m it 

Bedingungen

Die Erfassung der gesam ten Strassensignalisation au f den 
Kantonsstrassen und Nationalstrassen ist beendet, was eine 
Eingabe von mehr als 40 '0 00  Schildern in die in form atisierte Basis 
« Routimages » bedeutet.

Eine zweite Sanierung w urde ausgeführt, indem 700 gebrauchte 
Schilder be tre ffend Vorschrifts- und V ortrittssch ilder kon form  
gem acht w urden.

Ziel im Jahre 2004  ist es, die Sanierung der abgenü tzten  
S iganalisation fo rtzuse tzen  (3 ’400  Polizeisignale sow ie 850 
Richtungsschilder), die Dossiers fü r die Aufste llung der Signalisation 
betreffend die neuen Tonnageeinschränkungen vorzubereiten und 
den verschiedenen Sektionen der DSFB und der Kantonspolizei die 
no tw endigen Lizenzen zur Einsicht der Datenbank « 'Routimages » 
auszustellen.



0P3 NEUAUSBAU DER RHONE,
UM  DIE SICHERHEIT DER PERSONEN 
UND GUETER IM RAHMEN DER 
NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG ZU 
GARANTIEREN

Organisation

Die Ziele des Pilot-Ausschusses (C0PIL-R3) w urden de fin iert. 
Sämtliche M itg lieder haben die auf ihrem Gebiet zu erreichenden 
Ziele festgelegt. Die Synthese der Ziele fü r das Projekt Rhone wurde 
ge tä tig t und durch die COPIL bestätigt. Eine Begleitgruppe wurde 
fü r die La ndw irtsch a ft un te r der Le itung der KDL in 
Zusamm enarbeit m it der « Walliser Landw irtschafts-kam m er » 
gebildet. Die der COPIL (NRO) externen Partner w urden de fin iert 
und w erden anfangs 2004 Gegenstand eines Staatsratsbeschlusses 
bilden. Der Kanton W aadt w ird  ebenfalls in tegriert. Verschiedene 
Sitzungen w urden m it dem regionalen Pilot-Komitee von Siders 
organisiert. Eine ähnliche S truktur ist auch fü r die Region von 
M artigny im Gange.
Das Projektteam w urde durch 2 adm inistrativ dem KDL unterstellte 
Personen vervollständigt. Sie arbeiten in einem Teilpensum fü r das 
Projekt Rhone (gesamt 0.8 Stelle).

Arbeiten und Studium

Die W iederinstandste llungsarbeiten  der Däm m e in fo lge der 
U n w e tte r vom  O ktober 2000 w urden  a u fg ru nd  des 
Grossratsentscheides vom Dezember 2002 aufgenom m en und 
gehen w ährend des W inters 03-04 in den Gemeinden von Riddes, 
Martigny, St-Maurice, Massongex, Collom bey-M uraz, Vouvry und 
Port-Valais weiter. Die Ausführungsdossiers w urden erstellt und in 
die interne Konsultation geschickt.
Die prio ritären  M assnahm en Visp, Chippis und Fully : die 
P flichtenhefte fü r die Ausschreibungsdossiers w urden ausgearbei
te t und die O ffe rte inho lung fü r Visp und Chippis (Fully bereits ver
geben) ausgeführt; Visp w urde im Dezember 2003 vergeben; die 
Ausschreibungsdossiers in diesen drei Sektoren sind fü r Ende 04 /  
Anfang 05 vorgesehen.
Sachplan R3 (früherer Richtplan) : die Ziele dieses Dokumentes, 
dessen Inhalt und das Konsultationsverfahren w urden durch das 
COPIL d iskutie rt und werden durch die DRP konsolidiert, ; die 
Grundpläne wurden im Teil des Chablais vervollständigt. 
Nutzungsplan R3 (früherer allgemeiner Plan) : das Verfahren, die 
Expertenliste sowie das geographische Ausmass w urden definiert, 
der Plan w ird  sich auf die Ziele des COPIL abstützen.
Ein E xpertenauftrag zur Erstellung der landw irtscha ftlichen  
Grundlagen w urde de fin ie rt und vergeben. Er w ird  durch die KDL- 
R3 ge le itet und durch eine von der Walliser Landwirtschaftskam m er 
bestim m te Bauerngruppe begleitet.

M itte ilung

Die periodischen In fob lä tter rhone ,vs Nr. 4 und 5 w urden erarbei
te t und verteilt. Eine Konferenz betreffend die Organisation des 
Projektes fand im Januar statt. ,.
Verschiedene Radio- und Fernsehensendungen und Presseartikel, 
verschiedene Vorträge auf Verlangen und Teilnahmen an Forums 
haben die Tätigkeiten im Jahre 2003 umschrieben.
Den kantonalen Beamten w urde ein Kurs über das Projekt erteilt 
(auf Deutsch und Französisch).
Drei V orste llungen in Gem einden und Partnern, die am 
Voranschre iten des Projekts interessiert w aren , fanden im 
Dezember s ta tt und eine Projekt-Vorstellung erfo lg te  in der Region 
Leuk .

Dringlicher Eingriffsplan

Der Interventionsplan sowie die jeweiligen Aufgaben des Staates 
und der Gemeinden w urden den Gemeinden und Partnern vorges
te llt.

Unterhalt

Die neuen Richtlinien fü r den U nterhalt der Rhone w urden validiert 
und den Gemeinden fü r einen Test im W in te r 03-04 verteilt. Die 
Unterhaltsarbeiten erfolgen inskünftig  auf dieser Basis.

OP4 GEWAERHLEISTUNG DES
SCHUTZES DER PERSONEN UND  
GUETER GEGEN DIE HOCHWASSER 
IN ZUSAMMENARBEIT M IT DEN 
GEMEINDEN

Was die Hydrologie be trifft, w ar das Jahr 2003 im Sommer durch 
eine historische Trockenheit charakterisiert. Diese in ganz Europa 
festgeste llten hohen Temperaturen haben eine bedeutende Energie 
angesammelt, die in starken Niederschlägen hätte ausarten kön
nen, w ie  es im Jahre 2002 bei unseren Nachbarn von Frankreich 
und Deutschland der Fall war. Dieses Szenario ist im Jahre 2003 
n ich t e inge tre ten , was n ich t verh inderte , dass h e ftig e  
S o m m erg ew itte r in verschiedenen Teilen unseres Kantons verhee
rende Schäden verursachten. Die am stärksten be tro ffenen 
Regionen waren Leukerbad und das Lötschental. Das M itte lw a llis  
hat auch Schäden erlitten.

Durch die kritische W etterlage besorgt, haben die Verantwortlichen 
der Zelle CERISE (wissenschaftliche Krisenzelle) zum ersten Mal 
zwischen August und O ktober eine regelm ässige Begleitung der 
W asserstände der Seeen in den grössten S taudäm m en des 
Kantons (Grande Dixence, Mauvoisin, Emosson, M attm ark) um ge
setzt. Diese einerseits m it der Abnahm e von Niederschlags- und 
Temperaturmessungen durch Meteosuisse in echten Perioden und 
andererseits von M essungen in der Rhone und ihren 
Hauptzuflüssen durch den nationalen hydrologischen Dienst ein
hergehende Ueberwachung hat die Krisenbewältigungs-m öglich- 
keiten durch CERISE in Erwartung von zukünftigen Entwicklungen 
aufgezeigt.

Die DSFB im Einvernehmen m it den Gemeinden hat sich so der 
Fortführung der prio ritären  Studien und der verschiedenen 
Arbeiten w idm en können. So sind im Jahre 2003 26 Basisprojekte 
und G efahrenkarten  betreffend 37 Gemeinden im Gange. Sechs 
von diesen w urden dieses Jahr vollendet. Es bestehen 46 
W asserbauprojekte, von denen sich 15 im Bau befinden. Bei die
sen möchten w ir den Baubeginn des Sparrenzuges in St. Niklaus 
sowie die Fortsetzung der Arbeiten auf der Sionne in Sitten, auf der 
Navisence in Chippis, auf den W ildbächen von Verbier oder auch 
auf dem Nant de Choëx in M onthey erwähnen. Drei Baustellen 
w urden im Jahre 2003 beendet.

Der langfris tige Hochwasserschutz soll ebenfalls m it einer 
Verbesserung der dringlichen Interventionen, der Alarmamsysteme 
und der Hochwasser-Voraussagemodelle vorgenom m en werden. 
Diesbezüglich w urde die 2002 begonnene Studie MINERVE im 
Jahre 2003 w e ite rge führt. M it dieser Studie verfüg t man bis 2006 
über ein Präventions- und Entscheidshilfsmittel bei Hochwasser, 
w obe i man sich insbesondere auf die Stauwerke stützt.

Die Raumplanunsmassnahmen, der Unterhalt der Wasserläufe, die 
Schutz- und Renaturierungsverbauungen der Wasserläufe und die 
Entscheidshilfesysteme in Krisenfällen bilden fü r die W alliser 
Wasserläufe in den kom m enden Jahren vier wesentliche Gewinne. 
Die allgemeine Lage der Wasserläufe des Kantons ble ib t noch fü r 
längere Zeit Besorgnis erregend. Daher ist es angebracht, die 
Anstrengungen fortzusetzen, die auf dem Gebiet der Hochwasser- 
Gefahrenkarten und Wasserbauprojekte, vorgenom m en werden.



TABELLEN DER HAUPTBEWIRTSCHAFTUNGSKOSTEN:
Betrag pro kmF (virtueller km, d.h. der die Nebenanlagen-Zufahrten, Rastplätze, usw. berücksichtigt) m it Vergleich zu den m ittleren 
Schweizer W erten (Betriebsindxe):

Routes nationales
Fr./km

2001
F-VS

2002
Fr./km

2001
F-CH

2002
A9 Teilstücke offen, 4 Fahrbahnen

- St-Maurice - Vétroz 49.40 kmv
- Vétroz - Sierre Ost 22.84 kmv
- Anschi. Gampel - Brig/Glis* 4.20 kmv

52*205.-
69*427.-

46*380.-
61*955.-
10*340.-

63*596.-
63*596.-

60*446.-
60*446.-

A9 Teilstücke offen, 2 Fahrbahnen
- Brig - Simplonpass 22.46 kmv
- Simplonpass - Landesgrenze 22.84 kmv

39*319.-
50*997.-

47*132.-
62*574.-

48*818.-
48*818.-

46*546.-
46*546.-

A9 Teilstücke in Tunnel, 2 durchlüftete Röhren
- Galerien von St-Maurice 1.24 kmv
- Galerien von Champsec/Sitten 0.71 kmv
- Tunnels & Galerien von Siders 2.45 kmv
- Tunnel Gamsen* 1.05 kmv

237*392.-
329*263.-
148*385.-

244*800.-
283*379.-
145*648.-
156*527.-

296*149.-
296*149.-
217*089.-

276*839.-
276*839.-
211*834.-

*Eröffnung im Oktober 2002

Kantonsstrassen
Fr./Krr

2001
F- VS

2002
Fr./km

2001
F-CH

u  2002
H206 a Tunnel von Platta/Sion,

1 durchlüftete Röhre 1.00 kmv 186*844.- 193*754.- 216*779.- 237*905.-
T9 Tunnel von Regrouillon/Noës,

1 durchlüftete Röhre 0.74 kmv 187*465.- 181*797.- 216*779.- 237*905.-
H21 Tunnel Mt-Chemin,

1 durchlüftete Röhre 1.82 kmv 110*722.- 137*476.- 216*779.- 237*905.-
H19 Brig-Furka (Ueberlandstr.)

Untereisenbahntunnel
5.30 kmv 
0.38 kmv

30*001.-
172*665.-

Kreisel von Chermignon - KS 46 Siders - Montana-Crans

Brücke von Prolin - KS 55 Vex - Hérémence - Motôt



AUSGEFUEHRTE ARBEITEN »  ARBEITEN IM  GANGE  

S T R A S S E N  1  B I S  3 3  S T R A S S E N  7 0  B I S  8 7

K U N S T B A U W E R K E  4 0  B I S  6 5 K U N S T B A U W E R K E  9 0  B  S  9 8

Z ----------------------------------------------------------------------------------------------------------

BE ILAGE ZU PZ2 s t r a s s e n  u n d  k u n s t b a u w e r k e

Das Detail einzelner Objekte kann 
bei der DSFB eingesehen werden

BEILAGE ZU PZ4 f l u s s b a u  ( s e i t e n g e w a e s s e r )

•  AUSGEFUEHRTE ARBEITEN 300 A 315

»  ARBEITEN IM GANGE 316 A 325

O  AR BEITEN IM STUDIUM 326 A 352

Das Detail einzelner Objekte kann 
bei der DSFB eingesehen werden



c  -----------------------------------------------------------------------------

BEILAGE ZU PZ2 s t r a s s e n  : a r b e i t e n  im  S t u d iu m

O  ROUTES 100 A 150

Das Detail einzelner Objekte kann 
bei der DSFB eingesehen werden

  _________

Das Detail einzelner Objekte kann 
bei der DSFB eingesehen werden

C --------------------------------- ----------

BEILAGE ZU PZ2 K U N S T B A U W E R K E  : A R B E IT E N  IM  S TU D IU M

O  BAUWERKE IN PROJEKT UN D BAUW ERK  

IN SANIERUNG 200 BIS 258



DIENSTSTELLE FÜR 
HOCHBAU, DENKMALPFLEGE 
UND ARCHAEOLOGIE

(siehe Kontro llingbericht)

LFP 11 : PLANUNG, STUDIEN 
und EXPERTISEN

Die DHDA steht den Dienststellen des Kantons, den Gemeinden 
und Dritten als Beratungsorgan zur Verfügung.

Für die Dienststellen des Kantons hat die DHDA m it dem DEKS und 
der Stadt Sitten zusam m engearbeitet, um die Reorganisation der 
Schulen an der oberen Bahnhofstrasse, d.h. Kollegium Planta, 
Primarschule Planta und ESC-Sitten, vorzubreiten. Sie hat ebenfalls 
m it der kan tona len  D ienststelle fü r  B eru fsb ildung an der 
E rarbeitung eines ganzhe itlichen Konzeptes fü r  die vier 
Berufsschulen des Kantons m itgearbeitet. Für die Erweiterung der 
Berufsschule von Visp steht ein W ettbew erb in Vorbereitung. M it 
dem Umbau der ESC-Monthey kann begonnen werden.

Im Bereich der subven tion ie rten  G em eindegebäude hat die 
D ienststelle an der Ausschreibung der W ettbew erbe fü r die 
B aupro jekte  der Turnhalle von Fully, der E rw eiterung der 
Orientierungsschule von Siders-Goubing und der Turnhalle von 
Flanthey-Lens m itgearbeitet. Dank dem Zusatzkredit von 16 Mio. 
konnten die ausstehenden Subventionen betreffend die Schulbau
ten den Gemeinden überwiesen werden. Im sozialen Sektor kön
nen die fü r die Altersheim e Brig, Naters, Ried-Brig und Nendaz au f
genom m enen W ettbew erbe und Studien hervorgehoben werden.

Die DHDA hat ebenfalls fü r Gemeinden Expertisen und Studien 
begleitet, w ie  beispielsweise die Planung von Gemeindehäusern, 
Friedhöfen, Vorschläge fü r künstlerische Ausstattungen an Bauten, 
usw.

LFP 12: BAUREALISIERUNG

Dienstbauten: Nach G enehm igung des Zusatzkredites fü r die 
Gebäude „M ayennets" und der „ehem aligen Ersparniskasse" in 
Sitten wurden die Bauarbeiten auf dieser Baustelle w ieder au f
genom m en. Der W erkhof von Gamsen-Brig, sowie die Erneuerung 
des Platzes um das Gebäude der Kantonspolizei an der Avenue de 
France in Sitten konnten fe rtig  erstellt werden.

In Sachen Unterrichtsgebäude kann bei Einhaltung der Baukosten 
die fristgerechte Zurverfügungstellung der Fachhochschule Siders, 
sowie die W eite rführung der Bauarbeiten am Kollegium Brig her
vorgehoben werden. An der ESC M artigny w urde ein 4-Klassen 
umfassender Schulpavillon verw irklich t.

Bei den kantonalen Anstalten hat die DHDA die Bauarbeiten der 
Landw irtschaftlichen Schulen von Visp und Chäteauneuf, der psy
chiatrischen Klinik von Malévoz, der La Castalie in Monthey, der 
Kaserne S itten, der S tra fansta lten sow ie d ie jen igen des 
Ausbildungszentrum s fü r Asylbewerber von Vétroz begleitet.

LFP 13: UNTERHALT und AUSBAU 
von GEBÄUDEN

Das Budget 2003 von Fr. 5 '50 0 '000 .-- w urde vollum fänglich aufge
braucht. Dabei ist zu be tonen, dass Fr. I '9 8 7 'O O O .- bei 
Sanierungen und Ausbauten eingesetzt w urden und dass Fr. 
1 '2 1 8 l0 0 0 .-  den Unterhaltsverträgen und den Kosten von Technik-

In form atikeinrichtungen entsprechen. W ie vorgesehen erm öglichte 
das Budget 2003 den W ertverlust der Gebäude auf 1 % zu 
beschränken; som it geht der Schröder-Index (aktueller W ert /  
Neuwert) von 79 auf 78 % zurück.

LFP 14: GEBÄUDEVERWALTUNG

Die Sektion fü r Gebäudeverwaltung und A bw art swesen (Objekte 
des Verwaltungsgutes) w urde am 1. Juli 2003 vom KFV der DHDA 
übertragen.

W ährend des zweiten Semesters 2003 hat sich die DHDA bem üht, 
m it denselben M itte ln  die m it der Verw altung des Gebäudeparks 
verknüpften laufen Aufgaben nach w ie  vor weiterzuführen. Sie hat 
ebenfalls durch eine vertie fte Kenntnisnahme der Dossiers gewisse 
Aspekte der Verwaltung, die verbessert oder geändert werden 
könnten hervorgehoben.

LFP 21: VERWALTUNG des baulichen 
KULTURGUTES

Vorm einungen
637 V orm einungen der H eim atschutzkom m iss ion und der 
Denkm alpflege über Baudossiers, 536 davon fü r die KBK.

S ubventionen des H eim at- und Denkm alschutzes :
- vom Kanton bezahlte Subventionen an die Eigentümer:

Fr. 1 ' 14 9 '2 15.—  (49 % Oberwallis, 32 % Zentralwallis, 18 % 
Unterwallis) verte ilt auf 87 Bauten, dazu Fr. 1 '722 '850 .—  fü r 
Valeria ; grosszügige Beteiligung der Loterie romande von Fr. 
SOO‘0 0 0 .-  an dem der Denkm alpflege zur Verfügung stehenden 
Restaurierungskredit;

- vom Bund bezahlte Subventionen an die Eigentümer:
Fr. 2 ' 1 3 2 7 9 5 — wovon Fr. 679 '953 .—  fü r die Valeria;

B etreute Denkm äler:
57 von der D ienststelle fü r  H ochbau, D enkm alp flege  und 
Archäologie begleitete Objekte, w ovon 31 Sakralbauten; plus 23 
Bau-ten bei denen die Denkm alpflege beratend m itw irk te ; 8 neue 
un ter Denkmalschutz gestellte Objekte; namentlich: Les Agettes, 
Kapelle Notre-Dame de la V isitation; A lbinen, Haus Zumofen; 
Chalais, sog. Maison des Comtes d'Anniviers in Réchy; Erschmatt, 
Kapelle «Zur hohen Brücke»; Leuk, «Hohe Brücke»; Salvan, 
Pfarrkirche; Törbel, Haus Kernen & Behling in Burgen; Troistorrents, 
Chalet Lange;
aktuelle Gesamtzahl der kantonalen Schutzobjekte : 533. 

Kulturgüterschutz:
S icherhe itsdokum enta tion  von 7 im KGS-Inventar erfassten 
Objekte; Begleitung und Suvbentionierung der Archivarbeiten der 
A bte i von St.Maurice; E inführungskurse, Fortbildung und Erstellung 
das Jahresberichtes m it den kom m una len  KGS-Dienstchefs; 
Vorstellung des Kulturgüterschutzes in diversen Gemeinden.

V orträge und Veranstaltungen:
Sensibilisierungskurs in K u ltu rgu t fü r angehende Kantonspolizisten 
und Skilehrer; Veranstaltung auf kantonaler Ebene, „Tag des o ffe 
nen Denkmals" zum Thema der Glasfenster: Vorstellungen in 
Täsch, Siders, Sitten, Vouvry, V ionnaz, St-G ingolph;

In ven tare  und Forschung:
Vorstellung der neuen inform atisierten Inventarm ethode in diversen 
Gemeinden; W eite rführung der Forschungsarbeiten in Sachen 
Kunstdenkmäler, insbesondere fü r die drei in Bearbeitung stehen
den Bände der Bezirke von Brig, Siders und M onthey; Fortsetzung 
der Bauernhausforschung über Temporärbauten und landw irt
schaftliche Gebäude.

W ichtigste archäologische Funde:
Abtei von St. Maurice, Hof «M arto le t»: Fortsetzung der begonne
nen A rbe iten  an Stätten a ltch ris tlicher K u lto rte ; M artinach :



Grabungen un ter der «Place du M idi», Entdeckung eines gallo-rö- 
m ischen Tempels; fe rn e r w e ite r no rdöstlich : Überreste einer 
vorstädtischen Siedlung, die bis Ende des A ltertum s besetzt wurde; 
St-Pierre-de-Clages: Überwachung der Bauarbeiten un ter dem 
Dorfplatz: Die Kirche be findet sich am O rt einer römischen Villa; 
Sion: Überwachung der Bauarbeit im Quartier St-Guérin: das prä
historische Ausmass des «Petit Chasseur» dehnte sich mindestens 
bis an den heutigen  Schulkom plex aus; die vo rgenom m en 
Ausgrabungen un ter der «Place du M idi» haben erlaubt, die 
Geometrie der Stadtmauer besser kennen zu lernen und sie im 
Bodenbelag zu markieren; die A usführung einiger zusätzlichen 
Sondierungen im Terrain des Instituts Don Bosco hat die w eite  
Ausdehnung der G rabstätte aus der Eisenzeit bestätigt; Brämis: 
Zahlreiche Eingriffe haben die beachtliche Ausdehnung der archäo
logischen Stätte gezeigt; St-Léonard : Ausgrabung einer Ausw ei
tun g  der bedeutenden neolith ischen Siedlung ( W ohn - und 
Grabstätte) oberhalb der Steingrube; Ayent, A rgnou: Entdeckung 
von Überresten einer „V illa  rustica" aus dem 3. und 4. Jahrhundert; 
M uraz/M uzot: Ausgrabungen in der von Rilke beliebten Kapelle; 
Auszeichnung von zahlreichen m itte la lterlichen Grabstellen; Lens, 
Maroz-Délège: Ausgrabung von vier Grabstellen aus dem 6. und 7. 
Jahrhundert m it teilweise reichen Bestattungsobjekten; Turtmann: 
westliches Portal des Tunnels Riedberg: Ausgrabungen der Überres
te eines alten Bauernhauses im Rahmen der A9 A utobahn Baustelle 
und Freilegung von besetzten Terrassen aus der Römerzeit.

A usarbeitung von Grabungsergebnissen:
Fortsetzung und Fertigstellung von Untersuchungen fü r die allfä lli
gen Publikationen w ie  "W a ldm atte " und "B ildacker" in Gamsen, 
" Petit-Chasseur" und „Sous-Ie-Scex" in Sitten und Pfarrkirche von 
M artinach.

DIENSTSTELLE FÜR WALD 
UND LANDSCHAFT

ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Rückwirkend au f den 4. Juli 2003 hat die Zentrale der Dienststelle 
fü r W ald und Landschaft das Zertifika t ISO-PM 9001 erhalten, das 
ihr von der G esellschaft SGS, dem w e ltw e it füh renden  
Unternehm en auf dem Gebiet der Zertifiz ierung, verliehen wurde. 
Durch die erlangte Zertifiz ierung soll eine ständige Verbesserung 
der A bläufe innerhalb der D ienstleistungen gew ährt und die 
S chaffung einer höheren Transparenz erre ich t w erden. Die 
Verbesserung der Effizienz sowie die Zufriedenheit der Kunden sind 
wesentliche Bestandteile dieses Labels. Durch m otiv ierte M ita rbe ite r

soll schliesslich die Qualitä t der ausgeführten Tätigkeiten erhöht 
werden.

WALDBEWIRTSCHAFTUNG

W ald bau pro jek te  in Schutzw äldern

Gegenüber dem Vorjahr konnten die waldbaulichen Arbe iten in 
den W äldern  m it S chu tz funk tion  in tens iv ie rt w erden. Die 
Gesamtinvestitionen der W aldbesitzer fü r die S chutzw a ldbew irt
schaftung belaufen sich auf 17,6 M illionen Franken und liegen 
dam it 10 % über dem Vorjahreswert. Der Durchschnittswert dieser 
Investitionen der letzten 10 Jahre be trägt 14,3 M illionen Franken. 
Der Kanton bete ilig te sich an den Kosten fü r die Schutzwald
bew irtschaftung m it durchschnittlich 12 % , der Bund m it 68 %.

W ald bau pro jek te  in W äld ern  ohne Schutzfunktion

Die A u fw en dun gen  fü r die A rbe iten  in den W äldern ohne 
Schutzfunktion beliefen sich im Berichtsjahr auf 2,2 M illionen 
Franken. Hiervon betreffen 32 3 '000 .-- Franken Massnahmen in 
S onderw ald  reservaten (M assnahm en zur E rha ltung oder 
W iederherstellung besonders schutzw ürdiger W aldgesellschaften 
oder Bew irtschaftungsform en) oder fü r die Naturwaldreservate.

W aldschäden

Im Unterwallis, speziell im Chablais und im Entremont, blieben die 
Borkenkäferschäden auf einem hohen Niveau. Die Lawinenschäden 
waren m it über einer halben M illion Franken überdurchschnittlich 
hoch. Der W aldbrand in Leuk zerstörte ca. 310 Hektaren Wald.

Die A ufw endungen fü r die Behebung der W aldschäden beliefen 
sich insgesamt auf 3,4 M illionen Franken und liegen dam it um 3 % 
über dem Vorjahres w ert. Der Bund bete ilig te sich m it 50 %  an den 
Kosten fü r die Schadensbehebung, der Kanton m it 29 % . Der 
Grosse Rat des Kantons Wallis bew illig te  am 10. Juli 2003 einen 
Zusatzkredit von 500 '000 .-- Franken.

Strukturverbesserungen

Die Investitionen fü r die forstlichen Erschliessungsanlagen und 
Forstwerkhöfe der Forstreviere belaufen sich auf insgesamt 1,55 
M illione n  Franken. 7 2 5 '0 0 0 .— Franken en tfie len  dabei auf 
Fo rs tw erkhöfe  und 8 2 6 '0 0 0 .-  Franken au f fo rs tliche  
Erschliessungsanlagen (Forststrassen und Lagerplätze). Der Bund 
bete ilig te sich an diesen Kosten der W aldbesitzer und Gemeinden 
m it 7 5 1 '0 0 0 .-  Franken, der Kanton m it 33 2 '0 0 0 .~  Franken.

Verpflichtungskred ite  des Kantons

Anzahl o ffene Projekte Stand am 31.12.2003 Stand am 31.12.2002

W aldbauprojekte

- in W äldern m it Norm alfunktion 56 2.162 M io Fr. 4.399 M io Fr.

- in Schutzwäldern 153 9.119 M io Fr. 9.112 M io Fr.

Strukturverbesserungen 21 0.853 M io  Fr. 0.635 M io Fr.

Zahlungen 2003

W aldbauprojekte 
in W äldern ohne 
Schutzfunktion

W aldbauprojekte Waldschäden 
in Schutzwäldern

Strukturver
besserungen

Total

M io. % % Mio. % % Mio. % % Mio. % % Mio. % %

Total 2.191 100 9 17.600 100 72 3.400 100 13 1.551 100 6 24.742 100

Anteil CH 1.099 50 •11.930 68 1.698 50 0.751 48 15.478 63

Anteil VS 0.482 22 2.173 12 0.886 26 0.332 21 3.873 16
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H Strukturverbesserungen 
i l  Behebung ausserordentlicher W aldschäden 
a  Arbeiten in W äldern mit Norm alfuktion 
H Arbeiten in W äldern mit Schutzfunktion

WALDERHALTUNG

Die bew illig te  Rodungsfläche 2003 (31 Gesuche) be träg t 2 4 '9 7 1 m2 
(2002: 171'971 m2, 31 Gesuche).

Die Entscheidungsinstanzen haben im Einverständnis m it den 
Eigentümern 28 (2002: 24) nachteilige W aldnutzungen (Leitungen, 
Kleinbauten, etc.) bew illig t.

W egen illegaler Handlungen w urden 4 Strafverfahren durchgeführt 
(2002: 13). Diese betrafen Übertretungen w ie Holzschläge, nach
te ilige Nutzungen etc. ohne Delikte w ie  illegale Handlungen, fü r 
welche die richterlichen Instanzen zuständig sind (insgesamt 5 
Verfahren).

Im Jahr 2003 hat der Staatsrat die W aldfeststellungen von 12 
Gemeinden hom olog iert:
Ulrichen, Emen, Bitsch, M und, Ausserberg, Raron, Blatten, Lalden, 
Nax, Lens, Icogne und Evionnaz.

G esam tkantona l w urden  bisher in 79 G em einden die 
W aldfeststellungen hom olog iert. Sie grenzen den W ald de fin itiv  
vom Bauland ab und w erden nach ihrem Inkrafttreten in den 
Zonenplan übertragen.

In der forstlichen Planung w urde -  w ie  2002 -  das Schwergewicht 
auf die Ausarbeitung der W ald-W ild-Konzepte gelegt. Durch diese 
können Aussagen über den Einfluss des W ildes auf die Verjüngung 
von Schutzwäldern gem acht werden. Es w urden Massnahmen vor
geschlagen, um W ildschäden zu verhüten und in besonders belas
teten Gebieten auf ein tragbares Mass zu reduzieren. Ferner wurde 
die G rundlage fü r eine Erfolgskontrolle geschaffen. Die Planung im 
Goms, Chablais, Entrem ont-Trient-M artigny, Centre Valais-Rive 
Gauche und Val d'Anniviers sind abgeschlossen. 2003 w urde das 
M anda t W a ld -W ild -K onzep t S im plon-V ispertä ler-Schattenberge 
w eiterentw icke lt.

In der forstlichen Planung w urden -  w ie  2002 - die regionalen 
W aldpläne im Goms, in Orsières und Bagnes w e ite rge führt.

NATURGEFAHREN

Der erste Schnee fie l bereits am 10. A ugust 2002 m it einer 
M ächtigke it von ca. 30 cm auf 1 '800 m üM . Dies erschwerte die 
Arbeitsverhältnisse der Baustellen im Hochgebirge.

Die O ktoberstürm e (130 km/Std. auf dem Simplon) brachten die 
no tw endige Schneeunterlage fü r den W intersport.

Auch wenn die Kantonsfläche schwach beschneit ist, liegt am 
Simplon am 16. November 2002 170 cm Schnee.

Der Neujahrstag 2003 w a r der einzig schöne Tag während der 
Ferienzeit. Die grösseren Schneemassen fielen oberhalb 2000 m 
Höhe m it einer M ächtigke it von 1.50 M eter Ende Januar, 50 cm 
anfangs März und 30 bis 50 cm anfangs April.

Am  5. Februar floss im Torrent d 'A ron  eine Lawine über die Strasse 
zum Grossen St. Bernhard. Am  gleichen Tag starben 4 Personen in 
einer selbstausgelösten Lawine un ter dem Sessellift von La Breya in 
Champex.

Trotz dieser tragischen Ereignisse kann man von einem eher 
schneearmen und m ilden W in te r sprechen; lokal fanden jedoch 
einige Lawinen statt, welche vor allem W aldschäden anrichteten.

Das Jahr 2003 w a r vor allem  durch die langandauernde 
H ochdrucklage im W esten Europas gekennze ichnet. Die 
Hitzeperiode erstreckte sich auf die 4 fo lgenden Perioden:

vom 4. Juni bis 30. Juni 2003, vom 10. Juni bis 26. Juli 2003, vom 
3. August bis 14. August 2003, vom 21. A ugust bis zum 27. August 
2003.

W enn um das Jahr 1900 die Gletscherfläche des Kantons noch 900 
km2 betrug, fiel diese im Jahr 2003 auf weniger als 700 km2 
zurück. Die sommerliche Hitze verursachte eine Grosszahl von 
Felsabbrüchen (z.B. auf den westlichen Flanken des Dt. Blanche, auf 
dem H örn ligrat des M atterhorns, am Rimpfischhorn, usw.).



Höhe ü. Meer 2 0 0 3 2 0 0 2 2001 2 0 0 0 1999

Fiesch-Kühboden 2 '2 10 m 172 cm 118 cm 185 cm 184 cm 270 cm

Simplon-Hospiz 2 '000  m 190 cm 80 cm 95 cm 145 cm 230 cm

Egginer (Saas) 2 '620  m 226 cm 145 cm 288 cm 214 cm 274 cm

Les Ruinettes (Verbiet) 2 '250  m 185 cm 154 cm 200 cm 215 cm 310 cm

Gandegg (Lötschental) 2 '620  m 460 cm 391 cm 539 cm 455 cm 580 cm

Nachstehend einige kum ulierte Schneehöhen der letzten 5 Jahre:

Höhe ü. Meer 2003 2002 2001 2000 1999

Münster, Goms 2 '430  m 398 cm 295 cm 537 cm 610 cm 833 cm

Simplon-Hospiz 2 '000  m 561 cm 375 cm 689 cm 681 cm 669 cm

Egginen, Saas 2 '620  m 446 cm 360 cm 640 cm 415 cm 595 cm

Gandegg, Lötschental 2 '620  m 926 cm 876 cm 921 cm 993 cm 1 '223 cm

L'Ecreleuse, Finhaut 2 '240  m 645 cm 595 cm 847 cm 715 cm 845 cm

Nachfolgend die maximal gemessenen Schneehöhen der letzten Jahre:

Das Programm der Präventivmassnahmen gegen Naturgefahren 
be in ha lte t die Erstellung der au tom atischen Schnee- und 
W etterstationen, der Lawinen- und Steinschlaggefahrenkarten, die 
regionalen Sicherheitsdienste, die dringenden Massnahmen gegen 
Steinschläge und Felssturz sowie die W arn- und A larm installationen 
gegen Lawinen und M urgänge. Der im Jahre 2003 da für vorgese
hene Betrag w ar m it 1,9 M illionen Franken budgetiert. Aus finan
ziellen Gründen konnten nur Teilarbeiten m it einem Gesamtbetrag 
von 9 8 4 '0 0 0 .-  Franken erstellt werden.

Das Visualisierungsprogramm der autom atischen Schnee- und 
W etterstationen ist fü r alle V erantw ortlichen der regionalen Sicher
heitsdienste auf dem Info-M anager abrufbar. Die Unterhaltskosten 
sowie die Instandstellungskosten fü r das gesamte kantonale Netz 
betrugen 23 3 '0 0 0 .~  Franken.

Für die Beobachter und Sicherheitsverantwortlichen w urde  in 
Grim entz und Davos ein Ausbildungskurs von 4 Tagen durch
geführt. Diese Kurse werden m it einer spezifischen Ausbildung 
betreffend Entscheidungshilfen und der Benützung der Daten der 
Schnee- und W etterstationen ergänzt.

Im Jahre 2003 w urden 11 Lawinengefahrenkarten erstellt, u.a. in 
Zerm att, Täsch, Ayer, Leukerbad, St-Jean, Bourg-St-Pierre und 
Orsières.

Expertisen und Gefahrenkarten über Bodeninstabilitäten wurden in 
15 Gemeinden erstellt, u.a. in Raron, Törbel, Visp, St. Niklaus, 
Vissoie, Evolène, Isérables und Bagnes.
Im H inb lick au f die kü n ftig e  B undespo litik  be tre ffend  die 
Finanzierung der Schutzmassnahmen gegen Naturgefahren w urde 
ein P ilotpro jekt auf der Strecke zwischen Brig und Oberwald aus
ge führt; diese Studie soll die P rioritä tenordnung der Massnahmen 
auf der gesamten genannten Strecke festlegen.

Law inen, Schneebruch

Steg Kistenwald 120 m3 Holz um geworfen

Leukerbad Bennongraben Zerstörung eines Stalles 
und eines Chalets 
Schäden an 2 Gebäuden 
450 m3 Holz um geworfen

Liddes Chandonne 200 m3 Holz um geworfen

Orsières Folliets s. Commeire 280 m3 Holz um geworfen

Vallon de Ghampex 220 m3 Holz um geworfen

Planereuses /  Val Ferret 20 m3 Holz um geworfen

W ind  und Sturm

Hochplateau Verschiedene Orte 100 m3 Holz umgeworfen

Orsières Verschiedene Orte 300 m3 Holz um geworfen

Salvan Vallon de Van 150 m3 Holz um geworfen

M artigny M t. Chemin Holzbruch im
Champéry Buchenbestand
et Val-d'llliez Rive droite Vièze 200 m3 Holz um geworfen

M onthey 
Vionnaz et

Le Fays 260 m3 Holz um geworfen

Collombey-Muraz Grand Grau, Dravers 170 m3 Holz um geworfen

Steinschläge, B odeninstabilitäten

G em einde O rt
Ulrichen Blaswald
Reckingen Bächji, Hohbach
Emen Frid, Rappental
Binn Müssebach
Grengiols Chelliwald
Betten Bader, Spielbach
Fieschertal Brunnewald
Ried-Brig Schiessbach
Evolène Forêt des Fontaines
Nendaz Tsablo Plan, Combatseline
Orsières Forêt Pertuits
C ollom bey-M urazG rand Grau (0.5 ha)

G em einde
Oberwald

Fiesch

Blatten

Blatten

O rt
Rätrischbach

Blasegga

U iflenguwald

Stampbach

Schaden
600 m3 Holz um geworfen

300 m3 Holz um geworfen

Zerstörung von 13 ha 
W ald (1800 m3)

3 ha Jungwald zerstört 
(100 m3)



Steinschläge, Felsstürze und M u rg än g e  fanden s ta tt in:

Raron
Gampel
Chandolin

St-Luc

Evolène

Hérémence
Sembrancher

Mex
Fully

Turtig
Altes Lonzaareal 
Kreuzung von Fang

Forêt de Fortunaz

Felsen von Tsouc

30 m3 
ca. 50 m3 
50 m3 auf der 
Kantonsstrasse 

10 m3 auf der 
Kantonsstrasse 
ca. 40 m3 Schäden an 
einem Gebäude

Torrent de Merderé
Galerie des Trappistes 600 m3 stürzen auf die 

Galerie. Ein Todesopfer 
Schlucht des St-Barthélemy 
Torrent du Bossay M urgang im 

Kastanienwald

Folgende Tabelle zeigt die finanzielle Verteilung der Investitionen 
fü r Abwehrmassnahm en gegen Naturgefahren im Jahre 2003 pro 
Forstkreis.

Die H itze w e lle  des Sommers 2003 ha t unsere W ä ld er ausge
trocknet. Es fanden  verschiedene W ald bränd e statt, der 
w ichtigste  davon am 13. A ugust 2003 in Leuk: im H öhw ald , 
T h elw a ld  und B annw ald. Die gesam te Brandfläche betrug  
310 ha W a ld . W e ite re  Brände fa n d e n  in fo lg e n d e n  
G em einden statt:

Ried-Brig Rinderwald ( 2 x) 600 m2
Brigerbad oberhalb des Dorfes

Brigerbad 0.4 ha 0,4 ha
Lalden Flaumeichenwald

auf der Lötschberglinie 0,5 ha
Evolène Zau du Paccot in Arolla
Randogne Courtavey 0,1 ha
Charrat 0.5 ha
Orsières Champex 0.5 ha
Vollèges 0.5 ha

Kreis

Bundes
subventionen
Abrechnung

Fr.

Kantons
subventionen

2003
Fr.

Subventionen
2003

Fr.

Zu Lasten des 
Bauherrn

I 2 '99 2 '360 2 ' 082 '231 610 '086 300 '043

II 4 '16 8 '042 2 '85 6 ' 165 863 '527 448 '350

III 4 '4 8 2 l810 3'131 '417 6 7 1 7 5 6 6 8 0 7 3 7

IV 2 '3 4 7 ’609 1 '629 '327 471 4  35 2 4 7 7 4 7

V 3 '84 6 '638 2 '640 '663 730 ' 110 475 '865

VI 2 7 0 6 '4 8 4 1'835'251 447 '934 4 2 3 2 9 9

VII 1 '808 '657 1 '1 9 8 7 6 0 243 '105 3 6 6 7 9 2

Vili 2 '214 ' 509 1 '497 '263 402 '301 314 '945

IX 592 ‘205 411 '236 92 '148 88'821

25 '159 '314 17 '282'313 4 '531 '602 3'345 '399

Andere 7 ’958 7 4 ‘8 1 1

Total 17'290'271 4 '606 '413

V erbauungen und Schutzm assnahmen

Im laufenden Jahr w urden  19 neue Projekte m it e iner 
Gesamtsumme von 23,3 M illionen Franken durch die kantonalen 
und eidgenössischen Instanzen genehm igt.

Die A rt der Naturgefahren der 19 eingereichten Projekte verteilt 
sich w ie  fo lg t:
10 Lawinenverbauungen
4 Rutschungen
5 Steinschläge, Felssturz.

Das Pilo tprogram m  Effor 2 im Bereich Naturgefahren w urde im 
M atterta l und in den Gemeinden Isérables und Nendaz durch
ge führt: innert 4  Jahren (1999 -  2003) haben Investitionen von 8 
M illionen Franken eine R isikoreduktion fü r einen Betrag von 69,4 
M illionen Franken bew irk t (Berechnung m itte ls einer Kosten- 
Nutzenanalyse).

NATUR UND LANDSCHAFT

Allgem eines
•  Im Rahmen einer Vernehmlassung hat sich der Staatsrat zur 

Revision des Bundesgesetzes über den Natur- und Heimatschutz 
geäussert, welche insbesondere die Schaffung und Finanzierung 
von Natur- und Landschaftspärken beinhaltet.

•  Die Subkommission fü r Natur- und Landschaftsschutz h ie lt in der 
Berichtsperiode zwei Sitzungen. W ichtige Traktanden waren die 
dritte  Rhonekorrektion, die Erarbeitung strategischer Ziele des 
Natur- und Landschaftsschutzes und die V orbere itung  zur 
S chaffung eines kan tona len  Fonds fü r  Natur- und 
Landschaftsschutz.

•  Anlässlich einer M edienkonferenz in Dorénaz konnte am 12. Mai 
2003 eine neue Broschüre über die Am phib ien im Kanton Wallis 
vorgeste llt werden. Nebst den A m phib ien als bundesrechtlich ge
schützten Tieren konnte in diesem Zusammenhang auch das 
„UNO-Jahr des Wassers" them atisiert werden.

•  Nachdem unsere A usste llung über die Natur- und 
Landschaftsschutzgebiete des Kantons Wallis bereits 2002 in 
Sitten grossen Erfolg hatte, w urde die Ausstellung w ährend des 
ganzen Som m erhalbjahres der Berichtsperiode in M on they 
gezeigt.

•  Im Rahmen einer M edienkonferenz konnte am 04.07.2003 das 
Buch „D ie  Pflanzenwelt von Zerm att“ vorgeste llt werden. Dabei 
hande lt es sich bereits um den fü n fte n  Band der vom 
Departem ent fü r Verkehr, Bau und U m w elt als M itherausgeber 
publizierten Serie „D ie  Reichtümer der Natur im W allis".

•W e g e n  finanzie llen Engpässen konnten  2003 keine neuen 
Bewirtschaftungsverträge abgeschlossen werden. Die A rbe it be
schränkte sich in diesem Bereich auf die Erneuerung abgelaufener 
Verträge und einige Kontrollen im Feld. Ende 2003 waren insge
samt 385 Bewirtschaftungsverträge m it einer Gesamtfläche von 
998 ha gü ltig . Basierend auf diesen Verträgen w urden an die 
Bew irtschafter der Trockenstandorte, M oore und traditione llen 
Kulturlandschaften insgesamt 6 7 4 '1 0 1 .-  Franken ausbezahlt.



M a n d a te  im A u ftrag  des Kantons

- Im Zusammenhang m it dem Projekt „Nationales Ökologisches 
N etzw erk": Erarbeitung des Konzeptes zur Erhaltung von w ich ti
gen ökologischen Korridoren.

- Vorbereitung der Bew irtschaftungsverträge und Nachführung der 
entsprechenden Datenbank.

- Erarbeitung einer Broschüre über die Am phib ien des Kantons 
Wallis.

- W egsanierungen und N aturschutzm assnahm en in der 
M oorlandschaft von nationaler Bedeutung „A lb ru n " in Binn.

- Verpflanzung und Schutz von seltenen, w ildwachsenden Tulpen 
in Naters.

- Realisierung verschiedener Massnahmen zum Schutz der Moore 
auf dem Simplonpass.

- V orbe re itung  der A usste llung in M o n the y  über die 
Naturschutzgebiete des Kantons Wallis.

- Erarbeitung eines Vorschlages zur Abgrenzung der Flachmoore 
von nationaler Bedeutung auf Territorium der Gemeinden Val- 
d'llliez, Troistorrents und Champéry..

S ubvention ierung von N aturschutzpro jekten

In der Berichtsperiode w urden fo lgende Projekte von Gemeinden 
und privaten Organisationen finanziell unterstü tzt:

- B iotop “ S chw ickboden" und Revitalisierung Geschinenbach, 
Gemeinde Geschinen.

- Verein UNESCO-Weltnaturerbe Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn.
- A ufsicht im Schutzgebiet Binntal.
- Erhaltung der vielfältigen Kulturlandschaft in Grengiols.
- Unterhaltsarbeiten im Schutzgebiet „Achera Biela", Gemeinden 

Ried-Brig und Termen.
- Schutzm assnahm en fü r  eine na tiona l bedeutende

Fledermauskolonie in einer Kapelle in Raron.
- Pflege- und U n te rha ltsa rbe iten  in der tra d itio n e lle n

Kulturlandschaft Gampel-Jeizinen.
- Aktiv itä ten der Anim ateure im Pfynwald und Naturschutzaufsicht.
- Beitrag zur U nterstützung der Aktiv itä ten des Vereins Naturpark 

„ Les M uverans".
- Unterhaltsarbeiten in den „ Follatères", Gemeinden Fully und 

Dorénaz.
- Schutz- und Unterhaltsarbeiten im Feuchtbiotop „ Les M angettes" 

in Monthey.
- S tiftun g  fü r  Landschaftsschutz fü r  eine Studie über das 

Baltschiedertal.
- Koordinationsstelle fü r den A m phib ien- und Reptilienschutz der 

Schweiz (KARCH).
- W alliser Gruppe zum Schutz der Fledermäuse.

Der Kanton ha t in der Berichtsperiode an d ie Herausgabe fo l
gender P ublikationen einen fin an zie llen  Beitrag geleistet:

- Herausgabe des Exkursionsprogramms 2003 in Zusamm enarbeit 
m it verschiedenen im Bereich des Natur- und Landschaftsschutzes 
tä tigen Verbänden und Organisationen.

- Publikation einer Dissertation über die Vegetation von Zermatt.

V orm einungen

Die Sektion Natur und Landschaft hat in der Berichtsperiode zu 903 
technischen Dossiers (2002: 839) schriftliche Vorm einungen zuhan
den der Kantonalen Baukommission oder anderen kantonalen 
Fachstellen abgegeben.

W an d erw eg e

Für H auptwanderw ege w urden im Jahr 2003 an 10 Projekte kan to
nale Beiträge im Um fang von 1 3 3 7 8 9 .-  Franken (2002: 26 2 '685 .— 
Franken) entrichte t.

UMWELTSCHUTZ

ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

Zum internationalen Jahr des « Süsswassers » hat die Dienststelle 
fü r U m weltschutz (DUS) eine Broschüre herausgegeben, welche 
eine Bilanz über 40 Jahre Abwassersanierung und -re in igung  im 
Wallis zieht.

Zudem w urde ein Vorprojekt fü r den Lernpfad des Wassers von der 
gefassten Quelle bis zur Rhone erarbeitet. Drei Routen bildeten 
Gegenstand dieser Vorstudie: fü r das Oberwallis in der Region von 
Zeneggen, fü r das M itte lwa llis  im Val d'Hérens und fü r das 
Unterwallis in der Region von Troistorrents -  Val-d'llliez.

Eine in te rkan tona le  Zusam m enarbeit zw ischen verschiedenen 
G ew ässerschutzlaborato rien s teh t in D iskussion, dam it die 
Ausrüstungen und Kompetenzen am jeweiligen S tandort bestm ö
glich genutzt werden können.

Im w e itern  w urde eine Pilotstudie in A uftrag  gegeben, um die 
abbaubaren Reserven (Steine und Erde) Im Bezirk Visp zu erarbei
ten. Das Ziel ist es, m it den Erkenntnissen dieser Studie, die 
Grundlagen und das Vorgehen zu definieren, dam it die abbaubaren 
Resverven im ganzen Kanton erfasst w erden können.

A nfang des Jahres ist eine interdépartem entale Arbeitsgruppe 
gebildet w orden, um eine systematische Sanierung der Strassen 
vorzunehmen. Das Ziel dieser A rbe itsgruppe ist es, die Verfahren fü r 
Sanierungsvorhaben, fü r Erleichterungsgesuche, fü r die Zuteilung 
der Em pfindlichkeitsstufen fü r die Bauzonen, fü r Schallmessungen 
usw. zu erarbeiten. Sie d ien t ebenfalls als Koordinations- und 
Inform ationsste lle zwischen den verschiedenen Dienststellen und 
der Bevölkerung.

GEWAESSERSCHUTZ

Inspektorat

3 8 ’240 Tankanlagen sind vom neuen Inform atikprogram m  erfasst 
w orden. Sie können in fo lgende Kategorien e ingete ilt werden:

Kleintanks: 18214
Tanks von m ittle rer Grösse: 9730
Unterirdische Tanks: 10192
Grosstanks: 104
Anzahl ausser Betrieb gesetzte Tanks (noch bestehend): 5052
Total zu sanierende Tanks: 58

Die Expertisen der Kam infeger haben aufgezeigt, dass m ehr als 
1 1 7 0 0  Anlagen nicht im kantonalen Kataster registriert sind. Bei 
der Vollziehung der kantonalen Gewässerschutzgesetzgebung sind 
die Gemeinden verpflichtet, ein Inventar der wassergefährdenden 
Lageranlagen der D ienststelle zu ü b e rm itte ln . 16 W alliser 
Revisionsunternehmen w urden vom Departem ent fü r Verkehr, Bau 
und U m w elt erm ächtig t, Tankanlagen zu revidieren.

Die Anzahl Interventionen info lge von wasser- und bodengefähr
denden Verschmutzungen be träg t 21.

A bw asserrein igung

W ährend des Jahres 2003 w urden mehrere Kläranlagen (ARA) in 
Betrieb genom m en:
- Trient : 375 Einwohner-G leichwerte
- Eisten : 400 E inwohner-G leichwerte
- W ile r 2450 Einwohner-Gleich werte
- Kippel : 1000 E inwohner-G leichwerte
- Ferden : 500 Einwohner-G leichwerte

Gesam thaft w urden in den ARA's 71,5 M illionen m3 Abwasser 
behandelt (im Jahre 2002 waren es 74 M illionen m3). Der



R einigungseffekt beträgt bei den organischen Stoffen ca. 95 % und 
93 % beim Phosphor. Diese Ergebnisse sind besser als im Jahre 
2002. Diese Verbesserung ist im W esentlichen darauf zurückzufüh
ren, dass das Jahr 2003 ein niederschlagsarmes Jahr war.

W egen der A k red itie run g  des DUS-Labors w urden  w en ig e r 
Kontrollen als üblich durchgeführt. Die von den ARA's erfolgten 
Selbstkontro llen sind vera llgem einert w orden und mehrere 
Unterwalliser Kläranlagen haben sich zusammengeschlossen, um 
die Kontrollen von einem gemeinsamen Labor durchführen zu las
sen.

Das Bundesamt fü r Um welt, Wald und Landschaft (BUWAL) hat 
verfügt, dass ab dem 1. Mai 2003 die K lärschlammverwertung auf 
den Futter- und G em üseflächen und in den 
Grundwasserschutzzonen S verboten ist.

Ab April 2003 hat die SATOM (M onthey) die ersten Versuche fü r die 
K lärsch lam m verbrennung vorgenom m en. Zurze it stehen 2 
Verbrennungsöfen in Betrieb. Im M itte lw a llis  arbeitet man daran 
die no tw endigen Verbrennungskapazitäten zu realisieren.

O berflächengew ässer

Im Laufe des Jahres 2003 w urde die physikalische und chemische 
Q ualitä t des Wassers im Trient und in der Saltina untersucht. Die 
Analysen zeigen, dass die physikalische und chemische Qualität des 
Wassers gu t ist. Eine Ausnahme bildet die bakteriologische Qualität 
im Trient, die au f die m ange lha fte  A bw asserre in igung der 
Gemeinden Finhaut und Salvan zurückzuführen ist. Ein diesbezü
gliches Projekt b ilde te  G egenstand eines S ubvention ie r
ungsentscheides des Grossen Rates vom 5. Juni 2003.

Eine Bilanz in der Fare hat gezeigt, dass die Diatom aen-Diversität 
(Algen, die sich an der Oberfläche der Steine entw icke ln) im berg
seitigen Teil sehr reich und im talseitigen Teil sehr arm ist. Dies ist 
fü r verschmutztes Wasser charakteristisch.

Die Kontrollen und Analysen von Pflanzenschutzm itteln im Wasser 
des Kanals Bras Noir in Siders und im Kanal Rèche in Granges haben 
gezeigt, dass Pflanzenschutzmittel m it Konzentrationen über dem 
G renzw ert von 0,1 mg/l (Anforderungen GSchV 1998) Vorkommen, 
insbesondere unterhalb der ARA von Granges.

Studien betreffend die Sanierung der Wasserläufe unterhalb von 
Wasserfassungen konnten in Zusammenarbeit m it den übrigen 
kantonalen Dienststellen (DSFB, DWK, DWL, DJ FW) aufgenom m en 
werden. Für die Bearbeitung der ersten Einzugsgebiete (Dranses, 
Turtm änna) w u rd e  ein P ilo tbüro und ein spezialisiertes 
Bürokonsortium  beauftragt.

Bauten, Subvention ierungen und GEP

Die von den Gemeinden fü r die Erstellung von Sammelleitungen 
und ARA's eingesetzten Investitionsbeträge betrugen im Jahre 2003 
15 M illionen Franken.

M ehr als 30 Studienm andate fü r die Erstellung der generellen 
Entwässerungspläne sind vom Kanton m it der Zusicherung von 
Subventionen genehm igt und von den betroffenen Gemeinden ver
geben w orden.

Lagerung von H ofdün ger

Die Anzahl der landw irtschaftlichen Betriebe m it R indviehhaltung 
be träg t 1 ’477.

Im vergangenen Jahr w urden m ehr als 240 Betriebe kontro lliert. 
Folgende Resultate wurden erfasst:
84 Betriebe (35 %): kon form  /  im Bau oder schon realisiert
62 Betriebe (26 %): nicht kon form  /  privates oder kommunales

Projekt w ird  erarbeitet 
40 Betriebe (17 %): ungenügende Kapazität /  Sanierung

notw endig

54 Betriebe (22 %): nicht kon form  /  Betriebsaufgabe altershalber 
innerhalb von drei Jahren

G rundwasser

Die G rund wasserschutzzonen karten werden laufend nachgeführt. 
Des W eiteren sind mehrere Verfahren bei den Gemeinden im Sinne 
des Reglem ents vom  31. Januar 1996 betreffend die Geneh
m igung der Grundwasserschutzpläne e ingeleitet w orden

Die Fierausgabe des hydrogeologIschen Jahrbuches fü r 2003 ist 
in Ausarbeitung und zugesichert. Dieses Jahrbuch en thä lt nützliche 
Auskünfte über die Qualitä t des Grundwasserstandes im Rhonetal.

Die Verordnung über die Trinkwasserversorgung in Notlagen
bildete Gegenstand eines Mandates fü r die Erarbeitung eines kan
tonalen Grundkonzeptes.

Der von der DUS in Zusamm enarbeit m it der Dienststelle fü r 
Landw irtschaft erteilte A uftrag  zur Erarbeitung der Richtlinien  
b e tre ffen d  der landw irtschaftlichen B ew irtschaftungsplan
geht dem Ende entgegen. Die Genehm igung, der Druck und die 
Verteilung sind fü r 2004 vorgesehen.

Die K oord inationsblätte r des kantonalen  Richtplans betref
fend die Trinkwasserversorgung und die Grundwasserschutzzonen 
sind nachgeführt w orden. Sie sind zurzeit in der Vernehmlassung 
beim zuständigen Bundesamt.

Reinigung von S taudäm m en und W asserbecken

Die Dienststelle fü r Um weltschutz hat fü r ca. 20 Gesuchsdossiers 
fü r die R einigung und Entleerung von S taudäm m en eine 
Vorm einung abgegeben. Es erfo lgten 14 Reinigungen. 7 unter 
ihnen bildeten Gegenstand einer besonderen Überwachung.

S teinbrüche und K iesw erke

Im Rahmen des Sanierungsprogram m s der S teinbrüche und 
Kieswerke hat die DUS fo lgende Aufgaben wahrgenom m en:
- W eite rführung des Sanierungsverfahrens der im Jahre 2002 kon

taktie rten Kiesausbeutungsbetriebe.
- Bearbeitung und - M ahnung der Kiesabbauer, welche die festge

setzte Frist fü r das Einreichen ihrer Dokum ente nicht eingehalten 
haben.

- Kontrolle der Kieswerke durch eine systematische Kampagne.
- Auskünfte an die sich fü r den A uftrag  interessierenden Büros fü r 

die Pilotstudie der abbaubaren Reserven fü r den Bezirk Visp.

Die Kommission fü r Steinbrüche und Kieswerke hat namentlich zu 
fo lgenden Geschäften Stellung genomm en:
- Zur P ilo tstud ie , w elche die P lanung der abbaubaren 

Materialreserven im Bezirk Visp behandelt.
- Zu den Ausw irkungen der 3. Rhonekorrektion im Rahmen der 

Regelung der Kiesentnahme in der Rhone.
- Zur Umsetzung eines Verfahrens zur Regelung des Problems der 

Ablagerungen von nicht bew illig ten Materialien.

Altlasten

Im Jahre 2003 ist der A ltlastenkataster des Kantons Wallis erstellt 
w orden. Für 4142 Standorte ist eine Erstbewertung gemäss 
A ltlastenverordnung durchgeführt worden.
Die Untersuchungen ergaben fo lgende Verteilung:

0  Deponien/Décharges

E3 Unfallstandorte/Lieux 
d'accidents

□  Schiessstände/Stands de 
tir

□  Betriebsstandorte/aires 
d'exploitations

3196



Einteilung der einzelnen Standorte au fgrund der Untersuchungs
ergebnisse der Erstbewertung:
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Archivieren, löschen 130 2272 0 91

Belastete Standorte
keine Untersuchung nötig 344 504 109 9

Belastete Standorte,
die eine Untersuchung erfordern 249 420 12 2

Total 723 3196 121 102

W eiteres Vorgehen:
Im Laufe des Jahres 2004 werden die betroffenen Eigentümer über 
den Eintrag im Kataster in fo rm iert und erhalten die Gelegenheit 
Stellung zum Eintrag zu nehmen.

ABFALLBEWIRTSCHAFTUNG UND - 
BEHANDLUNG

K ehrichtverbrennungsanlagen

Die Mengen verbrannter Abfälle  liegen erneut auf dem Stand von 
2001, d.h. m ehr als 200 '000  Tonnen. Diese Erhöhung ist hauptsä
chlich auf die Abfallm engen aus den Industrien und dem Gewerbe 
sowie aus den ausserkantonalen N icht-Aktionär-Gem einden der 
SATOM zurückzuführen. Diese Anlage verzeichnet eine globale 
Zunahme von m ehr als 9 % gegenüber dem vorigen Jahr.
Die in Gamsen verbrannte A bfallm enge hat um 18 % zugenom 
men, weil sämtliche Abfälle  von Zerm att im Jahre 2003 in der 
Anlage von Gamsen verbrannt wurden.

Verbrannte Abfä lle  in den verschiedenen Verbrennungsanlagen in 
Tonnen:

2000 2001 2002 2003
SATOM, M onthey 112 '480 115 '550 109 '055 118' 13 5
UTO, Uvrier 52 ’682 52 '864 52 '548 51 '461
KVO, Gamsen 27 '060 28 '858 28 '550 33 '609
KVZ, Zermatt 5 '568 5'951 5'663 0
Total 1 9 7 7 9 0 2 0 3 7 2 3 195'S 16 2 0 3 7 0 5

Entw icklung der verbrannten Kehrichtm engen in den letzten 17 
Jahren:

Deponien

Die aktuellen Statistiken betreffend die Inertsto ffdeponien erfassen 
357 in Betrieb stehende Deponien.

Im Jahre 2003 w urde das H auptgew ich t auf das Verbot von jeg li
chem Feuer auf den Deponie- und Abfallsam melstellen gelegt. Ein 
grosser Teil der Gemeinden, die regelmässig ihre Abfälle (sauberes 
Holz, behandeltes Holz, organische Stoffe oder Sperrgut) verbrann
ten, sind kon tak tie rt w orden. 28 Gem einden erh ie lten eine 
Verfügung m it einem Verbrennungsverbot fü r das Verbrennen jeg li
cher Abfälle im Freien ab 31. Dezember 2003.

M ehr als 90 D epon iestandorte , S tandorte  fü r  die 
W iederverw ertung von Inertstoffen oder Abfallsam melstellen w u r
den kontro llie rt. Die betroffenen Gemeinden haben ein Protokoll 
erha lten , m it A ngaben be tre ffend  die R egularisierung ihres 
Standtortes.

Die Intensivierung der Kontakte m it den Gemeinden erm öglichte 
112 K on tro llen  von Deponien, 29 K ontro llen  von 
Abfallsam melstellen, 8 Kontrollen von Kompostierungsstellen, 9 
Kontrollen von Recyclingzentren fü r Inertsto ffe und 2 Kontrollen 
von bioaktiven Deponien, d.h. insgesamt knapp 160 Kontrollen. Im 
Verlaufe dieser Kontrollen w urden 34 Strandorte m it Feuern oder 
Feuerspuren registriert.

Die Anzahl der gemäss der TVA zugelassenen Inertsto ffdeponien 
be träg t am 31. Dezember 2003 36 Standorte.

VREG

Die Verordnung über die Rückgabe, die Rücknahme und die 
Entsorgung elektrischer und elektronischer Geräte (VREG) vom 14. 
Januar 1998 verpflich te t die Rücknehmer solcher Geräte eine kan
tonale Bew illigung zu besitzen, um die elektrischen und elektron i
schen Geräte zu sammeln, grob zu sortieren oder zu zerlegen. Im 
Wallis erhielten acht Unternehm en eine Bewilligung.

LUFTREINHALTUNG

Im missionsm essungen

Die M essungen der Lu ftschadsto ffe  zur Ü berw achung der 
Im m issionsgrenzw erte  w urden  m itte ls  der neuen RESIVAL- 
Stationen fo rtge füh rt. Zudem w ird  fü r den Bedarf der nationalen 
Studie SAPALDIA, welche die Qualität der um liegenden Luft m it der 
Gesundheit der Erwachsenen in Zusamm enhang bringt, eine 
zusätzliche Messstation in M ontana betrieben.

Das Jahr 2003 w ar durch einen sehr w arm en Sommer gekenn
zeichnet, der auf ein andauerndes Hochdruckgebiet zurückzufüh
ren w ar (wärm ster Sommer seit dem 16. Jahrhundert). Diese extre
men W e tte rlagen  haben die photochem ischen S chadstoff
konzentrationen, namentlich des Ozons, stark beeinflusst. Deshalb 
waren die Konzentrationen dieser Zusammensetzung viel höher als 
in den vergangenen Jahren. Gegenüber 2002 waren die Über
schreitungen der stündlichen Norm von 120 pg/m 3 dreimal häufi
ger (siehe A bbildung unten) und je nach dem untersuchten 
S tandort w ird  der m onatliche Grenzwert während 8 M onaten über
schritten.

Die überm ässigen Im m issionen von S ticks to ffd iox id  und 
Schwebestaub PM10 bleiben in unserem Kanton noch bestehen. 
Die PM10 Mengen und insbesondere deren Tagesspitzenwerte neh
men stark zu.

Jährlich verbrannte Abfallmengen  
im Wallis
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Tabelle 1 : Ozon -  Anzahl S tundenwerte > 120pg/m 3 fü r die Jahre 
2002 et 2003

Emissionen

Die Emissionen der verschiedenen Produktionsanlagen w urden 
gemessen und in den Emissionskataster eingetragen. Was die 
Kontrollen und Messungen angeht, so w urde die A nw endung der 
Gesetzesgrundlagen verbessert. Infolge Klagen w urden vermehrte 
Kontrollen von Holzfeuerungsanlagen vorgenom m en.
Folgende Schadstoffquellen bleiben bedeutend und problematisch:
- Baustellen: Russpartikel von Baumaschinen m it Dieselmotoren, 

Staub und Feuerrauchpartikel.
- Hand-Holzfeuerungen: Verbrennung von verbotenen oder unan

gemessenen Brennstoffen.
- Abfallverbrennung: Feuer im Freien oder in Privatanlagen.

Tankstellen

Die Kontrolle der Benzingas-Rückführungssysteme w urde besser 
o rgan is ie rt. Dank der besseren Sensib ilis ierung der 
Tankstellenbetreiber kann die Kontrollfrequenz auf alle zwei bis drei 
Jahre heraufgesetzt w erden. Dies b rin g t dem Betreiber eine 
Ersparnis, da diese Kontrollen teuer sind. Die Tankstellenbetreiber 
haben ebenfalls die M öglichkeit, m itte ls einer einfachen M ethode 
rasche K ontro llen  du rchzuführen. Der Ertrag der Benzingas- 
Rückführungssystem e hat sich w esentlich  e rhöht. Die VOC- 
Emissionen dieser Anlagen haben sich dadurch verm indert.

Lenkunqsabaabe au f flüchtigen organischen V erbindungen  
VOC (VOCV)

Die VOC-Verordnung w urde im Jahre 2000 e ingefüh rt und erwies 
sich als ein w irksam es Ins trum ent zur V erm inderung  der 
Emissionen. Die Lenkungsabgabe ist derzeit der höchste vorgese
hene W ert: Fr. 3 . -  pro kg VOC

Es wurden 19 VOC-Bilanzen behandelt. Sie beinhalten entw eder 
ein Rückerstattungsgesuch oder eine Emissionsmeldung bei der 
Bezahlung der geschuldeten Abgaben. Im Wallis erreicht der 
Totalbetrag der Rückzahlungen eine M illion Franken. Die Rechnung 
der geschuldeten Abgabe bei allen Grossindustrien im Wallis 
be träg t ebenfalls eine M illion Franken. Die Abgaben werden von 
der eidgenössischen Zo lld irektion in Bern erhoben. Die in den 
behandelten Bilanzen des Wallis bestehenden VOC-M engen über
steigen 200 '000  Tonnen.

Feuerungskontrollen

Der Kanton zäh lt eine beträchtliche Anzahl von Feuerungsanlagen 
und verbraucht dem zufo lge eine entsprechende M enge Energie 
insbesondere in der Form von Rohöl, Gas und Elektrizität. Die bei
den unten stehenden Grafiken zeigen die A ufte ilung  der verschie
denen verbrauchten Energiemengen im Wallis im Vergleich zur 
Schweiz. W egen den verschiedenen Gas- und Stromnetzen ver
braucht das Wallis verhältnismässig wesentlich mehr von diesen 
beiden Energiestoffen als die gesamte Schweiz.

Die seit dem In k ra fttre ten  der Liberalis ierung der 
Feuerungskontrollen im Wallis kon tro llierten Anlagen werden m it
tels eines geeigneten Bew irtschaftungsprogram m s erfasst. Bis 
heute wurden 85 % der Anlagen registriert. Lediglich die beiden 
Brennstoffe Gas und Rohöl erzeugen Luftschadstoffe im Sinne der 
Luftreinhalteverordnung (LRV) und erfordern alle zwei Jahre eine 
Verbrennungskontrolle.
Bei den bis heute von der DUS kontro llierten und erfassten Anlagen 
ist festzustellen, dass 15 bis 18 % der Anlagen je nach Brennstoff 
n icht den rechtsgültigen Normen entsprechen.

Gas
□  Nicht konform
□ Konform

R ohöl

100

Im Jahre 2003 hat die DUS einen Broschüre herausgeben, welche 
an alle W alliser Haushaltungen versandt w urde, m it Erklärungen zu 
Kontrollen von Feuerungsanlagen.

LÄRM

Im Berichtsjahr 2003 w urden 186 Dossiers lärmspezifisch beurte ilt, 
w ovon 101 Baubewilligungsgesuche und Zonennutzungspläne 
betrafen.

19-mal haben Personen gegen störende Lärmimmissionen Klage 
erhoben. 3 Fälle konnten durch eine Sanierung der Anlage geregelt 
w erden, 5 Fälle waren nicht begründet und 11 Fälle sind hängig.

□  Rohöl 

O  Gas

□  Elektrizität

□  Andere

Energieverbrauch im Wallis
6%

□  Rohöl 
El Gas
□  Elektrizität
□  Andere

Energieverbrauch in der Schweiz



Was die U m setzung von Lärm schutzm assnahm en fü r  den 
F lughafen von S itten angeht, so ha t das eidgenössische 
Departem ent fü r Verte idigung, Bevölkerungsschutz und Sport das 
provisorische Konzept gutgeheissen. Die betroffenen A nra iner w u r
den e ingehend o r ie n tie rt. Zurze it lä u ft das 
Ausschreibungsverfahren fü r die Planung und die Bauleitung der 
Lärmschutzmassnahmen der Gebäude.

W ährend des vergangenen Jahres haben die SBB die Sanierung der 
Abschnitte Raron, Visp und Brig sowie des Bahnhofs Visp ausge
schrieben. W egen den zahlreichen Einsprachen der Anra iner haben 
die SBB die Teilstrecken des 3. Gleises zwischen St. German und 
Visp und dem Bahnhof Visp au fgete ilt, um diese in erster Priorität 
zu beurteilen.

Die G ruppe Lärm- und S trahlenschutz hat zur Revision der 
Lärm schutz-Verordnung und der Schall- und Laserverordnung 
Stellung genomm en.

STRAHLEN

Die Behandlung von Baugesuchen fü r M obilfunkantennen bildet 
nach w ie  vor die Hauptaufgabe im Bereich der nicht ionisierenden 
Strahlung. 100 Baugesuche (2002: 85 -  2001: 75), w ovon 63 
Gesuche neue Standorten und 37 Änderungen von bestehenden 
Anlagen betrafen. Am  31. Dezember 2003 zählte der Kataster 469 
A ntennenstandorte  (176 im Oberwallis, 137 im M itte lwa llis  und 
156 im Unterwallis).

Es w urden w e ite r 13 zusätzliche Gesuche behandelt, welche nicht 
M obilfunkanlagen betrafen. 7 Gesuche betrafen Transformer
stationen, Unterstationen und Eisenbahnen sowie Studien im 
Rahmen von Zonennutzungsplänen, w o  zw ischen Hochspan
nungsleitungen und Bauzonen K onflik te  bestehen.

UMWELTVERTRAEGLICHKEITSPRÜFUNGEN 
UND BAUWESEN

Bei U m w e ltve rträg lichke itsp rü fungen  hat die D ienststelle fü r 
U m weltschutz -  Sektion UVP und Bauten - in Zusamm enarbeit m it 
den anderen Dienststellen je nach Projekt fo lgende Aspekte zu 
beurte ilen : Raum planung, N atur- und Landschaftsschutz,
W alderhaltung, Heimatschutz und Denkm alpflege, Archäologie, 
Jagd, Fischerei, Gewässerschutz (Grundwasser, inklusive Quellen 
und oberird ische Gewässer), ra tione lle  Energienutzung sowie 
U m weltschutz im engeren Sinn, d.h. Lärmschutz, Luftre inhaltung, 
Schutz vor n ich t ion is ie render S trah lung, Bodenschutz, 
A bfa llbew irtschaftung, A ltlasten, Organismen, Katastrophenschutz 
(Störfälle und Naturgefahren).
Im Jahre 2003 w urden 28 UVP-pflichtige Projekte behandelt und 22 
un ter ihnen w urden erledigt (2002: 33 bzw. 20). Neue UVP-pflich
tige Projekte w urden w ährend des Jahres 26 eingereicht (2002: 17). 
Ende 2003 gab es 37 laufende UVP. Bei 44 derzeit im Bau be find li
chen Grossprojekten w urde eine Um w eltbaubegle itung eingeleitet. 
Im Laufe des Jahres konnten 8 Baubegleitungen fe rtig  gestellt w er
den. Ferner w urden 377 nicht UVP-pflichtige Projekte behandelt, 
die Ausw irkungen in mehreren Um weltbereichen haben (2002: 
317).

A nzahl der A rten  von behande lten  Dossiers im Jahre 2003 :

Nam e UVP
Dossiers

Nicht UVP 
Dossiers

Verkehr 7 108
Energie 3 21
Wasserbau 3 26
A bfallbehandlung 5 19
Armee (Schiessstand) 0 3
Sport, Tourismus, Freizeit 9 33
Industrie 0 36
Landw irtschaft (Nutzungen,
Bewässerung, usw) 0 19
W ald (Erschliessungen,
Nutzungen, usw.) 0 6
Steinbrüche, Kieswerke 1 4
Einkaufszentren 0 6
NIS-Anlagen 0 4
Zonennutzungspläne 0 35
W ohnbauten 0 31
Naturgefahren 0 13
Gewässer (Trinkwasser, Fassungen,
Grundwasser) 0 7
Gesetzesvernehmlassung 0 6

Total 28 377

KANTONALES 
LABORATORIUM

ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN

Konsumentinnen und Konsumenten werden durch die Skandale im 
Zusammenhang m it der Lebensm ittelindustrie im m er m ehr verunsi
chert. Sie schauen im m er m ehr auf Produktqualitä t sowie auf 
H erkunftsdeklara tion und die H erstellungsm ethode. Nur eine 
gewissenhafte Kontrolle kann einen w irkungsvollen Konsum enten
schutz garantieren.

Das BSE-Problem (bovin spongiform  Enzahpalopathie) ist w eiter
hin aktuell. Im Jahr 2003 hat die Anzahl der Fälle abgenommen, 
jedoch im geringeren Masse als im Jahr 2002. 21 Fälle w urden in 
13 verschiedenen Kantonen der Schweiz diagnostiziert, jedoch 
keiner davon im Wallis. Seit Januar 2001 g ilt in der Schweiz das 
absolute Verbot zur Verfü tterung von Tiermehl an Nutztiere. Die 
im Wallis durchgeführten Kontrollen haben gute Ergebnisse 
erbracht.

Anzahl behandelte U VP-pflichtige Dossiers pro Jahr:

) 1990 1991 1S92 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1669" 2000 2001 2002 2003
Der Gehalt von Paradichlorobenzol-Rückständen (PDCB, Produkt 
zur M ottenbekäm pfung) im Schweizer Honig ist zu hoch. Ein 
A u fru f an alle Imker w urde in der Bienenzüchterrevue vom

Anzahl behandelte nicht UVP-pflichtige Dossiers pro Jahr:

1568 1989 1 990 1S61 1992 1993 1991 1865 1996 1997 1996 1999 2000 2001 2002 2003



Dezember 2003 veröffen tlich t. Sie w urden darin angehalten, 
um gehend die Regeln der guten Herstellungspraxis in der 
Bienenzucht anzuwenden. Ferner wurden Kontrollen angekün
digt. Eine Verbesserung der Situation ist unbedingt erforderlich.

Zurzeit w ird  das Acrvlam idproblem noch im m m er untersucht. Es 
handelt sich um eine als krebsfördernd bekannte Substanz, die 
sich bei Trocken- oder Ö lerhitzung von Stärke enthaltenden 
Lebensmitteln bildet. Die einzige derzeit mögliche Empfehlung 
ist, die Lebensmittel vorsichtig zu kochen und zu erhitzen.

Die Problematik der Rückverfolabarkeit. die 2 Ziele hat, wurde 
untersucht. Es geht dabei um die Vorbeugung und um die e ffi
z ien te  S chadenbekäm pfung . Die Basis ist die lückenlose 
Identifika tion eines Lebensmittels und seines «W erdegangs», 
w odu rch  eine po ten tie lle  G esundheitsschädigung von der 
Produktionskette bis zur Verteilung zurückverfo lgt w erden kann. 
Die gesetzlichen Grundlagen, die es erlauben, die Rückverfolg
barkeit von den M itw irkenden in der Lebensm ittelkette zu fo r
dern, stehen zur Verfügung und sind auch ausreichend.

Die Beschriftung der Lebensmittel ist oftm als nicht korrekt. Der 
Verband der Kantonschemiker der Schweiz hat eine um fan
greiche Inspektions- und A nalysenkam pagne organ is ie rt. 
Bezw eckt w u rd e  eine Ü berp rü fung  des E inhaltens der 
Verordnung über die Angabe des Produktionslandes sowie der 
Landw irtscha ftsve ro rdnung  über die D eklaration und die 
Verordnung über biologische Landwirtschaft. Beim Fleisch sind 
die Angaben über Produktionsländer und über in der Schweiz 
verbotene Produktionsm ethoden o ft n icht korrekt oder fehlen 
bei fast einem Drittel aller kon tro llierten Betriebe. Ferner werden 
Produkte teilweise unrechtmässig m it dem Warenzeichen «Bio» 
verkauft.

Das A gro -M arke ting  Schweiz (AMS) w o llte  das Markenzeichen 
«Suisse Q ua litä t» fü r Lebensmittel einführen. Nach Diskussion 
m it den be troffenen Kreisen, w urde es durch «Suisse G arantie» 
ersetzt. Dieses M arkenze ichen, das vom  Verband der 
Kantonschem iker der Schweiz anerkannt w urde, d ien t zur 
Auszeichnung von Erzeugnissen 100% ig Schweizer Herkunft, 
die den strengen A nforderungen in Bezug auf Produktion und 
Verarbeitung entsprechen.

Der K onsum entenschutz um fasst ebenfa lls Gebrauchs- 
aeaenstände. Es sind E rwürgungsfälle m it Jojo-Bällen und 
„Ige lbä llen" au fgetreten und fü r Kleinkinder besteht Erstickungs
ge fahr m it Spielzeug aus dehnbarem Material. Aus diesem 
Grund wurden diese Spielzeuge aus dem Verkehr gezogen. Der 
Konsum entenschutz e rstreckt sich bis zur K ontro lle  au f 
Feuerge fährlichke it von W eihnach tsm änne rbä rten  und die 
Im porteure wurden auf die Selbstkontro llp flicht hingewiesen!

Von Mai 2002 bis September 2003 w urde eine umfassende 
nationale Kampagne von Erhebungen und m ikrobiologischen 
Analysen von M ilchp rodukten  du rchge füh rt. Sie ha tte  die 
Qualitätsbeurte ilung der Herstellerbetriebe und der spezifischen 
Probleme jedes Produkts zum Ziel. M ehr als 9 '000  M ilchprodukte 
verschiedener A rt (M ilch, Käse, Joghurt, usw.) w urden analysiert. 
Insgesamt 8%  der im Wallis analysierten M ilchprodukte waren, 
vor allen Dingen aus Hygienemangel, nicht kon form . Bei den 
M ilchprodukten aus A lm bew irtschaftungen w urden 11 % als 
nicht kon form  bewertet. 1/3 des Trinkwassers, das auf den 
Alm en verwendet wurde, w ar n icht gesetzeskonform. Bei einem 
Grossteil des Almwassers werden die Schutzzonen nicht einge
halten. In mehreren Fällen stam m t das Wasser aus offenen 
Suonen. In anderen Fällen w urden  die Fassungen und 
Installationen nicht unterhalten.

Trinkwasser aus dem öffentlichen Netz w ird  systematisch durch 
m ikrobiologische Analysen kontro lliert. A rtike l 275 der seit dem 
1. Mai 2002 ge ltenden LMV ve rlang t von den 
Trinkwasserverteilern, dass die Konsumenten ab 2004 m indes
tens 1 -mal jährlich ausführlich über die W asserqualität aufgeklärt 
w erden. Der Verband der Kantonschem iker hat genauere 
Angaben zu diesen Anforderungen veröffen tlich t. Die da für

Verantw ortlichen w urden beauftragt, diese V eröffentlichung vor
zubereiten und den A bonnenten zuzustellen.

Kontrolle der Selbsteinkellerer: Die im Jahr 2002 geänderte 
Verordnung über die Kontrolle des Handels m it W ein sieht vor, 
dass die Selbste inkellerer ebenfa lls der Eidgenössischen 
W einhandelskommission (EWHK) unterste llt sind. Sie sind davon 
fre igeste llt, sofern sie einer g le ichwertigen kantonalen Kontrolle 
unterliegen. Die westschschweizer Selbsteinkellerer haben die 
Kantonschemiker gebeten, diese gle ichwertige Kontrolle ein
zuführen. Ein interkantonales A bkom m en w urde unterzeichnet 
und die Kontrollen beginnen m it der Weinlese 2003.

Das Lebensm ittel inspectora t und sein „ha lbzen tra lis ie rtes" 
System versucht nach M öglichkeit, die G le ichw ertigke it der 
Kontrollen von 26 teilzeitbeschäftigten Kontrolleuren, die über 
den gesamten Kanton verte ilt sind, zu garantieren. Ferner ver
sucht es die Schwierigkeiten, die aus delikaten und nicht immer 
einfachen Situationen entstehen können, zu beseitigen.

EINIGE INFORMATIONEN  
ZU DEN DURCHGEFÜHRTEN ANALYSEN

Das Laboratorium hat an 6836 Proben m ikrobiologische und che
mische Analysen durchgeführt. 14,5%  der Proben entsprachen 
nicht den jew eilig  anzuwendenden Gesetzgebungen. Dies aus 
unterschiedlichsten Gründen, angefangen bei der Etikettierung, 
über Konsum ententäuschung, bis zur G esundheitsgefährdung 
durch verdorbene Ware. Es muss darauf hingewiesen werden, dass 
die Probenerhebungen gezielt vorgenom m en werden und die sta
tistischen Ergebnisse daher nicht repräsentativ fü r die allgemeine 
Lage sind, jedoch die Probleme verdeutlichen.

Käse :
Das Bundesamt fü r Landw irtschaft (BLW) hat beschlossen, das 
„W alliser Raclette" als kon tro llierte Ursprungsbezeichnung (AOC) 
einzutragen und dam it 50 Einsprachen abzulehnen. In seiner 
Entscheidung schlussfolgert das BLW, dass es sich bei dem Begriff 
„R acle tte" nicht um einen Gattungsnamen, sondern um eine trad i
tionelle Bezeichnung Walliser Ursprungs handelt. Die Entscheidung 
des BLW w urd e  bei der Kom m ission fü r  Rekurse des 
Eidgenössischen Volksw irtschaftsdepartem ents angefochten.

Fleisch :
R oh pö kelw aren  (Trockenfleisch, Speck un d  W urstw aren)
Von 62 auf dem M arkt erhobenen Proben w urden in 19 Proben 
(30,6% ) zu hohe N itra tw erte  gemessen. Der Ö ffentlichke it unseres 
Kantons w urde die M öglichke it geboten, ihre zum Eigengebrauch 
eingesalzenen R ohpökelwaren im K antonslabor au f den 
N itra tgeha lt kon tro llie ren  zu lassen. 42 Proben aus privater 
Fabrikation w urden eingesandt. 15 (35,7% ) dieser Proben über
schritten den fü r diese Produkte festgelegten Toleranzwert be tref
fend N itratgehalt.

Tiefgefrorenes
Von 43 Proben, die als Frischfleisch verkauft w urden, mussten 4 
(9 ,3% ) beanstandet werden. Sie waren tie fgeküh lt w orden.

Getreide
Die kontro llie rte  Ursprungsbezeichnung AOC „W alliser Roggen
b ro t"  w u rd e  bes tä tig t. Die Kom m ission fü r Rekurse des 
Eidgenössischen Volksw irtschaftsdepartem ents hat den einzigen 
ausstehenden Rekurs abgelehnt. Sollte kein allerletzter Rekurs beim 
Bundesgericht eingereicht werden, so dürfen die Bezeichnungen 
„W alliser R oggenbrot" und „Pain de seigle valaisan" nur noch fü r 
das trad itione lle  im Wallis und m it W alliser Getreide hergestellte 
Brot angewendet werden.

Früchte und Gem üse :
Früchte
Das kantonale Laboratorium hat in 103 Proben verschiedener 
Früchte den Pestizidgehalt und vornehm lich den Fungizidgehalt 
analysiert. Nur 1 Probe überstieg den Toleranzwert.



Gemüse
Von 53 Proben verschiedener Gemüse überschritt keine den 
Toleranzwert fü r Fungizide.
35 Salatproben w urden analysiert, wovon keine Pestizidgehalte 
über der Norm aufw ies. Eine Probe w urde  au f G rund des 
N itratwertes oberhalb der Toleranzgrenze beanstandet.
Dank der in der Schweiz im Lebensm itte lsektor einm aligen 
A na lysenm ethode ge nann t IR-MS (Isotope Ratio-Mass 
Spectrometry), kann das Laboratorium schnell feststellen, ob die 
Herkunftsangabe zum Verkauf angebotener Produkte korrekt ist. 
Um die dazu no tw endige Datenbasis zu beschaffen, w urden 
Tomaten, Äpfel, Aprikosen, Erdbeeren, Traubenmost und W eine 
gemessen. W iederum  musste in einem Fall interveniert werden, in 
w e lchem  eine grosse Lebensm itte lhande lske tte  ho lländische 
Tomaten als schweizer Tomaten verkauft hatte.

Trinkwasser :
2484 Trinkwasserproben aus dem öffentlichen Netz w urden analy
siert. 17 ,9% , w ovon  ein w esen tliche r Teil aus p riva te r 
W asserversorgung stam m te, genügte  den m ikrob io log ischen 
Normen nicht. 11,2%  des öffentlichen Wassernetzes en th ie lt m in
destens 1 mal während des Jahres fäkale Keime.
Ferner w urden im gesamten Kanton und in Zusamm enarbeit m it 
dem Bundesamt fü r Gesundheit 1300 Probeerhebungen von Quell- 
und Grundwasser durchgeführt. Das Ziel war, umfassende Analysen 
der O ligo-E lem ente, die einen eventue llen Einfluss au f die 
Gesundheit ausüben können und ein wissenschaftliches Interesse 
darstellen, vorzunehmen. Die Ergebnisse werden 2004 verö ffen t
licht werden.

W ein e :
W alliser W eine des Jahrgangs 2002
76 AOC-W eine aus dem Wallis w urden analysiert, um die durch
schnittliche Zusammensetzung der Hauptparam eter der W eine fest
zustellen und in unserer Datenbank zu speichern. Bei 22 der erho
benen 75 Proben (28,9% ) w ar der A lkoholgeha lt n icht korrekt 
angegeben. Bei 4 (9% ) von 44  R otw einen übersch ritt der 
H istam ingehalt die Toleranzgrenze.

H istam ingeha lt in ausländischem  W ein
50 W eine aus dem Ausland (Australien, Spanien, Frankreich und 
Italien) wurden auf den H istam ingehalt untersucht. In 5 Proben 
(8 ,3% ) w urde ein zu hoher W ert festgestellt.
Weinlese
Das Wallis hat fü r 35,2 M illionen Liter W eintrauben geerntet. 
Davon 21 M illionen rote und 14,2 M illionen weisse Trauben, d.h. es 
handelt sich um die kleinste Traubenernte seit 30 Jahren (1974 : 
29,6 M illionen). Seit die Statistik ge führt w ird  (1951), hat das Wallis 
noch nie eine so geringe Menge Fendant, 9,8 M illionen Liter, ein
gekellert.

Spirituosen :
W ährend der Fastnachtszeit w urden 22 Spirituosenproben direkt an 
der Verkaufsstelle (Bar) erhoben und auf den A lkoholgeha lt über
prü ft. Der auf dem Etikett angegebene A lkoho lgeha lt stim m te 
jeweils m it dem im Labor gemessenen A lkoho lgeha lt überein. Eine 
Probe musste beanstandet werden, weil diese nicht den angegebe
nen W odka en th ie lt und som it eine Täuschung des Konsumenten 
vorlag.

A nalysen u n d  D egustationen fü r  A O C -Spirituosen
Die chemischen Analysen und Degustationen zur Erlangung des 
AOC-Labels be treffend W illiam ine und A bricotine werden im 
Kantonslabor durchgeführt. 14 Eaux de vie W illiam ine und 3 
Abricotine w urden zur Prüfung vorgelegt.

Schw im m bäder
1077 Wasser aus Badebetrieben w urden analysiert, davon entspra
chen 163 (15,1 % ) nicht den geltenden Normen.

Inspektorat und Lebensm itte lkontro lle  :
Die Lebensm itte lkon tro lle  im Kanton W allis w ird  durch 4 
M ita rbe ite r vom Lebensm ittelinspektorat des Kantonslabors und 26 
Kontrolleuren der Gemeinden (13 Oberwallis /  13 Unterwallis)

du rchge füh rt. Die seit 1998 e ing e füh rte n  m onatlichen 
Koordinationssitzungen der Kontrolleure, die un ter der Leitung des 
K antonslabors stehen, haben zum Ziel, eine e inhe itliche  
Lebensm ittelkontrolle im Kanton zu gewährleisten. Darüber hinaus 
w ird  gesamtschweizerisch gemäss dem System der "G esam t
ge fa h re n e rm ittlu n g  im Le bensm itte lbe trieb " versucht, die 
Lebensm ittelkontrolle auf Schweizer Niveau zu optim ieren.
Die Zusam m enarbe it m it den Lebensm itte lkon tro lleu ren  der 
Gemeinden ist im Allgem einen als gu t zu bezeichnen. Leider fü h rt 
die angespannte finanzielle Lage vieler Gemeinden dazu, dass all zu 
o ft der Kostengedanke darüber entscheidet, die Kontrollen an das 
Kantonslabor abzugeben oder diese selber durchzuführen. Dies 
e rschw ert eine e ffiz ie n te , z ie lge rich te te  O rganisation der 
Lebensm ittelkontrolle.

D urchgeführte  Lebensm itte lkontro llen

Kategorien Kontrollen Beanstandungen %

Verpflegungsbetriebe 1723 117 6,8

Handelsbetriebe 627 34 5,4

Gewerbebetriebe 342 23 6,7

Industriebetriebe 62 4 6,5

Trinkwasserversorgungen 25 3 12,0

Total 2779 181 6,5

Im Jahre 2003 w urden in den rund 5500 Lebensm ittelbetrieben des 
Kantons 2779 Kontrollen durchgeführt. In 181 Fällen (6 ,5% ) w urde 
eine Beanstandung vorgenom m en.
Unter anderem w urden in 148 M ilch verarbeitenden Betrieben 
(Käsereien /  A lpkäsereien /  M ilch industrie ), Proben von 
M ilchprodukten und Trinkwasser zur m ikrobiologischen Analyse 
erhoben (die en tsprechende Bilanz ist un te r dem Kapitel 
„A llgem eine Erläuterungen" zu finden).
1160 Frittieröle w urden von den Kontrolleuren vor O rt auf deren 
Q ua litä t üb e rp rü ft. Dabei entsprachen 61 (5 ,3% ) n icht den 
Anforderungen.
Zusätzlich zu den Routineinspektionen der Wasserversorgung der 
Gemeinden ist der W asserinspektor 2-mal bei einer Verunreinigung 
des Gemeindewassernetzes zur Hilfe gerufen w orden. Eine sichere 
Versorgung konnte schnell w ieder gewährle istet werden.
In einem anderen Fall w urde der W asserinspektor angefragt, um die 
Respektierung einer Schutzzone zu erwirken, die von Vieh benutzt 
wurde.
Nach einem Verkehrsunfall in einer Quellen-Schutzzone wurden 
Wasserproben erhoben, um Analysen auf Kohlenwasserstoffe durch
zuführen. G lücklicherweise w urde keine Verunrein igung festges
te llt.

G ifte  und u m w eltg e fäh rd en d e Substanzen :
Im Rahmen der M arktkon tro lle  hat der G iftinspektor verschiedene 
Inspektionen, hauptsächlich in D rogerien, H olzverarbe itungs
betrieben, Verkaufsräumen usw., vorgenom m en.
Unter A nw endung des Bundesgesetzes über den Handel m it 
G iften, hat der Inspektor die fo lgenden Zulassungen ausgestellt
- 10 allgemeine Genehm igungen
- 23 G iftbüchlein 
- 2 11  G iftscheine über :
- 1173 Liter G ift der Klasse 2
- 2801 Kilo G ift der Klasse 2

Die Ausstellung erfo lg te  in Zusammenarbeit m it den Gemeinden.
In A nlehnung an die Verordnung über um w eltgefährdende Stoffe 
(StoV) w urden die fo lgenden Zulassungsbewilligungen ausgestellt :
- 17 zur Verwendung von Holzschutzm itteln
- 35 zur Verwendung von Kühlflüssigkeiten
Im Rahmen der nationalen Kampagne fü r Holz-, Leder-, und 
Textilanalysen ha t der G iftin sp e k to r verschiedene Proben
erhebungen vorgenom m en.
Zur V ervo lls tänd igung der Radonkarte des W allis hat der 
G iftinspektor 70 Dosimeter über den Kanton verte ilt positioniert. 
Nach deren Einsammlung w urden sie analysiert und die erhaltenen 
W erte in der Datenbank gespeichert.
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P r ä s id iu m

Einleitung

Der Rahmen und die Schwerpunkte der Tätigkeit des Staates Wallis in der laufenden 
Legislaturperiode sind in den Richtlinien der Regierungspolitik 2002-2005 zu finden. Aufgrund von 
Artikel 97 des Gesetzes über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen den 
Gewalten hat der Staatsrat in seinem jährlichen Verwaltungsbericht eine Zwischenbilanz über die 
Richtlinien zu präsentieren.

Diese zweite Zwischenbilanz übernimmt die Struktur der Richtlinien 2002-2005. Für jede der 
aufgeführten Ziele wird eine kurze Beurteilung des Standes der Umsetzung Ende 2003 formuliert.

Mit diesem Bericht will der Staatsrat die Bedeutung der Richtlinien als Planungs-, Führungs- und 
Informationsinstrument unterstreichen. Er will auch dem Parlament und seinen Kommissionen die 
Möglichkeit geben, im Verlaufe der Legislaturperiode die Realisierung der hauptsächlichen 
sektoriellen Ziele, die sich der Staatsrat im Vierjahresplan gesteckt hat, mitzuverfolgen.

Koordination der Tätigkeit des Staatsrats und der Beziehungen zwischen den 
Gewalten

Die Beziehungen zwischen dem Staatsrat und dem Grossen Rat aufgrund der neuen 
Bestimmungen des Gesetzes über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen 
den Gewalten koordinieren

> Um die Koordination zwischen dem Grossen Rat und den staatsrätlichen Instanzen zu verbessern, 
wurde eine monatliche Sitzung zwischen der Staatskanzlei und dem Parlamentsdienst eingeführt.

> Im Rahmen des Informatiksystems des Grossen Rates werden Arbeitsabläufe vorgesehen, welche die 
Zirkulation von Dokumenten zwischen dem Parlamentsdienst, der Staatskanzlei und den 
Departementen erleichtern.

Weiterentwicklung einer koordinierten Informations- und Kommunikationspolitik

Förderung der Anwendung der modernen Technologien für eine Optimierung der Kontakte 
mit der Öffentlichkeit und der internen Kommunikation

> Nach einer Einführungsphase wird die staatliche Internetarchitektur nun optimiert, um daraus auch ein 
leistungsfähiges Instrument für die interne Information zu machen.

> Die Arbeiten hinsichtlich einer Verwaltung der verschiedenen Wahl- und Abstimmungsvorgänge in den 
Gemeinden und die Übermittlung der Resultate an den Kanton mit Hilfe der Webtechnologie werden 
weitergeführt.

Schaffung einer Gesetzesgrundlage, welche die Information der Öffentlichkeit und den 
Zugang zu Dokumenten auf kantonaler und kommunaler Ebene regelt

> Eine ausserparlamentarische Kommission hat mit der Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs, der den 
modernen Anforderungen an die aktive und die passive Information gerecht wird, begonnen und setzt 
ihre Arbeiten im Jahre 2004 fort.



Bis Ende 2003 bereit sein für eine eventuelle allgemeine Einführung der Führung über 
Leistungsaufträge und Globalbudget in der gesamten Kantonsverwaltung

Eine aktive Konsolidierung der versuchsweise eingeführten Führung über 
Leistungsaufträge und Globalbudget anhand der Leistungsaufträge 2002-2003 der 
erweiterten Piloteinheiten

> Das Jahr 2003 war in erster Linie der Entwicklung der Informatikplattform e-DIKS gewidmet. Ende 
Dezember war es mittels der Datenbank e-DIKS möglich, sicher und benutzerfreundlich auf die drei 
Ebenen der Ziele, Prioritäten und Kriterien von 40 Dienststellen des Staates zuzugreifen.

Siehe auch 1. Reform- und Restrukturierungsschwerpunkt.

> Im September 2003 wurde das Gesetz betreffend die Experimentierklauseln ein letztes Mal um ein 
Jahr verlängert. Diese Verlängerung soll es dem Staatsrat ermöglichen, von den internen und externen 
Evaluationsberichten der Experimentierphase «A-2000» Kenntnis zu nehmen und die Stossrichtung 
für die Fortsetzung der Reformen festzulegen.

Ab 2002 Durchführung einer abschliessenden Bewertung der Testphase

> Aufgrund der internen und externen Evaluationsberichte hat der Staatsrat im Oktober die 
Schwerpunkte für die Weiterführung der Reformen festgelegt. Diese Schwerpunkte wurden im 
Dezember 2003 dem Grossen Rat unterbreitet.

> Aufgrund der vom Staatsrat festgelegten Schwerpunkte wurde ein Entwurf zur Änderung des Gesetzes 
über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle erarbeitet. Dieser 
Entwurf wird dem Grossen Rat im ersten Halbjahr 2004 unterbreitet und soll es erlauben, den 
Grundsatz der Leistungssteuerung definitiv in der Walliser Gesetzgebung zu verankern.

Siehe auch Ziel des DFLA «Controlling-System und die Instrumente zur Finanzhaushaltführung verstärken».

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Der Ausgabenüberschuss (Nettokosten) der Staatsratsdienste belief sich auf 9'900'885 Franken



D e p a r t e m e n t  f ü r  F in a n z e n , La n d w ir t s c h a f t  u n d  ä u s s e r e  A n g e l e g e n h e it e n

F in a n zen

Sicherstellung ausgeglichener Kantonsfinanzen

Einführung einer Ausgaben- und Schuldenbremse

> Die grosse Verschuldung des Staates, insbesondere ab den Jahren 1990, hat die Verabschiedung von 
Massnahmen erfordert, um diese zu stabilisieren und zu reduzieren. Diese Massnahmen sind in einer 
Verfassungsbestimmung festgelegt, welche durch die Volksabstimmung am 22. Sept. 2002 
angenommen wurde und die Einführung einer Ausgaben- und Schuldenbremse vorsieht. Es geht nicht 
nur um die Ausgeglichenheit der Laufenden Rechnung, sondern auch um die Selbstfinanzierung der 
Investitionen.

> Die Vorbereitungsarbeiten betreffend die gesetzlichen Anwendungsgrundlagen des Verfassungs
artikels sind im Gang. Der Entwurf der Ausgaben- und Schuldenbremse wird dem Grossen Rat im 
ersten Halbjahr 2004 unterbreitet.

Controlling-System und die Instrumente zur Finanzhaushaltsführung verstärken
> Eine ad hoc Kommission ist beauftragt worden eine interne Evaluation der laufenden administrativen 

Reformen vorzunehmen. Diese Kommission befasste sich mit den aktuellen Strukturen des 
Controllings und ihrer Funktionsweisen.

Vgl. die Zielsetzung des Präsidiums «Schlussevaluation der Reformen» und Achse 1 der Reform- und
Restrukturierungsschwerpunkte

Sanierung der Gemeindefinanzen

Revision des Gemeindeordnungsgesetzes

> Der Entwurf des Gemeindegesetzes ist, wie im Zeitplan angekündigt wurde, dem Parlament in der 
Septembersession 2003 vorgelegt worden. Die Zielsetzung wird also erreicht, was diese wichtige 
gesetzgeberische Revision betrifft.

> In Verbindung zu den vorerwähnten Gesetzesbestimmungen ist ein Vorentwurf der Verordnung zur 
Führung des Finanzhaushalts von Gemeinden erarbeitet worden.

Vgl. Achse 6 der Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte

Revision des interkommunalen Finanzausgleichs

> Die ausserparlamentarische Kommission, welche vom Staatsrat mit der Revision des aktuellen 
interkommunalen Finanzausgleichs beauftragt wurde, hat ihren Schlussbericht am 7. Okt. 2003 
hinterlegt. Am 15. Okt. 2003 hat der Staatsrat nach Kenntnisnahme des Berichtes beschlossen, diesen 
bei den Interessierten bis zum 10. Jan. 2004 in die Vernehmlassung zu schicken. Die Revision des 
interkommunalen Finanzausgleichs wird dem Parlament im Verlauf des Jahres 2004 unterbreitet.

> In Ergänzung zur Revision des interkommunalen Finanzausgleichs ist ein Fonds zur Bewältigung von 
spezifischen Problemen im Bereich der Sanierung von Gemeinden errichtet worden. Das Dekret 
betreffend die Gewährung von Finanzhilfen zur Sanierung von Gemeinden mit prekären Finanzen 
wurde am 4. Sept. 2003 durch den Grossen Rat verabschiedet. Dieses Dekret ermöglicht die 
Verwendung von 30 Mio. Franken, resp. 10 Mio. Franken pro Jahr, wie im Finanzplan 2002-2005 
vorgesehen ist, das erste mal im Budget 2003.

Vgl. Achse 3 der Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte

Überprüfung der Bestimmungen betreffend die Gemeindefusionen

> Die Überprüfung ist im Rahmen der Revision des vorerwähnten Gemeindegesetzes erfolgt, welches 
diesen Bestimmungen ein spezielles Kapitel widmet.



Schaffung einer Instanz zur Beratung von Gemeinden
Folgende Arbeiten wurden unternommen:

> Die Erarbeitung von einheitlichen Kriterien zur Evaluation der finanziellen Situation der Walliser 
Gemeinden. Die vorgelegten Finanzkennzahlen für diese Evaluation sind vom Staatsrat mit Beschluss 
vom 8. Juli 2003 genehmigt worden.

> Erarbeitung eines standardisierten Modells zur Präsentation der Ergebnisse der Verwaltungs
rechnungen.

> Mit Beschluss vom 20. Aug. 2003 hat der Staatsrat eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe eingesetzt, welche 
beauftragt wurde, einen harmonisierten Kontenplan für die Walliser Munizipal- und Burgergemeinden 
zu erarbeiten.

> Diese Arbeiten werden im Jahr 2004 fortgesetzt und werden mit den Arbeiten zur Revision des 
Gemeindegesetzes koordiniert.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Eingesetze Mittel für die «Sanierung der Gemeindefinanzen»:

- Einlage von 10 Millionen Franken in den Spezialfinanzierungsfonds
in Übereinstimmung mit dem diesbezüglichen Dekret und dem Voranschlag

- Entnahme von SOO'OOO Franken aus diesem Fonds für die Sanierung und die Fusion der Gemeinden 
Greich, Goppisberg und Ried-Mörel, die zur Gemeinde Riederalp wurden

Anwendung einer gezielten Steuerpolitik

Harmonisierung der zeitlichen Bemessung bei der Besteuerung der natürlichen Personen auf den 
1.1.2003 (Übergang von der zweijährigen Pränumerandobesteuerung auf die einjährige 
Postnumerandobesteuerung)

> Am 13. September 2001 hat der Grosse Rat die einjährige Postnumerandobesteuerung für die 
natürlichen Personen beschlossen. Für die Jahre 2001 und 2002 wurden Übergangsbestimmungen 
vorgesehen, die den Abzug einer Anzahl ausserordentlicher Aufwendungen sowie die Besteuerung der 
ausserordentlichen Einkünfte ermöglichen.

> Am 15. Januar 2004 waren 91 % der Veranlagungen der Übergangsperiode 2001-2002 ausgeführt. 
Für die Veranlagungsperiode 2003 sind die Vorbereitungsarbeiten (Steuererklärung, Wegleitung, 
Computerprogramme, Anpassung der Weisungen) bereits realisiert.

> Für die Veranlagung 2003 wird ein neues System der Fristenbewirtschaftung (Fristerstreckung für das 
Einreichen der Steuererklärung) eingeführt. Die Arbeiten werden im Verlauf des ersten Semesters 
2004 abgeschlossen.

Förderung von Wohnsitznahmen von Steuerpflichtigen mit hohem Einkommen und 
bedeutendem Vermögen im Wallis

> Während des Jahres 2003 wurden gezielte Förderungsmassnahmen zur Wohnsitznahme von 
Steuerpflichtigen mit hohem Einkommen und bedeutendem Vermögen durchgeführt. Besonders zu 
erwähnen ist die Pressekonferenz zu den «Trümpfen des Walliser Steuersystems» vom 15. April 
2003. Diese befasste sich mit den letzten Revisionen des Steuergesetzes sowie der statistischen 
Steuerbelastung und der effektiven Steuerbelastung. Ein weiterer Punkt der Pressekonferenz vom 15. 
April 2003 war die Selbstanzeige. Hier wurde den Steuerpflichtigen die Vorteile einer Selbstanzeige 
(vorgängige Bezifferung der Nachsteuern und Bussen, Verzicht auf eine Busse oder Reduktion der 
Busse, Rückforderung der Verrechnungssteuer) vor Augen geführt.



Änderung des Reglements betreffend die Katastertaxen -  Berücksichtigung des 
Katasterwertes als Steuerwert mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Grundstücke

> Am 15. Oktober 2003 legte der Staatsrat dem Grossen Rat einen Entwurf zur Änderung des 
Reglements vor. Dieser sah eine Anpassung der Steuerwerte vor. Damit hätte die Übereinstimmung 
mit dem Harmonisierungsgesetz und mit dem Prinzip der Gleichbehandlung erreicht werden sollen. 
Ferner hätte diese Anpassung eine Erhöhung der Steuereinnahmen von 11 Mio. Franken für den 
Kanton und 18.3 Mio. Franken für die Gemeinden ermöglicht. Der Änderungsvorschlag wurde vom 
Grossen Rat verworfen.

Erhöhung des Ertrags aus der Besteuerung

> Am 15. April 2003 organisierte das Präsidium des Staatsrates eine Pressekonferenz. Eines der 
Themen war der Besteuerung von Ausländern nach dem Aufwand gewidmet. Weitere persönliche 
Kontaktnahmen erfolgten mit Tourismusgemeinden und spezialisierten Treuhandbüros.

> Ein Gesetzesentwurf über die Besteuerung der Motorfahrzeuge wurde am 1. Oktober 2003 durch den 
Staatsrat angenommen und wird dem Grossen Rat während des ersten Trimesters 2004 unterbreitet.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Erhöhung der Einnahmen aufgrund der Zunahme der Pauschalbesteuerungen: rund 2 Millionen

F in a n z - u n d  V e r w a l t u n g s f ü h r u n g

Modernisierung der gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen betreffend die 
Finanzführung

Erreichen einer abgestimmteren und effizienteren Verwaltung des Staats

> Das Inventar der Anpassungen der gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen betrifft auch 
das Gesetz über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle vom 
24. Juni 1980. Es handelt sich insbesondere um die Anpassung verschiedener Kompetenzen, 
namentlich jene für die Immobilientransaktionen und für die Anleihen des Staates. Der 
Revisionsentwurf des erwähnten Gesetzes wurde in der Februarsession 2004 dem Grossen Rat in 
erster Lesung unterbreitet.

Moderne und dynamische Personal- und Beschäftigungspolitik

Einführung von Massnahmen, die es dem Kanton Wallis gestatten, ein attraktiver und auf 
dem Arbeitsmarkt wettbewerbsfähiger Arbeitgeber zu bleiben

> Um sein Image und seine Attraktivität als Arbeitgeber zu verbessern, hat der Staat Wallis seine 
verschiedenen Vorzüge in der Presse sowie auf dem Internet präsentiert.

> Damit der Staat Wallis ein attraktiver und konkurrenzfähiger Arbeitgeber bleibt, verfolgt er ausserdem 
eine Lohnpolitik, welche die interne und externe Lohngerechtigkeit garantieren soll.

Eindämmung der Personalentwicklung
> Der Staats rat hat die temporäre Einführung der Stellenplafonierung (Personalstopp) angeordnet. Im 

Rahmen des Budgets 2003 wurde keine einzige neue Stelle geschaffen, mit Ausnahme jener, welche 
mit der Kantonalisierung der Zivilstandsämter Zusammenhängen -  dieser Organisationsentscheid 
wurde dem Kanton vom Bund auferlegt.

> Die Entwicklung des Personalbestandes kann durch eine permanente Hinterfragung und Anpassung 
der Strukturen und Prozesse der einzelnen Organisationseinheiten im Griff behalten werden.

Moderne und effiziente Personalpolitik
> Der Staatsrat die 1997 eingeführte moderne und effiziente Personalpolitik fort.



> Bereits seit 1999 haben die beiden Pensionskassen zur Verstärkung ihrer finanziellen Situation 
verschiedene Massnahmen eingeleitet. Diese Massnahmen sollten es erlauben, mittelfristig eine 
Verbesserung des Deckungsgrades zu erreichen. Mit zusätzlichen Massnahmen soll ein langfristiger 
Deckungsgrad von 80% erreicht werden.

Ausgabenüberschuss der Dienststelle für Personal und Organisation für das Jahr 2003
2'880'458 Franken_______________________________________________________________________

Entwicklung und Ausbau der Informatikstrategie

Entwickeln einer integralen und kohärenten Informatikstrategie mit dem Ziel, den Staat zu 
modernisieren

> Das Beschaffungswesen der kantonalen Dienststelle für Informatik befolgt diese Strategie. Die 
Hardware (Personalcomputer, Drucker, Bildschirme) wird im Rahmen einer Westschweizer 
Informatikmaterial-Einkaufspartnerschaft eingekauft. Über diese Einkaufszentrale werden ungefähr 
15000 Arbeitsplätze aufgerüstet. Die auf diese Weise ausgehandelten Bedingungen sind sehr 
vorteilhaft. Die Büro-Software wird zu ähnlichen Bedingungen über die Schweizerische 
Informatikkonferenz beschafft.

> Auf Begehren der Geschäftsprüfungskommission (GPK), alle Informatiktätigkeiten zu zentralisieren, 
hat der Staatsrat eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Diese hat ihren Bericht abgegeben, der für die von der 
GPK gesteckten Zielsetzungen Lösungsvorschläge aufzeigt. Mit seinem Entscheid vom 18. Juni hat 
der Staats rat diesen genehmigt und für die Umsetzung grünes Licht gegeben.

> Die letzten Module des Projekts zur Informatisierung des Walliser Parlaments wurden im Jahre 2003 in 
Betrieb genommen. Der im September erstellte Schlussbericht wies speziell auf die erfüllten 
Benutzerbedürfnisse und die Einhaltung des Globalbudgets hin. Das ausbaufähige System sieht in 
weiteren Etappen den Ablauf von Arbeitsprozessen und die Dokumentenverwaltung vor. Die 
technischen Einrichtungen (Server, Telekommunikation) sind im Rechenzentrum der Dienststelle für 
Informatik untergebracht und werden von dieser gewartet, was zu Synergieeffekten und 
dementsprechenden Einsparungen führt.

> Die Informatisierung der Gerichte «Tribuna 2000» wurde für die DDV bereits im Jahre 2002 
abgeschlossen. Seither garantiert die DDV in Zusammenarbeit mit dem Informatiker der Gerichte die 
Wartung und den Support.

> Das geografische Informationssystem Wallis hat seinen produktiven Betrieb aufgenommen. Das 
Kompetenzzentrum in der Rolle des Koordinators von geografischen Daten wird von den meisten 
Dienststellen anerkannt und in Anspruch genommen. Nebst der Beschaffung der zentralen 
Referenzdaten beim Eidgenössischen Amt für Topographie wurde der Schwerpunkt auf die 
Erarbeitung von Richtlinien betreffend die Verwaltung der Grundbuchrechte sowie der Naturgefahren 
gelegt. Die technische Infrastruktur (Daten-, File- und Kartenserver) wurde in Zusammenarbeit mit der 
kantonalen Dienststelle für Informatik realisiert.

> Im Rahmen des Projektes «Infostar», wurden 13 Zivilstandsämter an das neue System angeschlossen. 
Es verbleiben lediglich die Ämter Vex und Gampel.

> Der Steuerungsausschuss SAP hat die folgenden Prioritäten gesetzt :
1. Verwaltung der Taxen und Steuern 

- 2. Verwaltung der Verpflichtungskredite
> Als Unterprojekt der Taxen und Steuern wird das Betreibungs- und Konkurswesen im Jahr 2004 in 

Angriff genommen.

Ausgabenüberschuss der Dienststelle für Datenverarbeitung für das Jahr 2003
16'654'904 Franken



La n d w ir t s c h a f t

Förderung einer hochwertigen Landwirtschaft

Anwendung der neuen Landwirtschaftspolitik des Bundes und Optimierung der 
Direktzahlungen des Bundes

> Die wichtigsten Tätigkeiten der Dienststelle für Landwirtschaft haben sich auf folgende Bereiche 
konzentriert:
- Wahrung der kantonalen Interessen bezüglich der neuen Landwirtschaftspolitik (AP 2007);
- Weiterführung der empfohlenen Strategiestudien, die durch den Staatsrat in Auftrag gegeben 

worden waren (insbesondere Institut für Agrarwirtschaft an der ETH Zürich und Weinbau 2006);
- Anwendung der Eidgenössischen Gesetzgebung in der Landwirtschaft.

> In diesem Zusammenhang gilt es folgende Tätigkeiten hervorzuheben:
Enge Zusammenarbeit mit den Bundesparlamentariern, den anderen Kantonen und den 
Berufsverbänden im Hinblick auf die Interessenwahrung des Kantons Wallis bezüglich der neuen 
Bundesgesetzgebung über die Landwirtschaft (AP 2007);

- Stellungnahme zu 38 Verordnungen, welche die Änderung in der AP 2007 mit sich bringt. Wahrung 
der für unseren Kanton wichtigen Punkte wie Zulassungsbedingungen zum Erhalt von 
Direktzahlungen und bei Strukturhilfen;
Entwurf von Leistungsverträgen mit der Walliser Landwirtschaftskammer und der Walliser Obst
und Gemüsebranchenorganisation;
Entwurf und Vernehmlassung des neuen Reglements über den Rebbau und den Wein 
(vollumfängliche Änderung und Anpassung der kantonalen Gesetzgebung im Weinbau), mit einem 
zukünftigen Hauptgewicht auf die Qualität der Walliser Weine;
Umsetzung der Massnahmen in Zusammenhang mit der Trockenheit, mit dem Ziel, mögliche 
negative Auswirkungen zu verhindern (Unterstützung für den Verkaufspreis beim Fleisch und 
Viehmarkt);
Realisation der Kampagne zur Umstellung der Weinberge;

- Weiterführung der Kampagne betreffend die Erneuerung der Obstgärten mit Sorten, welche ein 
starkes Marktpotential haben;
Definitive AOC-Zusage für das Walliser Roggenbrot und positiver Entscheid des Bundesamtes für 
ein Raclette AOC;

- Gemeinsam mit den anderen Weinbaukantonen der Romandie organisierte Intervention beim 
Bundesamt gegen eine übermässige Liberalisierung der Weißweine seit der Abschaffung des 
spezifischen Kontingents;
Einführung einer Beobachtungsstelle des Schweizer Weinmarktes im Wallis.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Direktzahlungen 2003: 106 Millionen (104 Millionen im Jahre 2002)

Äu s s e r e  A n g e l e g e n h e it e n

Verstärkung unserer Beziehungen zu den Instanzen des Bundes und unseren 
Nachbarn

Intensivierung der Beziehungen zum Bund

> Die Verteidigung der Kantonsinteressen beim Bund in Sachen Verteilung des Reingewinns oder der 
überschüssigen Goldreserven der SNB, neuer Bundesfinanzausgleich oder neue Finanzordnung des 
Bundes ab 2006 werden durch den Staatsrat in enger Zusammenarbeit mit den Walliser Abgeordneten 
in Bern sichergestellt.



Verstärkung des interkantonalen und grenzüberschreitenden Austausches

> Die Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit geht mit einer Harmonisierung der 
Kompetenzstufen einher. Während die grenzüberschreitende Zusammenarbeit aufgrund der 
Bundesverfassung in die Kompetenz der Kantone fällt, so verhält es sich nicht gleich in zentralistisch 
organisierten Staaten wie namentlich in Frankreich. Die Gesamtheit der Entscheidungsstufen, national, 
regional und départemental, müssten in derselben Struktur mit Kompetenzübertragung vereinigt 
werden. Die Zusammenarbeit im Rahmen der Gemeinschaftsprogramme INTERREG erlaubt eine 
solche Konzentration. Das Ziel ist es, dies über die Lebensdauer dieser Programme hinweg zu 
erhalten. Die Zusammenarbeit mit unseren südlichen Nachbarn wird durch Gebirgs- und 
Sprachgrenzen erschwert. Eine deutliche Annäherung mit dem Aostatal, einem Gebiet mit 
vergleichbaren Gegebenheiten und Situation, würde unsere Trümpfe für eine verbesserte 
Zusammenarbeit mit den wirtschaftlich stärkeren Regionen wie die Lombardei und Piemont vereinigen.

> Im Bereich der interkantonalen Zusammenarbeit muss die Arbeit auf weniger interkantonale 
Organismen konzentriert werden. Es wird wichtig sein, eine Wirtschaftsregion europäischen 
Ausmasses mit den Westschweizer Kantonen in der Struktur des Espace Mitteland mit Genf und 
Aargau zu schaffen. In Ergänzung zum Wirtschaftsraum wird es notwendig sein, eine gute 
Zusammenarbeit im Rahmen der Regierungskonferenz der Gebirgskantone zur Verteidigung der 
Interessen als Energieressourcenkantone der Schweiz sicherzustellen. Die dritte Achse der 
interkantonalen Zusammenarbeit ist die Interessenverteidigung unseres Kantons gegenüber dem Bund 
durch den Espace Mittelland und die Konferenz der Westschweizer Kantonsregierungen. Das 
Lobbying auf Bundesstufe erweist sich als viel wirksamer, wenn es durch andere Kantone oder gar 
durch eine Mehrheit der Kantone unterstützt wird.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Nettokosten des Bereichs «Auswärtige Angelegenheiten»: 1'231'915 Franken



D e p a r t e m e n t  f ü r  G e s u n d h e it , S o z ia l w e s e n  u n d  E n e r g ie

G e s u n d h e it s w e s e n

Im Jahre 2003 hat das Departement für Gesundheit, Sozialwesen und Energie weiterhin den Auftrag 
erfüllt, ein qualitatives, finanziell tragbares und den Bedürfnissen der Bevölkerung entsprechendes 
Gesundheitssystem zu gewährleisten.

Gewährleistung einer angemessenen heilenden und palliativen Betreuung, sowohl zu 
Hause als auch in Gesundheitseinrichtungen und Spitälern, durch eine sinnvolle
Infrastrukturplanung, eine gerechte Zuteilung der vorhandenen Ressourcen und die 
Bildung regionaler Gesundheitsnetze, die eine optimale Orientierung und Betreuung 
des Patienten im Gesundheitssystem begünstigen.

Die Spitalplanung umsetzen, womit eine qualitative, heilende und palliative Betreuung
sichergestellt wird, welche für den Kanton und für die Walliser Bevölkerung finanziell 
tragbar ist.

> Die im Rahmen des Projektes der Informatisierung der Spitäler durchgeführten Arbeiten ermöglichten 
es, ein einheitliches Informationssystem in allen Walliser Spitäler auf den 1. Januar 2004 einzuführen. 
Zudem wurden die Anstrengungen fortgesetzt, welche die Einführung einer Kostenträgerrechnung 
ermöglichen.

> In Bezug auf die Umsetzung der Spital- und Gesundheitsplanung haben sich die Anstrengungen im 
Jahre 2003 auf die notwendigen Voraussetzungen für die Verwirklichung von vertieften Reformen des 
Spitalwesens konzentriert. Die Vernehmlassung, zu Beginn des Jahres 2003, des Entwurfes zur 
Abänderung des Dekretes über das Gesundheitsnetz Wallis, geht vollumfänglich in diese Richtung. In 
der Folge hat der Grosse Rat dieses Dekret am 4. September 2003 angenommen.

im Oktober 2003 hat der Staats rat die Schaffung von drei Spitalzentren (Oberwallis, Mittel- und 
Unterwallis) beschlossen;
infolge dieser Gesetzesreform haben der Staatsrat und das Gesundheitsnetz Wallis im Dezember
2003 die neue Organisation der Spitäler festgelegt, welche ab dem 1. Januar 2004 die Anstalten 
verwaltet und leitet;

- schliesslich hat die Dienststelle für Gesundheitswesen ein neues Spitalkonzept erstellt, das Ende 
Januar 2004 durch den Staatsrat genehmigt worden ist.

Durch die Schaffung von angepassten Strukturen eine qualitativ hochstehende und 
finanziell tragbare spitalexterne Betreuung sicherstellen

> Im Bereich der Pflegeheime für Betagte wurden infolge der Staatsratsentscheide vom 4. Juli 2001 und 
vom 29. März 2003, die insbesondere den Bau von 232 neuen Pflegeheimbetten vorsehen (wovon 132 
im Oberwallis, 70 im Zentralwallis und 30 im Unterwallis) mehrere Projekte für den Bau von 
Pflegeheimen eingeleitet, insbesondere im Oberwallis (Ried-Brig und Naters).

> Die ausserparlamentarische Kommission, welche im Hinblick auf die Revision des 7. Abschnittes des 
kantonalen Gesundheitsgesetzes mit der Eingabe von Vorschlägen betreffend die Planung und 
Finanzierung der Pflegeheime, der SMZ und der regionalen Gesundheitsnetze beauftragt wurde, hat 
ihre Arbeiten fortgesetzt.

> Die interdépartementale Arbeitsgruppe, die mit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfes über die 
Organisation im Katastrophenfall sowie über die Organisation des Rettungswesens beauftragt wird, hat 
mit ihren Arbeiten im Juni 2003 begonnen. Dabei besteht die Zielsetzung insbesondere darin, mögliche 
Varianten für die Ausarbeitung eines globalen Interventionskonzeptes vorzuschlagen.

> Die Arbeitsgruppe welche mit der Revision der gesetzlichen Bestimmungen in Sachen Freiheitsenzug 
aus Fürsorge beauftragt wird, hat im Jahre 2003 mit ihren Arbeiten begonnen.



Förderung der Gesundheit und Verhütung von Krankheiten und Unfällen durch die 
Information und Erziehung der Bevölkerung über die Verhaltensweisen und 
Lebensgewohnheiten, die einem zufrieden stellenden Gesundheitszustand förderlich 
sind, die Früherkennung von Gesundheitsstörungen und die Entwicklung günstiger 
Rahmenbedingungen

> Die gezielten Programme der Gesundheitsförderung und Prävention wurden gemäss den durch den 
Staatsrat im Jahre 2001 festgelegten Prioritäten durchgeführt.

Gewährleistung erschwinglicher Gesundheitsleistungen durch die gezielte 
Subventionierung der Prämien der einkommensschwachen Versicherten

> Im Jahre 2003 bezogen ungefähr 32% der Wohnbevölkerung Subventionen für die 
Krankenversicherungsprämien. Der Anteil des Bundes am Gesamtbetrag der Subvention wurde 
vollumfänglich verwendet.

Sicherstellung eines Angebots für die Grundausbildung und die Weiterbildung für die 
Gesundheitsberufe, je nach Bedarfsentwicklung des Gesundheitssystems und 
gemäss den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Entwicklung des Arbeitsmarktes 
und der Qualität

> Ab dem 1. Oktober 2002 wurde diese Zielsetzung in das Departement für Erziehung, Kultur und Sport 
transferiert. Demnach beschränkt sich die Rolle der Dienststelle für Gesundheitswesen auf die 
Evaluation des Bedarfes betreffend die Ausbildung zu den Gesundheitsberufen.

Vgl. ebenfalls den Controllingbericht des Politikkontraktes für die Piloteinheit Gesundheitswesen

Nettoausgaben der Piloteinheit Gesundheitswesen (DfG/IPVR/CVP) für das Jahr 2003:
253.9 Millionen Franken

Gewährleistung der Nahrungsmittelsicherheit, Bekämpfung der Tierseuchen und 
Kontrolle der Hundebevölkerung

> Die Änderungen des am 6. Dezember 2002 in 2. Lesung durch den Grossrat angenommenen 
Tierschutzgesetzes wurden am 10. Juni 2003 durch den Bundesrat genehmigt. Es waren verschiedene 
Vorbereitungen notwendig, um die Inkraftsetzung auf den 1. Januar 2004 zu gewährleisten.

> Das im Jahre 2002 eingeführte Überwachungsprogramm (blaue Kontrolle) wurde fortgesetzt. Mit 
diesem Programm werden im Kanton Wallis circa 10% der Nutztierbestände auf ihren 
Gesundheitszustand untersucht. Gleichzeitig wurde die Identifikation der Tiere und die Meldungen an 
die Datenbank überprüft, was eine Transparenz in der Rückverfolgbarkeit der Tiere vom Viehhalter 
zum Konsumenten schafft.

Nettoaufwand des Veterinärdienstes für das Jahr 2003:
1'321'461 Franken

S o zia lw e s e n

Soziale Massnahmen

Förderung der Hilfe und der sozialen Wiedereingliederung
> Die durch den Staatsrat im Hinblick auf die Vereinheitlichung der Systeme der kantonalen Sozialhilfe 

ernannte, ausserparlamentarische Kommission hat mit ihren Vorarbeiten im Jahre 2002 begonnen. Sie 
hat im Juni 2003 ihren Bericht mit einem Gesetzesvorentwurf an den Staatsrat gerichtet.

> Die Zusammenarbeit zwischen den Institutionen funktioniert. Es sind noch weitere Verbesserungen zu 
erzielen.



> Die Gruppe „Passerelles“, welche die berufliche Wiedereingliederung fördern soll, hat verschiedene 
Projekte im Zusammenhang mit Walliser Unternehmen unterstützt und begleitet:

Eröffnung eines Ateliers für Behinderte innerhalb des Einkaufzentrums COOP, in Collombey, im 
April 2003;
Begleitung der Arbeiten im Hinblick auf die Errichtung einer internen Struktur zur Unterstützung des 
Personals der Lonza AG, das Probleme der beruflichen Wiedereingliederung oder gesundheitliche 
Probleme hat;

- Ähnliche Demarchen bei verschiedenen Walliser KMUs.

Optimierung der Betreuung von Behinderten

> Vernetzung sämtlicher Institutionen, die im Bereich der Abhängigkeiten tätig sind, damit trotz den
schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen infolge des Rückzuges des Bundes die Qualität der
Leistungen verbessert werden kann.

> Dekret zur Vergrösserung des medizinisch-pädagogischen Zentrums « La Castalie ».

> Erweiterung der Verträge mit Leistungsaufträgen mit den Institutionen für Behinderte.

Anpassung der kantonalen Organisation für die Betreuung von Asylbewerbern

> Entwicklung von Zentren der Berufsbildung für Asylbewerber in Vétroz und Gampel

> Inbetriebnahme eines neuen Informatiksystems.

Nettoaufwand für soziale Massnahmen mit Jahre 2003
27'725’457 Franken

Sozialversicherungen

Anpassung der Leistungen der kantonalen Ausgleichskasse an die Entwicklung des 
rechtlichen und sozialen Umfeldes

> Die Anstellung eines Mitarbeiters, welcher mit der Untersuchung der Gesuche um Erhöhung der im 
Rahmen der Berechnung der AHV-Ergänzungsleistungen berücksichtigten Tagestaxen der 
Pflegeheime beauftragt wird, ermöglicht es künftig, den betagten Personen wirtschaftlich annehmbare 
Bedingungen zu gewährleisten sowie die in diesem Zusammenhang stehenden Ausgaben des 
Kantons und der Gemeinden zu beschränken.

> Ein Bundesgerichtsentscheid vom 11. Juli 2003 stellt den Grundsatz der vorrangigen Zuteilung der 
Familienzulagen zugunsten des Vaters und verursacht nahezu unüberwindbare Schwierigkeiten, 
zufriedenstellende Lösungen zu finden, wenn die Eltern in verschiedenen Kantonen Löhne beziehen. 
Eine Westschweizer Arbeitsgruppe wurde mit der Untersuchung dieses Problems auf Stufe der 
Westschweiz beauftragt, wobei Abänderungen der kantonalen Gesetzgebungen vorgeschlagen 
werden.

Nettokosten der Subventionierung der Sozialversicherungen für das Jahr 2003
54'024'721 Franken______________________________________________________________________

Wahrung der Rechte und der Interessen der Arbeitnehmerlnnen

Sicherstellung der Bürgernähe der Arbeitsgerichte

> Die Umsetzung der durch das neue Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des 
Sozialversicherungsrechts beschlossenen Strukturen wurde auf kantonaler Ebene abgeschlossen. Die 
Dienststelle für Arbeitnehmerschutz wird weiterhin während der im ATSG vorgesehenen 
Übergangsfrist von fünf Jahren das Sekretariat der Rekurskommission in Sachen Arbeitslosigkeit 
führen.



> Kantonales Arbeitsgesetz
- Am 25. Juni 2003 hat der Bundesrat ein Vernehmlassungsverfahren zu einem Vorentwurf der 

Schweizerischen Zivilprozessordnung eröffnet, welches bis zum 31. Dezember 2003 dauerte. 
Dieser bezweckt die Vereinheitlichung des Zivilprozessrechts in der Schweiz. Die 
Gerichtsorganisation bleibt grundsätzlich bei den Kantonen. Eingriffe sind nur soweit gerechtfertigt, 
als dies ein einheitliches Verfahrensrecht unbedingt erfordert. Eine grosse Bedeutung kommt dem 
sozialen Zivilprozess zu, der besonders in Fragen des Miet-, Arbeits- und Konsumentenrechts 
angewendet werden soll. Da zukünftig die Schweizerische Zivilprozessordnung (ZPO) das 
Verfahren vor dem Arbeitsgericht regeln wird, wäre es voreilig gewesen, bereits im Jahr 2003 einen 
Vorschlag zur Revision des Kantonalen Arbeitsgesetzes zu unterbreiten.

Politik der Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, die den Interessen der Arbeitnehmer 
und der Wirtschaft entspricht

> Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit
Neue Zusammenarbeit Kanton -  Bund: Diese ist noch nicht in die Umsetzungsphase getreten. 
Nach Absprache mit dem seco sind qualitative Massstäbe zur Verbesserung der Arbeit der 
Arbeitsinspektoren zu erarbeiten;

- Antenne Gesundheitsschutz Wallis: Die praktizierenden Ärzte des Kantons Wallis wurden über 
deren Gründung und ihre Ziele informiert. Durch die Anwesenheit einer Arbeitsärztin und einer 
Hygienikerin konnten, in Absprache mit der Dienststelle, mehrere Aktionen durchgeführt werden.

> Sensibilisierung der Unternehmen
- Ausbildungskurse 2003: 1. Gewalt am Arbeitsplatz, 2. Überwachung des Personals: Gesetzlich 

anerkanntes Verfahren oder Eingriff in die Persönlichkeit? 3. Psychologische Belästigung 
(Mobbing): Vorbeugen ist besser als heilen;
Unter dem Coaching der Arbeitsinspektoren wurde im Wallis in Form eines Pilotprojekts mit der 
Umsetzung der angepassten Branchenlösung für Kleinstbetriebe in Garagen begonnen.

Vermeidung des Sozial- und Lohndumpings, insbesondere als Folge der Einführung des 
freien Personenverkehrs

> Bekämpfung des Lohndumpings
Die Neustrukturierung der Kantonalen Beschäftigungsinspektion erfolgte am 1.9.2003 mit dem 
Bezug der Büros bei unserer Dienststelle und die administrative Angliederung an die DAA;

- Am 1. Juni 2003 ist das Gesetz betreffend den Beitritt des Kantons Wallis zur Interkantonalen 
Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen vom 8. Mai 2003 in Kraft getreten. Die im 
Amtsblatt Nr. 33 vom 17. August 2001 veröffentlichte Liste der Auftraggeber, die in den Bereichen 
Gesundheit, Soziales, Wasser, Energie, Umwelt und Verkehr sowie Telekommunikation tätig sind 
ist unvollständig und muss aktualisiert werden.

Nettokosten der Dienststelle für Arbeitnehmerschutz und Dienstverhältnisse für das Jahr 2003
2'452'921 Franken

En e r g ie  u n d  W a s s e r k r a ft

Entwicklung einer Energiepolitik, die den Anforderungen einer nachhaltigen 
Entwicklung entspricht

Sicherstellung des Übergangs zu einem offenen Strommarkt
> Nach der Ablehnung des eidgenössischen Elektrizitätsmarktgesetzes (EMG) ist kein kantonales 

Ausführungsgesetz erarbeitet worden. In der Reorganisation der Stromverteilung ist ein Stillstand, 
sogar ein Rückschritt festgestellt worden.



Die Interessen des Kantons in Sachen Wasserkraft und Hochwasserschutz verteidigen

> Realisierung von diversen Massnahmen zur Beherrschung der Heimfälle, insbesondere jene, die in 
den Jahren 2004-2005 verfallen.

> Verfolgung der Studien zur Aufwertung des Wasserkraftpotentials des Kantons, namentlich mit der 
Begünstigung der Synergie zwischen dritter Rhonekorrektion und Wasserkrafterzeugung.

> Realisierung eines Gesetzentwurfes über die WEG, welches den neuen Anforderungen der 
Strommarktliberalisierung Rechnung trägt und die Rolle der WEG betreffend das 65 kV Transportnetz 
und die Wasserkrafterzeugung klar festlegt.

> Weiterführung der Arbeiten im Gebiet der Hochwasserschutzgefahren durch:
Die Realisierung, in der Ebene sowie im Gebirge, von Mehrzweckanlagen (Wasserkrafterzeugung 
und Hochwasserschutz);
Die Entwicklung eines Simulationsmodell (MINERVE) zur Verwaltung der Stauanlagen in 
Hochwasserperioden;
Vorstudien über Erstellungsmöglichkeiten von Gefahrenkarten betreffend die potentiellen Risiken 
einer kleinen Anzahl DruckleitungenZ-schächten.

> Vorbereitung und Definition der Realisation von Sanierungsmassnahmen der Wasserläufe unter 
Berücksichtigung der Umwelt-, Hochwasserschutz- und Sozial- wirtschaftlichen Aspekte.

Förderung einer rationellen Energienutzung und der Nutzung erneuerbarer Energien

> Gesetzesentwurf zur Anpassung der Energiegesetzgebung, sowie zur Überführung des Minergie- 
Dekretes in ordentliches Recht.

> Lancierung von Standardlösungen für Minergie-Einfamilienhäuser.

> Intensivierung der Information, sowie der Weiterbildung von Energiefachleuten.

> Fortsetzung der Förderprogramme zur Nutzung erneuerbarer Energien.

> Förderung und Realisierung von grossen Holzenergieanlagen mit Fernwärmenutzung.

> Die Einführung eines energetischen Sanierungsprogramms sowie die Einführung einer Warmwasser- 
Vorheizung durch Sonnenenergie in Wohnhäusern mit mehr als 5 Wohnungen konnten aufgrund von 
fehlenden finanziellen Mitteln nicht durchgeführt werden.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Nettoaufwand der Dienststelle für Energie 

1'697'262 Franken

Nettoeinnahmen der Dienststelle für Wasserkraft 

49'885'403 Franken





D e p a r t e m e n t  f ü r  E r z ie h u n g , K u l t u r  u n d  S p o r t

G em einsam  gestalten  und  a u fb a u en , um die C hancen  der  kom menden  
G enerationen  zu  verbessern

E rziehung , U n te r r ic h t  und A usbildung  

Obligatorische Schulzeit

Anpassung des obligatorischen Unterrichts, um den Bedürfnissen und Erwartungen 
der Schüler, der Eltern und der Gesellschaft besser gerecht zu werden

Verbesserung der schulischen Vorbereitung der Schüler sowohl auf eine Ausbildung durch 
eine Lehre als auch auf ein Studium

> Verabschiedung der neuen Stundentafeln für die obligatorische Schule durch den Staatsrat, die 
folgende Neuerungen bringen:

Erlernen der 2. Sprache ab der 3. Primarschulklasse (ab dem Schuljahr2004)-,

Einführung des Englischunterrichts ab dem 1. Jahr der Orientierungsschule (trat zu Beginn des 

Schuljahres 2003 in Kraft)-,

- Verbesserung des Bildungsangebots im 3. Jahr der Orientierungsschule (tritt während des 

Schuljahres 2003/2004 in Kraft).

> Einsetzung einer Arbeitsgruppe für die Überarbeitung der Lehrpläne in den Fächern mit einer 
veränderten und angepassten Dotation (in der OS bereits realisiert; Realisierung auf Primarschulstufe 

im Gange).

> Systematische Analyse der Schulabschlussprüfungen (auf den Stufen 4. und 6. Primarschule, 2. und 3. 
Orientierungsschule in den Fächern Französisch und Mathematik) (wurde im Jahre 2003 realisiert).

> Beteiligung an der dreijährig durchgeführten PISA-Studie über die Kenntnisse und Fähigkeiten der 
Schüler am Ende der obligatorischen Schulzeit (befindet sich für den 2. Teil der Umfrage in 

Realisierung).

> Schrittweise Einführung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien (ICT) (ist 

regelmässig im Gang).

> Umsetzung des Berichtes RISC (Rolle der kantonalen Schulen) und Ausarbeitung von 
Vertragsmodellen (Schrittweise Umsetzung; Abschluss von Vertragsmodellen mit den Städten).

Mittel- und Berufsschulunterricht

Eine bessere Vorbereitung unserer Jugendlichen auf die Anforderungen von morgen 
durch eine Optimierung des Unterrichts auf der Sekundarstufe II und eine Aufwertung 
der Berufsausbildung (Lehre)

Reorganisation der Diplommittelschulen (Kaufmännische Berufsschulen eingeschlossen)

> Einrichtung eines teilweisen gemeinsamen Unterrichts («tronc commun») mit der Handelsmittelschule 
in den fünf Schulorten Brig, Siders, Sitten, Martinach und Monthey (wurde bereits realisiert).

> Realisierung der ersten Anerkennungsphase der Diplome auf schweizerischer Ebene (wurde bereits 

realisiert).

> Einrichtung von Einstiegsmöglichkeiten, um den Zugang zu der FH zu erleichtern (wurde mit 

Weiterbildungsmodulen realisiert).

> Schrittweise Kantonalisierung der Kaufmännischen Berufsschule der Stadt Sitten (befindet sich in der 

Realisierung, vorgesehener Abschluss: 2004).



Anpassung der Unterrichtsorganisation, der Programme und der Stundenpläne der Walliser 
Kollegien

> Erlangung der schweizerischen Anerkennung der neuen Maturitätsausweise im Sommer 2002 (erste 

Übergabe im Juni 2003).

> Schrittweise Entwicklung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien in allen höheren 
Schulen (findet regelmässig statt).

> Annahme, durch den Staatsrat, eines neuen einheitlichen Schulplanes für die kantonalen Schulen für 
die Schuljahre 2002/2003 bis 2004/2005 ( wird nach Umfrage bei den interessierten Kreisen realisiert).

Entwicklung sämtlicher Aktivitäten im Zusammenhang mit der Grundausbildung und der 
Weiterbildung sowie mit der schulischen und beruflichen Orientierung

> Aufwertung der Berufslehre und Einrichtung von Passerellen, um die Ausbildungen zu erweitern 
(Marketing, Umfragen zu den Lehrplätzen).

> Finanzielle Unterstützung für Ausbildungsbetriebe durch LstB 2 oder den Kantonalfonds (Übernahme 
der Kosten für Prüfungsmaterial und Finanzierung der Einführungskurse ausserhalb unseres Kantons).

> Entwicklung eines Qualitätssystems für die Organisation und Verwaltung der Berufsschulen, der SBO 
und der Dienststelle für Berufsbildung (Vision, Strategien, Leitbild).

> Prüfung eines neuen Konzepts für die Bereitstellung eines neuen Qualitätssystems (SQA) für die Lehre 
im Unterwallis.

> Studie für die Einführung des Sportunterrichts auf der Stufe der Berufsbildung.

> Prüfung eines neuen Konzepts betreffend Weiterbildung.

> Erarbeitung der kantonalen Anwendungsbestimmungen zum neuen eidgenössischen
Berufsbildungsgesetz.

> Weiterführung der zweisprachigen Klasse (passerelle pratique), die den Maturaabsolventen den 
direkten Zugang zu den HEVs ermöglicht.

> Unterzeichnung eines Vertrages mit der CIMO, Monthey, für Lehrlinge in der Chemiebranche.

> Anerkennung der künstlerischen Berufsmatura (Designer) an der ECAV (Walliser Schule für
Gestaltung).

> Anwendung der Reform in der KV-Grundausbildung im 1. Jahr.

> Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Wirtschaftskreisen durch regelmässige Treffen mit den 
Berufsverbänden.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Anpassung des obligatorischen Unterrichts, der 
Optimierung des Mittelschulunterrichts und der Aufwertung des beruflichen Unterrichts
(Aufwandüberschuss 2003 der Verwaltungsrechnung):
• 359'016'578 Franken

Tertiäre Ausbildung

Entwicklung und Konsolidierung der tertiären Ausbildungsbereiche und Studiengänge 
im Kanton sowie der Kompetenzzentren im Interesse der Wirtschaft

Ausweitung des Zugangs der Walliser beider Sprachregionen zu den tertiären 
Ausbildungsbereichen und Studiengängen aller Ebenen im Kanton und ausserhalb des 
Kantons

> Reduzierung der vier Studiengänge des Bereichs Ingenieurwissenschaften auf zwei Studiengänge und 
Eröffnung der beiden neuen Ausbildungsrichtungen Systemtechnik und Life Technologies zum 
Schuljahresbeginn 2003/2004. Optimierung des gesamten Ausbildungsangebots mit 
Vertiefungsrichtungen (vertiefte Bereiche), die auf den Kompetenzbereichen der HEVs beruhen (vgl. 
Politikkontrakt der HEVs, politisches Ziel 2).



> Anerkennung des Studiengangs Betriebsökonomie FH durch den Bund nach Abschluss der zweiten 
vereinfachten Peer-Review 2003.

> Konsolidierung der PH-VS mit der Aufnahme des dritten Studierendenjahrganges (Abgabe des 
Antrages zur Anerkennung der Fachhochschuldiplome bei der EDK; Mandat, das der Staatsrat für die 
Zusatzausbildungen, den Anschluss der pädagogischen Dokumentation, den teilweisen Anschluss der 
Weiterbildung übertragen hat).

> Konsolidierung der Fachhochschule Wallis für Gesundheit und soziale Arbeit (HEVs2): Verwirklichung 
der von der Fachhochschule Schweiz für Gesundheit und soziale Arbeit angenommenen 
Ausbildungspläne, einheitliche Regelung über Statut, Besoldung und Verfahren.

> Anerkennung FH für die ECAV (Walliser Schule für Gestaltung).

Beitrag zur sozio-ökonomischen Entwicklung des Kantons durch angewandte Forschung 
sowie durch Technologie- und Wissenstransfer

> Konzentration und Entwicklung der anwendungsorientierten Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
in den Hautkompetenzbereichen der HEVs.

> Kontrolle der Expandierung des Dienstleistungsbereichs.

> Tragende Rolle bei der Diversifizierung der Wirtschaft: Intensivierung der Partnerschaft zwischen der 
Direktion der Wirtschaftsentwicklung Wallis (DWEW) und der HEVs im Hinblick auf die Positionierung 
des Kantons in Marktnischen mit hoher Wertschöpfung.

> Aktive Beteiligung an nationalen und internationalen Netzwerken: Verantwortung der HEVs für die 
Koordination des neuen nationalen Kompetenznetzwerks der Fachhochschulen Swiss Food Net.

> Fernfachhochschule: Unterzeichnung eines Vertrages mit der Scuola Universitaria Professionale della 
Svizzera Italiana (SUPSI) (institutioneile Angliederung aber finanzielle Unabhängigkeit).

Dynamisierung des tertiären Hochschulsektors im Wallis
> Die Erarbeitung und die Umsetzung der Ausführungsbestimmungen des Gesetzes über Bildung und 

Forschung von universitären Hochschulen und Forschungsinstituten in Zusammenarbeit mit dem 
Bildungs- und Forschungsrat.

> Festlegung der vier Schwergewichte: Alter-Gesundheit-Gesellschaft / Alpenraum / künstliche 
Intelligenz/flexible und ortsunabhängige Ausbildung.

Siehe auch 5. Reform- und Restrukturierungsschwerpunkt «Die Schule von morgen gemeinsam gestalten»

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung und Konsolidierung der tertiären 
Studienbereiche und -gänge sowie der Kompetenzzentren (Aufwandüberschuss 2003 der 
Verwaltungsrechnung)

92'039'782 Franken

J u g e n d p o lit ik

Erarbeitung und Umsetzung einer echten Jugendpolitik unter Mitwirkung der Eltern, 
der öffentlichen und privaten Partner und der Jugendlichen, mit Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Jugend und der Förderung ihrer sozialen Integration

Vorantreiben der Umsetzung des neuen Jugendgesetzes

> Fortführen der Förderungsmassnahmen für die Schaffung eines angemessenen Angebotes für die 
familienexterne Tagesbetreuung von Kindern ab ihrer Geburt bis Ende der Primarschulzeit und 
Schaffung von regionalen Vereinigungen für die familienexterne Betreuung bei Tageseltern im 
Besonderen im Oberwallis.

> Schaffung einer Kommission zum Schutz der Kinder im Zusammenhang mit kinematographischen 
Vorstellungen und anderen Medienerzeugnissen.

> Organisation und Durchführung von kantonalen Jugendprojekten und deren finanziellen Unterstützung.



Präventive Massnahmen für Kinder und Jugendliche

> Aus- und Weiterbildung der schulischen Mediatoren sowie Förderung von Mediationsprojekten durch 
Schüler.

> Organisation und Durchführung von Vorträgen, Diskussionsrunden und Workshops in Sachen 
Entwicklung und Verhalten von Kindern und jungen Menschen in Zusammenarbeit mit 
Elternorganisationen und/oder der Schule.

> Mitarbeit bei der Aus- und Weiterbildung von Fachleuten aus den Bereichen Erziehung, Gesundheit 
und Soziales, die mit Kindern arbeiten (Sozialpädagogen, Krankenschwestern, Jugendanimatoren, 
Kindergärtnerinnen, Kleinkindererzieherinnen, Lehrpersonen) sowie bei der Ausbildung der 
Praktikanten in den Bereichen Jugendförderung und -schütz.

Ausarbeitung von Spezialmassnahmen für Kinder, deren Entwicklung gestört oder 
gefährdet ist und Koordinierung der Aktivitäten des Frühberatungsdienstes

> Mitarbeit bei der Schaffung einer kantonalen Lösung für Jugendlichen mit schweren 
Verhaltensstörungen (Notaufnahme, Durchgangsheime).

> Schaffung und Abschluss einer Vereinbarung oder eines Leistungsvertrages mit privaten 
Organisationen betreffend die heilpädagogische Frühberatung von behinderten Kindern im 
Vorschulalter.

> Erarbeiten von Lösungen in Zusammenarbeit mit den verschiedenen Gemeinden des Kantons 
betreffend die Übernahme von angeordneten Massnahmen durch die Vormundschaftsbehörde 
gemäss Art. 307 und 308 des ZGB.

> Weiterführung der Zusammenarbeit mit den IV-Zentren, respektive den Gemeinden, für die 
Bereitstellung von pädagogisch-therapeutischen Massnahmen für Kinder, welche die Sonderschule 
besuchen.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Jugendpolitik (Aufwandüberschuss 2003 der 
Verwaltungsrechnung):
• 17'634'168 Franken

Ku ltu r p o lit ik

Schaffung eines Image und einer Einstellung, die den Zugang von möglichst vielen 
Menschen zu den kulturellen Aktivitäten und zum kulturellen Erbe begünstigen und 
erleichtern und Beitrag zu deren Entwicklung

Schaffung eines echten Zugangsnetzes zu Wissen, Kultur und Kunst, das jedem Einzelnen 
den Zugang zum kulturellen Erbe und Schaffen ermöglicht, und Beitrag zur Entwicklung der 
diesbezüglichen Aktivitäten

> Aufbau des Museumsnetzes Wallis zwischen den Kantonsmuseen und ausgewählten Museen in den 
Regionen; Abfassung und Annahme des Leitbildes durch die Aufsichtsbehörde der 3 gegenwärtigen 
Partner der Kantonsmuseen: Musée de Bagnes (Gemeinde), Walliser Reb- und Weinmuseum 
(Stiftung), Lötschentaler Museum (Stiftung); Umsetzung eines neuen gemeinsamen 
Inventarprogramms für alle Kantonsmuseen im Jahre 2004.

> Inbetriebnahme der Internetsite der Kantonsmuseen.

> Realisierung von zwei neuen Regionalisierungsprojekten von Bibliotheksdienstleistungen und 
Ausweitung des Verbundes Bibliopass ValaisA/Vallis auf 14 neue Bibliotheken; Ausweitung des 
Verbundes RERO auf zwei neue Bibliotheken im Wallis.

> Abschluss einer Vereinbarung hinsichtlich der Schaffung eines neuen Standortes für die Mediathek 
Wallis in Saint-Maurice.

> Abschluss einer Vereinbarung zwischen dem DEKS und Bibliomedia Schweiz (Stiftung für öffentliche 
Bibliotheken) für die Entwicklung des Walliser Bibliothekennetzes, namentlich auf schulischer Ebene.



Durch die Konservierung, die Aufwertung und das Studium des kulturellen Erbes der 
Walliser Gesellschaft die Möglichkeit bieten, sich in ihrer Vielfalt und ihren historischen 
Dimensionen wieder zu finden und auszudrücken

> Weiterführung der Neugestaltung des kantonalen Kunstmuseums und des Museums für Geschichte; 
Zusammenlegung der historischen Sammlungen der vier Museen (Archäologie, Numismatik, 
Militärgeschichte und Geschichte) auf Valeria; Errichtung einer Stiftung mit der Gemeinde St. Maurice 
für die Nutzung des Schlosses St. Maurice; Realisierung eines archäologischen Rundganges in und 
mit der Stadt Sitten.

> Herausgabe eines Sammlungskataloges des kantonalen Museums für Geschichte.
> Schaffung einer Abteilung Literaturarchiv innerhalb der Mediathek Wallis.

Beitrag zur Attraktivität des Wallis durch kulturelle Aktivitäten auf hohem Niveau
> Unterstützungen an die Fondation Gianadda, Festival in Verbier, Musikfestival in Ernen und Festival 

BD in Siders...
> Verleihung des Kulturpreises und der Förderungspreise durch den Kanton Wallis.
> Organisation von 3 Ausstellungen, die Edmund, Corinna und René-Pierre Bille gewidmet waren, durch 

die Kantonsmuseen in Zusammenarbeit mit der Mediathek Wallis und dem Kantonsarchiv.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung der Kulturpolitik (Aufwandüberschuss 
2003 der Verwaltungsrechnung):

18'780'665 Franken

S p o r tp o lit ik

Schaffung eines günstigen Umfelds für die Entwicklung des Sports in Sachen 
Wohlbefinden, Stabilität, Erziehung, Gesundheit und öffentliche Infrastrukturen

Förderung der Ausübung von Sport durch junge Menschen
> Weiterverfolgung des Programmauftrages J+S-2000.

> Intensivierung der Zusammenarbeit mit der Stiftung der Walliser Sporthilfe, den kantonalen 
Dachsportorganisationen (jährliche Unterstützung), den Clubs und Sportvereinen (punktuelle 
Unterstützungen).

> Studium des Projektes Lehrlingssport und eines innovativen Projektes für den Sport und die Jugend.

Planung der Neuinvestitionen in Sachen Sportanlagen

> Schritte und Unterstützung zu Gunsten der nationalen Eislaufzentren von Champéry und Leukerbad.

Förderung einer koordinierten Politik für die Organisation grosser Sportveranstaltungen

> Entwurf einer Strategie und einer Förderungsmethodik zur Organisation und Durchführung von 
sportlichen Grossanlässen.

Ausarbeitung des Entwurfs eines kantonalen Gesetzes über die Unterstützung und 
Förderung des Sports

> Detailstudie über die konkreten Massnahmen der Module für eine Sportpolitik im Kanton Wallis.

Finanzielle Auswirkungen im Zusammenhang mit der Entwicklung der Sportpolitik (Aufwandüberschuss 
2003 der Verwaltungsrechnung):

555'005 Franken



Ra h m e n b e d in g u n g e n

Verbesserung der Rahmenbedingungen

Definition eines Konzepts für die Bewertung der Qualität von Ausbildung und Verwaltung 
sowie dessen Umsetzung

> Definition einer Gesamtvision und der Aufgaben des DEKS im Zusammenhang mit den 
Schwerpunkten und den strategischen Ausrichtungen.

> Bereinigung und Aktualisierung aller Elemente des e-DIKS-Systems vom politischen bis zum 
operativen Niveau angesichts seiner Anwendung auf der Informatikplattform des Staates Wallis.

> Einführung und teilweise Umsetzung eines informatisierten Verwaltungssystems (Internet School 
Management) der kantonalen Schulen mit den Modulen Schüler, Noten, Verwaltung, Lehrer, 
Statistiken.

> Voraussage der zukünftigen Bedürfnisse der Lehrkräfte in den obligatorischen Schulen, der 
Sekundarstufe II, allgemeine und berufsbezogene Bildungsgänge.

> Diskussion und Vorbereitung des Projekts zur Reform des Statuts der Lehrpersonen der 
obligatorischen Schulen, der Sekundarstufe II, allgemeine und berufsbezogene Bildungsgänge (ersten 
Überlegungen).

> Annäherung und erste Schritte im Projekt über die Beziehungen Kanton-Gemeinden und Kanton- 
Institutionen.

> Auswahl von treffenden Indikatoren aus pädagogischer, statistischer und finanzieller Sicht, die als 
Führungs- und Verwaltungsinstrumente für unser Schul- und Ausbildungssystem dienen.

Neudurchdenken und Ausweiten der Weiterbildung
> Konsolidierung des Weiterbildungsprogramms für Lehrkräfte mit der paritätischen Kommission.

> Umsetzung der Massnahmen, wie sie im Gesetz über die Erwachsenenbildung vorgesehen sind.

> Abschluss des gesamtheitlichen Projektes, welches alle Bereiche der kantonalen Aufgaben umfasst.

> Zusammenarbeit mit FS-CH (Fernstudien Schweiz) im Bereich der Fernstudiengänge und des e- 
learning.

Verstärkung von Kommunikation und Information
> Erarbeitung eines gesamtheitlichen Kommunikations- und Informationsvorprojekts.

> Information zur Vision und Mission des DEKS im Zusammenhang mit den Schwerpunkten und den 
strategischen Ausrichtungen.

> Schaffung und Unterhalt von Internetsites (Unterrichtswesen, Archiv, Museen).

Sorgfältige Analyse des Bedarfs an Infrastrukturen und Einrichtungen sowie Planung der 
erforderlichen Bauten

> Verabschiedung von Zwischenlösungen um den unmittelbaren Raumbedürfnissen gerecht zu werden 
und Fortsetzung der Zukunftsanalyse in Erwartung der definitiven Entscheidungen hinsichtlich des 
Standorts gewisser kantonaler Schulen.

> Vorbereitung eines Inventars der existierenden schulischen Infrastrukturen und Studie über die 
Entwicklung der zukünftigen Bedürfnisse.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Die im Zusammenhang mit diesem Ziel stehenden finanziellen Auswirkungen sind in den vorhergehenden 
sechs Zielen des Departements enthalten



D e p a r t e m e n t  f ü r  V o l k s w ir t s c h a f t , In s t it u t io n e n  u n d  S ic h e r h e it

V o l k s w ir t s c h a f t

Verbesserung der Rahmenbedingungen der Walliser Wirtschaft

Die Rahmenbedingungen der Walliser Wirtschaft verbessern

> Im Jahr 2003 konnten zwei Hauptmassnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der 
Walliser Wirtschaft umgesetzt werden:
- die «Tourismus-Politik des Kantons Wallis», ein Arbeitsdokument, welches in Absprache mit den 

Hauptbeteiligten des Sektors erarbeitet wurde und den Aktionsplan, die Ziele nach Bereich und die 
dazu erforderlichen Massnahmen festsetzt;

- die «Strategie zur Walliser Wirtschaftsförderung», ein von der Direktion der Wirtschaftsentwicklung 
Wallis (DWEW) erarbeitetes Dokument, als Fortsetzung der Regierungsrichtlinien 2002-2005 und 
zur Festlegung der 10 strategischen Schwerpunkte.

Die Tätigkeit der kantonalen Wirtschaftsförderung auf höherwertige Aktionen ausrichten

> Die Verteilerpolitik (clusters) wurde auf die drei Schwerpunkte Lebenswissenschaften, Informatik- und 
Kommunikationswissenschaft sowie Dienstleistungen, Tourismus und Natur ausgerichtet. Als 
Schlüsseletappen gelten die Koordinierung der technologischen Kernstandorte unter der Strategie 
«The Ark» und die Einrichtung des Bio-Drehpunktes Unterwallis.

> Eine Fusion der Kredithilfeorganisationen wurde durch die neu geschaffene CCF SA, Centre de 
compétences financières SA (Kompetenzzentrum für Finanzhilfen) ermöglicht. Somit wurde das Ziel 
einer einzigen Anlaufstelle in Sachen finanzielle Hilfe für die Unternehmen erreicht.

Die Konzertierung im Wirtschaftsbereich erweitern

> Die vom Gesetz über die kantonale Wirtschaftspolitik vom 11. Februar 2000 vorgesehene Schaffung 
von zwei regionalen Verbindungsstellen konnte durchgeführt werden.

> Die interkantonale Konzertierung wurde vom Vorsteher des DVIS im Rahmen der Konferenz der 
kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren weitergeführt. Das Wallis ist auch Mitglied des Wirtschaftsraums 
Mittelland (Espace Mittelland).

> In Sachen exogene Wirtschaftsförderung konnte der DWEW die ersten Resultate der gemeinsamen 
Tätigkeit mit den Kantonen Waadt und Neuenburg (DEWS) vorstellen.

Die Realisierung von wirtschaftsfördernden Infrastrukturen unterstützen

> Im Jahr 2003 konnten die ersten Projekte der von den sozio-ökonomischen Regionen im Jahr 2002 
erarbeiteten mehrjährigen Entwicklungsprogramme realisiert werden. Das Investitionsvolumen war 
geringer als in den letzten Jahren, hauptsächlich aufgrund der konjunkturbedingten Situation und des 
vom Bund auferlegten Moratoriums zur Unterstützung der Seilbahngesellschaften.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Verbesserung der Rahmenbedingungen und gezielte Aktionen zur
Wirtschaftsförderung Fr. SOO’OOO.-
Erweiterung der Beratung im Wirtschaftsbereich Fr. 400'000.~
Unterstützung von wirtschaftsfördernden Infrastrukturen Fr. 570'000.—



Führung einer auf einen ausgewogenen Arbeitsmarkt ausgerichteten 
Beschäftigungspolitik

Verstärkung der Arbeitsmarktpolitik durch Massnahmen zur besseren Übereinstimmung 
zwischen Angebot und Nachfrage an Arbeitskräften

> Die Arbeitsmarktbeobachtung Wallis führte eine umfassende Analyse der Resultate der letzten 
eidgenössischen Betriebszählung durch. Die Schlussfolgerungen dieser Analyse stehen den 
betreffenden Kreisen zur Verfügung.

> Die Partnerschaft mit der Wirtschaftsförderung und ihren regionalen Wirtschaftsantennen wurde 
besiegelt und trägt bereits erste Früchte im Bereich Rekrutierung von einheimischen Arbeitskräften bei 
der Ansiedelung neuer Unternehmen.

> Die Kontakte zwischen den Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) und den Arbeitgebern im 
Bezug auf eine bessere Erfassung des Bedarfs an Human Ressourcen (Kompetenzen) wurden 
verstärkt.

Konsolidierung der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Verstärkung der Präventionspolitik

> Das kantonale Dispositiv zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erweist sich im Rahmen der 
Leistungsvereinbarung mit dem Bund weiterhin als äusserst effizient. Die Resultate 2003 sind genauso 
gut wie jene des Vorjahres. Zum dritten aufeinander folgenden Mal wurde ein Bonus erzielt.

> Der Personalbestand der RAV sowie das Angebot an Wiedereingliederungsmassnahmen mussten 
2003 aufgrund des starken Anstiegs der Anzahl Stellensuchender aufgestockt werden.

> Im Rahmen der erweiterten interinstitutionellen Zusammenarbeit wurde der Auftrag der Walliser Liga 
gegen die Suchtgefahren neu definiert.

> Zur Bekämpfung der saisonalen Arbeitslosigkeit wurden insbesondere in den RAV Oberwallis, Siders 
und Martinach verschiedene Spezialaktionen durchgeführt.

Politik für ausländische Arbeitskräfte, die der von einheimischen Arbeitskräften nicht 
gedeckten Bedarfsentwicklung der Wirtschaft Rechnung trägt

> Ein Pilotprojekt mit Landwirtschaftspraktikanten aus der Slowakei konnte erfolgreich durchgeführt 
werden.

> Der Kanton traf die ersten notwendigen Massnahmen im Rahmen der Einführung der zweiten Phase 
des freien Personenverkehrs ab Juni 2004 und des Inkrafttretens der flankierenden Massnahmen.

Anpassung der Walliser Wirtschaftszweige an das nationale und internationale 
wirtschaftliche Umfeld

Im Bereich Handelspolitik Liberalisierung der reglementierten Aktivitäten gemäss Schweizer 
und europäischer Gesetzgebung

> Der Entwurf des Gesetzes über das Gastgewerbe und den Handel mit alkoholischen Getränken ging in 
die erste Lesung vor den Grossen Rat.

> Der Revisionsentwurf für das Gesetz über die Handelspolizei wird 2004 dem Grossen Rat unterbreitet. 
Das überarbeitete Gesetz kommt einer Reglementierung gleich und wurde in diesem Sinn deutlich 
vereinfacht.

> Der zur Konsultation unterbreitete Entwurf des Bundesgesetzes betreffend die Lotterien und die 
gewerbsmässigen Wetten wurde in Absprache mit allen anderen Kantonen erfolgreich bekämpft.

Festlegung der Tourismuspolitik auf der Grundlage der nachhaltigen Entwicklung

> Die Tourismuspolitik des Kantons wurde vom Staat in enger Zusammenarbeit mit der 
Dachorganisation des Walliser Tourismus (Wallis Tourismus) beschlossen. Dieses Vorgehen ist im 
Gesetz über den Tourismus so vorgesehen. Das endgültige Dokument wurde Ende des Jahres 2003 
veröffentlicht. Die darin vorgesehenen Umsetzungsmassnahmen betreffen sowohl den öffentlichen wie



den privaten Sektor. Die Dienststelle für Tourismus und Regionalentwicklung arbeitet eng mit dem 
Zentrum für Verwaltungsmanagement zusammen, damit alle betroffenen Dienststellen des Staates bei 
der Erbringung von Leistungen und Verwendung von Finanzmitteln diese Vorgaben berücksichtigen.

> Der g rosste Teil der in den Richtlinien der Jahre 2002 -  2005 für den Tourismus aufgeführten 
Massnahmen wurden umgesetzt oder im Budget 2003 und im Finanzplan 2002 -  2005 vorgesehen.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Investitionshilfekredite zur finanziellen Verbesserung der touristischen
Beherbergungsbetriebe Fr. 4'100’000.~
Beteiligung an der Tourismuswerbung, Unterstützung der Diversifikation des
touristischen Angebotes und Fortführung der Sensibilisierung Fr. 2'450'000.-
Verstärkung und Ausweitung des touristischen Angebotes Fr. 815’000.~

In s t it u t io n e n

Angleichung der grundlegenden Rechtsstruktur an die soziale Wirklichkeit

Neuausrichtung der Bezirks- und Gemeindeordnung

> Die zur Neuordnung und zur Modernisierung der Gemeinden, sowie zur Förderung und Unterstützung 
der interkommunalen Zusammenarbeit geeigneten Lösungen wurden im neuen Gemeindegesetz 
verwirklicht. Es bleibt deren Umsetzung mit Hilfe der Massnahmen und Bestimmungen des 
Ausführungsgesetzes.

> Neuausrichtung der Bezirksordnung in der zweiten Hälfte der Legislaturperiode.

Siehe auch 6. Reform- und Restrukturierungsschwerpunkt «Reorganisation der Territorialstrukturen des
Kantons»

Förderung der Ausübung der Volksrechte

> Der Entwurf des Gesetzes über die politischen Rechte begünstigt die Ausübung der Volksrechte. Die 
Teilnahme der Ausländer am politischen Leben wurde nicht vorgesehen. Es wird darum gehen, diese 
Fragen nach den Reformen der Bürgerrechtsgesetzgebung zu überprüfen.

> Die elektronische Stimmabgabe hat im Gesetz über die politischen Rechte ihre Rechtsgrundlage 
erhalten. Es wird darum gehen, sie zusammen und mit der Unterstützung des Bundes zu testen.

Fortsetzung der Familienförderungspolitik

> Sofern die thematische Kommission für Institutionen, Familienfragen und auswärtige Angelegenheiten 
den Schwerpunkt auf die Reform der Institutionen gelegt hat, überprüft das Departement die 
Möglichkeit die Koordination und die Information auf kantonaler Ebene im Bericht der 
Familienförderungspolitik zu verbessern. Diese Massnahmen können durch eine interne
Reorganisation bestimmter Einheiten des Departements verwirklicht werden. Im Laufe des Jahres 
2004 wird der Staatsrat einen Entscheid treffen.

Anpassung des kantonalen Prozessrechts an die laufenden Revisionen des Bundes

> Eine ausserparlamentarische Kommission hat den Folgen eines neuen Gesetzes über das
Bundesgericht für den Kanton vorgegriffen und einen Vorentwurf über die Änderung des Gesetzes
über die Gerichtsbehörden, des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch, der 
Zivilprozessordnung, des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege 
sowie des Arbeitsgesetzes ausgearbeitet. Der Vorentwurf wurde mit einem ausführlichen
Erläuterungsbericht im Frühjahr 2003 in die Vernehmlassung geschickt. Dieser beinhaltet zwei 
wesentliche Grundsätze:

Bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes über das Bundesgericht und der Vereinheitlichung des 
Bundeszivilprozessrechts ist auf sämtliche Änderungen des kantonalen Prozessrechts im Bereich 
des Zivilrechts, welche nicht unbedingt notwendig sind, zu verzichten.



Die zweite kantonale Instanz im Zivilprozess benötigt eine wesentliche Verstärkung der 
Bezirksgerichte, deren gegenwärtige Organisation bestehen bleiben soll.

> Die Reorganisation der Bundesrechtspflege, die Änderung des Strafrechts, diejenige des 
Vormundschaftsrechts sowie die Vereinheitlichung der Strafprozess- und der Zivilprozessordnung 
verursachen für den Kanton eine Zunahme der laufenden Kosten der zuständigen Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden. Der Staats rat hat deshalb das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement 
um ein Moratorium von 5 Jahren für die Einführung der Änderung des Bundesrechtspflegegesetzes 
ersucht. Diese Zeit wird benötigt, um einen Gesamtüberblick der Auswirkungen der laufenden 
Revisionen zu erhalten und über die begonnenen Arbeiten betreffend die Einhaltung der getroffenen 
Massnahmen zur Sanierung des Staatshaushalts zu entscheiden.

> Die Reorganisation der Vormundschaftsbehörden wurde im Januar 2002 durch die Verteilung eines 
Vertragsentwurfs über die Errichtung interkommunaler Vormundschaftsämter gefördert. Der Vertrag 
wurde anlässlich der im Herbst 2002 durchgeführten Veranstaltungen in den Bezirken vorgestellt. Am 
31. Dezember 2003 waren 5 interkommunale Vormundschaftsämter (Zusammenschluss von 20 
Vormundschaftsämtern) errichtet worden. Im Weiteren wurden 2 Vereinbarungen betreffend die 
Errichtung einer interkommunalen Amtsvormundschaft unterzeichnet.

Restrukturierung des Zivilstandswesens

> 23 Ämter wurden bereits zusammengelegt.

> 13 Ämter sind zurzeit am System Infostar angeschlossen und die Wiedererfassung ist im Gange.

Fortsetzung der fortlaufenden Bodenbewirtschaftung, die eine massvolle und rationelle 
Nutzung fördert

> Die Umsetzung der Struktur des GIS-VS wird fortgesetzt durch die Verschiebung der 
Grundlagendaten auf die Betriebsoberfläche. Der Datenserver funktioniert und zählt bis zum heutigen 
Zeitpunkt mehr als 100 Nutzer. Erste Anwendungen, namentlich für die Suonen und die Fuss- und 
Wanderwege, sind bereits realisiert worden.

> Die Umsetzung eines Raumbeobachtungs- und Controllingsystems für eine nachhaltige Richtplanung 
ist durch die Auswahl von Indikatoren weitergeführt worden; diese erlauben einerseits unter 
Berücksichtigung der gewünschten räumlichen Entwicklung, die Wirksamkeit der operationeilen Ziele 
des Kantonalen Richtplanes zu überprüfen, namentlich in den Bereichen des umfassenden 
Risikomanagementes und des Tourismus; und anderseits die möglichen Auswirkungen, welche durch 
die Eröffnung des Lötschbergbasistunnels im Jahre 2007 verursacht werden, zu analysieren.

> Mit der Erarbeitung der detaillierten technischen Projektunterlagen und einer Zusammenstellung der 
Tätigkeiten und Kosten des Projektes «Schema der nachhaltigen Entwicklung des Espace Mont- 
Blanc» konnte das Dossier beim Begleitausschuss ALCOTRA INTERREG III hinterlegt werden; dieser 
äusserte sich zur Programmplanung grundsätzlich positiv. Das Ausschreibungsverfahren für die 
Realisierung des Schemas der nachhaltigen Entwicklung, welches namentlich beabsichtigt, spezifische 
Ziele für die Region Espace Mont-Blanc zu formulieren und einen Rahmen zu definieren für die 
konkreten Tätigkeiten, wurde in den drei beteiligten Ländern eröffnet. Parallel dazu sind die 
Diskussionen im Hinblick auf die Festlegung eines rechtlichen Statutes für die «Conférence 
transfrontalière Mont-Blanc (CTMB)» fortgesetzt worden.



S ic h e r h e it

Vorbeugung und Repression von Kriminalität und Verstössen gegen die öffentliche 
Ordnung

Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit durch Prävention sowie eine gezielte und 
aktualisierte Repression

> Im Jahr 2003 konnte der Bestand des Polizeikorps um 3.5 Einheiten erhöht werden: die Zahl der am 1. 
Januar 2003 zum Gendarmen ernannten Aspiranten war höher als die im Jahr 2002 verzeichneten 
Abgänge infolge Demissionen und Versetzungen in den Ruhestand.

> Der Qualität der Ausbildung des Polizeikorps wurde besondere Aufmerksamkeit geschenkt.

> Der objektive Sicherheitsstandard konnte beibehalten werden. Die Aufklärungsquote bleibt stabil. Die 
Koordination mit allen Partnern wurde intensiviert und auch grenzüberschreitend gepflegt. Die 
personellen und materiellen Ressourcen wurden optimal eingesetzt und soweit möglich aktualisiert 
sowie modernisiert (Schaffung einer Stelle IT-Ermittlung). Es entstand ein erheblicher Mehraufwand im 
Ermittlungs- und Untersuchungsbereich durch Verfahrensvorschriften der StPO und der neuen OHG- 
Gesetzgebung. Der häuslichen Gewalt wurde im präventiven wie repressiven Bereich ein besonderes 
Augenmerk geschenkt.

Fortsetzung der Modernisierung der Strafanstalten
> Im Verlaufe des Jahres 2003 haben die Strafanstalten ihre Bemühungen fortgesetzt, die Infrastruktur 

weiter zu modernisieren, um sich der Kriminalitätsentwicklung und dementsprechend dieser Klientel 
anzupassen. Der Zuwachs an Strafanzeigen und Verurteilungen gegen Minderjährige hat die 
Arbeitserziehungsanstalt von Pramont dazu veranlasst, ein Projekt zu entwickeln, um die Betreuung 
Jugendlicher zu ermöglichen, die eine besonders schwere Strafvergangenheit hinter sich haben. 
Dieses innovative Erziehungsprojekt, von der zuständigen Jugendgerichtsbarkeit mit Ungeduld 
erwartet, fand auf der politischen Ebene eine besonders günstige Aufnahme. Im Walliser Parlament 
wurde es einstimmig, mit einer Enthaltung, in der Oktobersession 2003 angenommen.

> Während des vergangenen Jahres wurden weitere Schritte unternommen, die sozio-therapeutische 
Betreuung der Insassen zu verbessern. So wird in nächster Zeit, mit der Hilfe der Walliser 
Patronatsgesellschaft, eine 50 % Stelle für einen Psychologen geschaffen.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Beibehaltung eines Polizeikorps, das in der Lage ist, seinen Auftrag zu erfüllen : 
- Zusammenarbeit mit spezialisierten Instituten (DNA-Analysen) Fr. 235784.50
Schaffung einer Struktur für die Inhaftierung von Minderjährigen in Pramont : 
- Erarbeitung eines architektonischen Konzeptes Fr. 40'681.—

Gewährleistung von Sicherheit und Schutz der Bevölkerung und Wahrung ihrer 
Existenzgrundlagen

Mit grosser Mehrheit hat das Schweizer Volk den Reformprojekten «Armee XXI» und «Bevölkerungsschutz» 
am 18. Mai 2003 zugestimmt. Sie traten am 1. Januar 2004 in Kraft. Beide Reformen haben direkte 
Auswirkungen für unseren Kanton.

Gewährleistung von Sicherheit und Schutz der Bevölkerung und Wahrung ihrer 
Existenzgrundlagen durch zivile Mittel (Feuerwehr/Zivilschutz)

> Eine Harmonisierung der Organisation der zivilen Einsatzkräfte wird durch eine gezielte Umsetzung 
der Phase III des Konzeptes «Feuerwehr 2000 plus VS» (Zusammenarbeit oder Fusion der 
Feuerwehrkorps) sowie mit dem Projekt «Bevölkerungsschutz» erreicht. Das Zivilschutzkonzept Wallis 
steht. Um eine flächendeckende Harmonisierung Feuerwehr / Zivilschutz zu erreichen, muss 2004 
auch das Konzept der Stützpunktfeuerwehren Wallis überarbeitet werden.



> Im Jahr 2003 wurde die Grossübung «TERRA» mit Einbezug von 13 verschiedenen 
Einsatzorganisationen durchgeführt. Die Zahl der Übungen auf kommunaler und interkommunaler 
Ebene, an denen sich verschiedene Einsatzpartner beteiligten, hat zugenommen (mehr als 50). Dank 
dieser Übungen kann die Koordination, die Zusammenarbeit und das „Sich-Kennenlernen“ zwischen 
den Einsatzkräften verbessert werden.

> Die Sektion Organisation, Planung und Vorbeugung in Katastrophenfällen hat am 1. September 2003 
ihre Arbeit in Grone mit einem Bestand von 3,5 Personen aufgenommen.

Gewährleistung von Sicherheit und Schutz der Bevölkerung und ihrer Existenzgrundlagen 
im Krisen- und im Katastrophenfall durch den Beitrag zur Bereitstellung militärischer Mittel

> Die Vorbereitungen zur militärischen kantonalen Infrastruktur (Regionalisierung der Zeughäuser 
«Zeughäuser und Waffenplätze Region Wallis/Chablais») wurden getroffen. Dieses Konzept wurde 
rückwirkend auf den 1. Januar 2003 in Kraft gesetzt. Leider ist das VBS gegenwärtig aus finanziellen 
Überlegungen nicht bereit, den auf den 21. Dezember 2003 vorbereiteten Vertrag VBS / Staat Wallis 
zu unterzeichnen.

> Im Jahre 2003 sind die Orientierungstage der 18-jährigen Walliser in unserem Kanton durchgeführt 
worden. Erstmals fand die Rekrutierung für die Oberwalliser in Sumiswald (BE) und für die 
Unterwalliser in Lausanne (VD) statt. Der Gesamteindruck unserer Jugendlichen war sehr gut.

> Die höheren Unteroffiziersschulen haben 2003 den Standort Kaserne Sitten bezogen. Die erste Schule 
der Fourieranwärter fand im Herbst 2003 satt. Im April 2004 wird zusätzlich die erste 
Feldweibelanwärterschule eröffnet.

> Die Umsetzung der Armee XXI in Bezug auf Truppenpräsenz hat sich für unseren Kanton positiver 
entwickelt als erwartet, dies vor allem durch die Flab im Goms, die Artillerie auf dem Simplon, die 
Militärsicherheit im Unterwallis und die Verlegungsdienste von Rekrutenschulen im Mittelwallis.

Siehe auch Controllingbericht der Dienststelle für zivile Sicherheit und Militär

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Förderung gemeinsamer Übungen, Übung «TERRA» Fr. 40'000.~
Feuerwehr: Ersteinsatzfahrzeuge Fr. 846'000.-
Feuerwehr: Ausbildung Fr. 685'475.~
Zivilschutz: Ausbildung und Ausrüstung der regionalen Detachemente Fr. 101'000.-
Armee XXI: neuer Finanzierungsmodus Zeughaus/Kaserne Fr. 4’49T409.~



D e p a r t e m e n t  f ü r  V e r k e h r , B a u  u n d  U m w e l t

Na tü r lic h e  u n d  b ebau te  Um w e lt

Verstärkung des Schutzes von Personen und von Gütern vor Naturgefahren

Fortführen der Realisierung der Schutzmassnahmen gegen Naturgefahren (Lawinen, 
Steinschläge, Geländerutschungen und Murgänge) in Zusammenarbeit mit den Gemeinden 
und Forschungsinstituten

> 2003 wurden 11 Lawinengefahrenkarten sowie 15 Gefahrenkarten betreffend Bodeninstabilitäten 
erarbeitet. Auf dem geografischen Informationssystem (GIS) wurde eine Zusammenstellung aller 
vorhandenen Lawinengefahrenkarten erstellt.

> In Zermatt und Grafschaft wurden Alarmsysteme installiert. In Leukerbad und Wiler wurden 
Lawinensprengvorrichtungen erstellt (System Gasex und Wyssen). Die 21 lokalen Sicherheitsdienste 
wurden begleitet.

> In folgenden Fachgebieten wurde Forschung betrieben: Stabilität von Permafrostböden und Moränen, 
Hinweiskarten von gefährlichen Gletschern, Permafrostkonzept und Studie über die Effizienz von 
Dammverbauungen.

> Das Jahresprogramm betreffend Erstellung und Unterhalt von Schutzverbauungen wurde ausgeführt. 
Zusätzlich wurden nach dem Waldbrand in Leuk Massnahmen gegen Steinschlag ergriffen. Im Kanton 
waren 2003 insgesamt 237 Verbauungsprojekte mit geschätzten Gesamtkosten von Fr. 236'500'000.-- 
bzw. einem kantonalen Anteil von 45'700'000.- in Ausführung/Planung. Gleichzeitig betrug die 
Gesamtverpflichtung in diesem Zusammenhang Fr. 15'000'000.-.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Verbauungsprojekte Fr. 5'230'000.—

Inangriffnahme der 3. Rhonekorrektion, um die Sicherheit von Personen und Gütern vor den 
Hochwassern der Rhone unter den Rahmenbedingungen einer nachhaltigen Entwicklung zu 
gewährleisten

> Die Ziele des Pilot-Ausschusses (COPIL-R3) wurden definiert. Eine Begleitgruppe wurde für die 
Landwirtschaft unter der Leitung der KDL, in Zusammenarbeit mit der « Walliser 
Landwirtschaftskammer», gebildet. Die Beteiligung des Kantons Waadt und der Vereinigungen und 
externen Partner wird 2004 Gegenstand eines formellen Entscheides bilden.

> Die Wiederinstandstellungsarbeiten der Dämme infolge der Unwetter vom Oktober 2000 wurden 
eingeleitet und gehen in den Gemeinden Riddes, Martigny, St-Maurice, Massongex, Collombey-Muraz, 
Vouvry und Port-Valais weiter.

> Die prioritären Massnahmen von Visp, Chippis und Fully sind im Studium. Die Mandate wurden 
vergeben und die Ausschreibungsdossiers für Ende 2004 vorgesehen.

> Die Grundlagen des Ausbauplanes R3 (früheres allgemeines Projekt) sind in Vorbereitung. Ein 
Expertenauftrag zur Erstellung der landwirtschaftlichen Grundlagen wurde vergeben. Es wird unter der 
Leitung der KDL durch einen Ausschuss der « Walliser Landwirtschaftskammer» begleitet.

> Diverse Informations- und Mitteilungskampagnen wurden lanciert: Rhone VS Nr. 4 und 5. 
Präsentationen in Gemeinden und der Presse.

> Ein Unterhaltsplan der Dämme sowie ein dringender Interventionsplan wurden erstellt und den 
Gemeinden vorgelegt.

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, politisches Ziel 3



Schutz von Personen und Gütern vor den Hochwassern von Nebenflüssen in
Zusammenarbeit mit den Gemeinden

> In Anbetracht einer allgemeinen Besorgnis erregenden Flussbau-Situation des Kantons wurden die
Anregungs- und Unterstützungsanstrengungen an die Gemeinden im Jahre 2003 auf folgenden
Gebieten fortgesetzt:

Erstellung der Gefahrenkarten « Hochwasser », zwecks Übertragung auf die
Zonennutzungspläne;
Unterhalt der Wasserläufe;
Studie und Realisierung der Wasserbauprojekte.

> Die allgemeinen Studien wurden auf dem Gebiet der Gefahrengrundlagen fortgesetzt:
die im Jahre 2002 begonnene Studie MINERVE wurde fortgesetzt; sie bezweckt bis 2006 über ein 
Prävisions- und Bewirtschaftungsinstrument der Hochwasser und über eine Entscheidshilfe für 
Krisensituationen zu verfügen;
eine Überwachung der Wasserstände der g rossten Staudämme wurde eingerichtet;
die Studien betreffend Murgänge, Geschiebeführung oder auch kontrollierte Überflutung lieferten
für die Bewirtschaftung der Hochwassergefahren bedeutende Zwischenergebnisse;
der Vorentwurf zum neuen Gesetz über den Wasserbau ist bereit; das Gesetz kann im Jahre
2004 dem Parlament unterbreitet werden.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Rhonekorrektion (Bruttoinvestition) Fr. 5'568'200.~
Seitliche Wasserläufe, Arbeiten und Studien (gewährte Subventionen) Fr. 3'367'100.~

Erhaltung und gegebenenfalls Verbesserung der Umweltqualität im weiteren Sinne

Definition von Präventivmassnahmen und Sanierungsprogrammen für die natürlichen 
Ressourcen (Wasser, Luft, Boden...) in Zusammenarbeit mit den betroffenen Kreisen und 
unter Förderung freiwilliger Massnahmen

Diese permanente Aufgabe ist in der Umweltschutz-Gesetzgebung verankert, welche die sektoriellen 
Prioritäten mit Vollzugsterminen festlegt.

Die Behandlung von Baubewilligungsdossiers, insbesondere für UVP-pflichtige-Anlagen, ermöglicht die 
Festsetzung von Präventivmassnahmen zum Schutze der natürlichen Ressourcen.

> Anpassung und Umsetzung des kantonalen Plans für die Abfallbewirtschaftung.
Die erste Version dieses Planes stammt aus dem Jahre 1995. Die 2003 definierten prioritären 
Aktionen werden im Laufe von 2004 aktualisiert.

> Ausarbeitung der Kataster der belasteten Standorte und der Anlagen mit nicht ionisierender Strahlung 
bis 2003.

das Inventar der belasteten Standorte ist mit Hilfe von externen Büros realisiert worden und 
konnte 2003 abgeschlossen werden. Für 4142 Standorte ist eine Erstbewertung gemäss 
Altlastenverordnung durchgeführt worden. Dabei konnten 2'493 Standorte archiviert werden.; 

die ortsfesten Anlagen betreffend Mobilfunkanlagen sind bei den betroffenen Operatoren 
verfügbar.

> Umsetzung des Aktionsplans für die Wasserbewirtschaftung « CIPEL » und Erfassung der 
Grundwasservorräte.

die Umsetzung des Aktionsplans „CIPEL“ erfolgt zeitgemäß mit dem Bau der letzten Kläranlagen 
und der ständigen Verbesserung der Entwässerungsnetze;

im Rahmen des internationalen Jahres des Süsswassers wurde eine Broschüre herausgegeben. 
Sie enthält die Bilanz von 40 Jahren Tätigkeit im Abwasserreinigungs- und 
Gewässerschutzbereich im Kanton Wallis;

die Inventarisierung der nutzbaren Grundwasserschutzzonen wird in Zusammenarbeit mit dem 
CREALP fortgesetzt.



> Fertigstellung des Lärmkatasters der Anlagen bis 2002; Ausarbeitung und Umsetzung des 
Sanierungsplans « Lärm », insbesondere für die Strassen und Schiessstände.

> Auf der Grundlage des im 2002 erstellten Straßenlärm-Katasters definiert eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
die Sanierungsprioritäten.

> Instandsetzung der Steinbrüche und Kieswerke.

wegen den Schwierigkeiten in Zusammenhang mit den Abänderungen der Zonennutzungspläne 
hat sich die Situation seit 2002 kaum verändert;

Anfangs Januar 2003 standen im ganzen Kanton 118 Unternehmungen in Betrieb.

> Konsolidierung und Verallgemeinerung der Aktivitäten des «Luft-Forums».

die zukünftigen Tätigkeiten eines vereinfachten Forums stehen in Diskussion. Sie könnten 
gewisse landwirtschaftliche Aspekte (Ammoniak -  Emissionen) oder die Verminderung von 
Schadstoff -  Emissionen auf Baustellen betreffen.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Studienaufträge an externe Büros Fr. 1'200'000.-
Kantonsbeiträge (von einer Gesamtsumme von Fr. 22'257'129.-
Totalinvestitionen für den Bau von Anlagen im Bereich Gewässerschutz) Fr. 6'787'557.-
Dies entspricht einer totalen Investition von ca. 42.5 Millionen

Schutz, Erhaltung und Bewirtschaftung des Waldes

> Betreffend die Vorbeugung von Waldschäden können folgende Elemente erwähnt werden:
der Waldbrand in Leuk, welcher im August 2003 rund 310 ha Wald zerstört hat;
das Forschungsprogramm betreffend die Waldföhrenproblematik wurde in Zusammenarbeit mit
der WSL weitergeführt;
die regionalen Waldpläne im Goms sowie in den Gemeinden Orsières und Bagnes wurden 
weiterentwickelt;
das Waldwild-Konzept Simplon-Vispertäler-Schattenberge ist in der Ausarbeitungsphase;

> Damit die Behebung ausserordentlicher Waldschäden gesichert werden konnte, wurden zahlreiche
phytosanitäre Eingriffe getätigt; dies vor allem im Chablais und Entremont, welche 1999 durch den
Sturm Lothar betroffen wurden, sowie in den durch Lawinen des Winters 2002-2003 zerstörten Wälder. 
Aus diesem Grund wurde vom Grossen Rat ein Zusatzkredit von Fr. SOO'OOO.- bewilligt.

> Für die Waldbewirtschaftung können folgende Punkte herausgestrichen werden:

das Arbeitsvolumen hat 2003 in den Walliser Wäldern um rund 10 % zugenommen; 
im Kanton waren 2003 insgesamt 209 Waldbauprojekte mit geschätzten Gesamtkosten von Fr. 
189'000'000.- bzw. einem kantonalen Anteil von 28'200'000.- in Ausführung/Planung. 
Gleichzeitig betrug die Gesamtverpflichtung in diesem Zusammenhang Fr. 11 '300'000.--;
2 Forstwerkhöfe wurden erstellt und eingeweiht (Stalden und Umgebung, Collombey-Muraz); 
die Absatzförderung von einheimischem Holz wurde an den Waldwirtschaftsverband 
WWV/CAFOR delegiert, welcher die öffentlichen Waldeigentümer vereint;
insgesamt wurden 33 Kurse für das forstliche Personal unterstützt (Aus- und Weiterbildung; 
davon 15 im Oberwallis und 18 im französischen Kantonsteil). Die Kurse wurden vom 
Waldwirtschaftsverband organisiert.
10 Waldkataster, welche den Wald von der Bauzone abgrenzen, wurden durch den Staats rat 
homologiert.

Schutz und Aufwertung von Natur, Landschaft und Standorten

> Die Erhaltung und Entwicklung der biologischen und landschaftlichen Vielfalt wurde wie folgt 
unterstützt:

zahlreiche Sitzungen für die Einrichtung von Naturpärken, v.a. für den Pfynwald, das Binntal, les 
Muverans und Maya-Mont Noble;



ausbezahlte Subventionen für das Projekt UNESCO Jungfrau -  Aletsch -  Bitschhorn, den 
Pfynwald und den Naturpark Muverans;
die Erneuerung und Kontrolle der landwirtschaftlichen Verträge betreffend ökologischer 
Ausgleich: z.Z. sind 385 Verträge auf einer Fläche von 998 ha in Kraft.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Schutz und Aufwertung von Natur, Landschaft und Standorten: 
Schutz, Erhaltung und Bewirtschaftung des Waldes: 
Verhinderung und Behebung ausserordentlicher Waldschäden:

Fr. 720'000.~ 
Fr. 4740'000." 
Fr. 890'000.~

Schutz des Verbrauchers und der Umwelt vor gefährlichen Substanzen

Schutz des Verbrauchers vor Nahrungsmitteln und Gebrauchsgegenständen, die seine 
Gesundheit gefährden können und vor Betrug

> Die Lebensmittelkontrolle mit dem Ziel der maximalen Verminderung der Verunreinigungsgefahr und 
Nahrungsmittelvergiftung ist, sowohl im Hinblick auf Produktionsniveau, Restauration als auch auf 
Verteilung im kleinen und grossen Rahmen, eine langwierige Arbeit. Das Inspektorat und sein 
dezentralisiertes System strebt die Garantie einer maximalen Einheitlichkeit der Kontrollen im Kanton 
an.

zur Optimierung der Kontrollen von Lebensmittelbetrieben wurde ein allgemeines 
Beurteilungssystem der Lebensmittelsicherheit ausgearbeitet. Die Beurteilung des 
Sicherheitsniveaus der wichtigsten Punkte erlaubt eine objektive Qualitätseinschätzung der 
Betriebe. Im Jahr 2003 wurden 2779 Betriebe kontrolliert, wobei in 181 (6,5%) Fällen eine 
Beanstandung vorgenommen wurde;
die Überwachung grosser Verteilerketten, woher der g rosste Teil der konsumierten Lebensmittel 
stammt, wird weiterhin und ständig sowohl durch Hygienekontrollen als auch durch 
Analysenkampagnen mit gezielten einschlägigen Themen vorgenommen. Dazu gehören z.B. die 
Analyse der Produktherkunft, der Nitrate in Rohpökelwaren und der Pestizidrückstände in 
Früchten und Gemüse;
Es wird immer mehr Gewicht auf die Selbstkontrolle (Qualitätssicherung) aller Betriebe gelegt.

> Eines der Hauptziele des Laboratoriums ist die Gewährleistung eines einwandfreien Trinkwassers für 
die Walliser Bevölkerung. Im Jahr 2003 wurden 2484 Trinkwasser analysiert. 17,9% davon, wobei ein 
wesentlicher Teil aus privater Wasserversorgung stammt, genügte den mikrobiologischen Normen 
nicht.

> Der Wasserinspektor hat in erster Linie die Aufgabe, sich im Falle von Problemen sofort mit den 
Gemeinden in Verbindung zu setzen, das Wassernetz ab der Quelle bis zum Wasserhahn zu 
kontrollieren und die notwendigen Massnahmen zu fordern. Eine komplette Inspektion der gesamten 
öffentlichen Wasserversorgung aller Walliser Gemeinden ist über 5 Jahre geplant.

> Die ersten Analytikergebnisse in Bezug auf die Authentizität der Lebensmittel sind viel versprechend 
und ermutigend. Im Wallis ist die Bildung eines entsprechenden Kompetenzzentrums auf dem besten 
Wege. Datenbanken, die für jedes Lebensmittel unerlässlich sind, werden zurzeit erstellt.

Kontrolle des Marktes für Giftstoffe und gefährliche Substanzen mit dem Ziel, den 
Menschen und die Umwelt zu schützen

> Die Kontrolle der Bäderbetriebe wird, bezüglich der mikrobiologischen Wasserqualität und der 
Hygiene, weiterhin vorgenommen. Besondere Aufmerksamkeit wird der Sicherheit der Einrichtungen, 
den angewandten giftigen Produkten und den Desinfektionssystemen gewidmet. Bei Erneuerungen der 
Betriebsgenehmigungen werden Expertenkontrollen verlangt. Im Jahr 2003 wurden 1077 Wasser aus 
Badebetrieben analysiert, davon entsprachen 163 (15,1%) nicht den geltenden Normen.



> Die Marktüberwachung der Gifte und umweltgefährdenden Substanzen wurde durch Inspektionen 
sowie Ausgabe verschiedener Genehmigungen (55), Giftbücher und Giftscheine (244) fortgeführt.

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Konsumentenschutz (Lebensmittel, Gifte, Schwimmbäder, Umwelt)
- Inspektionen und Analysen : Fr. 1'900’000.~
- Kauf und Erneuerung der Ausrüstung : Fr. 100'000."
- Kompetenzpool Authentizität : Fr. 50'000.~

Bau

Verbesserung und Sicherheit des Strassennetzes

Bau, Nutzung, Erhaltung und Anpassung der Autobahn A9 + Simplon

> Der Bau der A9 von Siders nach Brig geht mit einem Bundessubventionsansatz von 96% weiter.
Im Juli 2003 hat der Bundesrat das 7. Langfristige Bauprogramm für die Nationalstrassen in Kraft 
gesetzt. Dieses Programm sieht die Vollendung der Autobahn im Wallis für den Abschnitt Gampel-Brig 
für das Jahr 2012 und für den Abschnitt Siders -  Gampel für das Jahr 2014 vor; dies mit einer 
etappierten Inbetriebnahme der fertigerstellten Teilstücke und unter Vorbehalt von neuen 
Budgeteinschränkungen. Vorrang haben die Umfahrung von Visp sowie der Abschluss der laufenden 
Arbeiten auf der T9 zwischen Siders und Leuk.

> Die Hauptrealisierungen im Jahre 2003 waren Folgende:
- die Genehmigung am 10.03.2003 durch das UVEK des Ausführungsprojektes des Abschnittes 

Gampel - Brig, Teilstück Visp Ost -  Visp West, mit Ausnahme des Anschlusses Visp Ost, welcher 
am 17.03.2003 Gegenstand einer zusätzlichen öffentlichen Auflage bildete;

- die Vergabe der Hauptmandate für den Abschnitt Visp Ost -  Visp West (4 Beschwerden hängig);
- die Vergabe der Arbeiten des Tunnels von Riedberg hinter dem Bahnhof von Gampel (Beschwerde 

durch das Kantonsgericht abgelehnt);
- der Beginn der Erdarbeiten des Kreisels von Siders Ost und der Kompensationsmassnahmen von 

Pfyn;
- die Unterhalts- und Bewirtschaftungsarbeiten wurden gemäss den allgemeinen Sicherheitszielen, 

der Dauerhaftigkeit der Bauwerke und in Berücksichtigung der Umwelt fortgesetzt

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, politisches Ziel 1

Ergänzung, Verbesserung und Unterhalt des kantonalen Strassennetzes

> Die Ausbauarbeiten des kantonalen Strassennetzes (Schweizer Hauptstrassen und Kantonsstrassen) 
waren im Jahre 2003 hauptsächlich gekennzeichnet durch:

Ende des Durchstichs am 10.02.2003 des Tunnels von Hubil in Salgesch auf der T9, Teilstück 
Siders - Leuk;

- Bau einer im Rahmen der Entlastungsstrasse von Visp vorgesehenen provisorischen Rhonebrücke, 
welche die Zufahrt von Visp nach Baltschieder verbessert. Verkehrseröffnung am 19.09.2003;

- Inbetriebnahme am 18.11.2003 der Umfahrung von Monthey und von Collombey (H21mo), deren 
Hauptbauwerk der 820 m lange Tunnel von Collombey darstellt;
Bau der Brücke von Prolin auf der KS55 Vex -  Hérémence. Dieses Lawinenschutzbauwerk wurde 
am 20.11.2003 eingeweiht;
Beginn am 4.12.2003 der Bohrarbeiten des Sondierstollens von Stägjitschugge auf der Strasse von 
H213 zwischen Stalden und St-Niklaus.

> Die durch den Bund betreffend die Klassierung der Strassen von nationaler Bedeutung 
unternommenen Schritte gingen im Rahmen des Strassen-Sachplans weiter. Es wurde jedoch noch 
kein Entscheid gefällt. Das gesamte Dossier wird im Rahmen des neuen Finanzausgleichs, dessen 
Volksabstimmung im Herbst 2004 vorgesehen ist, überprüft.



> Die Anschlussarbeiten an das kantonale Strassennetz der letzten Walliser Gemeinde (Greich) wurden 
mit der Vollendung des Loses Nr. 2 und dem Beginn der Arbeiten des letzten Loses (Los 3) auf der KS 
165 Mörel -  Alte- Goppisberg -  Greich fortgesetzt.

> Am 29.11.2003 hat ein tragischer Felssturz den teilweisen Einsturz der Galerie von « La Monnaie » bei 
« Les Trappistes », auf der Strasse des Grossen St.Bernard (H21) zur Folge. Es war ein Todesopfer 
zu beklagen. Die durch dieses Ereignis betroffene Bergspur wurde am 19.12.2003 nach Umsetzung 
von provisorischen Massnahmen wiederinstandgestellt.

> Die Reaktivierung des Rutsches von Montagnon hat die Strasse KS 70 Leytron -  Ovronnaz stark in 
Mitleidenschaft gezogen und gab zu einem breit angelegten Schutzprojekt Anlass.

> Die im Jahre 2003 vorgenommenen örtlichen Verbesserungen und verschiedenen Anpassungen 
erfolgten im Sinne der prioritären Ziele der Sicherheit, der Verkehrsflüssigkeit, der Verringerung der 
Belästigungen und insbesondere des Lärmschutzes (LSV).

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, politisches Ziel 2

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Nationalstrassen (Bruttoinvestition) Fr. 118'096'400.~
Kantonsstrassen (Bruttoinvestition) Fr. 70'269'700.~
Unterhalt Nationalstrassen (Betriebskosten ohne Gehälter) Fr. 4772'960.~
Unterhalt Kantonsstrassen (Betriebskosten ohne Gehälter) Fr. 38'488'900.~

Anpassung und Sicherstellung des Unterhalts der Bausubstanz

Erstellen der Neubauten entsprechend dem Vierjahresplan und der Grossratsentscheide, 
jeweils unter Einhaltung der Termine, der Verpflichtungskredite, sowie der technischen und 
wirtschaftlichen Zeckmässigkeit

> Vollendung und Bezug der Hochschule Wallis (HEVs) in Siders im Juli 2003

> Teilbezug des Neubaus am Kollegium Spiritus Sanctus (12 Klassenräume) Ende Mai 2003
(Vollständige Inbetriebnahme der Neu- und Umbauten im August 2004)

> Fortsetzung der Umbauten an den Gebäuden der «ehemaligen Ersparniskasse (ACE)» und «des
Mayennets», dies nach der Gewährung des Zusatzkredites durch den Grossen Rat. - Vorgesehener
Bezug der Büros für die DHDA (Dienststelle für Hochbau, Denkmalpflege und Archäologie) im August 
2004 und derjenigen der DDV (Dienststelle für Datenverarbeitung) im August 2005

> Beginn der Bauarbeiten für den Schulpavillon (vier Klassenräume) an der HMS (Handelsmittelschule) 
in Martinach im Oktober 2003. (Bezug der Schulräume Ende Februar 2004)

Unterhalt des Immobilienparks des Staates um die Verminderung des Nutzwertes und des 
wirtschaftlichen Wertes zu begrenzen

> In Übereinstimmung mit dem Kontrakt beträgt der Gebäudeverlust des kantonalen Immobilienparks für 
das Jahr 2003 1 %.

Siehe auch Politkontrakt der DHDA, politisches Ziel Nr. 1

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Baurealisierung
(vgl. Politkontrakt, Leistungs- und Finanzprogramm LFP 12) Fr. 17'67T183.—
Unterhalt und Betrieb (vgl. Politkontrakt LFP 13) Fr. 6‘661 '611



V e r k e h r

Koordinierung und Förderung der öffentlichen Verkehrsmittel

Verbesserung der Verbindungen nach aussen

> Die Arbeiten zur Realisierung der Eisenbahn-Basistransversale AlpTransit-Lötschberg kommen gut 
voran: 90% des Tunnel- und Galeriesystems sind ausgebrochen.

> Die öffentliche Planauflage für den Personenbahnhof Visp ist erfolgt. Aufgrund der Intervention des 
Staatsrates wurden die Lärmschutzmassnahmen erweitert. Dieses Lärmschutzdossier wird 2004 
erneut aufgelegt.

> Der Staatsrat hat für die Weiterführung der Prüfung einer Lösung zur gemischten Bedienung Auto- 
Pendelzüge/regionaler Personenverkehr zwischen Brig und iselle in Zusammenarbeit mit der Region 
Verbano Cusio Ossola grundsätzlich grünes Licht erteilt.

> Die Arbeiten zur Anpassung der beiden Simplonröhren an die europäischen Normen wurden 2003 
abgeschlossen.

> Die Förderung und Sensibilisierung für das Tunnelprojekt Martigny -  Aosta -  Santhia wurde in 
Partnerschaft mit Aosta weitergeführt.

Die Qualität des öffentlichen Verkehrs und die Integration in die Entwicklung sicherstellen

> Mehrere neue Infrastrukturelemente im Bereich des Regionalverkehrs wurden realisiert:
Inbetriebnahme des neuen Halts von Salgesch;

- Wiedereröffnung des Halts von Saint-Léonard mit Restrukturierung des regionalen Busverkehrs
Sitten-Siders;
Eröffnung der Bahnunterführung und Parkplatz Sitten;
Inbetriebnahme des Halts von Chamoson und Chäteauneuf

Finanzielle Auswirkungen für das Jahr 2003
Betriebsausgaben, netto: Fr. 10'1 OO'OOO.—
Investitionsausgaben, netto: Fr. 3'300'000.—





R e f o r m - un d  R e s t r u k t u r ie r u n g s s c h w e r p u n k t e

1. Einführen eines Instruments zur Führung des Staates und seiner Verwaltung (e- 
DIKS) und Neuausrichtung der staatlichen Tätigkeiten

Verbesserung der politischen, strategischen und operationeilen Führung des Staates durch 
die Einführung eines Informationsmanagementsystems, das eine bessere Übersicht und 
eine erhöhte Transparenz der vom Kanton erbrachten Leistungen sowie eine 
Neuausrichtung der staatlichen Tätigkeiten ermöglicht.

> Fast alle Dienststellen des Staates haben ihre politischen Ziele, Produktegruppen und Produkte 
definiert. Die restlichen Definitionen werden bis Ende März 2004 abgeschlossen sein.

> Das erste Modul der Applikation e-DIKS ist seit Dezember 2003 für fast 100 Benutzer in Betrieb. Die 
Entwicklung der nächsten Module kommt planmässig voran.

2. Sämtliche kantonalen Subventionen überprüfen

Die vom Staat gewährten Subventionen systematisch unter dem Blickpunkt der 
Zweckmässigkeit, der Wirksamkeit und der Effizienz überprüfen, sie auf die prioritären 
Projekte konzentrieren und neue Subventionsarten suchen.

> Im Jahre 2003 hat sich das Departement auf die Erarbeitung eines umfassenden Inventars sämtlicher 
vom Kanton im Jahre 2002 gewährten Subventionen (sowohl für den Aufwand der Laufenden 
Rechnung als auch für den Investitionsaufwand) konzentriert. Dieses Inventar dient als Grundlage für 
die Überprüfung der Subventionen.

> Der Startschuss für diese Überprüfung fiel Ende 2003; sie wird im Jahre 2004 im Rahmen der Arbeiten 
der von Grossrat Grégoire Luyet präsidierten parlamentarischen Kommission „Revision der Strukturen 
und der Subventionen“ fortgesetzt. Mit dieser Studie, die auf praktischer Ebene vom kantonalen 
Finanzinspektorat durchgeführt wird, sollen die kantonalen Subventionen analysiert und insbesondere 
im Lichte der diesbezüglichen Gesetzesgrundlage sowie der Zweckmässigkeit deren Beibehaltung 
angesichts der Bestimmungen des Subventionsgesetzes geprüft werden.

3. Revision des interkommunalen Finanzausgleichs

Das System des interkommunalen Finanzausgleichs eingehend überprüfen.

> Die mit der Vorbereitung der Totalrevision des interkommunalen Finanzausgleichs betraute 
ausserparlamentarische Kommission hat ihre Arbeiten abgeschlossen und ihren Bericht unterbreitet. 
Der Entwurf wurde in die Vernehmlassung geschickt und sollte dem Parlament gegen Ende des Jahres 
2004 unterbreitet werden können.

Siehe auch DFLA „Sanierung der Gemeindefinanzen, Revision des interkommunalen Finanzausgleichs

und Reform- und Restrukturierungsschwerpunkte Nr. 6

4. Das Steuersystem anpassen

Das Walliser Steuersystem harmonisieren und effizienter gestalten und gewisse Steuern, 
Gebühren und Abgaben an die aktuellen Bedingungen anpassen.

> Im Jahre 2003 wurde eine Reihe von prioritären Informatikprogrammen realisiert:
- Anpassung des Programms zur computergestützten Veranlagung (TAO), um den Übergang zur 

einjährige Postnumerandobesteuerung für natürliche Personen zu gewährleisten;
Einführung eines neuen Programms für die Fristenbewirtschaftung;
Informatisierung der Quellenbesteuerung;
Installation eines Programms zur Kontrolle des Wertschriftenverzeichnisses.



> Vereinfachung der Veranlagungsverfahren
- die vom DFLA ernannte Ad-hoc-Kommission, bestehend aus Vertretern der Gemeinden, der

Treuhandbüros und der kantonalen Steuerverwaltung, hat ihre Arbeiten abgeschlossen. Im Juni
2003 hat sie ihren Schlussbericht unterbreitet;

- aufgrund dieses Berichts hat der Staatsrat beschlossen, Gemeinden, die folgende fakultativen
Aufgaben wahrnehmen, eine Entschädigung von Fr. 10.— pro Steuerpflichtigem zu entrichten: 
Kontrolle der Löhne und Berufsauslagen, Kontrolle der Renten, Wertschriftenverzeichnisse und 
Belege, Kontrolle der Passivzinsen und der diesbezüglichen Schulden;

- diese Massnahme ist bereits seit dem 1. Januar 2004 in Kraft. Sie wurde im Voranschlag 2004 mit
einem Betrag von 1.5 Millionen Franken vorgesehen.

> Revision und Anpassung einzelner Steuern und Abgaben
- am 15. Oktober 2003 unterbreitete der Staatsrat dem Grossen Rat ein Reglement bezüglich der

Katastertaxen. Der Grosse Rat lehnte es jedoch ab, auf dieses Reglement, das die Anpassung der
Steuerwerte für Wohn- und Renditenhäuser sowie für industrielle Anlagen vorsah, einzutreten.

5. Die Schule von morgen gemeinsam gestalten

Die Möglichkeiten zur Optimierung der Strukturen, der Organisation und der 
Funktionsweise des kantonalen Schulsystems analysieren.

Überlegungen und Analysen bezüglich Optimierung der Strukturen, Funktionalität des Schulsystems und 
des Departements für Erziehung, Kultur und Sport sind unternommen worden. Dabei wurden gangbare 
Möglichkeiten aufgezeigt, die allerdings Gesetzesrevisionen bedingen und die im Rahmen des Budgets 
2005 vorgeschlagen werden können.

Folgender Umsetzungszeitplan wurde ausgearbeitet:

> Straffung der Programme und Anpassung der Stundentafel der obligatorischen Schulzeit:
Primarstufe: Einführung für das Schuljahr 2004/2005 nach entsprechender Gesetzesänderung; 
Orientierungsschule: Einführung für das Schuljahr 2003/2004.

> Streben nach Adäquatheit, Rationalität und Qualität des Unterrichts auf der Sekundarstufe II 
(allgemeine und berufsbezogene Bildungsgänge):
- Sekundarstufe II allgemein: gemäss den Resultaten der Auswertung der neuen Maturität 

(Juni 2003);
- Sekundarstufe II Berufsschulen: parallel mit dem schrittweisen Inkrafttreten des neuen 

Berufsbildungsgesetzes (die vorgängigen Arbeiten und vorbereitenden Analysen sind bereits im 
Gang).

> In den Bereichen der tertiären Ausbildung die prioritären Angebote aufgrund der Bedürfnisse, der 
kritischen Masse und der Kosten pro Studierendem festlegen. Für 2003/2004 wurden folgende Ziele 
gesteckt:
- Erarbeitung von Leistungs- und Qualitätskriterien für alle Schulen und Institutionen der tertiären

Stufe unter Berücksichtigung der Durchschnittskosten pro Studierendem;
- Schrittweise Konsolidierung der Pädagogischen Hochschule (PH), (Aufnahme eines dritten

Jahrganges;
Eröffnung der Fachhochschule für Gesundheit und Soziale Arbeit (FHW-GS) und der Walliser 
Schule für Gestaltung (ECAV).

> Überprüfen eines Lehrerstatuts, welches den zukünftigen Bedürfnissen und Anforderungen Rechnung 
trägt:
- Diskussion und Bestimmung der hauptsächlichen Reformpunkte des Lehrerstatuts der 

obligatorischen Schule und der Schulen der Sekundarstufe II, allgemein und mit Berufsschulen.
> Neudefinition der verschiedenen juristischen, administrativen und finanziellen Beziehungen bzw. 

Verbindungen zwischen Staat, Gemeinden und Institutionen in den Bereichen Erziehung und Bildung:
- Konzepterarbeitung (Ziele, Zusammensetzung der Arbeitsgruppe, Organisation, Planung) im

Jahre 2004;
Umsetzung des Projekts und Ausarbeitung von Vertragsmodellen mit den Institutionen in den 
Jahren 2004 und 2005.



> Überprüfen der Subventionsform und des Subventionssystems bezüglich der schulischen
Einrichtungen:

Revision der Weisungen und Richtlinien über Schulhausbauten, die dem Staats rat vorzulegen 
sind.

> Einrichtung eines Kontroll- und Führungssystems sowie einer Steuerung des Schulsystems mittels
Indikatoren:
- Auswahl von treffenden Indikatoren als Führungs- und Verwaltungsinstrumente;
- Schrittweise Einführung eines informatisierten Verwaltungssystems der kantonalen Schulen mit 

Modulen.

6. Reorganisation der Territorialstrukturen des Kantons

Die Strukturen auf Gemeinde- und Regionalebene redimensionieren und die Beziehungen 
Kanton-Gemeinden neu definieren.

> Begünstigung von Gemeindefusionen durch Förderungsmassnahmen, namentlich über den revidierten
Finanzausgleich und über die Anpassung des Gesetzes über die Gemeindeordnung
- Bereits getroffene oder laufende Massnahmen

- Änderung vom 14. April 1999 der Verordnung zum interkommunalen Finanzausgleich 
(Finanzhilfen bei Gemeindefusionen).

- Änderung vom 15. November 2001 des Gesetzes über die Gemeindeordnung (Homologation 
von Darlehen).

- Das neue Gemeindegesetz (GG) wurde dem Parlament vorgelegt, das dieses in erster 
Lesung angenommen hat. Nach seiner Schlussgenehmigung und unter Vorbehalt des 
Referendums sollte es im Verlaufe des Sommers 2004 in Kraft gesetzt werden können.

- Die Verfassungsrevision mit dem Ziel der Aufhebung der systematischen
Homologationsverfahren für wichtige Gemeindegeschäfte und der Ermächtigung der 
Urversammlungen zur Beschlussfassung über den Voranschlag wurde vom Parlament als 
zweckmässig angenommen. Sie wird eine erneute Revision des Gemeindegesetzes zur 
Folge haben.

- Das neue Gesetz über die politischen Rechte mitsamt der begleitenden Botschaft wurde dem 
Staats rat im Dezember 2003 vorgelegt.

- Enteignungsgesetz: Die Arbeiten der ausserparlamentarischen Kommission begannen im 
Herbst 2003.

- Kommentar
Der in erster Lesung angenommene Entwurf des Gemeindegesetzes stellt materielle
Bestimmungen bereit, namentlich Bestimmungen von finanzieller Tragweite, die eine Förderung
von Gemeindefusionen ermöglichen. Das Gesetz muss mit einer Verordnung des Staats rats
hinsichtlich der Höhe der auszurichtenden Beiträge ergänzt werden

- Zeitplan
- Februar 2004: Zweite Lesung des GG im Grossen Rat.
- Sommer 2004: Inkraftsetzung unter Vorbehalt des Referendums.
- Frühjahr 2004: Erste und zweite Lesung über die Verfassungstexte bezüglich der 

Gemeindeordnung, dann Volksabstimmung (Sommer/Herbst 2004).
- März 2004: Erste Lesung im Grossen Rat des Gesetzes über die politischen Rechte. Die 

zweite Lesung sollte so traktandiert werden, dass ein Inkrafttreten für die Gemeindewahlen 
im Dezember 2004 möglich ist.

- Enteignungsgesetz: Eröffnung der Vernehmlassung ist vorgesehen im Sommer 2004.

> Neudefinition der Bezirksordnung und des Präfektenstatuts
- Bereits getroffene und laufende Massnahmen

- Oktober 1998: Hinterlegung des Berichts der ausserparlamentarischen Kommission.
- Dezember 1999: Botschaft des Staats rats.



- März 2000: Beratung über die Zweckmässigkeit einer Revision der Kantonsverfassung 
(Bezirksordnung und Präfektenstatut). Die Revision wurde grossmehrheitlich angenommen.

- Der Schlussbericht der ausserparlamentarischen Kommission wurde Ende November 2002 
hinterlegt.

- Kommentar
Der Bericht der ausserparlamentarischen Kommission sowie der Vorentwurf zur
Verfassungsrevision wurden in die Vernehmlassung geschickt. Das sehr gedrängte
Gesetzgebungsprogramm des Departements, sowie das Warten auf die Bestimmungen, welche der 
Bund bezüglich der IHG-Regionen fassen muss, hat die Revisionsarbeiten der Verfassung, welche 
als weniger prioritär als das GG und das GPR eingestuft wurden, verzögert.

- Zeitplan
- Sommer 2004: Botschaft und Entwurf der Verfassungstexte an den Staatsrat.
- Zweites Semester 2004: Verabschiedung des Entwurfs durch den Staatsrat, anschliessend 

Überweisung an die parlamentarische Kommission.

> Prüfung der Neukonzeption der sozio-ökonomischen Regionen
- Diese Frage bildet Gegenstand einer umfassenden Revision auf Bundesebene im Rahmen der 

neuen Regionalpolitik (NRP). Die kantonalen Vollzugsbestimmungen sind in diesem Projekt 
vorgegeben.

- Die Vernehmlassung zum Projekt des Bundes über diese Revision wird auf den Frühling 2004 
erwartet. Die kantonalen Ausführungsbestimmungen sind an das Bundesprojekt gebunden und 
hängen ebenfalls von der Verfassungsrevision über die Bezirksordnung ab.

7. Grosse Projekte (Autobahn A9 und dritte Rhonekorrektion) evolutiv verwalten

Personalressourcen der Nationalstrassen für das Projekt der 3. Rhonekorrektion 
bereitstellen.

> Die Organisation sowie die Führungs- und Begleitstrukturen des Projekts sind unverändert und 
entsprechen dem Entscheid des Staatsrates vom 27. November 2002.

> Das Projektteam umfasst 13 Personen.

> Die Subventionsverhandlungen betreffend die Korrektion der Rhone und ihrer Nebenflüsse sind mit 
den Bundesämtern (BWG und ASTRA) im Gange.

Siehe auch Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau und Ziele des DVBU.

8. Optimierung der Kosten der kurativen und palliativen Betreuung

Die Kostenzunahme im Gesundheitswesen eindämmen, wobei gleichzeitig die Qualität und 
die Sicherheit der Leistungen zu erhalten ist

> Infolge der Annahme, durch den Grossen Rat, der Abänderung des Dekretes über das 
Gesundheitsnetz Wallis vom 4. September 2003, haben sich die Anstrengungen einerseits auf die 
Einsetzung einer Neuorganisation des Spitalwesens und andererseits auf die Verabschiedung des 
Spitalkonzeptes 2004 konzentriert;

> Mit Staatsratsentscheid vom 24. September 2003 wurde eine Arbeitsgruppe mit der Untersuchung der 
verschiedenen, möglichen Varianten beauftragt, die eine Vereinheitlichung der sozialen Bedingungen 
und der Lohnbedingungen des gesamten Personals der Spitäler in der Zuständigkeit des GNW 
ermöglichen. Zudem besteht die Zielsetzung des Staats rates mittelfristig darin, für eine 
Vereinheitlichung der sozialen Bedingungen und der Lohnbedingungen zwischen den Spitälern, den 
Pflegeheimen und den Sozialmedizinischen Zentren zu sorgen. Es ist zu erwähnen, dass auf den 
01.01.2004 keine grossen Unterschiede in den Arbeitsbedingungen dieser verschiedenen 
Tätigkeitsbereichen bestehen.

> Seit ungefähr einem Jahrzehnt verwaltet das Gesundheitsdepartement die meisten 
Gesundheitsinstitutionen über die Vergabe von Leistungsaufträgen. Demnach wurden im Rahmen der 
Annahme des Spitalkonzeptes 2004 den Spitälern neue Leistungsaufträge erteilt, die jene ersetzen,



welche im Jahre 1996 gewährt worden sind. Im selben Zusammenhang erstellt der Staats rat im 
Rahmen der Umsetzung des Spitalkonzeptes 2004 den Leistungsauftrag für das Gesundheitsnetz 
Wallis (GNW). Weiter wird der Leistungsauftrag der Sozialmedizinischen Regionalzentren aktualisiert 
werden. Schliesslich wird der Leistungsauftrag von verschiedenen Gesundheitsligen gegenwärtig 
revidiert.

> Die Verbesserung der Leistungs- und der Kostentransparenz der Spitäler ist eine stetige Zielsetzung 
des Staatsrates. Demnach führen die Walliser Spitäler heute eine Kostenträgerrechnung. Weiter 
ermitteln gewisse Spitäler die Kosten pro Garant und dementsprechend dank einer guten 
Datenerhebung pro Patient fest. Das GNW ist sich heute von der Wichtigkeit der 
Kostenträgerrechnung sowie von der daraus resultierenden Leistungserfassung im Bewussten. Die 
Instrumente zur Erfassung der Krankenpflegeleistungen, so wie der LEP oder der PRN gehören zu den 
Managementinstrumenten, die in jeder Anstalt aufgenommen werden.

> die Arbeiten des Steuerungsauschusses INFOVAL wurden abgeschlossen, wobei das zentralisierte 
und einheitliche Informatiksystem OPALE auf den 01.01.2004 für alle Spitäler verwirklicht worden ist. 
Gleichzeitig konnten die Projekte der Informatisierung der Pflegeheime für Betagte sowie der 
Sozialmedizinischen Zentren eingeleitet werden. Schliesslich wird in Anwendung des Bundesgesetzes 
über die Statistik das Informatiknetz der SMZ im Hinblick auf die Erstellung des Programmes SOSTAT 
auf den 01.01.2005 mit jenem der Dienststelle für Sozialwesen und des Bundesamtes für Statistik 
vereinbar sein.

> Infolge des Rückzuges des Bundes im Zusammenhang mit dem Entlastungsprogramm der
Bundesfinanzen sowie infolge der Aufhebung der Finanzierung der Institutionen für Drogenabhängige, 
wird der Kanton eine zusätzliche Last von rund 6 bis 8 Millionen Franken zu übernehmen haben. 
Daraus resultiert die Notwendigkeit, die Organisation des Netzes an Institutionen zu überdenken, damit 
soweit möglich die zur Verfügung stehenden Ressourcen optimiert werden können. Es ist nicht sicher, 
dass der Kanton die fehlenden Finanzierungsmittel vollumfänglich wird ausgleichen können. Damit 
dieser Lage gerecht werden kann, werden strukturelle (Geschäftsführung), operative (Zusammenarbeit 
zwischen den Institutionen) und politische Massnahmen (Ausrichtung des Leistungsangebotes auf die 
Bedürfnisse und auf die Ressourcen) notwendig sein.

> In Bezug auf die einheitliche Aufteilung der Lasten zwischen dem Kanton und den Gemeinden bei
gleichzeitiger Verhinderung des Lastentransfers wurde die Gesetzesvorlage der
ausserparlamentarischen Kommission mit einigen Abänderungen durch den Staats rat angenommen. 
Dieser Gesetzesentwurf über die Harmonisierung der Finanzierung der Sozialsysteme sowie der 
Systeme über die soziale und berufliche Wiedereingliederung wurde dem Grossen Rat unterbreitet. 
Die erste Lesung ist im April 2004 vorgesehen.

9. Die Organisation des Staates optimieren

Mittels organisatorischer Massnahmen eine rationellere Verwaltung anstreben

> Die Strukturen und Prozesse der einzelnen Organisationseinheiten der Kantonsverwaltung werden 
permanent hinterfragt und den internen und externen Qualitätsbedürfnissen angepasst. So wurden im 
Rahmen von verschiedenen Organisationsentwicklungen und hinsichtlich einer Optimierung der 
Organisations- und Kommunikationsstrukturen zahlreiche systemische und organisatorische
Restrukturierungsprozesse geplant. Sie wurden mittels zahlreicher Methoden und Techniken realisiert 
und führten zu verschiedenen Stellenumwandlungen oder -aufhebungen sowie internen Transfers. 
Den Erwartungen und Interessen der betroffenen Personen wurde dabei stets Rechnung getragen.
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